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Hor r  und Genossen an die Frau Bundes­
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des Präsidenten des Nationalrates auf die 
Anfrage der Abgeordneten Li b a l  und Ge­
nossen (TI-2560 d. B. zu TI-2555 d. B.) 

des Bundesministers für soziale Verwaltung 
auf die Anfrage der Abgeordneten Dipl.-Ing. 
Dr. Oskar We i h s  und Genossen (1184jA. B. 
zu 1179/.1) 

des Bundesministers für Verkehr und verstaat­
lichte Unternehmungen auf die Anfrage der 
Abgeordneten Pe t e r  und Genossen (1185j 
A. B. :zu 1218jJ) 

des Bundesministers für Bauten und Technik 
auf die Anfrage der Abgeordneten Dipl.-Ing. 
Dr. Oskar We i h s  und Genossen (1186jA. B. 
zu 1184jJ) 

des Bundeskanzlers auf die Anfrage der Abge­
ordneten Pe t e r  und Genossen (1187 jA. B. 
zu 1217/J) 

des Bundesministers für lnnel es auf die Anfl;age 
der Abgeordneten G u g g e n  b er g e r  und Ge­
nossen (1l88/A. B. zu 1195/J) 

des Bundeskanzlers auf die Anfrage der Ab­
geordneten He l l w a g n e r  und Genossen (1189/ 
A. B. zu 1205jJ) 

des Bundesministers für Bauten und Technik 
auf die Anfrage der Abgeordneten Exle r  
und Genossen (1190{A. B. z u  1208/J) 

des Bundesministers für Bauten und Technik 
auf die Anfra.ge der Abgeordneten J u n g w i r t h  
und Genossen (1l91/A. B .  z u  1233/J) 

des Bundesministers für soziale Verwaltung auf 
die Anfrage der Abgeordneten DDr. Pi t t er­
m a n n  und Genossen (1l92jA. B. zu 1250jJ) 

des Bundeskanzlers auf die Anfrage der Ab­
geordneten Ro b a k  und Genossen (1193jA. B. 
zu 1189/J) 

Beginn der Sitzung: 11 Uhr 

Vorsitzende: Präsident Dr. Maleta, Zwei­
ter Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner, Dritter 
Präsident Wallner. 

Präsident: Die Sitzung ist eröffn et. 

Die amtlichen Pr o t ok o l l e  der 138. und 
139. Sitzung des Nationalrates vom 7. Mai 
1969 sind in der Kanzlei aufgelegen, unbe­
anständet geblieben und gelten daher als ge­
nehmigt. 

K r a nk gemeldet ist der Abgeordnete Koste­
lecky. 

Mir ist der Antrag zugekommen, dem Ab­
geordneten Scheibengraf einen weiteren Ge­
n e su n g s u rlau b  gemäß § 12 Geschäftsord­
nungsgesetz zu erteilen. Wird dagegen ein 
Einwand erhoben 1 - Dies ist nicht der 
Fall. 

Fragestunde 

Präsident : Wir gelangen zur Fragestunde. 
Ich beginne jetzt - um 11 Uhr 3 Minuten -
mit dem Aufruf der Anfragen. 
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Bundesministerium für Finanzen legende Änderungen des gesamten Kurssystems 
in der westlichen Welt allenfalls zu einem 

Präsident: 1. Anfrage: Abgeordneter Dr. An- Überdenlten dieser Frage zwingen. drosch (SPÖ) an den Herrn Bundesminister 
für Finanzen, betreffend Auslandsverpfiich­
tungen Österreichs. 

2298/M 
Wie hoch waren per 31:. Dezember .1968 die 

Auslandsverpflichtungen Osterreichs Im Ver­
hältnis zur Währungsreserve? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Koren: 
Herr Abgeordneter! Die gesamten Auslands­
verpflichtungen Österreichs - also alle Aus­
landsverpflichtungen - betragen 32.402 Mil­
lionen Schilling per Stichtag 31. 12. 1968. 
Dem steht die Währungsreserve nach dem 
Ausweis der Notenbank von 38.983 Mil­
lionen Schilling gegenüber. Bei diesen Zahlen 
ist zu berücksichtigen, daß darin auch noch 
österreichische Forderungen an das Ausland 
nicht enthalten sind, die die Notenbank 
mit etwa 5,8 Milliarden Schilling beziffert. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Androsch: Herr Minister! 
Wenn man es ökonomisch betrachtet, heißt 
das, daß etwa zwei Drittel unserer Währungs­
reserven geborgt sind. Unter Berücksich­
tigung dieser Tatsache und mit Rücksicht 
auf die nachteiligen Folgen für die öster­
reichische Exportwirtschaft bei einer Auf­
wertung des Schillings frage ich Sie, warum 
Sie im Fernsehen von der Möglichkeit einer 
Aufwertung des Schillings gesprochen haben. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Koren: Herr Abge­
ordneter! Ich habe im Fernsehen in keiner 
Weise von einer Aufwertung des Schillings 
gesprochen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Androsch: Herr Ministerl 
Sind Sie dann der Meinung, daß es wünschens­
wert ist, die Parität des Schillings beizu­
behalten? Wenn ja, halten Sie es für zweck­
mäßig, wenn der Notenbankpräsident im 
Ausland - wie kürzlich in Köln - dafür ein­
tritt, zu flexiblen Wechselkursen überzu­
gehen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Koren: Herr Abge­
ordneter! Diese zwei Fragen stehen in keinem 
ursächlichen Zusammenhang. 

Zum ersten Teil Ihrer Frage: Ich bin selbst­
verständlich der Meinung, daß am Wechsel­
kurs des österreichischen Schillings festge­
halten werden soll, solange nicht grund-

Zu Ihrer zweiten Frage, die der Herr Prä­
sident der Notenbank nicht nur in Köln, 
sondern auch bei anderen Gelegenheiten an­
geschnitten hat: Hier geht es um eine Grund­
satzfrage, wie die Währungsordnung in der 
westlichen Welt künftig gestaltet werden 
soll, ob also beim jetzigen System starrer 
Wechselkurse mit einer geringen Bandbreite 
geblieben werden soll oder ob im Hinblick 
auf die ständig zunehmenden Störungen und 
Schwierigkeiten zu einem flexibleren System, 
das heißt zu einem System größerer Band­
breite übergegangen werden soll. 

Präsident: 2. Anfrage: Abgeordneter Meißl 
(F pO) an den Herrn Finanzminister, be­
treffend Novelle zum Umsatzsteuergesetz be­
treffend Verkauf von Gasöl. 

2335/M 
Werden Sie einen Ministerialentwurf für eine 

Novelle zum Umsatzsteuergesetz ausarbeiten 
lassen, welche vorsieht, daß der Verkauf von 
Gasöl durch Kohlenkleinhändler beziehungs­
weise Mineralölhändler künftig die gleiche 
steuerliche Behandlung erfährt wie der Verkauf 
desselben Produktes durch Tankstellenunter­
nehmungen ? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Koren: Herr Abge­
ordneter! Eine von Ihnen angefragte Novelle 
zum Umsatzsteuergesetz beabsichtige ich nicht 
ausarbeiten zu lassen. 

Präsident : Zusatzfrage. 

Abgeordneter MeißI: Herr Bundesminister! 
Es ist Ihnen sicherlich bekannt, daß die 
Bundeswirtschaftskammer schon mit dem 
gleichen Ersuchen an Sie herangetreten ist. 
Es ist Ihnen weiters bekannt, daß hier eine 
steuerliche Ungleichheit zwischen den Tank­
stellenbesitzern und den Mineralöl- und Koh­
lenkleinhändlern vorliegt. Denken Sie also 
nicht daran, diese steuerliche Ungerechtigkeit 
mit einer Novelle zu beseitigen � 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Koren: Herr Abge­
ordneter! Die Ungleichheit zwischen den bei­
den Handelsgruppen ist dadurch entstanden, 
daß den Tankstellen vor langer Zeit eine 
Pauschalierung der Kleinhandelsumsätze zu­
gestanden wurde. Diese Pauschalierung ent­
spricht heute nicht mehr den tatsächlichen 
Gegebenheiten. Die Korrektur kann also 
nur in der umgekehrten Richtung erfolgen, 
als Sie sie angesprochen haben. Diese Un-' 
gleichheit wird mit dem Übergang zur Mehr­
wertsteuer wegfallen. 
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Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Meißl: Herr Bundesminister! 
Können Sie dann in diesem Zusammenhang 
einen Termin nennen, bis zu dem diese Un­
gerechtigkeit im Zuge der Einführung der 
Mehrwertsteuer beseitigt werden kann � 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Koren: Herr Abge­
ordneter! An dem Entwurf zu einem Mehr­
wertsteuergesetz, das heißt zur Ersetzung 
der Umsatzsteuer durch die Mehrwertsteuer, 
wird sehr intensiv gearbeitet. (Abg. M e iß l :  
Also kein Termin !) 

Präsident: 3. Anfrage: Abgeordneter Eber­
hard (SPO) an den Herrn Finanzminister, 
betreffend Eingang aus der Kfz-Sondersteuer. 

2299/M 

Wie hoch ist der Eingang aus der Kfz-Sander­
steuer im ersten Quartal 1969? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Koren: Herr Abge­
ordneter! Die Eingänge aus der Kraft­
fahrzeug-Sondersteuer haben im ersten Quar­
tal 1969 81,5 Millionen Schilling betragen 
(Abg. Zei l l in ger: Weil ein "Roter" anfragt, 
leuchtet die rote Lampe !), und zwar im Monat 
Jänner 17,9 Millionen, im Monat Februar 
20,3 Millionen und im März 43,4 Millionen 
Schilling. (Abg. Ze i l l inger :  Wo ist die 
blaue Lampe, wenn ein Freiheitlicher fragt ?) 

Präsident: Zusatzfrage. (Abg. Ze i l linger: 
Proporz ! - Ruf bei der S PÖ : Blaue La­
terne ! - Heiterkeit.) Nur in der Kirche 
leuchtet das Ewige Licht immerwährend. 
(Beifall bei der ÖV P. - Abg. Ze i l l inger: 
Dort leuchtet es aber auch, wenn ein Frei­
heitlicher hineingeht, Herr Präsident !) Ab­
warten, Sie werden noch auf Ihre Rechnung 
kommen! ( Zwischenruf bei der SPO.) 

Abgeordneter Eberhard: Herr Bundesmini­
ster! Da der fiskalische Effekt einer neu ein­
geführten Steuer erst unter Berücksichtigung 
der durch diese neue Steuer hervorgerufenen 
Steuerausfälle bei den bestehenden Abgaben 
bewertet werden kann, frage ich Sie, wie hoch 
auf Grund des radikalen Rückganges von Neu­
zulassungen bei Kraftfahrzeugen die Steuer­
ausfälle im ersten Quartal 1969 - im be­
sonderen bei der Einkommensteuer, bei der 
Umsatzsteuer, bei der Ausgleichsteuer und 
bei den Zollgebühren - waren. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Koren: Herr Abge­
ordneter! Eine solche Rechnung kann ich 
Ihnen leider nicht vorlegen, da die von Ihnen 
angezogenen Steuern nicht für die betreffende 

Gruppe allein gerechnet werden können. Ich 
darf aber ergänzend hinzufügen, daß die 
seit September 1968 entstandenen Ausfälle an 
Neuzulassungen noch immer kleiner sind als 
die Mehrzulassungen, die als Vorauseffekt 
vor dem September 1968 eingetreten sind, 
und daß sich in den letzten Wochen die Zu­
lassungszahlen wieder der Normalhöhe ge­
nähert haben. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Eberhard: Herr Bundesmini­
ster! Sind Sie bereit, dem Hohen Hause 
die Zahlen zu meiner Anfrage zu liefern, also 
eine Zusammenfassung aller Steuerausfälle � 
Und zweitens möchte ich Sie fragen: Welche 
Eingänge aus der Kfz-Sonderabgabe erwarten 
Sie, Herr Minister, auf Grund der derzeitigen 
Entwicklung insgesamt für das ganze Jahr 
1969 ? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Koren: Herr Abge­
ordneter! Zum ersten Teil Ihrer Frage darf 
ich Ihnen sagen, daß ich dem Hohen Haus 
gern alle Berechnungen vorlege, die möglich 
sind; das ist aber nur zum Teil denkbar. 
Ich kann Ihnen vorlegen die Differenz zwischen 
den Zolleinnahmen im Jahre 1968 und im 
Jahre 1969, ich kann aber die anderen von 
Ihnen angesprochenen Angaben beim besten 
Willen nicht geben, da dazu die Staats­
verrechnung technisch nicht in der Lage ist, 
weil man Ausfälle an Einkommen- oder Um­
satzsteuer nicht berechnen kann bezogen auf 
einzelne Betriebszweige. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage darf ich 
Ihnen sagen, daß ich mit einer Mehreinnahme 
gegenüber dem budgetierten Ausmaß bei der 
Kraftfahrzeug-Sondersteuer im heurigen Jahre 
rechne, da schon das Märzergebnis diese 
Tangente erreicht hat und das Aprilergebnis 
mit 58,4 Millionen Schilling über der Jahres­
tangente liegt. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Bauten und Technik 

Präsident: 4. Anfrage: Abgeordneter Ing. 
Häuser (SPÖ) an den Herrn Bundesminister 
für Bauten und Technik, betreffend Fertig­
stellung des Allgemeinen Krankenhauses in 
Wien. 

2306/M 
Wann ist mit der Fertigstellung des Neu­

baues für das Allgemeine Krankenhaus .zu 
rechnen, wenn - wie im Bundesfinanzgesetz 
1969 - jährliche Bauraten in Höhe von nur 
65 Millionen Schilling zur Verfügung stehen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 
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Bundesminister für Bauten und Technik 
Dr. Kotzina: Der Bauleitung für den Neubau 
des Allgemeinen Krankenhauses - der auch 
die Universitätskliniken beherbergt - steht 
nicht nur der Betrag von 65 Millionen, sondern 
unter Berücksichtigung des Beitrages der 
Stadt Wien ein Gesamtbetrag von 130 Millionen 
Schilling zur Verfügung. Im Jahre 1969 war 
eine höhere Baurate vor allem auch deshalb 
nicht erforderlich, weil das Konto der Bau­
leitung, das vom Bund und der Gemeinde 
Wien gespeist wird, durch Unterschreitungen 
der Kostenschätzungen und bautechnisch be­
dingte Verzögerungen noch einen solchen Saldo 
aufweist, daß aus ihm auch 1969 noch Ausga­
ben bedeckt werden können, ohne vorerst 
die Baurate 1969 angreifen zu müssen. Das 
Baugeschehen ist insbesondere auch von dem 
Gesichtspunkt zu betrachten, daß zumeist 
vorher alte Gebäudeteile freigemacht werden 
müssen, um an deren Stelle dann die neuen 
Gebäudeteile errichten zu können. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Ing. Häuser: Herr Minister! Ich 
stelle fürs erste fest, daß Sie meiner Frage ausge­
wichen sind. (Abg. P e t  e r :  Das macht er doch 
immer !) Denn ich habe konkret um den Zeit­
punkt gefragt, wann dieses Allgemeine Kranken­
haus - bei einer Zuwendung von 65 Millionen 
Schilling - fertiggestellt werden kann. Ich 
stelle zweitens fest, Herr Minister, daß es hier 
nur um den Betrag von 65 Millionen geht, 
die der Bund zuschießt. Wenn Sie hier die 
Zahl 130 Millionen angeben, ist der Anteil 
der Gemeinde Wien mit eingeschlossen. 

Darf ich Sie also nochmals fragen: Wann, 
glauben Sie, kann mit der Fertigstellung ge­
rechnet werden, wenn der Bund so wenig Mittel 
für die Errichtung dieses notwendigen Baues 
zur Verfügung stellt? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina: Zunächst 
möchte ich festhalten, Herr Abgeordneter, 
daß nicht der Bund allein über diese jeweiligen 
Jahresbauraten bestimmt, sondern im Ein­
vernehmen mit der Stadt Wien. Ich habe 
in der ersten Anfragebeantwortung auch klar­
gestellt, daß die anteilige Kostenbeitrags­
leistung erfolgt. Ich bin nicht in der Lage, 
heute zu sagen, wann voraussichtlich das All­
gemeine Krankenhaus fertiggestellt werden 
wird. (Abg. Pe t er :  Das heißt, Kotzina wird 
nicht mehr Minister sein !) Sicher nicht! 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Ing. Häuser: Herr Minister! 
Ich muß wieder etwas richtigstellen. Sie sagen, 
daß die Festlegung der Gesamtsumme für die 
Errichtung des Baues "im Einvernehmen" 

mit der Gemeinde Wien erfolgt. Ihnen, Herr 
Minister, ist bekannt, daß die Gemeinde Wien 
seit jeher zu jedem Betrag bereit war; nur 
ist die Festlegung getroffen, daß den gleichen 
Betrag der Bund zuzuschießen hat. Das 
bedeutet also mit Ihrer Beantwortung der 
ersten Zusatzfrage, daß auf Grund der gerin­
gen Zuwendung des Bundes für die Errichtung 
dieses Baues Sie selbst nicht einmal abschätzen 
können, wann der Bau fertig wird. Das heißt, 
die gesamte Verantwortung für die Verzögerung 
liegt beim Bund selbst. Wollen Sie das be­
stätigen � (Heiterkeit bei der O VP. - Bundes­
minister Dr. Koren spricht mit Bundesminister 
Dr. Kotzina. - Abg. Peter: Nicht einsagen ! ­
Neuerliche Heiterkeit.) 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina : Herr Abge­
ordneter! Diese Frage bzw. die Antwort, 
die Sie sich selbst gegeben haben, kann und 
werde ich nicht bestätigen. Ich möchte aber 
darauf hinweisen - und das ist Ihnen, Herr 
Abgeordneter, so bekannt wie mir -, daß das 
Bundesbudget jährlich die jeweiligen Bauraten 
weitgehend vorsieht und es daher vom jeweiligen 
Bundesbudget, auf mehrere Jahre bezogen, 
abhängig sein wird, in welchem Umfang der 
Bund Bauraten leisten wird. Daraus wird er­
kennbar sein - aber nicht von vornherein -, 
in wieviel Jahren der Bund und die Stadt Wien 
gemeinsam das Allgemeine Krankenhaus finan­
zieren und damit auch bauen werden. ( Abg. 
Ben y a : Wir haben die Bestätigung!) 

Präsident: 5. Anfrage: Abgeordneter Regens­
burger (OVP) an den Herrn Bautenminister, 
betreffend Salzstreuung auf den Straßen. 

2321JM 

Angesichts der zahlreichen Frostschäden auf 
den österreichisohen Bundesstraßen frage ioh 
Sie, Herr Minister, ob dem Bundesministerium 
für Bauten und Technik Untersuchungsergeb­
nisse darüber vorliegen, daß die Vorteile der 
Salz streuung auf den Straßen die dabei auf­
tretenden N aohteile aufwiegen. 

Präsident: Herr Minister. (Abg. W e  i k hart : 
Beim Regensburger leuchtet es rot !) 

Bundesminister Dr. Kotzina: Herr Abge­
ordneter! Die Vorteile der Salzstreuung sind: 
Apere Straßen im Winter und damit keine 
Herabsetzung der Flüssigkeit des Verkehrs; 
nachweisbare Erhöhung der Verkehrssicher­
heit - im Bundesland Niederösterreich konnte 
ein Rückgang der durch winterliche Verhält­
nisse verursachten Verkehrsunfälle bis zu 
80 Prozent festgestellt werden -; eine ge­
salzene Fahrbahn im nassen Zustand ist nur 
wenig glatter als eine regennasse Fahrbahn. 
Die Salzstreuung ist auch wirtschaftlich der 
Splitt streuung überlegen. Außerdem ist der 
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Bundesminister Dr. Kotzina 

Streu splitt im Frühjahr nur auf schwierige 
Weise zu entfernen, während bei der Salz­
streuung keine Nachbehandlung notwendig 
ist. 

Als Nachteile der Salzstreuung sind fest­
zustellen, daß Deckenschäden unter gewissen 
Umständen entstehen können und sich eine 
erhöhte Korrosion von Stahlteilen an Kraft­
fahrzeugen zeigt. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Regensburger : Herr Bundes­
minister! Die Begründung, daß die Salzstreu­
ung die Sicherheit im Straßenverkehr bedeu­
tend erhöht hat, ist imponierend. Aber es ist 
ebenso bekannt, daß die Korrosionsschäden 
an den Kraftfahrzeugen, durch die Salzstreuung 
hervorgerufen, erschreckend sind. Ich bitte Sie, 
uns zu sagen, ob es eine Möglichkeit gibt, 
die Salzstreuung so vorzunehmen, daß die 
Korrosionsschäden an Kraftfahrzeugen, wie 
sie bisher aufgetreten sind, vermindert werden. 
(Abg . Dr. Kle iner: Ein harmloses Salz !) 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina: Herr Abge­
ordneter! Es werden unentwegt Versuche 
bei den einschlägigen wissenschaftlichen In­
stituten durchgeführt, um diese Schäden, 
von denen Sie sprechen, auf ein Minimum 
zurückzuführen. Es sind durch neue Methoden 
und neue Mittel, die bei dieser Salzstreuung 
angewendet wurden, gewisse Minderungen 
dieser Nachteile zu verzeichnen gewesen. 
Dieses Problem wird immer wieder nicht nur 
studiert, sondern die Methoden werden auf 
Grund von Forschungsergebnissen jeweils auch 
abgeändert. 

Im übrigen darf ich darauf hinweisen, daß 
wir uns auch internationale Erkenntnisse zu­
nutze machen, daß also nicht nur auf Grund 
der Erkenntnisse, die in Österreich gewonnen 
wurden, diese Probleme der Sicherheit der 
Straßen im Winter behandelt werden. 

Präsident: Zweite Zusatz frage. 

Abgeordneter Regensburger: Herr Bundes­
minister! Ein weiterer Nachteil bei der Salz­
streuung ist insofern aufgetreten, als das 
Landschaftsbild speziell in Fremdenverkehrs­
gebieten durch die salzbestreute Straße leidet 
und durch die Schmutzteile, die in die Häuser 
getragen werden, Teppiche, Böden und so 
weiter beschädigt werden. Herr Bundesmini­
ster! Sehen Sie eine Möglichkeit, im Zusam­
menhang mit der Salzstreuung mit den Ge­
meinden speziell in Fremdenverkehrsgebieten 
Fühlung aufzunehmen und festzustellen, ob 
sie die Salz streuung durch die Ortschaften 
wollen oder nicht und ob die Möglichkeit 
besteht, jeweils vor den Ortschaften - ich 

glaube, das muß ungefähr 3 km vor Beginn 
der Ortschaft sein - mit der Salzstreuung 
aufzuhören, um das Landschaftsbild im Winter 
zu wahren und die Beschädigungen an Haus­
rat und so weiter hintanzuhalten � 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina: Herr Abge­
ordneter! Um auf diese Schwierigkeiten, auf 
die Sie eben hingewiesen haben, Rücksicht 
zu nehmen, wurden bereits im letzten Winter 
in verschiedenen Fremdenverkehrsgebieten im 
Einvernehmen mit den Landesbaudirektionen 
und den betroffenen Gemeinden solche Pro­
gramme durchgeführt, indem eben vor dem 
jeweiligen Fremdenverkehrsort die Salzstreu­
ung beendet und erst am Ende des Ortes 
fortgesetzt wurde. 

Inwieweit es möglich ist, durch ein Gesamt­
programm auf diese Probleme Rücksicht 
zu nehmen, wird sich erst auf Grund der 
Besprechungen erweisen, die gegenwärtig zwi­
schen den Landesbaudirektionen und den 
Fremdenverkehrsgemeinden laufen. 

Präsident: 6. Anfrage: Abgeordneter Meißl 
(FPO) an den Herrn Bautenminister, be­
treffend Bundeshandelsakademie in Feldbach. 

2337/M 

Wann wird die Planung für die Errichtung 
eines Gebäudes für die Bundeshandelsakademie 
in Feldbach abgeschlossen sein ? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina: Für die Bun. 
deshandelsakademie in Feldbach wurden bisher 
nur Verbauungsstudien vorgenommen. Ein 
Planungs auftrag kann erst dann erteilt werden, 
wenn das genaue Raum- und Funktions­
programm vom Unterrichtsministerium dem 
Bautenministerium vorgelegt wird. Ein solches 
Raum- und Funktionsprogramm liegt noch 
nicht vor. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Meißl: Herr Bundesminister I 
Sie haben bereits in einer Anfragebeantworlung 
erklärt, daß es - ich darf das zitieren -, 
da die Schulorganisation derzeit im Umbruch 
begriffen sei, zweckmäßig erscheine, die 
Planung erst später durchzuführen. Sind Sie 
weiterhin der Meinung, daß die Schulorgani. 
sation in einem Umbruch begriffen ist 1 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina: Darüber, Herr 
Abgeordneter, habe ich als Ressortminister 
nicht zu befinden. Ich habe als Ressort­
minister das Raum- und Funktionsprogramm 
des Unterrichtsressorts abzuwarten und auf 
Grund dessen meine entsprechenden Weisungen 
an die zuständige Sektion zu geben. 
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Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Meißl: Herr Bundesminister I 
Wann werden Sie Ihrer Meinung nach vom 
Unterrichtsministerium dieses Funktions­
programm erhalten können � 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina: Herr Abge­
ordneter, bitte diese Frage unmittelbar an 
den Herrn Unterrichtsminister zu richten. 
(Abg. Pe t e r: "Kugerlscheiben unter Regierungs­
mitgliedern " nennt man das !) 

Präsident: 7. Anfrage: Abgeordneter Pay 
(SPO) an den Herrn Bautenminister, be­
treffend Ausbau der Bundesstraße 77. 

2308/1\1 

Wann ist mit dem weiteren Ausbau der 
Bundesstraße 77 (Sobother Straße), Baulos 
steirische Landesgrenze--La.vamünd, zu rech­
nen ? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina: Nachdem be­
reits im Jahre 1968 mit der vorläufigen Ent­
staubung des Abschnittes "Magdalensberg­
Lavamünd" der Westrampe der Sobother 
Bundesstraße begonnen wurde, ist, außer der 
Fortsetzung dieser Arbeiten im heurigen Jahr, 
auch der Abschnitt "Landesgrenze-Magda­
lensberg" als Zwischenausbau in das Bau­
programm 1969 aufgenommen worden. 

Ferner ist im Jahre 1969 vorgesehen, den 
Vollausbau der Steilrampe Magdalensberg­
Lavamünd durch Inangriffnahme der brücken­
baulichen Arbeiten zu beginnen. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Pay:· Herr Bundesminister! 
Sie haben mir erklärt, es sei vorgesehen, 
diese Arbeiten durchzuführen. Von Gemeinde­
funktionären des Gerichts bezirkes Eibiswald 
wurde mir berichtet, daß man dabei sei, 
einen Teil der Baumaschinen in diesem Gebiet, 
die zur Vollendung der Arbeiten dieser Teil­
strecke benötigt würden, abzuziehen. 

Ich möchte Sie also fragen, Herr Bundes­
minister: Stimmt es effektiv, daß die Weiter­
führung dieser Arbeiten, die ein landschaftlich 
sehr schönes Gebiet erschließen, doch in 
diesem Jahre fortgesetzt wird, und zwar 
von der steirischen Landesgrenze bis nach 
Lavamünd in Kärnten ? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina : Herr Abge­
ordneter! Ich habe eben das Bauprogramm 
an der Sobother Bundesstraße, und zwar 
von der steirischen Landesgrenze an, dar­
gelegt. Die entsprechenden Aufträge, die sich 
auf Grund dieses Bauprogramms ergeben, 

werden zweifelsohne auch vergeben werden. 
Es ist dafür auch ein Baukredit für diesen 
Abschnitt, von dem ich eben gesprochen habe, 
in der Höhe von 7 % Millionen Schilling im 
Budget vorgesehen. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Landesverteidigung 

Präsident: 8. Anfra.ge: Abgeordneter Steiner 
(0 V P) an den Herrn Bundesminister für 
Landesverteidigung, betreffend Ausstattung 
von Reservisten. 

2314/M 

Wird es möglich sein, im Jahre 1969 eine 
größere Zahl von Reservisten als im Jahre 1968 
mit Bekleidungs- und Ausrüstungsgegenständen 
auszustatten ? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister für Landesverteidigung 
Dr. Prader: Herr Abgeordneter! Während 
im Jahre 1968 die zum Kampfanzug gehören­
den Bekleidungs- und Ausrüstungsgegenstände 
für etwa 1000 Mann bei den Inspektionen und 
Instruktionen zusätzlich ausgegeben werden 
konnten, besteht im heurigen Jahr die Mög­
lichkeit, insgesamt 9000 Reservisten damit 
neU auszustatten. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Steiner: Wird es möglich sein, 
Herr Bundesminister, im kommenden Jahr 
diese Ausrüstungsaufwendungen noch zu 
steigern ? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abge­
ordneter! Wir haben vor, die Ausrüstung 
der Reservisten weiter zu steigern, dies ins­
besondere auch im Zusammenhang mit dem 
von der Regierung erstellten Sofortprogramm. 

Präsident: 9. Anfrage: Abgeordneter Troll 
(S pO) an den Herrn Verteidigungsminister , 
betreffend Abonnement der "Bunten Öster­
reich -Illustrierten" . 

2318/M 
.. Wie viele Exemplare der ÖVP-nahen "Bunten 
Osterreich -Illustrierten" , die keineswegs als 
einschlägige Fachzeitschrift bezeichnet werden 
kann, hat das Bundesheer abonniert ? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abge­
ordneter! Zunächst möchte ich feststellen, 
daß das Bundesheer den Soldaten keineswegs 
nur einschlägige Fachzeitschriften zur Ver­
fügung stellt, sondern auch Tageszeitungen 
und illustrierte Wochenzeitschriften, die der 
Information der Soldaten über das laufende 
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Bundesminister Dr. Prader 

Tagesgeschehen dienen und die zur Freizeit­
lektüre in den Betreuungsräumen der Kasernen 
sowie in den Krankenabteilungen auf liegen. 

An illustrierten Wochenzeitschriften sind 
vom Bundesheer 446 Exemplare der "Bunten 
Österreich-Illustrierten" und 462 Exemplare 
der illustrierten Zeitschrift "Stern" abonniert. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Troll: Herr Bundesminister! 
Ist es dann reiner Zufall, daß die Auflagen­
ziffer der der ÖVP nahestehenden "Bunten 
Österreich-Illustrierten" größer ist als die der 
Fachzeitschrift "Der Soldat" 1 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abge­
ordneter! Das richtet sich nach den An­
forderungen und den Bedürfnissen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Troll: Bestimmen das also 
ausschließlich die Kasernenkommandos � Denn 
es geht aus einer Aufstellung hervor, daß 
von den 44 Kasernen nur 38 die Zeitschrift 
"Der Soldat" beziehen, während alle Kasernen 
- bis auf eine diese ÖVP-Illustrierte be­
ziehen. 

Können Sie uns auch in dem Zusammen­
hang sagen: Was kostet den österreichischen 
Steuerzahler die "Bunte Österreich-Illustrierte" 
pro Jahr für diese Auflage? (Zwischenruf 
des Abg. Glase r.) 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abge­
ordneter! Ich habe Ihnen schon erklärt, 
daß die Bedarfsanforderungen - natürlich 
gemeinsam mit den hiefür zur Verfügung 
stehenden Budgetmitteln - die jeweilige Ab­
stimmung ergeben. Das betrifft ja nicht nur 
die illustrierten Zeitschriften, die natürlich 
an sich als Unterhaltungslektüre gerne gelesen 
werden, sondern auch alle übrigen Zeitungen, 
die das Bundesheer abonniert hat. 

Präsident: 10. Anfrage:. Abgeordneter Töd­
ling (0 V P) an den Herrn Verteidigungs­
minister, betreffend Bundesfachschule für Flug­
technik. 

2315/M 

Ist Vorsorge getroffen, daß die Bundesfach. 
schule für Flugtechnik, die im September vorigen 
Jahres auf dem Fliegerhorst in Lagenlebarn ihre 
Tätigkeit aufgenommen hat, auch von zivilen 
Schülern besucht werden kann? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr A bge­
ordneter! Wenngleich die Bundesfachschule 
für Flugtechnik in erster Linie der Ausbildung 

des von den Luftstreitkräften benötigten flug­
technischen Personals dienen soll, handelt 
es sich dabei um eine öffentliche Bundes­
fachschule. Sie kann somit auch von allen 
zivilen Schülern nach Absolvierung der Pflicht­
schule und Bestehen einer Aufnahmeprüfung 
besucht werden. Während im ersten Schul­
jahr 1966/67 aus organisatorischen Gründen 
noch keine zivilen Schüler aufgenommen wer­
den konnten, erfolgten ab dem Schuljahr 
1967/68 öffentliche Ausschreibungen für die 
Aufnahme in diese Schule. 

Derzeit befinden sich im ersten Jahrgang 
der Schule zwanzig und im zweiten Jahrgang 
acht zivile Schüler. Zu ihrer Unterbringung wird 
am Fliegerhorst Brumowski in Langenle barn 
ein Internat geführt. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Tödling: Herr Bundesminister! 
Im Vorjahr waren die Mitglieder des Ver­
teidigungsausschusses zu einer Besichtigung 
in Langenlebarn eingeladen. Ich erinnere mich, 
daß wir dort eine Reihe von Baustellen vor­
gefunden haben. Sind die begonnenen Gebäude 
nun so fertiggestellt, daß auch diese zivilen 
Schüler ordnungsgemäß untergebracht werden 
können 1 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abge­
ordneter! Das Schulgebäude ist fertiggestellt. 
Es fehlt noch der Werkstättentrakt und der 
Turnsaaltrakt. Die Werkstättenausbildung er­
folgt derzeit in den Werkstätten der Werft­
kompanie in Langenlebarn. In Durchführung 
des Sofortprogramms, das die Bundesregierung 
vorgelegt hat, wird nun auch die Herstellung 
des Werkstättentraktes erfolgen. 

Präsident: 11. Anfrage : Abgeordneter Jung­
wirth (SPO) an den Herrn Verteidigungs­
minister, betreffend Absage einer Nachtübung. 

2323{M 

Ist es richtig, daß eine bereits angeordnete 
Nachtübung in der Kaserne Landeck am 24. Fe­
ber 1969 abgesagt wurde, um den Unteroffizieren 
und Mannschaften die Teilnahme an einer 
politischen Versammlung des Vizekanzlers Dok­
tor Withalm zu ermöglichen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abge­
ordneter! Die zur Klärung des Sachverhaltes 
eingeleitete Untersuchung hat ergeben, daß 
der Kommandant der 6. Tragtierkompanie 
in Landeck eine für den 24. Februar 1969 
angesetzte Nachtübung verschoben hat, um 
den Kompanieangehörigen den Besuch eines 
Vortrages von Vizekanzler Dr. Withalm zu 
ermöglichen. 
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Bundesminister Dr. Prader 

Der· Kommandant hat dadurch gegen die 
Vorschriften verstoßen, die eine Verschiebung 
derartiger Übungen nur mit Zustimmung des 
vorgesetzten Kommandanten vorsehen. 

Der Kommandant der 6. Tragtierkompanie 
wurde daher vom Kommandanten der 6. Jäger­
brigade am 27. März 1969 gemäß § 5 Heeres­
disziplinargesetz mit einer Rüge bestraft. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Jungwirth: Herr Bundes­
minister! Ist Ihnen bekannt, daß das keine 
öffentliche Versammlung war, sondern daß 
das lediglich eine interne Besprechung der 
ÖAAB-Funktionäre von Landeck gewesen ist � 
Vielleicht hat Herr Oberstleutnant Zwiletitsch 
aus Achtung und Ehrfurcht vor dem Herrn 
Generalsekretär Klubobmann Vizekanzler 
Dr. Withalm diese Nachtübung abgesagt. 

Ich möchte Sie, Herr Bundesminister, daher 
fragen, ob Sie bereit sind, eine ministerielle 
Weisung an die Kommandanten zu erlassen, 
daß in Hinkunft bei Versammlungen von 
ÖVP-Regierungsmitgliedern der Dienstbetrieb 
nicht beeinträchtigt werden darf. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abge­
ordneter! In meiner Antwort habe 
ich darauf hingewiesen, daß Veränderun­
gen des Dienstplanes durch Kompaniekom­
mandanten nicht ohne Genehmigung der vor­
gesetzten Kommandanten durchgeführt werden 
dürfen. Das ist eine generelle Bestimmung. 
Gegen diese Bestimmung wurde verstoßen, 
daher ist auch die Bestrafung erfolgt. Einer 
besonderen Weisung diesbezüglich bedarf es 
nicht, weil diese Bestimmung bekanntlich 
- ich habe es ausgeführt - schon besteht. 

Präsident: 12. Anfrage: Abgeordneter Ofen­
böck (Ö V P) an den Herrn Verteidigungs­
minister , betreffend Sport-Spitzenleistungen 
von Soldaten. 

2322/M 

Sind Ihnen, Herr Minister, Berichte darüber 
zugegangen, in welchen Sportarten Soldaten 
des Bundesheeres im vergangenen .T ahr inter­
national anerkannte Spitzenleistungen erbracht 
haben ? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abge­
ordneter! Sportler aus dem Bundesheer haben 
im vergangenen Jahr nicht nur bei Wett­
kämpfen und Meisterschaften im Inland, 
sondern darüber hinaus auch bei internatio­
nalen Bewerben hervorragend abgeschnitten 
und auch besondere Anerkennung gefunden. 

Ich darf, und zwar in alphabetischer Reihen­
folge, zunächst die Fallschirmspringer er-

wähnen, welche beachtliche Erfolge, insbe­
sondere einen 8. Rang bei den Weltmeister­
schaften in Graz, erringen konnten. 

Weiters sind die Fechter hervorzuheben. 
So errang Stabswachtmeister Polzhuber bei 
den Olympischen Sommerspielen in Mexiko 
einen 5. Rang im Degenfechten. 

Auch im militärischen Fünfkampf hat sich 
die Mannschaft des österreichischen Bundes­
heeres unter anderem den 5. Platz in der 
Nationenwertung bei den XX. Internationalen 
Militärmeisterschaften erobert. 

Die Mannschaft im Modernen Fünfkampf 
konnte bei den Internationalen Militärmeister­
schaften in Rom den 2. Platz erobern. 

Auf dem Gebiete des Motorradwertungs­
sportes sollen besonders die Erfolge des Of­
fizierstellvertreters Wabnig hervorgehoben 
werden, der unter anderem neben zahlreichen 
anderen Spitzenplätzen bei der Internationalen 
Österreichischen Alpenfahrt den 2 .  Platz in 
der Gesamtwertung und den 1. Platz in der 
Europameisterschaftswertung bis zu 500 cm 3 
erreichte. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Ofenböck: Herr Bundes­
minister! Es ist richtig, daß Athleten, die etwa 
in Mexiko gut abgeschnitten haben, allgemein 
auf die optimalen Trainingsmöglichkeiten, die 
ihnen geboten wurden, hinweisen können. 
Dadurch konnten diese Leistungen entstehen. 

Herr Bundesminister! Welche Maßnahmen 
haben Sie getroffen, daß die Athleten des 
Bundesheeres nicht nur in den hiefür vor­
gesehenen Kasernen, sondern auch in allen 
jenen Kasernen, in denen Leichtathletik­
anlagen und Trainingsbahnen noch nicht 
bestehen, trainieren können, damit allen Talen­
ten, die sich im Bundesheer dem Sport wid­
men, die optimalen Möglichkeiten geboten 
werden können � 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abge­
ordneter! Ich habe schon im Zusammenhang 
mit der Beantwortung einer ähnlichen Anfrage 
ausgeführt, daß wir ein Zehnjahresprogramm 
für den Sportstättenbau in den Kasernen des 
Bundesheeres ausgearbeitet haben, das derzeit 
durchgeführt wird. Darüber hinaus werden 
besonders talentierte Sportler, die sich eben 
zum Einsatz für solche Konkurrenzen eignen, 
zu Trainingskursen herangezogen. Sie haben 
dann die Möglichkeit, auch entsprechend in 
Form zu kommen. 

Präsident: 13. Anfrage: Abgeordneter Moser 
(S PÖ) an den Herrn Verteidigungsminister , 
betreffend Verwendung der im Budget prä­
liminierten " Mietzinsvorauszahlungen ". 
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2340/M 

Welche Erklärung geben Sie dem Hohen Haus 
für die Tatsache, daß die im Budget 1968 prä­
liminierten "Mietzinsvorauszahlungen" in Höhe 
von insgesamt 20 Millionen Schilling vom Lan­
desverteidigungsministerium .�u 93,8 Prozent 
für niederösterreichische OAAB-Wohnungs­
genossenschaften verwendet wurden ? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abge­
ordneter ! Laut Verbandsregister der Gemein­
nützigen Wohnbauunternehmen gibt es keine 
ÖAAB-Wohnbaugenossenschaften. Bereits in 
Beantwortung der an mich gerichteten schrift­
lichen Anfrage der Abgeordneten zum National­
rat Mondl, Steininger und Genossen, Nr. 1067/J, 
habe ich eine übersicht der Wohnbauunter­
nehmen sowie der Wohnbauprojekte gegeben, 
hinsichtlich derer seitens des Bundesministe­
riums für Landesverteidigung Mietzinsvoraus­
zahlungen im Jahr 1968 geleistet wurden. 

Was die Zuweisung dieser Mittel an die 
einzelnen Wohnbauunternehmen betrifft, er­
scheint es begreiflich, daß der Schwerpunkt 
der Förderung sich nach dem Wohnraumbedarf 
orientiert. 

Auf Grund der derzeit vorliegenden An­
träge ergibt sich folgender Wohnungsbedarf 
in den einzelnen Ländern : In Wien 368 Woh­
nungswerber, das sind 17,5 Prozent ; in 
Niederösterreich 466 Wohnungswerber, das 
sind 22 Prozent ; im Burgenland 86 Wohnungs­
werber, das sind 4 Prozent ; in Oberösterreich 
370, das sind 1 7,5 Prozent ; in der Steier­
mark 261 , das sind 12,5 Prozent ; in Kärnten 
184, das sind 9 Prozent ; in Salzburg 189, 
das sind 9 Prozent ; in Tiro1 144, das sind 7 Pro­
zent ; in Vorarlberg 35, das sind 1 ,5 Prozent. 
Insgesamt also 2103 Wohnungswerber, und 
diese Zahl erfüllt die Gesamtsumme von 
100 Prozent. 

Von den 20 Millionen Schilling, die für Miet­
zinsvorauszahlungen im Jahre 1968 ausgegeben 
wurden, entfielen nur 4,790.000 S auf eine 
Genossenschaft, die im Genossenschaftsregister 
als niederösterreichische Genossenschaft ein­
getragen und ausgewiesen ist . Es handelt 
sich um die Niederösterreichische Bau­
und Siedlungsgenossenschaft für Arbeiter und 
Angestellte. 

Das Bundesministerium für Landesverteidi­
gung verfolgt bei der Beschaffung von Natural­
wohnungen für Ressortangehörige zwei Wege, 
und zwar : 

a) Wohnungen, die ausschließlich mit Res­
Bortmitteln durch das Bundesministerium für 
Bauten und Technik errichtet werden, und 

b) Wohnungen, die durch Generalmiet­
verträge in Bauten Gemeinnütziger Wohnbau­
vereinigungen angemietet werden, wobei das 

Bundesministerium für Landesverteidigung im 
Wege über die BUWOG die sonst üblichen 
erforderlichen Eigenmittel in Form von Miet­
zinsvorauszahlungen zur Verfügung stellt. 

Wo immer Wohnbauvereinigungen dem Res­
sort geeignete Wohnobjekte angeboten haben, 
haben wir dieses Angebot sofort angenommen. 

Im Jahre 1968 wurden mit Ressortmitteln 
insgesamt 146 Wohnungen, im Wege der 
Anmietung von Genossenschaftswohnun­
gen 212, insgesamt also 358 Wohnungen zur 
Verfügung gestellt. 128 Wohneinheiten be­
fanden sich außerdem im Jahre 1968 im Bau. 

Der Aufwand für die Ressortbauten betrug 
34,4 Millionen Schilling, für die Genossen­
schaftsbauten 20 Millionen Schilling. 

Zu beachten ist ferner, daß mangels 
geeignete Baugründe in Wien ein Großteil 
der Wiener Garnisonsangehörigen in Bau­
vorhaben in den Randgebieten um Wien wahn­
versorgt werden muß. 

Präsident : Zusatzfrage. 

Abgeordneter Moser: Herr Bundesminister ! 
Aus Ihrer Aufzählung über den Wohnungs­
bedarf in den einzelnen Bundesländern ergibt 
sich, daß für den Raum Wien und Nieder­
österreich zusammen, wenn ich richtig gehört 
habe, ein Bedarf von 39 Prozent besteht. 
Demgegenüber haben Sie praktisch noch be­
stätigt, daß sich für das Jahr 1968 folgendes 
ergibt - ich möchte jetzt nicht auf die Frage 
eingehen, ob es offizielle Namen "ÖAAB­
Wohnungsgenossenschaften" im Verbands­
register gibt oder nicht, i ch glaube, wir beide 
verstehen uns, was wir darunter zu meinen 
haben (Bravorufe bei der Ö V P) - : Es ergibt 
sich also daraus, daß 61 Prozent des Wohn­
bedarfes in den anderen Bundesländern liegen 
und demgegenüber mehr als 90 Prozent der 
für Genossenschaften vorgesehenen 20 Millio­
nen in Niederösterreich vergeben wurden. 

Herr Minister ! Ich frage Sie : Wie erfolgt 
diese Vergabe � Werden dem Bundesheer 
Wohnungen einfach angeboten, oder sucht das 
Bundesheer Wohnungen und beauftragt es 
dann mit der Errichtung von Gebäuden ein­
zelne Wohnbaugenossenschaften � Wenn das 
erste zutrifft, frage ich : Was ist die Ursache 
dafür, daß aus dem Bereich der Steiermark 
zum Beispiel, wo 12,5 Prozent, und aus dem 
Bereich von Kärnten, wo 9 Prozent, also 
zusammen immerhin 21 Prozent der wohnung­
suchenden Bediensteten des Bundesheeres auf­
scheinen, solche Angebote nicht erfolgt sind ? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abge­
ordneter ! Solche Angebote, wenn ich gleich 
auf Ihre letzte Frage antworten darf - es 
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Bundesminister Dr. Prader 

waren ja sehr viele Fragen -, sind erfolgt. 
In Kärnten ist ein solches Angebot gemacht 
worden. Ob wir es heuer durchführen können, 
hängt davon ab, ob die Mittelzuteilung von der 
Kärntner Landesregierung zustandekommt. 
Ich hoffe, daß das geschehen wird. Damit 
ist auch Ihre Frage bezüglich Kärnten be­
antwortet. 

Was nun die Frage anbelangt, ob uns 
Projekte angeboten werden oder ob wir 
Projekte suchen : Beides, Herr Abgeordneter ! 
So hat mir beispielsweise der damalige Staats­
sekretär Rösch ein Angebot des Bürgermeisters 
bezüglich eines Genossenschaftsbaues in Ried 
im Innkreis übermittelt. . Wir haben das 
Angebot sofort angenommen und haben damit 
den Wohnungsbedarf der Soldaten der Garni­
son Ried abgedeckt. In anderen Fällen ist es 
ähnlich. Natürlich muß es sich um Projekte 
handeln, die garnisonsbezogen sind - aus 
Gründen, die ich hier nicht näher erläutern 
möchte. 

Was aber den Prozentsatz anbelangt, Herr 
Abgeordneter, ergibt sich ein falsches Bild 
aus Ihrer Darstellung. Sie müssen ja die 
Bauten, die mit Ressortmitteln durchgeführt 
werden, kombiniert mit den Bauten sehen, 
die wir im Wege von Genossenschaften durch­
führen. So ergibt sich ein ganz anderes 
Bild. 

Wir haben zum Beispiel in Wien 63 Wohnun­
gen im Wege von Genossenschaftsbauten her­
gestellt. Wir haben in Niederösterreich 54 Woh­
nungen mit reinen Ressortmitteln und 82 Woh­
nungen im Wege der Genossenschaften her­
gestellt. In Oberösterreich haben wir mit 
reinen Ressortmitteln 37 Wohnungen her­
gestellt und 5 im Wege von Genossenschaften. 
Es handelt sich hier um diejenigen Wohnungen, 
die im Jahre 1968 fertiggestellt worden sind. 
In Salzburg wurden 54 Wohnungen mit reinen 
Ressortmittelll und ebenso 54 im Wege der 
Genossenschaften gebaut. In Kärnten wurden 
eine Wohnung mit Ressortmitteln und zwei 
im Wege der Genossenschaften errichtet ; 
in Vorarlberg 6 im Wege von Genossenschaften. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Moser : Herr Minister ! Aus 
Ihrer zweiten Aufstellung ergibt sich also, 
daß in der Steiermark weder eine einzige 
Wohnung aus Ressortmitteln noch eine einzige 
Wohnung über Genossenschaften für Soldaten 
des Bundesheeres angeworben, gebaut, er­
richtet, an gemietet oder zur Verfügung gestellt 
wurde. Ich frage Sie : Was ist der Grund, 
warum in der Steiermark nicht eine einzige 
Wohnung für Angehörige des Bundesheeres 
- weder mit Ressortmitteln noch über Ge­
nossenschaftsmittel - zur Verfügung gestellt 
wird 1 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader : Herr Abge­
ordneter ! Wir haben in der Steiermark - in 
Graz -, wie Ihnen ja bekannt ist, ein sehr 
imposantes Hochhaus mit sehr großen Woh­
nungen für Soldaten erst kürzlich übergeben 
können. In der Steiermark ist eine Anzahl von 
Planungen vorhanden. Diese Vorhaben wer­
den auch in Angriff genommen. Ich erinnere 
an die Wohnbauvorhaben im Zusammenhang 
mit der Neuerrichtung der Garnison Gratkorn 
und auch an einige andere Vorhaben. 

Die Wohnungen, die ich hier genannt habe, 
wurden im Jahre 1968 bezogen. Es waren 
aber- außer den Wohnungen, die fertiggestellt 
wurden - gleichzeitig noch 126 Wohneinheiten 
im Bau. In der weiteren Planung sind natür­
lich auch noch entsprechende Einheiten vor­
gesehen. Es werden also alle Bundesländer 
in gleicher Weise berücksichtigt, je nach der 
Bestandsaufnahme, die die Wohnungsansuchen 
ergeben. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Inneres 

Präsident: 14. Anfrage : Abgeordneter Gratz 
(SPÖ) an den Herrn Bundesminister für 
Inneres, betreffend Aufenthaltserlaubnisse für 
griechische Staatsangehörige. 

2283/M 

Sind in den letzten drei Monaten Gesuche 
griechischer Staatsangehöriger um Erteilung 
einer Aufenthaltserlaubnis abgewiesen worden ? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Soronics: Herr 
Abgeordneter ! Auf Grund der fremdenpoli­
zeilichen Akten bei den Bundespolizeibehörden, 
die die Agenden der Fremdenpolizei und des 
Paßwesens in erster Instanz durchführen� 
ist nicht genau festzustellen, ob tatsächlich 
griechischen Staatsbürgern keine Aufenthalts­
erlaubnis gewährt wurde, weil diese Aufent­
haltsbewilligungen nicht nach Staatsbürgern 
registriert werden, sondern im allgemeinen. 
Ich möchte dazu nur sagen, daß wir in letzter 
Zeit keinem einzigen griechischen Staatsbürger 
die Aufenthaltsbewilligung nicht erteilt haben, 
soweit das in der kurzen Zeit vom Bundes­
ministerium für Inneres feststellbar gewesen 
ist. Ja wir sind sogar so großzügig, daß wir 
auch griechischen Studenten, die den Lern­
erfolg nicht erreicht haben, aber nachweisen 
können, daß sie aus politischen Gründen ihr 
Land verlassen haben, die Aufenthaltsbe­
willigung erteilen. 

Präsident: Zusatzfrage. 
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Abgeordneter Gratz : Herr Bundesminister ! 
Ich bin froh darüber, daß die Polizei behörden 
hier in Auslegung des Fremdenpolizeigesetzes 
großzügig vorgehen. Ich glaube, wir sind uns 
alle darüber einig, daß - wie soll ich sagen -
bei uns auf einem nicht entsprechenden 
Lernerfolg jedenfalls nicht die Todesstrafe 
oder 20jähriger Kerker stehen kann, was aber 
bei jemandem der Fall wäre, der deswegen 
ausgewiesen wird und nach Griechenland 
zurückkehren muß. 

Darf ich Sie nur noch fragen : Gibt es von 
Ihrer Seite an die Sicherheitsbehörden generelle 
Weisungen dahin, daß das Ermessen einheitlich 
in dem Sinne, wie Sie das gesagt haben, aus­
geübt wird � 

Präsident: Herr Minister. 
Bundesminister Soronics: Es gibt eine gene­

relle Weisung für alle Staatsangehörigen, die 
aus verschiedenen Gründen, politischer Natur 
natürlich, ihre Heimat verlassen haben. Wir 
haben bisher die Dinge sehr großzügig aus­
gelegt. Ich glaube nicht, daß es notwendig 
ist, für besondere Staatsbürger einen besonderen 
Erlaß herauszugeben. 

Präsident: 15. Anfrage :  Abgeordneter Doktor 
van Tongel (F PÖ) an den Herrn Innenmini­
ster, betreffend Verleihung der österreichischen 
Staatsbürgerschaft an Dipl. -Ing. Dr. Franz 
Neumer im Jahre 1946 . 

2327/M 
Auf Grund welcher angeblicher Staatsinter­

essen wurde dem Dipl.-Ing. Dr. Franz Neumer 
im Jahre 1946 die österreichische Staatsbürger­
schaft verliehen ? 

Präsident: Herr Minister. 
Bundesminister Soronics: Herr Abgeordne­

ter ! N ach den beim Bundesministerium für 
Inneres erliegenden Unterlagen über die Ein­
bürgerung des Dipl.-Ing. Dr. Franz Neumer 
hat der Ministerrat in seiner Sitzung vom 
9. Juli 1946 die Verleihung der österreichischen 
Staatsbürgerschaft an Dipl . -Ing. Franz Neumer 
im Sinne der damaligen Bestimmungen des 
Staatsbürgerschaftsgesetzes 1945 als im Inter­
esse des Staates gelegen bezeichnet. Das V or­
liegen eines Staatsinteresses an der Einbür­
gerung des Dipl. -Ing. Neumer war vom 
damaligen Bundesminister für Handel und 
Wiederaufbau Dr. HeinI am 31 .  Mai 1946 
bescheinigt worden. Zur Begründung wurde 
angeführt, daß das Bundesministerium für 
Handel und Wiederaufbau in Aussicht nimmt, 
den Genannten nach Verleihung der österreichi­
schen Staatsbürgerschaft als Vertragsange­
stellten der Obersten Bergbehörde aufzuneh­
men. Aus dem Einbürgerungsakt ergibt sich, 
daß Dr. Neumer sowohl ein absolvierter 
Bergingenieur als auch Jurist war. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. van Tongel : Herr Mini­
ster ! Wie lange hat es gedauert vom ersten 
Ansuchen des Herrn Dr.-Ing. Neumer an bis 
zum Beschluß des Ministerrates, wie lange 
hat also das Einbürgerungsverfahren bei die­
sem Mann gedauert ? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Soronics : Herr Abgeordne­
ter ! Ich kann Ihnen diese Frage momentan 
nicht beantworten, ich kann Ihnen nur sagen, 
daß der Fall in einer Sitzung des Ministerrates 
behandelt wurde, wo 50 solche Einbürgerungs­
akte zur Diskussion standen. Aber ich bin 
selbstverständlich gerne bereit, überprüfen 
zu lassen, wann das Ansuchen eingelangt 
ist und wann es behandelt wurde. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. van Tongel: Es ist all­
gemein bekannt, daß Zehntausende von sude­
tendeutschen Heimatvertriebenen jahrelang 
auf ihre Einbürgerung warten mußten. Wieso 
kommt es, daß ein Mann nach Österreich 
kommt und innerhalb weniger Wochen -
das geht aus den von Ihnen bekanntgegebenen 
Daten hervor - die österreichische Staatsbür­
gerschaft bekommt, nur weil er sich im Han­
deIsministerium zum Dienst gemeldet hat ? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Soronics : Herr Abgeord­
neter ! Sie werden verstehen, daß ich auf diese 
Frage keine Antwort geben kann. Ich war 
weder damals ressortverantwortlich für das 
Innenministerium, noch habe ich die Verhält­
nisse im Handelsministerium zu vertreten 
gehabt. Jedenfalls ist der Einbürgerungs­
antrag gestellt und nach der damaligen 
Praxis behandelt worden. Man darf ja auch 
nicht vergessen, daß damals sehr viele Ein­
bürgerungsansuchen vorgelegen sind zum 
Unterschied von jetzt und daß dadurch auch 
vielleicht bei dem einen oder anderen auf Grund 
der Maßnahmen, die damals getroffen wurden, 
vor allem wegen des Personalmangels, der 
in den Jahren 1945/46 bestanden hat, die 
Einbürgerung als im Interesse des Staates 
bezeichnet wurde. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Präsident: 16.  Anfrage : Abgeordneter Mel­
ter (F PÖ) an die Frau Bundesminister für 
soziale Verwaltung, betreffend Ratifizierung 
der Europäischen Sozialcharta. 
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2333/M 
Wurden bei der Prüfung der mit der Ratifika­

tion der Europäischen Sozialcharta zusarmnen­
hängenden Fragen in letzter Zeit konkr�te Fort­
schritte erzielt, sodaß dieses .. wichtige Überein­
kormnen demnächst von Osterreich endlich 
ratifiziert werden kann ? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister für soziale Verwaltung Grete 
Rehor: Herr Präsident ! Hohes Haus ! Herr 

Ich richte in diesem Zusammenhang das 
Ersuchen an alle Fraktionen hier im Hause, 
daß die Vertreter dieser in der Präsidialkon­
ferenz, die bestimmt, welche Punkte auf die 
Tagesordnungen des Nationalrates kommen, 
hinsichtlich der Sozialcharta unterstützend 
auftreten, damit sie auch in Behandlung 
gezogen wird. 

Präsident : Danke, Frau Minister. 

Abgeordneter Melter ! In letzter Zeit wurden Bundesministerium für Handel, Gewerbe und 
bedeutende Fortschritte erreicht zur Rati- Industrie 
fizierung der Sozialcharta. 

Am 25. März lag dem Ministerrat ein um­
fassender Bericht über den Stand der Bera­
tungen und über die Frage, welche Artikel 
und welche Bestimmungen ratifizierbar wären, 
vor. Es wurde in diesem Ministerrat der Be­
schluß gefaßt, daß ein Ministerkomitee sich 
noch befaßt mit den offenen Fragen hinsicht­
lich des Kernartikels 12, sprich Soziale Sicher­
heit, und des Kernartikels 13 betreffend Für­
sorge in Österreich. 

Diese beiden Sitzungen haben ergeben, 
daß in den offenen Fragen weithin überein­
stimmung erzielt werden konnte. Es bedarf 
noch einer Übereinstimmung hinsichtlich der 
Erläuternden Bemerkungen zu Artikel 12. 

Wir haben in bezug auf Artikel 13 an die 
Bundesländer die Anfrage gerichtet, ob dieser 
Artikel von der Warte der Bundesländer 
aus ratifizierbar ist. Wir haben von den 
meisten Bundesländern bisher eine positive 
Antwort bekommen. Es ist anzunehmen, 
daß wir in absehbarer Zeit dem Ministerrat 
bzw. dem Parlament den Entwurf zur Rati­
fizierung der Sozialcharta vorlegen können. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Melter: Frau Bundesminister ! 
Auf eine Anfrage der Abgeordneten Firnberg 
und Gabriele an den Bundeskanzler Dr. Klaus 
wurde mitgeteilt, daß das Ratifikationsver­
fahren nach Einlangen des zweiten Teiles 
der Antworten auf die Anfragen an die Kom­
mission eingeleitet werden würde. Diese Be­
antwortung erfolgte im September 1968. Nach­
dem nunmehr mehr als ein halbes Jahr ver­
strichen ist, frage ich Sie, ob dieser zweite 
Teil des Verfahrens bereits eingeleitet wurde. 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesminister Grete Rehor: Herr Abge­
ordneter Melter ! Ich möchte noch einmal 
sagen, daß die Arbeiten zur Vorbereitung 
der Ratifikation der Europäischen Sozial­
charta so weit gediehen sind, daß wir wahr­
scheinlich im Juni die Vorlage dem Minister­
rat beziehungsweise dem Parlament über­
mitteln können. 

Präsident: 17.  Anfrage : Abgeordneter Doktor 
Fiedler (Ö V P) an den Herrn Bundesminister 
für Handel, Gewerbe und Industrie, betreffend 
österreichisch -rumänische Wirtschaftsverhand­
lungen. 

2304/M 

Welche Vereinbarungen wurden bei den öster­
reichisch -rumänischen Wirtschaftsverhand­
lungen, die vom 11. bis 19. Feber 1969 statt­
gefunden haben, getroffen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Mitterer: Während der in der Zeit 
vom 1 1 .  bis 19.  Februar 1969 in Bukarest 
stattgefundenen österreichisch-rumänischen 
Wirtschaftsverhandlungen wurde Rumänien 
eine Erweiterung der Liste jener Waren, welche 
bei der Einfuhr nach Österreich keinen men­
genmäßigen Beschränkungen unterliegen, zu­
gestanden. Weiters wurde sowohl import­
als auch exportseitig eine Reihe von Kontin­
genten erhöht. Dies gilt insbesondere für den 
österreichischen Export von Zellwolle, Stahl­
und Eisendrähten sowie Pumpen und Kom­
pressoren. Außerdem wurden für mehrere öster­
reichische Exportwaren neue Kontingentzu­
sagen gemacht. 

Auf der österreichischen Einfuhrseite wur­
den verschiedene Konzessionen auf dem Holz­
und Metallsektor gewährt. 

Auf Grund der getroffenen Vereinbarungen 
ist für das Vertragsj ahr 1969 anzunehmen, 
daß sich das Volumen des Warenverkehrs 
wesentlich erhöhen wird. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Fiedler: Herr Minister ! 
Läßt sich ziffernmäßig die von Ihnen zuletzt 
genannte Volumenserhöhung abschätzen 1 

Bundesminister Mitterer: Man kann das 
mit Rücksicht auf den Umstellungsprozeß 
in den verschiedenen kommunistischen Staa­
ten heute nicht genau sagen. Aber man müßte 
annehmen, daß nach den bisherigen Erfahrun­
gen eine Erhöhung von etwa 25 Prozent mög­
lich wäre. 
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Präsident: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Justiz 

Präsident: 18. Anfrage : Abgeordnete Dok­
tor Hertha Firnberg (SPÖ) an den Herrn 
Bundesminister für Justiz, betreffend Gleichheit 
der Ehegattin im ehelichen Güterrecht und 
Rechtsstellung der Frau im Erbrecht. 

2286/M 

Welches Ergebnis hatten Ihre Besprechun�en 
mit der Bundeskammer der gewerbhchen WIrt­
schaft, betreffend Herstellung der Rechtsgleich­
heit der Ehegattin im ehelichen Güterrecht 
bzw. Verbesserung der Rechtsstellung der Frau 
im Erbrecht ? 

Präsident:  Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Justiz Dr. Klecatsky : 
Sehr geehrte Frau Abgeordnete ! Wie ich in 
meiner Antwort auf Ihre Frage in der Frage­
stunde am 5. März ausgeführt habe, gehen meine 
Bemühungen weiter, von der Bundeskammer 
der gewerblichen Wirtschaft eine positive 
Beurteilung des Vorhabens einer Neuordnung 
des gesetzlichen Erbrechteil des Ehegatten 
und des gesetzlichen ehelichen Güterstandes 
zu erreichen. 

Die Bundeskammer der gewerblichen Wirt­
schaft hat aber bis heute ihre Ablehnung dieses 
gesetzgeberischen Vorhabens nicht aufgegeben. 

Unabhängig davon habe ich zusammen mit 
der Frau Bundesminister für soziale Verwaltung 
Vorarbeiten zu einer umfassenden Neuordnung 
des Familienrechtes in die Wege geleitet. 

Es ist die Einberufung einer Kommission 
zum Zweck einer gesamten Neuordnung des 
Familienrechtes ins Auge gefaßt. Es sollen 
aber durch diese Inangriffnahme einer Ge­
samtreform nicht die bereits bearbeiteten Sach­
gebiete des Familienrechtes vemachlässigt 
werden. 

Ich werde daher, Frau Abgeordnete, meine 
Bemühungen zur Neuregelung des gesetzlichen 
Erbrechtes des Ehegatten und des gesetzlichen 
ehelichen Güterstandes fortsetzen. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordnete Dr. Hertha Firnberg : Sehr ge­
ehrter Herr Minister ! Das ist eine außerordent­
lich betrübliche Antwort. Allerdings kommt 
sie mir nicht sehr unerwartet. Seit meiner 
letzten Anfrage sind drei Monate vergangen, 
und ich höre, daß mit der Handelskammer wei­
ter verhandelt wird - sichtlich ohne Ergebnis. 

Sie haben bereits auf der Richterwoche 
die Schaffung einer neuen großen Kommission 
ähnlich der seinerzeitigen Strafrechtskom­
mission zur Vorbereitung einer Gesamtreform 
des überholten Familienrechtes angekündigt. 
Ich finde, das ist eine sehr merkwürdige 

Ankündigung, und mit mir finden das die 
österreichischen Frauen. Erstens darf ich daran 
erinnern, Herr Minister, daß eine solche Kom­
mission bereits 1949 gearbeitet hat und sehr 
wohldurchdachte, mit sehr vielen Experten 
ausgearbeitete Reformentwürfe vorgelegt hat. 
Wir stehen also jetzt dort, wo wir vor 20 Jahren 
aufgehört haben. 

Herr Minister ! Ich gehe wohl mit meiner 
Annahme richtig, daß es sich bei diesem Vor­
schlag einer Generalreform durch Einsetzung 
einer Kommission um eine Verzögerungstaktik, 
sozusagen um ein Trostpflaster für uns Frauen 
handelt. 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Klecatsky: Sehr geehrte 
Frau Abgeordnete ! Ihre Annahme ist sicherlich 
nicht richtig. Ich habe immer wieder zum 
Ausdruck gebracht, daß ich für eine totale 
Neuregelung der Rechtsstellung der Frau in 
unserer Gesellschaft und darüber hinaus auch 
für eine Erneuerung des Familienrechtes ein­
trete. 

Wenn im Jahre 1949 eine Kommission glei­
cher Art kein Glück hatte, so bedeutet das 
nicht, daß 20 Jahre später nicht wieder ein 
Versuch gemacht werden sollte. Ich halte es 
für gänzlich unmöglich, außerhalb einer Kom­
mission, die den verschiedenen Kräften und 
Vorstellungen Raum gibt, eine derart wichtige 
Frage zu einem glücklichen Ende zu bringen. 
Ich halte das, um es nochmals zu sagen, für 
gänzlich ausgeschlossen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordnete Dr. Hertha Firnberg: Herr Mini­
ster ! Ich möchte zuerst einmal feststellen, 
daß diese Kommission seinerzeit durchaus nicht 
"kein Glück" gehabt hat, sondem die Entwürfe 
liegen komplett vor - das wissen Sie ja 
ebensogut wie ich -; sie waren nur einfach 
nicht durchzusetzen. Betrüblich finde ich, 
daß nicht einmal diese kleine Teilreform 
" Erbrecht - Güterstand" während Ihrer 
Ministerschaft durchgearbeitet und beschlossen 
wird. 

Ich glaube, wir sind uns darüber einig, daß 
wir Frauen nicht einmal diese kleine, winzige 
Teilreform (Abg. Herta Winkler :  50 Jahre 
Republik !) 50 Jahre nach unserem Antrag 
und 50 Jahre nach Gewährung der Gleich­
berechtigung der Frau in der Zeit, in der Sie 
Minister waren, hier durchbringen können. 
Wir dürfen also jede Hoffnung auf eine Gesamt­
familienrechtsreform und sogar auf diese kleine 
Teilreform unter Ihrer Ministerschaft aufgeben, 
Herr Minister 1 

Präsident: Herr Minister. 
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Bundesminister Dr. Kle,catsky: Sehr geehrte 
Frau Abgeordnete ! Ich wiederhole, daß ich 
wie Sie der Meinung bin, daß dieses Rechts­
gebiet einer totalen Erneuerung bedarf. Wenn 
Sie sagen, daß im Jahre 1949 vollständige 
Entwürfe ausgearbeitet worden sind, die nur 
nicht durchgesetzt werden konnten, dann, 
Frau Abgeordnete, hätten Sie vielleicht auch 
dazusagen sollen, daß es nicht nur oder nicht in 
erster Linie politische Gründe waren, die gegen 
diese Arbeit vorgebracht wurden . (Abg. Dok­
tor Hertha Fir nberg : Ich habe nicht gesagt, 
daß es ausschließlich politische Gründe waren !) 
Es hat zum Beispiel die Wissenschaft in breiter 
Weise gegen diese Entwürfe Stellung ge­
nommen. So verhält es sich auch bezüglich des 
Entwurfes, um den Sie mich jetzt gefragt haben. 
Ich habe Ihnen schon wiederholt - ich bin 
aber gerne bereit, das wieder zu sagen - Namen 
von prominenten österreichischen Juristen ge­
nannt, die gegen eine solche Reform Stellung 
genommen haben. Insbesondere möchte ich 
sagen, daß es auch Juristen gibt, die glauben, 
daß eine isolierte Verfolgung dieses Entwurfes 
deswegen keinen Erfolg versprechen kann, 
weil etwa eine Erneuerung des Scheidungs­
rechtes auch für den Inhalt eines derartigen 
Gesetzentwurfes von fundamentaler Bedeu­
tung wäre. 

Aber um Mißverständnissen vorzubeugen, 
Frau Abgeordnete, erkläre ich Ihnen nochmals, 
daß ich persönlich, wenn es durchsetzbar ist, 
auch für eine isolierte Reform dieses konkreten 
Rechtsgebietes bin. (Abg. Dr. Hertha Firn­
b e  r g :  Mit diesem "wenn es durchsetzbar ist", 
Herr Minister, bestätigen Sie, daß nichts ge­
macht worden ist !) 

Präsident : Eigentlich ist die zweite Frage 
schon beantwortet. Halten wir uns an die 
Regeln. 

Danke, Herr Minister. 

Die 60 Minuten der Fragestunde sind ab­
gelaufen. Die Fragestunde ist daher b e­
e n d e t. 

Seit der letzten Haussitzung sind 10 schrift­
liche A n fr a g e b eant wor t u n g e n  eingelangt, 
die den Anfragestellern zugegangen sind. Diese 
Anfragebeantwortungen wurden auch verviel­
fältigt und an alle Abgeordneten verteilt. 

Ich ersuche die Frau Schriftführer, Abge­
ordnete Herta Winkler, um die Verlesung des 
Einlaufes. 

Schriftführerin Herta Winkler : Schreiben 
des Herrn Bundeskanzlers an den Herrn 
Präsidenten des Nationalrates : 

" Ich beehre mich, die Mitteilung zu machen, 
daß der Herr Bundespräsident mit Ent­
schließung vom 13. Mai 1969 über meinen An­
trag gemäß Artikel 78 Abs. 2 in Verbindung 

mit Artikel 74 Aba. 3 des Bundes-Verfassungs­
gesetzes in der Fassung von 1929 den Staats­
sekretär Dr. Kar! Gruber vom Amte ent­
hoben hat. 

Klaus" 
(Abg. Dr. Pittermann : Trauerminute ! -
Heiterkeit.) 

Schreiben des Bundeskanzlers an den Herrn 
Präsidenten des Nationalrates : 

"Der Herr Bundespräsident hat mit Ent­
schließung vom 9. Mai 1969 über meinen An­
trag gemäß Artikel 73 des Bundes-Ver­
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 
für die Dauer der zeitweiligen Verhinderung 
des Bundesministers für Verkehr und ver­
staatlichte Unternehmungen Dipl.-Ing. Doktor 
Ludwig Weiß in der Zeit vom 19. bis 26. Mai 
1969 den Bundesminister für soziale Ver· 
waltung Frau Grete Rehor mit dessen Ver­
tretung betraut. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen­
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Klaus" 

Schreiben des Bundeskanzlers an den Herrn 
Präsidenten des Nationalrates : 

"Der Herr Bundespräsident hat mit Ent. 
schließung vom 16. Mai 1969 über Antrag 
des Vizekanzlers gemäß Artikel 73 des Bundes. 
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 
für die Dauer der zeitweiligen Verhinderung 
des Bundesministers für Auswärtige Ange­
legenheiten Dr. Kurt Waldheim vom 19. bis 
21. Mai 1969 den Generalsekretär für Aus­
wärtige Angelegenheiten Botschafter Dr. Wil­
fried Platzer und vom 22. bis 26. Mai mich 
mit dessen Vertretung betraut. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Klaus" 

Präsident : Dient zur Kenntnis. 

Ich bitte, in der Verlesung fortzufahren. 

Schriftführerin Herta WinkIer : Von der 
Bundesregierung sind folgende R e gi eru ngs­
v o r l a g e n  eingelangt : 

Abänderung der Regierungsvorlage 1202 
der Beilagen betreffend das Protokoll N r. 4 
zur Konvention zum Schutze der Menschen­
rechte und Grundfreiheiten, durch das ge­
wisse Rechte und Freiheiten gewährleistet 
werden, die nicht bereits in der Konvention 
oder im ersten Zusatzprotokoll enthalten sind 
(Zu 1202 der Beilagen) ; 

Zusatzabkommen zum Abkommen vom 
22. Dezember 1966 zwischen der Republik 
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Herta Winlder 

Österreich und der Bundesrepublik Deutsch­
land über Soziale Sicherheit ( 1254 der Bei­
lagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Lebensmittel­
gesetz 1951 neuerlich abgeändert wird (1285 
der Beilagen) ; 

Übereinkommen (Nr. 102) über die Mindest­
normen der Sozialen Sicherheit samt Er­
klärung (1309 der Beilagen); 

Übereinkommen (Nr. 128) über Leistungen 
bei Invalidität und Alter und an Hinter. 
bliebene samt Erklärungen (1310 der Bei· 
lagen). 

Ferner legt die Bundesregierung den B e. 
r icht  betreffend die auf der 51. Tagung der 
Internationalen Arbeitskonferenz angenom­
mene Empfehlung (Nr. 131) über Leistungen 
bei Invalidität und Alter und an Hinter­
bliebene vor. (Abg. Weik hart : Herr Präsident ! 
Bitte zur Geschäftsordnung !) 

Präsident: Bitte. 

Abgeordneter Weikhart: Herr Präsident! 
Gemäß § 7 Abs. 4 Geschäftsordnungsgesetz 
führt der Präsident die Zuweisungen an die 
zuständigen Ausschüsse durch. Wir sind aber 
der Meinung, daß im Interesse des Ansehens 
des österreichischen Parlaments den Abge­
ordneten Vorlagen zugehen sollen, die auch 
ordentlich lesbar sind. Wir stellen fest, daß 
wir hier beispielsweise zwei Vorlagen - ich 
habe hier zwei in der Hand - bekommen 
haben - eine davon die Nr. 1309 (Abg. 
Zei l l inger:  Haben wir noch gar nicht ! -
weitere Zwischenrufe), und bei der anderen 
könnte ich gar nicht unterscheiden, welche 
Nummer sie hat -, die weder gedruckt noch 
vervielfältigt sind, sondern eine schlechte 
Photokopie darstellen. 

Ich ersuche Sie, Herr Präsident, zu ver· 
anlassen, daß den Abgeordneten dieses Hauses 
ordentliche Vorlagen zugehen. Ich gehöre 
seit 1945 diesem Hause an, aber so schlecht 
waren die Vorlagen noch nie ! 

Ich bitte um entsprechende Veranlassung. 
( Beifall bei der S pO und Abgeordneten der F pO. 
-Zwischenrufe bei der 0 V P. -Abg. Dr. Br oda:  
Diese Vorlagen sind nicht zuweisungs/ähig !) 

Präsident: Herr Abgeordneter! (Zwischen­
rufe. - Der Präs ident  gibt mehrmals das 
Glockenzeichen.) Bitte, am Wort ist der 
Präsident! (Weitere anhaltende Zwischenrufe. ­
Der Prä s i den t gibt neuerlich das Glocken· 
zeichen.) Vielleicht wartet man meine Ant· 
wort ab! 

Ich teile Ihre Auffassung und habe bereits 
mehrmals darauf hingewiesen. Ich werde 
Ihre Hinweise zum Anlaß nehmen, die Bundes­
regierung neuerlich darauf aufmerksam zu 
machen, daß die Vorlagen in einer ent-

sprechenden Form vorgelegt werden. ( Bei­
JalZ bei der F pO und Abgeordneten der S p(j. -
Abg. Dr. Pittermann : Hoffentlich werden Sie 
auch einmal von der Regierung ernst genom­
men ! - Weitere Zwischenrufe. - Der Prä­
si  den t gibt das Glockenzeichen.) 

Ich bin nicht gewohnt, nicht ernst ge· 
nommen zu werden. (Beifall bei der 0 V P. -
Abg. Dr. Pitte rmann:  Wenn Sie es ein 
paarmal schon gemacht haben ? - Abg. Dr. 
Broda : Sie haben keinen Anlaß zum Beifall, 
Herr Kollege Minkowitsch, als Mitglied dieser 
Regierung ! - Abg. W e ikhart : Weil sie 
es gar nicht wissen ! - Der Präs ident 
gibt das Glockenzeichen. - Anhaltende Rufe 
und Gegenrufe zwischen Abgeordneten der 0 V P 
und spO.) Jetzt bin ich wieder am Wort! 

Die von der Frau Schriftführer soeben zur 
Verlesung gebrachten Vorlagen werde ich 
in der nächsten Sitzung zur Zuweisung brin­
gen. 

Den Vierten Bericht  des Bundesministers 
für Verkehr und verstaatlichte Unterneh­
mungen an den Nationalrat gemäß § 2 Abs. 2 
des ÖIG-Gesetzes (BGBI. Nr. 23/1967) über 
die Lage der in der Anlage zum ÖIG·Gesetz 
angeführten verstaatlichten Unternehmungen 
zum 31. 12. 1968 weise  ich dem Ausschuß 
für verstaatlichte Betriebe z u, 

den Bericht des Bundesministers für Bauten 
und Technik zur Entschließung des N ational­
rates vom 23. Oktober 1968, betreffend Vor­
lage des Rechnungsabschlusses des Wohn· 
haus-Wiederaufbaufonds zum 31. 12. 1968, 
dem Bautenausschuß. 

Ich habe zwei dringliche Anfragen erhalten. 
Erstens ist mir der Vorschlag zugekommen, 
gemäß § 73 Geschäftsordnungsgesetz über 
die in der heutigen Sitzung eingebrachte 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Broda und 
Genossen an den Herrn Bundesminister für 
Justiz, betreffend Ausführungen anläßlich der 
Amtseinführung des Präsidenten des Ober­
landesgerichtes Innsbruck Dr. Frallz Hetzen� 
auer, eine Debatte abzuführen. Das bedeutet, 
diese Anfrage als dringlich zu behandeln. 
Da dieser Dringlichkeitsantrag von 20 Abge­
ordneten unterstützt ist, ist ihm ohne weiteres 
stattzugeben. Es ist jedoch dem Ermessen 
des Präsidenten überlassen, die Debatte bis 
an den Schluß der Sitzung, aber nicht 
über die fünfte Stunde des Nachmittags 
hinaus zu verlegen. Ich werde daher die 
Behandlung dieser dringlichen Anfrage an 
den Schluß der Sitzung, jedoch nicht über 
die fünfte Nachmittagsstunde hinaus ver­
legen. 

Es ist mir der weitere Vorschlag zuge­
kommen,. gemäß § 73 Geschäftsordnungsgesetz 
über die in der heutigen Sitzung eingebrachte 

831 
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Präsident 

Anfrage der Abgeordneten Dr. Fiedler und 
Genossen an den Herrn Bundeskanzler und 
den Herrn Bundesminister für Justiz, betreffend 
Verhalten des Mitgliedes des Verfassungs­
gerichtshofes Rechtsanwalt Dr. Wilhelm 
Rosenzweig, eine Debatte abzuführen. Das 
bedeutet, diese Anfrage als dringlich zu be­
handeln. Da auch dieser Dringlichkeitsantrag 
von 20 Abgeordneten unterstützt ist, ist ihm 
ohne weiteres stattzugeben. Ich werde die 
Behandlung auch dieser dringlichen Anfrage 
an den Schluß der Sitzung, jedoch nicht über 
die fünfte Nachmittagsstunde hinaus ver­
legen. 

Ich schlage vor, die heutige Tagesor dn ung 
gemäß § 38 Abs. 5 Geschäftsordnungsgesetz 
um folgende Punkte zu ergänzen : 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (11 68 der Bei­
lagen) : Bundesgesetz, mit dem das Gehalts­
gesetz 1956 neuerlich geändert wird (19. Ge­
haltsgesetz-Novelle) ( 1296 der Beilagen) ; 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (1 198 der Bei­
lagen) : Bundesgesetz, mit dem das Vertrags­
bedienstetengesetz 1948 neuerlich geändert 
wird (15.  Vertragsbedienstetengesetz-Novelle) 
(1297 der Beilagen) ; 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (1220 der Bei­
lagen) : Bundesgesetz über das Dienst- und 
Besoldungsrecht der Bediensteten der Oster­
reichischen Bundesforste (Bundesforste­
Dienstordnung) (1298 der Beilagen) ; 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (1224 der Bei­
lagen) : Bundesgesetz, mit dem das Pensions­
gesetz 1965 abgeändert wird ( 1 .  Pensionsgesetz­
Novelle) (1299 der Beilagen) ;  

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über den Antrag 91/A der Abgeordneten 
Robert Weisz und Genossen, betreffend die 
Änderung des Einkommensteuergesetzes 1967, 
BGBI. Nr. 268 (1305 der Beilagen) ; 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über den Antrag 98/A der Abgeordneten 
Dr. Hauser, Dipl.-Ing. Dr. Weihs, Dr. van 
Tongel und Genossen, betreffend ein Bundes­
verfassungsgesetz, womit das Ausfuhrförde­
rungsgesetz 1964 neuerlich abgeändert wird 
(1306 der Beilagen) ; 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über den Antrag 99/A der Abgeordneten 
Dr. Hauser, Dipl . -Ing. Dr. Weihs, Dr. van 
Tongel und Genossen, betreffend ein Bundes­
gesetz, womit das Ausfuhrfinanzierungsförde­
rungsgesetz 1967 abgeändert wird (1307 der 
Beilagen) ; 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über den Antrag 101 /A der Abgeordneten 
Stohs und Genossen auf Änderung des Familien­
lastenausgleichsgesetzes 1 967 (1308 der Bei­
lagen) und 

Bericht des Immunitätsausschusses über 
das Ersuchen des Bezirksgerichtes Voitsberg 
um Zustimmung zur Verfolgung des Abge� 
ordneten zum Nationalrat Johann Neumann 
wegen Übertretung nach § 431 StG. (Verkehrs� 
unfall) (1282 der Beilagen) .  

Ich bitte jene Damen und Herren, die der 
von mir soeben angeführten Ergänzung der 
heutigen Tagesordnung ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. -
Einstimmig angenommen. (Abg. Zei l l inger: 
Mit Mehrheit !) Bitte, mit Mehrheit ; die 
erforderliche Zweidrittelmehrheit ist gegeben. 

Die Tagesordnung ist somit um die von 
mir angeführten Tagesordnungspunkte er­
gänzt. 

Gemäß § 38 Aba. 4 Geschäftsordnungsgesetz 
nehme ich im Hinblick auf die Bestimmungen 
des § 17  Geschäftsordnungsgesetz eine U m­
stellung der nunmehr ergänzten Tagesordnung 
in der im Aviso bekann�gegebenen Weise vor, 
daß ich die Punkte 3 bis einschließlich 6 
- das sind die 19. Gehaltsgesetz-Novelle, 
die 15. Vertragsbedienstetengesetz�Novelle, die 
Bundesforste-Dienstordnung und die 1 .  Pen­
sionsgesetz-Novelle - als erste zur Ver­
handlung bringe und erst dann die Punkte 1 
und 2 der ausgegebenen Tagesordnung. -
Ein Einspruch hiegegen wird nicht erhoben. 
(Abg. Ze il l i nger: Welches waren die ersten 
Nummern ?) Zweimal wird das nicht verlesen, 
Herr Abgeordneter ! 

Des weiteren ist mir der Vorschlag zuge­
kommen, die Debatte über die Punkte 3 und 4 
unter einem abzuführen. Es sind dies die 
19. Gehaltsgesetz-Novelle und die 15. Vertrags­
bedienstetengesetz�N ovelle. 

Falls dieser Vorschlag angenommen wird, 
wird zuerst der Berichterstatter seine Berichte 
geben, so dann wird die Debatte über beide 
Punkte gemeinsam vorgenommen. Die Ab­
stimmung erfolgt selbstverständlich - wie 
immer in solchen Fällen - getrennt. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben � -
Das ist nicht der Fall. Die Debatte über die 
Punkte 3 und 4 wird daher unter einem vor­
genommen. 

3. Punkt : Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage 
(1168 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem 
das Gehaltsgesetz 1956 neuerlich geändert wird 
(19. Gehaltsgesetz-Novelle) (1296 der Beilagen) 
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4. Punkt : Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage 
(1198 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem 
das Vertragsbedienstetengesetz 1948 neuerlich 
geändert wird (15. Vertragsbedienstetengesetz-

Novelle) (1297 der Beilagen) 

Präsident : Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zu den vorgezogenen 
Punkten 3 und 4, über die soeben beschlossen 
wurde, die Debatte unter einem abzuführen. 

Es sind dies 
das Bundesgesetz, mit dem das Gehalts­

gesetz 1956 neuerlich geändert wird (19. Ge­
haltsgesetz-Novelle) (1296 der Beilagen), und 

das Bundesgesetz, mit dem das Vertrags­
bedienstetengesetz 1948 neuerlich geändert 
wird (15. V ertragsbedienstetengesetz-N ovelle) 
(1297 der Beilagen). 

Berichterstatter zu beiden Punkten ist der 
Abgeordnete Sandmeier. 

Ich bitte um die beiden Berichte. 

Berichterstatter Sandmeier : Herr Präsident r 
Hohes Haus ! Ich erstatte den Bericht des 
Finanz- und Budgetausschusses über die Re­
gierungsvorlage (1 1 68 der Beilagen) : Bundes­
gesetz, mit dem das Gehaltsgesetz 1956 neuer­
lich geändert wird (19. Gehaltsgesetz-Novelle). 

Da der Verfassungsgerichtshof Teile des 
§ 12 des Gehaltsgesetzes als verfassungswidrig 
aufgehoben und damit die Notwendigkeit ge­
schaffen hat, die Bestimmungen über die An­
rechnung von Vordienstzeiten für die Vor­
rückung in höhere Bezüge im Gehaltsgesetz 
1956 neu zu gestalten, hat die Bundesregierung 
am 12. Feber 1969 den Entwurf einer 19. Ge­
haltsgesetz-Novelle im Nationalrat eingebracht. 
Diese Novelle betrifft außer der erwähnten 
Neuregelung der Vordienstzeitenanrechnung 
die Haushaltszulage, die Kürzung des Monats­
bezuges bei ungerechtfertigter Abwesenheit 
vom Dienst, Auslandsbezüge, Dienstzulagen 
für Lehrer an Besuchsschulklassen, die Ab­
fertigung für zeitverpfiichtete Soldaten und 
den Härteausgleich. 

Der Gesetzentwurf wurde vom Finanz- und 
Budgetausschuß in der Sitzung am 14. Mai 
1969 in Gegenwart des Bundesministers für 
Finanzen Dr. Koren der Vorberatung unter­
zogen. Außer zwei Druckfehlerberichtigungen 
wurden auf Antrag der Abgeordneten Stohs, 
Robert Weisz und Peter verschiedene Ab­
änderungen an dem von der Bundesregierung 
vorgelegten Gesetzentwurf vorgenommen. 
Diese Abänderungen sind dem Bericht des 
Finanz- und Budgetausschusses beigefügt. 

Nach einer Debatte, an der sich außer 
dem Berichterstatter die Abgeordneten Stohs, 
Dr. Tull, Robert Weisz, Peter und Regens-

burger sowie Bundesminister Dr. Koren be­
teiligten, wurde der Gesetzentwurf mit den 
erwähnten und dem Bericht beigedruckten 
Abänderungen sowie den bei den Druckfehler­
berichtigungen einstimmig angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt so­
mit den An trag, der Nationalrat wolle dem 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetz­
entwurf samt Anlage ( 1 168 der Beilagen) 
mit den vorgeschlagenen Abänderungen und 
unter Berücksichtigung der angeführten Druck­
fehlerberichtigungen die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen. 

Ich darf nunmehr den Bericht des Finanz­
und Budgetausschusses über die Regierungs­
vorlage (1 198 der Beilagen) : Bundesgesetz, 
mit dem das Vertragsbedienstetengesetz 1948 
neuerlich geändert wird (15. Vertragsbedien­
steten gesetz-Novelle) , erstatten. 

Da Bestimmungen des Vertragsbediensteten­
gesetzes 1948 über die Vordienstzeitenan­
rechnung sinngemäß mit den einschlägigen 
Bestimmungen des Gehaltsgesetzes überein­
stimmen und diese durch eine 19.  Gehalts­
gesetz-Novelle abgeändert werden sollen, hat 
die Bundesregierung am 6. März 1969 den 
Entwurf einer 15. Vertragsbedienstengesetz­
Novelle im Nationalrat eingebracht. Der 
Wortlaut dieser Neuregelung wurde soweit 
wie möglich der in der 19. Gehaltsgesetz­
Novelle verwendeten Textierung angepaßt. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetz­
entwurf in seiner Sitzung am 14. Mai 1969 
in Gegenwart des Bundesministers für Finanzen 
Dr. Koren der Vorberatung unterzogen. Von 
den Abgeordneten Stohs, Robert Weisz und 
Peter wurde ein Abänderungsantrag einge­
bracht und folgendermaßen begründet : Die 
15.  Vertragsbedienstetengesetz-N ovelle ent­
spricht inhaltlich der Neuregelung der Stich­
tagsfestsetzung für die V orrückung in der 
19. Gehaltsgesetz-Novelle. Die Abänderungen 
zur letztgenannten Novelle wären daher auch 
hier einzubauen. In diesem Sinne entsprechen 
die Abänderungen unter Z. 1 bis 3 den .Ände­
rungen unter Z. 2 der 19. ' Gehaltsgesetz­
Novelle und die Abänderungen unter Z. 4 
und 5 den Abänderungen unter Z. 3 und 4 
der 19.  Gehaltsgesetz-Novelle sowie die Ab­
änderungen unter Z. 7 und 8 den gleich­
bezeichneten .Änderungen der 19. Gehaltsgesetz­
Novelle. 

Außerdem beantragte der Abgeordnete 
Robert Weisz, im Artikel III Abs. 3 das Datum 
, ,31 .  Dezember 1969" auf , ,31 . Dezember 1970" 
abzuändern. 

Der von der Bundesregierung vorgelegte 
Gesetzentwurf wurde unter Berücksichtigung 
der erwähnten Abänderungsanträge vom Aus-
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schuß nach einer Debatte, an der sich außer 
dem Berichterstatter die Abgeordneten Stohs, 
Robert Weisz; Peter und Regensburger sowie 
Bundesminister Dr. Koren beteiligten, ein­
stimmig angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt so­
mit den An trag, der Nationalrat wolle dem 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetz­
entwurf samt Anlage ( 1198 der Beilagen) 
mit den vorgeschlagenen Abänderungen die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident : Der Herr Berichterstatter bean­
tragt, General- und Spezialdebatte unter einem 
vorzunehmen. - Ein Einwand wird nicht 
erhoben. 

Wir gehen daher in die Debatte ein. 
Als erster zum Wort gemeldet ist der Ab­

geordnete Stohs. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Stohs (ÖVP) : Herr Präsident ! 
Hohes Haus ! Wie vom Berichterstatter be­
reits erwähnt, wurden vom Verfassungsgerichts­
hof mit Erkenntnis vom 22. März 1968 die 
Bestimmungen des § 12 Abs. 1 und 2 des Ge­
haltsgesetzes 1956 teilweise als verfassungs­
widrig aufgehoben, sodaß es notwendig wurde, 
die Bestimmungen über die Anrechnung von 
Vordienstzeiten für die V orrückung neu zu 
gestalten. 

Die 19. Gehaltsgesetz-Novelle und die 
15. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle sind 
das Ergebnis monatelanger Verhandlungen 
zwischen den Vertretern des Bundeskanzler­
amtes, des Finanzministeriums, der Bundes­
länder, des Städte- und des Gemeindebundes 
und der Österreichischen Bundesbahnen mit 
den Vertretern des Verhandlungsausschusses 
der vier Gewerkschaften des öffentlichen Dien­
stes. 

Diese Novellen sind ein bedeutender Schritt 
zur Vereinfachung und Modernisierung dienst­
rechtlicher Bestimmungen. Sie enthalten auch 
einige nicht unwesentliche Verbesserungen. 
Mit Genugtuung sei festgestellt - die Kollegen 
der Opposition werden es bestimmt auch zu­
geben müssen -, daß fast alle Vorschläge 
der vier Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes berücksichtigt wurden. So wurden 
bei der Behandlung der Regierungsvorlage 
in der Sitzung des Finanzausschusses noch eine 
Reihe von Vorschlägen aufgenommen. 

In diesem Gesetz sind auch die Bestim­
mungen über die Haushaltszulage, was den 
Grundbetrag und die Steigerungsbeträge be­
trifft, neu und klar festgelegt worden. Die 
Ermessensentscheidungen, die praktisch immer 
positiv erledigt wurden, aber umfangreiche 

Verwaltungsarbeit erforderten, wurden in An­
spruchsfälle umgewandelt. Das Höchstalter 
für unversorgte Kinder wurde von 25 auf 
26 Jahre erhöht. Damit erfolgte eine Anpas­
sung an die Entwicklung auf anderen Rechts­
gebieten. 

Der Betrag der eigenen Einkünfte, den ein 
als unversorgt zu geltendes Kind haben 
darf, wurde neu festgelegt, indem dieser Betrag 
mit der Hälfte des Anfangsgehaltes der Ver­
wendungsgruppe C festgelegt wurde. Nach der 
derzeitigen Gehaltsregelung sind es 1320 S, 
also eine wesentliche Besserstellung und gleich­
zeitig eine Dynamisierung des Betrages und 
dadurch eine Verwaltungsvereinfachung. 

Neu sind die Bestimmungen des § 12,  der 
die Festlegung des Vorrückungsstichtages ent­
hält und die derzeitige V ordienstzeitenan­
rechnung ablöst. Diese Regelung soll garan­
tieren, d�.ß di� V (\.,.diem�tzeiten aller Bedien­
steten einheitlich behandelt werden. 

Durch die N eufasssung des § 21 wird die 
Zuständigkeit zur Erlassung der Bescheide 
über die Festsetzung des Auslandsbezuges 
bei Verwendung im Ausland aus Verwaltungs­
vereinfachungsgründen der in Betracht kom­
menden obersten Dienstbehörde übertragen. 
Die Mitwirkung des Finanzministeriums ist 
nur zur Sicherung des einheitlichen Vorgehens 
vorgesehen. 

Sehr wichtig ist, daß in den §§ 59 und 60 
für Lehrer, die in den Besuchsschulklassen 
verwendet werden, gesetzlich festgelegt ist, 
daß sie zu ihrem Gehalt eine entsprechende 
Zulage, mindestens 300 S pro Monat, erhalten. 
Dadurch sollen sowohl qualitative als auch 
quantitative Mehrleistungen abgegolten wer­
den. Ich glaube, es ist dadurch einer Forde­
rung der Lehrerschaft, die besonders die 
Besuchsklassenlehrer zu vertreten hat, Rech­
nung getragen worden. 

Zeitverpflichtete Soldaten, die nach Ablauf 
ihrer Dienstverpflichtung oder infolge Kün­
digung aus dem Dienstverhältnis des Bundes 
ausscheiden, erhalten eine erhöhte Abfertigung 
gemäß § 81 der Regierungsvorlage. Bei einer 
Dienstzeit von vier bis sechs Jahren erhöht 
sich die Abfertigung um einen Monatsbezug, 
somit bei einer Dienstzeit von vier Jahren 
von drei auf vier Monatsbezüge, bei einer 
Dienstzeit von fünf Jahren von dreieinhalb 
auf viereinhalb Monatsbezüge, bei einer Dienst­
zeit von sechs Jahren von vier Monatsbezügen 
auf fünf Monatsbezüge. Bei einer Dienstzeit 
von sieben Jahren erhöht sich die Abfertigung 
um zwei Monatsbezüge und bei einer Dienst­
zeit von acht Jahren ebenfalls um zwei Mo­
natsbezüge, sodaß sie bei sieben Jahren 
von viereinhalb auf sechseinhalb Monatsbe­
züge und bei einer Dienstzeit von acht Jahren 
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von fünf Monaten auf sieben Monatsbezüge 
erhöht wird. Bei einer Dienstzeit von neun 
Jahren oder mehr erhöht sich die Abfertigung 
von fünf Monatsbezüge auf acht Monatsbezüge. 

Durch diese Besserstellung wurde einer 
Entschließung des Nationalrates vom 7. Juli 
1966 Rechnung getragen. 

Den ausgeschiedenen zeitverpßichteten Sol­
daten, die nicht in den Bundesdienst übernom­
men werden, soll durch diese Abfertigung 
der Übergang in einen Beruf außerhalb des 
Bundesdienstes erleichtert werden. 

Im Artikel II der Gesetzesvorlage sind die 
Bestimmungen für die Festsetzung des Vor­
rüokungsstichtages für die Beamten, die am 
1 .  März 1969 im Dienststand waren, geregelt. 
Beamte, die sich am 1 .  März 1969 im Dienst­
stand befanden, können bis zum 31. Dezember 
1970 beantragen, daß ihr Vorrückungsstich­
tag neu festgesetzt wird. 

Unter Bedachtnahme auf den Umstand, 
daß bestimmte gehobene Dienstposten nur 
auf Grund der ausgeübten Funktionen er­
reicht werden können, war es notwendig, 
für diese Gruppen individuelle Festsetzungen 
der Auswirkung von Stichtagsverbesserungen 
vorzusehen, während sich im allgemeinen die 
Stichtagsverbesserung automatisch auf die be­
zugsrechtliche Stellung auswirkt. 

Bei den Beamten der Jahrgänge bis 1 909 
wird die Verbesserung des Vorrückungsstich­
tages mit 1. Jänner 1970 und bei den jüngeren 
Beamten mit 1 .  Jänner 1972 wirksam werden. 
Diese stufenweise Angleichung war aus bud­
getären Gründen notwendig. 

Bei Beamten, die nach dem 28. Februar 
1 969 aus dem Dienststand ausscheiden, ist 
die Verbesserung mit Wirkung vom Ersten 
des Monats des Ausscheidens aus dem Dienst­
stand durchzuführen. 

Wichtig ist, daß kein Beamter einen un­
günstigeren Vorrückungsstichtag erhalten kann 
als bisher und daß die Beförderungsricht ­
linien der Beamten der nachgeordneten Dienst ­
stellen des Bundes denen vergleichbarer Be ­
amter der Bundesländer angenähert werden . 

Wie bereits eingangs erwähnt, war es not­
wendig, auch eine analoge Änderung des 
Vertrags bedienstetengesetzes vorzunehmen, 
was in der 15. Vertragsbedienstetengesetz­
Novelle geschehen ist. 

Abschließend möchte ich feststellen, daß 
die ÖVP, die gerade in der Zeit der ÖVP ­
Alleinregierung durch entscheidende dienst­
und besoldungsrechtliche Verbesserungen unter 
Beweis gestellt hat, daß sie dem öffentlichen 
Dienst größtmögliches Verständnis entgegen­
gebracht hat, diesen beiden Novellen gerne 
die Zustimmung gibt. 

Allen, die mitgewirkt haben, den Vertretern 
des Bundeskanzleramtes, des Finanzmini­
steriums, der Landesregierungen, des Städte­
und Gemeindeverbandes, der Österreichischen 
Bundesbahnen und den Vertretern des Ver­
h nndlungsausschusses sei herzlich für ihre müh­
same Arbeit gedankt. 

Besonderen Dank aber möchte ich dem 
Herrn Finanzminister und der Bundesregie­
rung und allen Abgeordneten des Hohen Hau­
ses aussprechen. 

Die Beamten und Vertragsbediensteten des 
Bundes und auch der Länder und Gemeinden 
- für letztere werden diese Bestimmungen 
analog zur Anwendung kommen - bitte ich, 
diese Verbesserungen entsprechend zu würdi­
gen und noch mehr als bisher zum Wohle 
unseres Staates, der Länder und Gemeinden 
als wahre Diener des Staates und seiner 
Gebietskörperschaften die Verwaltung er­
folgreich zu besorgen. (Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Robert Weisz. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Robert Weisz (SPÖ) :  Herr 
Präsident ! Hohes Haus ! Ich möchte am Anfang 
dem Kollegen Stohs herzlich für den Dank, 
den er auch mir ausgesprochen hat, danken. 
Schließlich bin ich j a  der Vorsitzende des 
Verhandlungsausschusses der vier Gewerk­
schaften des öffentlichen Dienstes. Es ist 
sicherlich immer angenehm, von einem Partei­
gegner einmal einen Dank zu erhalten. 

Ich möchte aber feststellen, daß die heutige 
Vorlage nur dadurch zustandegekommen ist, 
daß durch einen Entscheid , des Verfassungs­
gerichtshofes die Aufhebung einer Bestimmung 
verfügt wurde. Das ist der Grund, warum wir 
heute einen Beschluß über diese Vorlage zu 
fassen haben. 

Nach den großen Verbesserungen und Er­
folgen auf dem Gebiete der sozialen Sicherheit 
durch die Schaffung des Pensionsgesetzes, 
des Beamten-Kranken- und Unfallversiche­
rungsgesetzes und der Neuordnung der Besol­
dung mit der Wertsicherung für die öffentlich 
Bediensteten ist es, wie ich glaube, auch not­
wendig geworden, das Dienstrecht der öffent­
lich Bediensteten zu verbessern und diese 
so wichtige Novelle zu beschließen. 

Die wichtigsten Punkte dieser Vorlage sind 
die Beseitigung der Rechtsungleichheit -
sie kommt besonders in den Übergangsbe­
stimmungen zum Ausdruck - und weiters, 
für die Zukunft eine echte Verwaltungsver­
einfachung zu finden. 

Es wird in dieser Gehaltsgesetz-N ovelle 
vom Begriff der Vordienstzeiten abgegangen, 
und es wird ein für die Zukunft festgesetzter 
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Besoldungsstichtag wirksam, auf den sich 
die gesamte dienstliche Lauf bahn der öffent­
lich Bediensteten aufbaut. 

Offen ist bei dieser Ergänzung unseres 
Dienstrechtes leider noch immer die An­
rechnung von Zulagen und Nebengebühren 
in die Pension. Hier werden wohl Verhand­
lungen mit der Bundesverwaltung und den 
Gebietskörperschaften geführt, und die vier 
Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes hof­
fen, daß es auch in dieser Frage zu einer 
baldigen Einigung kommt und daß eine ent­
sprechende Vorlage dann dem Hohen Hause 
zugeleitet werden kann. 

Zu regeln bleiben auch noch die Abgeltung 
des Sonn- und Feiertagsdienstes und die Ein­
reihungsverbesserung verschiedener Gruppen, 
wie Lehrer, Wachebeamte, soziale Berufe, 
Techniker und andere Berufsgruppen des 
öffentlichen Dienstes. 

Mit der zur Beschlußfassung vorliegenden 
19. Novelle werden einige wichtige und drin­
gend gewordene Änderungen von Bestim­
mungen des Gehaltsgesetzes vorgenommen. 

Zunächst aber eine allgemeine und erfreu­
liche Feststellung : Bei der Ausarbeitung dieser 
Gesetzesvorlage waren die Gewerkschaften 
des öffentlichen Dienstes mit Erfolg bemüht, 
einen echten Beitrag zur Verwaltungsverein­
fachung in Personalangelegenheiten zu leisten. 
Der vielbesprochenen Verwaltungsreform wäre 
wirksam gedient, würde bei allen sich bie­
tenden Anlässen ebenso darauf geachtet, die 
Durchführung von Gesetzen zu vereinfachen. 

Nun zum Inhalt des Gesetzes : Die neu­
gefaßten Bestimmungen über die Haushalts­
zulage wurden klarer und übersichtlicher ge­
staltet ; praktische Erfahrungen wurden ent­
sprechend berücksichtigt. So konnte an die 
Stelle des freien Ermessens ohne Bedenken 
ein Anspruch dort treten, wo es bisher nach 
zeitraubenden Erhebungen und Verfahren 
ohnehin stets zu Leistungen gekommen ist. 
Ähnlich verhält es sich bei der KlarsteIlung 
des Kinderbegriffes, der zu einer Erhöhung 
der Haushaltszulage führt. Sinnvoll ist es 
auch, daß hinsichtlich der Auslegung, wann 
anzunehmen ist, daß der Beamte für die 
Kosten des Unterhaltes aufzukommen hat, 
die Übereinstimmung mit dem Familien-

.' lastenausgleichsgesetz herbeigeführt wurde, wie 
es überhaupt geboten erscheint, die gleiche 
rechtliche Situation für denselben Personen­
kreis in verschiedenen Vorschriften einer glei­
chen Regelung zu unterziehen. Es war da­
her nahezu selbstverständlich, die Definition 
der Einkünfte an die bestehenden Regelungen 
im Pensionsgesetz 1965 anzupassen. 

Etwa auf der gleichen Ebene liegt es, wenn 
zur Anpassung an die Entwicklung auf anderen 

Rechtsgebieten das Höchstalter, bis zu dem 
ein Kind für den Steigerungsbetrag der Haus­
haltszulage berücksichtigt werden kann, vom 
25. auf das 26. Lebensjahr erhöht wurde. 

Das Kernstück der 19. Gehaltsgesetz-Novelle 
bildet die Neugestaltung der Vorschriften über 
die Anrechnung von Vordienstzeiten für die 
Vorrückung. Zwingender Anlaß war das Er­
kenntnis des Verfassungsgerichtshofes, das 
ja auch der Herr Abgeordnete Stohs schon 
erwähnt hat, mit dem eine Bestimmung des 
Gehaltsgesetzes als verfassungswidrig aufge­
hoben wurde. Da eine verfassungsgemäße 
Determinierung einer Verordnungsermächtigung 
bei dieser Materie immer problematisch ist, 
wurde nun die Regelung direkt in das Gesetz 
aufgenommen. 

Diese Gelegenheit wurde nun dazu benutzt, 
um eine neue Regelung der Berücksichtigung 
vor dem Beginn des Dienstverhältnisses lie­
gender Zeiten einzuführen. Das bisherige 
komplizierte Verfahren sollte weitgehend ver­
einfacht und bei Beginn des Dienstverhält­
nisses ein Vorrückungsstichtag festgesetzt wer­
den. 

Die Gesetzesvorlage wird dieser Absicht 
voll gerecht. Für die Ermittlung des V or­
rückungsstichtages werden zwischen dem Tag 
der Vollendung des 18. Lebensjahres und 
dem Tag der Anstellung liegende Zeiten 
unter den in einem übersichtlichen Katalog 
angeführten Voraussetzungen zur Gänze, die 
sonstigen Zeiten zur Hälfte dem Tag der An­
stellung vorangesetzt. Diese Methode wird 
auch dem sogenannten Lebensalterprinzip in 
besserer Weise gerecht. Aus der Darstellung 
des Lebenslaufes eines in den öffentlichen 
Dienst eintretenden Bediensteten wird sich 
so in wesentlich vereinfachter Weise seine 
bezugsrechtliche Stellung ermitteln lassen. 

Allerdings mußte - und das sei nicht 
verschwiegen - durch eine Übergangsbe­
stimmung Vorsorge dafür getroffen werden, 
daß durch die .Änderung des Systems die be­
reits im Dienststand befindlichen Bediensteten 
gegenüber Neueintretenden nicht benachteiligt 
werden. Das geschieht in der Weise, daß 
der fiktive Anstellungstag nach bisherigem 
Recht zunächst als Vorrückungsstichtag gilt. 
Der Bedienstete kann beantragen, daß sein 
V orrückungsstichtag gemäß den neuen Be­
stimmungen neu festgesetzt wird. Ist der 
neue V orrückungsstichtag günstiger, so gilt 
dieser. 

In Anbetracht der schwierigen finanziellen 
Lage des Bundes haben die Gewerkschaften 
des öffentlichen Dienstes zugestimmt, daß die 
allfällige Verbesserung der besoldungsrecht­
lichen Stellung nur bei Beamten der Jahr-
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gänge bis 1909 mit 1 .  Jänner 1970, bei den 
übrigen Beamten jedoch erst mit Wirksamkeit 
1 . Jänner 1972 eintritt. 

Von dem weiteren Inhalt der 19. Gehalts· 
gesetz-Novelle sei noch die Regelung für 
Lehrer an den übungsschulmäßig geführten 
Besuchsschulklassen erwähnt. Die Mehrbe· 
lastung dieser Lehrpersonen wird künftig 
durch eine Dienstzulage abgegolten. 

Mit der ebenfalls enthaltenen Verbesserung 
der Bestimmungen über die Abfertigung der 
zeitverpflichteten Soldaten wird ein doppelter 
Zweck angestrebt. Einmal soll damit ein er· 
höhter Anreiz für eine längere Dauer der Zeit· 
verpflichtung geschaffen und zum anderen 
den ausgeschiedenen zeitverpflichteten Sol· 
daten der Übergang in einen Beruf außerhalb 
des Bundesdienstes erleichtert werden. 

Im Zusammenhang mit der 19. Gehalts­
gesetz.Novelle sei auch noch auf die 15. No· 
velle zum Vertragsbedienstetengesetz verwie· 
sen und dazu festgestellt, daß es sich hier 
lediglich um die analoge Neuregelung für die 
Festsetzung des Vorrückungsstichtages han­
delt. 

Abschließend stelle ich fest, daß beide Re­
gierungsvorlagen das Ergebnis von Verhand. 
lungen mit den Gewerkschaften des öffent­
lichen Dienstes sind, die zwar langwierig 
und nicht immer leicht waren, aber - ich 
freue mich, dies hier sagen zu können -
infolge des Verständnisses der Verhandlungs­
partner, der Herren der Verwaltung, einen 
weiteren Schritt zu einem modernen Dienst­
recht der öffentlich Bediensteten darstellen. 

Die Sozialistische Partei wird daher diesen 
beiden Gesetzesvorlagen ihre Zustimmung ge­
ben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist der Ab­
geordnete Zeillinger. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Zeillinger (FPÖ) : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Ich darf einleitend 
feststellen, daß wir Freiheitlichen den Re­
gierungsvorlagen über die 19. Gehaltsgesetz­
Novelle und über die 15.  Vertragsbediensteten­
gesetz-Novelle unsere Zustimmung geben 
werden, und ich werde das später auch kurz 
begründen, obwohl - das möchte ich gleich 

. sagen - uns die Zustimmung keineswegs 
leicht gemacht worden ist. Es sind heute 
durch eine Ergänzung der Tagesordnung die 
19. Gehaltsgesetz-Novelle und die 15. Ver. 
tragsbedienstetengesetz-Novelle, die im Aviso 
unter Punkt 3 und 4 angeführt waren, in die 
Tagesordnung aufgenommen und dann als 
Punkt 1 und 2 vorgezogen worden. Das sind 
alles Umstände, die wir erst heute erfahren 
haben und die trotz Rückfrage bis zum heutigen 
Tag nioht bekanntgegeben worden sind. 

Ich darf einleitend feststellen, um einen 
Zwischenruf des Herrn Präsidenten zu ver­
meiden, daß der freiheitliche Fraktionsobmann 
in der Präsidialkonferenz selbstverständlich 
zugestimmt hat, weil wir Freiheitlichen absolut 
daran interessiert sind, daß das Parlament 
sein Pensum erledigt, weil wir immer 
wieder die Kritik hören - zum Teil auch durch 
die Zeitungen verbreitet -, das Parlament 
soll nur mehr arbeiten, und weil wir es sehr 
bedauern, daß von dazu berufener Stelle 
darüber keine Aufklärung in die Öffentlichkeit 
gegeben wird, wozu zum Beispiel Fernseh­
interviews sehr geeignet wären. 

Wir Freiheitlichen sind also daran interes­
siert, daß auch diese beiden Gesetzesnovellen 
zur Behandlung kommen. Aber selbstver­
ständlich hat der freiheitliche Klubobmann 
angenommen, daß alle Voraussetzungen dazu 
erfüllt werden. Es ist zum Beispiel nicht mit­
geteilt worden, Herr Präsident, daß zum 
Zeitpunkt der Präsidialkonferenz die Berichte 
der Ausschüsse nicht einmal noch verteilt 
waren. Sie sind erst nachher verteilt worden. 
Die Präsidialkonferenz hat also beschlossen, 
heute etwas auf die Tagesordnung zu nehmen, 
als noch kein einziger Abgeordneter dieses 
Hauses überhaupt gewußt hat, ob er einen 
Bericht bekommen wird. Wir haben den 
Bericht auch gar nicht bekommen - einige 
Bevorzugte und vielleicht auch Wiener aus­
genommen. 

Ich darf gleich sagen : Ich bin wie viele 
andere ohne den Bericht nach Wien gefahren. 
Wir sind also unvorbereitet zu diesem Punkt 
gekommen. In dem Stoß, den wir in Wien 
angetroffen haben - ich lade den Herrn 
Präsidenten ein, sich davon zu überzeugen, 
wir haben den Einlauf gerade jetzt aufge­
macht -, finde ich heute während der Sitzung 
auch den Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die 19. Gehaltsgesetz-Novelle. 

Wird sind erst heute wieder über die Arbeits­
weise des Parlamentes gefragt worden. Ver­
treter aller Parteien haben erklärt : Jawohl, 
wir sind bereit, wir wollen arbeiten, wir wollen 
erledigen, was möglich ist und was notwendig 
ist, aber es müssen die Voraussetzungen dazu 
geschaffen werden ! Die Voraussetzungen, Herr 
Präsident, werden dann nicht geschaffen, wenn 
von der Regierung die Arbeit des Hauses 
boykottiert wird. Wir haben das heute bereits 
bei den Ausführungen eines sozialistischen 
Sprechers gehört. 

Ich kann Ihre Ausführungen, Herr Kollege 
Weikhart, noch um einige andere Hinweise 
erweitern. Wir haben Regierungsvorlagen be­
kommen, die in einem unvorstellbaren Zu­
stand sind, und dazu bereits auch wieder 
Berichtigungen dieser Regierungsvorlagen. 
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Darf ich Sie einladen, sich zum Beispiel die 
Nummer Zu 1202 der Beilagen anzuschauen : 
"Gemäß § 17 Abs. 4", um Ihnen zu 
zeigen, wie die Regierung arbeitet 
und wie schwer wir es haben. (Abg . Dr. Pitter­
mann: Herr Abgeordneter Zeilling er ! Es 
wäre sehr interessant, wenn wir erfahren wür­
den, was der Herr Präsident g emeint hat mit 
dem , ,Einschummeln ", das ihm zugemutet wird !) 
Darauf müßte dann der Herr Präsident ant­
worten. 

Ich möchte nur sagen : Die Öffentlichkeit 
hat den falschen Eindruck, daß die Abge­
ordneten nicht arbeiten wollen. Ich darf hier 
als Oppositioneller sagen : Ich bin überzeugt, 
die Regierungsabgeordneten wollen arbeiten, 
und ich darf für die freiheitliche Opposition 
sagen, und ich setze das auch bei der soziali­
stischen Opposition voraus : Wir wollen ar­
beiten. Aber diese Arbeit wird uns von der 
Regierungspartei praktisch unmöglich ge­
macht, es grenzt nahezu an Sabotage, und 
sie wird von der Präsidialkonferenz nicht 
erleichtert. ( Widerspruch bei der Ö V P.) Doch 
die Erfüllung unseres Verlangens zum Beispiel, 
die Präsidialkonferenz am Freitag durchzu­
führen, damit die Abgeordneten wissen, daß 
beispielsweise heute die 19. Gehaltsgesetz­
Novelle zur Diskussion kommt, ist uns zwar 
sehr oft zugesichert worden, aber es liegt das 
System darin, daß jedesmal einer nicht Zeit 
hat. (Abg. Pe t er: Das ist für die Frühjahrs­
session zugesichert, aber nicht eingehalten wor­
den !) Das ist vom Präsidenten des Hauses 
zugesichert worden und ist wieder nicht ge­
macht worden. Die Präsidialkonferenz war am 
Montag, mit dem Plan : Die Abgeordneten 
sollen nicht wissen, was kommt, sie sollen die 
Tagesordnung nicht kennen. Auch wer heute 
aufmerksam zugehört hat, ich glaube keiner 
von Ihnen kennt sich aus bei der Tagesordnung. 
Wir haben etliche Avisos bekommen, von diesen 
Avisos ist ein Teil für heute herausgesucht 
worden, und mit diesem Teil ist wieder eine 
Ergänzung gemacht worden, die ursprüngliche 
Tagesordnung ist nach rückwärts gereiht 
worden, das Aviso ist umgereiht worden. 
Durch Zufall haben wir entdeckt, daß jetzt 
als erste Punkte die 19 .  Gehaltsgesetz-Novelle 
und die 15. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle 
behandelt werden. (Abg. Pe t er: Jetzt kann sich 
der Herr Präsident nicht mehr auf die Klub­
obmänner ausreden !) Das alles geschieht unter 
Druck - das wissen wir, auch das möchte 
ich nur einschieben - :  Es kommen zwei 
dringliche Anfragen, wobei ich mich jetzt 
gleich an den Herrn Präsidenten wende. 
Ich weiß, daß man den Herrn Präsidenten 
nicht durch einen Zwischenruf interviewen 
kann, aber, Herr Präsident, Sie haben fest­
gestellt, daß beide dringlichen Anfragen vor 

der fünften Nachmittagsstunde begonnen wer­
den. Wir möchten uns ja während der Sitzung 
- das müssen wir ja bei dieser Arbeits­
methode - vorbereiten und möchten zum 
Beispiel gerne wissen, welcher Abgeordnete 
zu der vereinbarten Besprechung mit den 
Soldaten gehen kann, die immer um 13 Uhr 
stattfindet, und wer von den Abgeordneten 
dableiben muß. Kein Mensch weiß, was in 
der nächsten Stunde in diesem Hause passiert. 
Wie werden Sie es machen 1 Geben Sie das 
dem Hause bekannt ! Ich bin von meinem 
Klub beauftragt, die Frage an Sie zu stellen : 
Wann werden Sie die erste dringliche Anfrage 
aufrufen, welche wird es sein, wann werden 
Sie die zweite aufrufen 1 Wie wird das durch­
geführt werden, daß mit Sicherheit beide 
Anfragen vor der fünften Nachmittagsstunde 
erledigt werden können � 

Ich glaube, es ist nicht zu viel gefordert, 
wenn wir noch wenigstens während der Sitzung 
erfahren wollen, was geschieht, Herr Präsident ! 
Das ist kein unbilliges Verlangen ! 

Ich darf nun auf Ihren Zwischenruf zurück­
kommen, Herr Kollege ! Die Präsidialkonferenz 
hat nicht am Freitag, sondern am Montag 
stattgefunden. Es wurde der Anschein er­
weckt, die Abgeordneten werden verständigt. 
Wie so oft hat die Parlamentsdirektion auch 
in diesem Falle die Abgeordneten nicht mehr 
verständigt. Wir haben überhaupt nicht 
erfahren, was auf die Tagesordnung kommt. 
Wir sind nach Wien gefahren, wir haben eine 
lange Liste von Vorlagen gehabt, was im 
Frühjahr alles passieren kann. Dabei weiß 
man das gar nicht, denn die Regierung bringt 
Dinge, zieht sie zurück, ändert sie ab. Das 
ist doch ein Tohuwabohu, wie es noch niemals 
in diesem Haus geherrscht hat. 

Heute morgen in der Früh im Klub ' "  
Herr Generalsekretär Withalm, Sie lachen 
dazu ? Das ist ja Ihr Plan ! Das ist ja das 
von der ÖVP, von der Regierungspartei 
erdachte System, dieses Parlament mit dieser 
Methode lahmzulegen ! ( Abg . Pet  e r: Das 
Parlament ist schuld ! - Abg .  Dr. W i thalm: 
Haben wir ein Interesse an der Lahmlegung? 
Wir haben g esagt, wir wollen arbeiten ! -
Weitere Zwischenrufe.) Wir sollen uns dann 
von der Öffentlichkeit den Vorwurf machen 
lassen, daß wir nicht arbeiten wollen. Herr 
Vizekanzler Dr. Withalm ! Seien Sie davon 
überzeugt : Wir freiheitlichen Abgeordneten 
arbeiten fleißig. Aber Sie wollen unseren 
Fleiß dadurch unmöglich machen, daß 
Sie uns einfach jeden Prügel vor die Füße 
werfen. Wir spielen da nicht mehr mit ! 
Wir werden in der Öffentlichkeit jetzt jeden 
Fall aufdecken, insbesondere dann, wenn in 
der Präsidialkonferenz etwas vereinbart wird 
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und dabei ganz wesentliche Dinge verschwiegen 
werden. 

Verschwiegen worden ist, daß der Bericht 
des Ausschusses nicht verteilt wurde, ver­
schwiegen ist worden, daß die Parlaments­
direktion nicht in der Lage war, die Ausschuß­
berichte noch zu versenden. Das hat man 
entweder gewußt oder absichtlich hintertrieben. 
Man hat sie uns ins Kastel hineingeschmuggelt, 
heute in der Früh habe ich es unter einem 
solchen Berg gefunden. Wenn diese Berichte 
schon am Montag dagewesen wären, hätte 
man sie uns expreß zuschicken können. Es 
gibt Parlamente, wo man Tagesordnungen 
- das ist hier anscheinend nicht bekannt, 
ich habe es schon öfters vorgeschlagen -
telegraphisch mitteilt. Auch das wäre eine 
Möglichkeit, auch das hat man nicht getan. 
Man hat uns heute den Bericht im Klub 
vorfinden lassen, und jetzt sollen wir dazu 
fachlich Stellung nehmen. Sie wissen es, 
meine Herren, Sie spielen ja mit der Regierung 
zusammen ! Aber wir Freiheitlichen stehen 
vor dem Lotteriespiel und wissen nicht, was 
sich heute hier abspielen wird, sollen aber 
unsere Begründungen sachlich dazu geben. 

Wenn dann einmal einer, so wie ich es jetzt 
im Namen der Freiheitlichen mache, dagegen 
protestiert, dann sagen Sie : Ja die Frei­
heitlichen, sie wollen nicht arbeiten ! 
Nein ! Wir wollen arbeiten, aber Sie wollen 
sabotieren, Sie wollen das Parlament lahm­
legen, weil Sie glauben, damit besser Ihre 
Gesetze, die ja sehr anzweifelbar sind und die 
in einem Zustand sind, über den man noch 
sehr viel wird sprechen müssen, auf diese 
Art und Weise durchzubringen. Unsere Auf­
gabe wird es sein, darüber in der Öffentlich­
keit bei jeder Gelegenheit zu sprechen. 

Herr Kollege ! Ich bin zuvor durch einen 
Zwischenruf unterbrochen worden. Ich weiß 
nicht, ob Sie sich schon Zu 1202 der Beilagen 
angeschaut haben. Hier heißt es : 

"Gemäß § 1 7  Abs. 4 des Bundesgesetzes 
vom 6. Juli 1961 , BGBI. Nr. 1 78, betreffend 
die Geschäftsordnung des Nationalrates, wird 
die Regierungsvorlage 1202 der Beilagen zu 
den stenographischen Protokollen des National­
rates XI. GP. betreffend das Protokoll Nr. 4 
zur Konvention zum Schutze der Menschen­
rechte und Grundfreiheiten, durch das gewisse 
Rechte und Freiheiten gewährleistet werden, 
die nicht bereits in der Konvention oder im 
ersten Zusatzprotokoll enthalten sind, dahin­
gehend abgeändert, daß es im englischen 
beziehungsweise im französischen Text im 
ersten Absatz auf Seite 5 der Regierungsvorlage 
zu lauten hätte". 

Und nun geht es weiter in einem englischen 
beziehungsweise französischen Text. Die Re-

gierungsvorlage befindet sich - bevor wir 
überhaupt noch darüber sprechen - in einem 
unvorstellbaren Zustand. Ich bin sehr froh, 
daß der Herr Präsident . . .  Herr Vizekanzler ! 
Ich hoffe, Sie haben die Rüge des Präsidenten 
zur Kenntnis genommen. So verkehrt man 
nicht mit einem Parlament ! Das können Sie 
auf einen gewissen Ort hinaushängen ; ich 
weiß nicht, ob es dort als einem Kulturvolk 
entsprechend empfunden wird. Aber das kön­
nen Sie nicht dem Parlament als Regierungs­
vorlage übermitteln. 

Aber kaum ist es im Hause, dann kommen 
schon wieder Nachträge, kommen schon wieder 
laufende Abänderungen, so daß sich praktisch 
niemand mehr in diesem Hause auskennt. 

Ich darf Ihnen hier auch noch ein anderes 
Beispiel bringen. Der Herr Bundeskanzler, 
der unter solchen Umständen offenbar sehr 
viel zu tun hat, hat an das Präsidium des 
Nationalrates am 7.  Mai geschrieben : 

"Bei der Ausfertigung der mit hieramtlicher 
Note vom 6. Mai 1969 " - Zahl soundso -
"übermittelten Regierungsvorlage 1279 der 
Beilagen zu den stenographischen Protokollen 
des Nationalrates, betreffend das Bundes­
gesetz, mit dem das Nationalbankgesetz 1955 

abgeändert wird, ist bedauerlicherweise ein 
Versehen unterlaufen. Es wird gebeten, die 
beiliegenden Seiten 5 und 6 im Gesetzentwurf 
einzufügen . "  (Abg. Pe t er: Wir sind ja nicht 
die Ha'llsdiener des Bunde.skanzlers I) 

"Die im Gesetzentwurf eingehefteten Sei­
ten 5 und 6 wären in die Erläuternden Be­
merkungen nach der Seite 4 einzufügen. 
Das in den übermittelten Erläuternden Be­
merkungen mit den Seitenbezeichnungen 5 
und 6 eingefügte Blatt wäre zu entfernen." 
(Abg. Pe t er: Die Qualitätsarbeit des Dr. Klaus 1 
- Abg. Dr. Pit termann: Und es wurde 
zugewiesen, Herr Zeillinger I) 

Herr Vizekanzler, das ist Ihre Regierung ! 
Das, sagen wir, ist Sabotage, das ist bewußte 
Sabotage. Wir wissen, daß die Gesetze in 
dieser Form nicht behandelt werden können. 

Herr Präsident ! Als Sie vorgestern zum 
Fernsehschirm gegangen sind, habe ich das 
sehr begrüßt. Ich habe gedacht : Jetzt wird 
endlich Maleta - und ich halte ihn für einen 
Verteidiger des· Parlamentarismus, was ich 
von der Regierung nicht behaupte - seine 
mahnende Stimme gegen die Regierung er­
heben und das Parlament gegen unberechtigte 
Vorwürfe in Schutz nehmen. Bedauerlicher­
weise, Herr Präsident, ist es nicht geschehen. 
Ich darf Sie bitten, wenn Ihnen Fernsehen 
und Rundfunk das nächste Mal das Mikrophon 
leihen, über diese Dinge zu reden, auch wenn 
Ihre Partei daran die Schuld trägt. Denn 
das sind skandalöse Zustände ; die gehören 
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aufgedeckt, sie können auch durch eine 
Vereinbarung, von den Parteiobmännern oder 
den Klubobmännern oder dem Präsidium 
und so weiter, in keiner Weise saniert werden. 
(Abg. Dr. Pittermann: Herr Zeillinger, jetzt 
können Sie ruhig reden, jetzt ist abgeschaltet !) 
Ja, ich weiß es, ich spreche doch für das 
Haus. Aber hier kommen Blätter, die nicht 
Regierungsvorlagen sind, sondern die ein 
ausgesprochenes Schmierpapier sind, ins Haus. 
Dazu müssen wir laufend Verbesserungen 
zur Kenntnis nehmen. Auch das ist schon 
handschriftlich ausgebessert. Ich weiß nicht, 
wer das geschrieben hat. Dann kom,men 
laufend Abänderungen, sodaß jeder minde­
stens zwei Sekretäre brauchen würde, um allein 
das alles evident zu halten. Und dann kommt 
das Teuflische. Man sagt : So, jetzt machen 
wir am Freitag - das haben wir verspro­
chen - eine Präsidialkonferenz, das ist 
publikumswirksam r Wir machen sie aber 
nicht am Freitag, wir machen sie am Montag 
darauf, denn die Herren Abgeordneten sollen 
nicht wissen, daß beispielsweise heute die 
19. Gehaltsgesetz-Novelle auf die Tagesordnung 
kommt. Auf Anfrage wird das nicht mit­
geteilt, Herr Präsident J Die Ausschußberichte 
werden nicht verteilt. Sie werden hier im 
Hause hingelegt, und der Abgeordnete kommt, 
ohne die Tagesordnung zu kennen, ohne die 
Unterlagen zu haben, nach Wien und soll 
dann aus dem Stegreif zu den Gesetzen hier 
im Hause, selbstverständlich mit Recht auch 
vor Journalisten, vor dem Mikrophon und 
vor dem Fernsehen Stellung nehmen. Das 
ist eine Abwertung des Parlaments, meine 
Damen und Herren r Hier wird der Parla­
mentarismus allmählich abgewürgt, denn die 
Abgeordneten, die willens sind, zu arbeiten 
- und ich bin überzeugt, die überwiegende 
Mehrheit des Hauses will arbeiten -, werden 
hier an einer guten und soliden Arbeit ge­
hindert. 

Dabei hat man in der Parlamentsdirektion, 
Herr Präsident, ja so wahnsinnig viel Zeit. 
Man hat Zeit ! Ich habe einen "Dienstzettel" 
gefunden das schreibt man übrigens, 
wenn ich mir die Bemerkung erlauben darf, 
mit zwei "t" -, in dem die Abgeordneten 
besonderen Verhaltensvorschriften von der 
Parlamentsdirektion unterworfen werden. Ich 
darf bitten, daß sich die Präsidialkonferenz 
vielleicht einmal mit einer solchen Frage 
beschäftigt. Ich bin nicht willens, mir von 
irgendeinem Beamten des Hauses zu irgend­
einem Zeitpunkt im Parlament besondere 
Verhaltensvorschriften machen zu lassen. Auch 
da sagen wir : Dazu hat man Zeit, daß m,an 
anläßlich des Besuches der englischen Königin 
Rundschreiben erläßt, daß wir nur am Schreib­
tisch sitzen dürfen, die Fenster nicht auf-

machen dürfen. Für solchen Papierkram hat 
man Zeit ! Aber daß man uns die Ausschuß­
berichte übermittelt, daß man uns wenigstens 
telegraphisch die Tagesordnung mitteilt, die 
40 Stunden später hier abgewickelt wird, 
dazu hat man keine Zeit ! Das ist ein offen­
kundiges Versagen, Herr Präsident, und das 
wollen wir hier einmal mit aller Deutlichkeit 
klarstellen ! (Abg. Li  b a l: Zeillinger ! Es ist 
abgeschaltet, das hören sie draußen nicht mehr !) 
Das macht ja nichts, aber gesagt muß es 
werden. Es soll einmal im Protokoll stehen. 
Herr Kollege, es gibt ein Gewohnheitsrecht ! 

Präsident: Meine Damen und Herren ! Ich 
muß sagen : Herr Abgeordneter Zeillinger ! 
Ich unterbreche Sie natürlich nicht, weil 
ich nicht den Vorwurf einstecken möchte, 
daß ich eine Kritik, die an mir geübt wird, 
unterbinde. Aber nur so beiläufig mache 
ich Sie darauf aufmerksam, daß Sie nicht 
als Kontra-, sondern als Proredner für diese 
zwei Gesetze eingetragen sind. (Heiterkeit.) 

In einem anderen Zusammenhang werde 
ich Ihnen dann schon eine Antwort geben. 
Bitte, reden Sie ruhig weiter ! 

Abgeordneter Zeillinger (fort8etzend) : Wir 
sind pro zu diesen Gesetzen eingestellt, weil 
wir nicht eine Opposition sind, die justament 
dagegen ist. Wir sind nicht - das mag 
für Sie überraschend sein - nicht dagegen, 
weil man es bei der Volkspartei gern haben 
möchte, daß wir dagegen sind ; nein, wir 
sind aus sachlichen Gründen dafür, weil wir 
jahrelang mit Ihrer Partei, Herr Präsident, 
darum gerungen haben, daß diese Sache Gesetz 
wird, und jetzt ist es Gesetz geworden. Natür­
lich stimmen wir zu . 

Präsident : Herr Abgeordneter Zeillinger ! 
Gestatten Sie, daß ich, da ich jetzt abgelöst 
werde, nur ganz kurz etwas sage : Die von 
Ihnen beanständete angeblich verspätete Zu­
stellung ist nicht erst jetzt erfolgt, sondern 
bereits am Montag, den 19. Mai, um 8.30 Uhr. 
Im übrigen wundere ich mich - ich habe 
in einer Reihe von Oppositions blättern in 
Balkenüberschriften gelesen : Maleta kritisiert 
die Regierung ! -, daß Sie das jetzt auf 
einmal vergessen haben. 

Abgeordneter Zeillinger (fortsetzend) : Nein, 
Herr Präsident r Das habe ich doch anerkannt. 
Ich habe anerkannt, daß Sie zur Wortmeldung 
des Herrn Kollegen Weikhart in objektiver 
Weise Stellung genommen haben. Ich habe 
den Herrn Vizekanzler - ich weiß nicht, 
ob er herinnen war - sogar aufmerksam 
gemacht, daß hier eine berechtigte Kritik 
an der Regierungstätigkeit geübt worden ist. 
Aber, Herr Präsident, ich darf Sie einladen, 
nicht die Berichte der Parlamentsdirektion 
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allein als Grundlage Ihrer Entscheidungen 
z u  nehmen, sondern sic h  anzuschauen, wann 
wir das bekommen haben. (Abg. Peter: 
Am Montag, den 19. ! - Präsiden' Dipl .. lng. 
Waldbrunner übernimmt den Vorsitz.) Am 
Montag, den 19 . nic ht mehr weggeschickt, 
sondern hier im Hause verteilt! Wie wir 
heute nach Wien gekommen sind, haben wir 
plötzlic h erfahren, daß die Präsidialkonferenz 
die Tagesordnung ausgeweitet hat. Dagegen 
können wir nichts sagen. 

Herr Präsident, ich darf Sie aber erinnern: 
Si e haben, bevor Sie abgelöst wurden, zu 
sagen vergessen, warum Sie Ihre Zusage, 
die Präsidialkonferenz am Freitag durc hzu­
führen, nicht eingehalten haben. Ich weiß, 
daß der Freitag der Regierungspartei nicht 
angenehm ist, denn da könnten sich die 
A bgeordneten vorbereiten. (Abg. Dr. W it­
ha lm: Herr Kollege Zeillinger . . . ) Herr 
Kollege Withalm, Sie haben ja zufälligerweise 
immer am Freitag keine Zeit, es würde mich 
nicht wundern . . , (Abg. Dr. W ithalm: Sie 
wissen doch, daß der Kollege Pittermann die 
ganze vorige Wocke in Straßburg war, und da 
ist gebeten worden, man soll es nicht am Freitag 
machen. Am Donnerstag war ein Feiertag. 
Das waren doch Gründe !) Die Sozialistisc he 
Partei wird sicherlic h auch einen Klubobmann­
Stellvertreter haben. Herr Kollege, das ändert 
aber nichts an der Tatsache. Ic h habe auch 
von sozialistischen Abgeordneten gehört, daß 
sie erst heute bei der Klubsitzung erfahren 
haben, was zur Diskussion steht. (Abg. Doktor 
W i t 11, alm: Darüber haben wir doch geredet !) 

Man hat zu uns gesagt : Am Freitag werden 
die Präsidialsitzungen sein. Dann ist es 
möglich. Präsidialsitzungen, die nicht einmal 
48 Stunden vor der Haussi tzung stattfinden, 
können technisc h einfac h nicht mehr be­
wältigt werden. Dazu ist die Parlaments· 
direktion nic ht in der Lage. Das haben wir 
scho n  oft genug festgestellt. 

Herr Pr äsident Malet a, darf ich Sie auf­
merksam machen, Sie haben et was zu zitieren 
vergessen: Der Bericht wurde am 14. Mai 
ausgefertigt, und am 19. Mai ist er noch nic ht 
z ugestellt worden. Am 19 . Mai ist der Beric ht 
auch nic ht mehr zugesendet worden. Da 
hätten wir nämlich bei Expreßzusendung . . . 
(Zwischenrufe bei der F pO. - Abg. Doktor 
Pitt ermann: Zu einer tatsächlichen Fest­
stellung ! Das Theater spielen Sie mit mir 
nicht ! - Abg. Dr. van Tongel: Wir haben 
keinen Einspruch erhoben !) 

Präsident Dipl..lng. Waldbrunner : Am Wort 
ist der Redner. Ich bi tte, lassen Sie den 
Herrn Abgeordneten Zeillinger reden. 

Abgeordneter Zeillinger (fortsetzend) : Herr 
Präsident ! Ich sage das - Sie haben nicht 

den Vorsitz gehabt -, weil Herr Präsident 
Maleta, mich beric htigend, gesagt hat, daß 
die Zustellung am 19. erfolgte. Der Bericht 
trägt das Datum 14. Mai. Heute früh haben 
wir ihn er halten. Hier liegt also der Fehler. 
Wenn die Präsidialkonferenz nicht, wie ver· 
sprochen, am Freitag, sondern am Montag 
durc hgeführt wird und wenn man feststellt, 
daß die Berichte noc h  nicht verteilt sind, 
kann man das doc h  nicht einen Tag später 
auf die Tagesordnung setzen, indem man ein. 
fac h sagt : Legt es leise in die Lade, die Leut e 
werden es in diesem Stoß von Akten schon 
finden! Das zum Thema, ob das Parlament 
arbeiten will oder nicht. 

Es ist einmal der einmütige Wunsch des 
Parlamentes gewesen, daß Regierungsvorlagen 
neben dem novellierten Text auch den ur­
sprünglichen Gesetzestext aufweisen. Soweit 
mir erinnerlich ist, hat diese Bitte sogar der 
Präsident des Hauses der Regierung üb er­
mittelt. Wenn Sie aber nachsehen, Herr Vize­
kanzler Dr. Wit halm - ich glaube, Sie haben 
als Abgeordneter mitgewirkt -, werden Sie 
feststellen, daß nur zwei von 82 Regierungs. 
vorlagen diesem Wunsc h des Parlamentes 
Rechnung tragen. Es wäre eine kolossale 
Erleichterung, weil man bei diesen Tausenden 
Seiten, um die es sic h handelt, nic ht jedesmal 
den alten und den neuen Text vergleichen 
müßte. Aber die Regierung erfüllt auc h diesen 
Wunsc h nic ht, sondern haut uns die Gesetze 
in einem unvollständigen, ungenügenden, kor­
rekturbedürftigen Zustand her, kommt dem 
einmütigen Wunsche aller Fraktionen nic ht 
nach, sondern sagt: Das Parlament soll sich 
damit besc häftigen, wir werden die Abge­
ordneten schon so weit unter Dr uck setzen, 
daß sie nic ht in der Lage sind, wirklich gute 
Gesetze zu schaffen. 

Das, meine Damen und Herren, war für 
uns Anlaß, heute hier z u  sagen � Es ist eine 
Tagesordnung, die, wenn wir sie einige Tage 
früher erfahren hät ten, in der Debatte sic her. 
lic h einige Höhep unkte gebracht hätte. Aber 
es ist der Regierungspar tei wieder einmal 
gelungen, eine Tagesordnung weniger als 
48 Stunden vor der Parlamentssitzung be· 
schließen zu lassen; sie ist überhaupt erst 
jetzt vor einer Stunde in diesem Hause be­
schlossen worden, und es ist ausgeschlossen, 
jetzt die Unt erlagen von Salzburg, Bregenz , 
Klagenfurt oder Graz hierher nach Wien zu 
bringen. 

Ic h bitte jene Vertreter der Presse, jene 
Vermittler zur Öffentlichkeit, die mit Recht 
sagen, das Parlament soll fleißig sein - die 
Öffentlichkeit verlangt von den Abgeordneten, 
fleißig zu sein -, auch einmal zu sagen, daß 
m an tausenderlei Wege findet, um die Arbeit 
dieses Hauses zu sabotieren. 
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Das ist in diesem Hause geschehen, und 
ich darf den jeweiligen Präsidenten um eine 
Erklärung bitten, · ob die Zusage, daß die 
Klubobmännerkonferenz am Freitag statt­
findet, noch aufrecht ist. Diese Woche ist das 
Wort nicht eingelöst worden. 

Wir Freiheitlichen stehen auf dem Stand­
punkt, daß diese Regelung auf jeden Fall 
dann aufrechterhalten werden muß, wenn 
eine an und für sich Pro-forma-Tagesordnung 
von .zwei Punkten um weitere 13 oder 15 
wesentliche Punkte erweitert werden soll. 
Das ist eine Erweiterung, die man weniger 
als 48 Stunden vorher nicht mehr durch­
führen kann ; denn es ist eine Erweiterung, 
die erfordert, daß die Abgeordneten, wenn 
sie nach Wien fahren, wissen, was behandelt 
wird und welche Tagesordnungspunkte zu 
welcher Zeit behandelt werden. 

Wir haben vor einer Stunde erfahren, daß 
die bisherige Tagesordnung umgestoßen und 
wesentlich ergänzt wird. Die ursprüngliche 
Tagesordnung ist völlig in den Hintergrund 
getreten, es sind völlig neue Sachen dazu­
gekommen, die Reihenfolge haben wir über­
haupt erst vor einer Stunde erfahren, und jetzt 
hören wir noch von zwei dringlichen Anfragen, 
bei denen der Herr Präsident das Kunststück 
ankündigt, daß er beide vor 1 7  Uhr in Be­
handlung nehmen wird, wobei wir uns mit 
Recht fragen, wann und in welcher Reihenfolge 
sie aufgerufen werden. 

Anders ist ein Eingehen auf die zweifellos 
wichtigen Materien nicht möglich. Ich darf 
den Präsidenten mit allem Nachdruck bitten, 
den Standpunkt der Freiheitlichen auch für 
die Präsidialkonferenz zur Kenntnis zu nehmen. 
Wir wollen arbeiten. Wir stehen auf dem 
Standpunkt, die Abgeordneten dieses Hauses 
sollen arbeiten, aber dort, wo die Regierung 
die Arbeit unmöglich macht, soll nicht nur 
die Präsidialkonferenz dagegen auftreten, son­
dern da sollen auch die Präsidenten des Hauses, 
die ja viel öfter die Gelegenheit haben, über 
die Massenmedien an die Öffentlichkeit zu 
treten, darauf hinwirken, daß die Öffentlichkeit 
erfährt, wie man von seiten der Regierung 
die Arbeit dieses Hauses erschwert. Wir 
bitten weiters, zur Kenntnis zu nehmen, 
daß wir von unserer Seite solchen Mißständen 
- und nur als Mißstände können wir es be­
zeichnen - in Zukunft unsere Zustimmung 
nicht geben werden. 

Wir werden diesen beiden Gesetzen, weil 
wir sie für sachlich gerechtfertigt halten, 
zustimmen, obwohl die Begleitumstände des 
Parlaments unwürdig waren. (Beifall bei der 
FPÖ.j 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Ich habe 
hier nur den letzten Teil der Rede des Herrn 

Abgeordneten Zeillinger mitbekommen. Bevor 
ich zu einer tatsächlichen Berichtigung dem 
Herrn Abgeordneten Dr. Pittermann das Wort 
gebe, teile ich mit, daß die Präsidialkonferenz 
einmütig festgelegt hat, daß die nächste 
Sitzung der Präsidialkonferenz am Montag, 
den 9. Juni, 10.30 Uhr stattfindet. (Abg. 
Ze i l l i ng e r: Da haben wir wieder keine Tages­
ordnung !) Diese Festlegung des Termins war 
einmütig. 

Weiters : Die beiden dringlichen Anfragen 
werden geschäftsordnungsmäßig nicht später 
als zur fünften Nachmittagsstunde in folgender 
Reihenfolge abgewickelt : die dringliche An­
frage des Herrn Abgeordneten Dr. Broda 
an den Justizminister zuerst und anschließend 
die zweite dringliche Anfrage von den Abge­
ordneten der Österreichischen Volkspartei. 

Soweit also zu den Fragen, die ich mit­
bekommen habe. 

Nun zu einer tatsächlichen Berichtigung 
Herr Abgeordneter Dr. Pittermann. 

Abgeordneter DDr. Pittermann (SPÖ) : Hohes 
Haus ! Ich habe in der Präsidialsitzung mit­
geteilt, daß die sozialistische Parlaments­
fraktion einen Beschluß gefaßt hat, die Er­
weiterung der Tagesordnung . , . (Rufe bei der 
Ö V  P: Bitt(} ins Mikrophon, man hört nichts I) 
Ich halte fest, daß das Budget des Hauses 
so knapp bemessen ist, daß es nicht möglich 
ist, dem Fraktionsvorsitzenden der Opposi­
tionspartei ein Mikrophon im eigenen Sektor 
zur Verfügung zu stellen. (Abg. Dr. Withalm: 
Daneben steht eines !) 

Ich habe mitgeteilt, daß wir nicht der 
Meinung sind, daß Tagesordnungen, die ver­
kündet sind, ergänzt werden sollen. Damit, 
Herr Zeillinger, wäre die Tagesordnung 
auf die zwei Punkte beschränkt geblieben. 
In der Präsidialsitzung ist jedoch mit Recht 
vorgebracht worden, daß das bedeutet hätte, 
daß alle im Ausschuß erledigten Vorlagen 
- ungefähr 28 an der Zahl - am Donnerstag 
hätten erledigt werden müssen. Ich habe 
daraufhin gesagt : Ich werde versuchen, meinem 
Klub die Situation darzulegen und um Ver­
ständnis zu ersuchen, vor allem auch im 
Interesse der Kollegen, die in den Bundes­
ländern wohnen, doch ausnahmsweise die 
Zweidrittelmehrheit für eine Ergänzung der 
Tagesordnung zu geben. 

Ich habe jedoch dieses mein Bemühen an 
eine Bedingung geknüpft : daß nicht seitens 
eines Abgeordneten der Freiheitlichen Partei 
dann wieder das Spiel gespielt wird, gegen 
die Erweiterung der Tagesordnung zu prote­
stieren. Mir wurde das vom Klubobmann 
der Freiheitlichen Partei zugesagt. Heute 
vormittag hat daher der SPÖ-Klub den Präsi-
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denten verständigt, daß die Zweidrittelmehr­
heit zu einer Erweiterung der Tagesordnung 
gegeben wird. 

Das Vorgehen, das jetzt geübt wird, zeigt, 
daß Abmachungen in der Präsidialsitzung 
in Zukunft nur mehr einen sehr bedingten 
Wert haben werden. 

Ich möchte feststellen : Es ist auch hier 
im Saal von Fernsehleuten aufgenommen 
worden, ohne daß das rote Licht gebrannt 
hat. Das am ersten Tag ! (Ruf bei der Ö V P: 
Furchtbar ! - Abg. Dr. Pit termann: Für 
Sie ist ein Wortbruch nichts, für uns schon ! 
Wir sind gewohnt, ein Wort zu halten!) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Zum 
Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. van Tongel. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. van Tongel (FPÖ) : Herr Prä­
sident ! Meine Damen und Herren ! Ich darf 
in einer tatsächlichen Berichtigung folgendes 
feststellen. Die Ausführungen des Herrn Vize­
kanzlers a. D. Dr. Pittermann stimmen bis 
zu einer bestimmten Stelle, nämlich bis zu 
der Stelle, wo er gesagt hat : "Unter der 
Voraussetzung, daß seitens der Freiheitlichen 
Partei kein Einspruch gegen die Tagesordnung 
erhoben wird. " 

Ich habe diese Zusage gegeben, und wir 
haben sie auch eingehalten. Ich berichtige 
tatsächlich, daß der Klub der Freiheitlichen 
Partei heute keinen Einspruch gegen die 
Tagesordnung erhoben hat. Ich stelle tat­
sächlich fest, daß sich die Rede des Herrn 
Abgeordneten Zeillinger gegen gewisse Er­
scheinungen verspätet er Verständigung durch 
verspätete Zustellung der Ausschußberichte 
gerichtet und auf den Zustand von Regierungs­
vorlagen und so weiter bezogen hat. 

Ich muß leider sagen, Herr Dr. Pittermann, 
daß Ihre Ausführungen unrichtig waren. Wir 
haben keinen Einspruch gegen die Tages­
ordnung erhoben, auch die Rede des Abge­
ordneten Zeillinger war kein Einspruch gegen 
die Tagesordnung, sondern ein Appell . . . 
(Abg. Dr. Pittermann: Sondern ein Protest 
gegen die Abmachung !) Nicht gegen die Ab­
machung, sondern gegen die erwähnten Tat­
sachen. Abgeordneter Zeillinger sagte aus­
drücklich : Die Zustimmung wurde gegeben 
unter der Annahme, daß die Abgeordneten 
rechtzeitig verständigt werden. 

Wir haben in keiner wie immer gearteten 
Weise eine mit uns getroffene Abrede zunichte 
gemacht, sondern wir haben sie im Gegenteil 
eingehalten, aber es muß uns, vor allem aber 
den Abgeordneten aus den Bundesländern, 
wenn sie heute nach Wien kommen und hier 
Pakete von Ausschußberichten der Vorwoche 
vorfinden, doch gestattet sein, festzustellen, 

daß das eine verspätete Zustellung war. 
Ich hätte auch diese Zustimmung zur Ergän­
zung der Tagesordnung nie gegeben, wenn 
ich gewußt hätte, daß unsere Kollegen, und 
zwar aller Parteien, erst am Mittwoch früh 
die Ausschußberichte bekommen. 

Das darf ich tatsächlich berichtigen. (Beifall 
bei der F PÖ.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum 
Wort hat sich niemand mehr gemeldet. Die 
Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein 
Schlußwort � - Das ist nicht der Fall. 

Dann kommen wir zur A b s t i m m u n g, die 
ich über jeden der beiden Gesetzentwürfe 
getrennt vornehme. 

Wir stimmen vorerst über den Entwurf der 
19.  Gehaltsgesetz-Novelle ab. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang sowie Anlage in der Fassung des 
Ausschußberichtes und unter Berücksichtigung 
der in diesem Bericht angeführten Druckfehler­
berichtigungen ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist 
einstimmig angenommen. 

Es ist die sofortige Vornahme der d r i t t e n  
Lesung beantragt. - Kein Einwand. 

Dann bitte ich die Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Danke. Ist 
auch in dritter Lesung e i n s t i m m i g  a n g e ­
n o m m en. 

Wir gelangen zur Abstimmung über den 
Entwurf der 15. Vertragsbedienstetengesetz­
Novelle. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang sowie Anlage in der Fassung des 
Ausschußberichtes ihre Zustimmung erteilen, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Danke. 
Ist einstimmig. 

Es ist wieder die sofortige Vornahme der 
d r i t t e n  Lesung beantragt. - Kein Einwand. 

Dann bitte ich jene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Danke. Auch 
in dritter Lesung e i n s t i m mi g  a n g e n o m m e n. 

5. Punkt : Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage (1220 
der Beilagen) : Bundesgesetz über das Dienst­
und Besoldungsrecht der Bediensteten der 
Österreichischen Bundesforste (Bundesforste-

Dienstordnung) (1298 der Beilagen) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Wir be· 
handeln den 5. Punkt der Tagesordnung : 
Bundesforste-Dienstordnung. 
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Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Bassetti. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Dr. Bassetti : Herr Prä­
sident ! Hohes Haus ! Im Zuge der N euge­
staltung des Bundesdienstrechtes wurde durch 
Verordnung der Bundesregierung vom 4. Ok­
tober 1949, BGBI. Nr. 256, eine Dienst­
ordnung für die Vertragsbediensteten der 
Österreichischen Bundesforste in Kraft ge­
setzt. Der Verfassungsgerichtshof hob im 
März 1957 den § 10 Abs. 1 dieser Dienst­
ordnung auf, wobei zum Ausdruck gebracht 
wurde, die Dienstordnung für die Vertrags­
bediensteten der Österreichischen Bundesforste 
sei in ihrer Gesamtheit verfassungsrechtlich 
bedenklich. Um diesen Zustand zu beseitigen 
und gleichzeitig ein zeitgemäßes Dienstrecht 
für die Vertragsangestellten der Österreichi­
schen Bundesforste zu schaffen, hat die Bun­
desregierung am 24. März 1969 den ge­
nannten Gesetzentwurf im Nationalrat ein­
gebracht, der das Ergebnis von Verhand­
lungen mit der Vertretung der Dienstnehmer 
berücksichtigt. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
Entwurf der Bundesforste-Dienstordnung in 
seiner Sitzung am 14. Mai 1969 in Gegen­
wart des Bundesministers für Finanzen 
Dr. Koren der Vorberatung unterzogen. An 
der Debatte im Ausschuß beteiligten sich 
außer dem Berichterstatter die Abgeordneten 
Sandmeier, Spielbüchler, Stohs, Robert Weisz 
und Regensburger. Von den Abgeordneten 
Stohs, Spielbüchler und Peter wurde ein Ab­
änderungsantrag zu § 25 Abs. 3 Z. 2 ein­
gebracht, da die von der Bundesregierung 
vorgelegte Fassung das Ergebnis der dies­
bezüglichen Verhandlungen zwischen Dienst­
geber- und Dienstnehmervertretern nicht rich­
tig zum Ausdruck bringt. Würde eine Ver­
vielfachung gemäß § 25 Abs. 3 Z. 2 hinsicht­
lich aller im § 25 Abs. 3 Z. 1 ermittelten 
Punkte erfolgen, so würde dies zu einer über­
bewertung von Gebieten mit schlechter Ar­
rondierung führen, wodurch gemäß § 25 
Abs. 5 eine Reihe von Förstern und Forst­
meistern vom Bezug eines Zuschlages zur Ver­
wendungszulage ausgeschlossen wäre, die einen 
solchen Zuschlag nach Durchführung der 
obigen Änderung erhalten würden. 

Der von der Bundesregierung vorgelegte 
Gesetzentwurf wurde unter Berück�ichtigung 
des erwähnten Antrages mit Stimmenein­
helligkeit angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt so­
mit den An t rag, der Nationalrat wolle dem 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetz­
entwurf samt Anlagen A und B (1220 der Bei­
lagen) mit der dem Ausschußbericht ange-

schlossenen Abänderung die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Im Falle von Wortmeldungen beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident Dipl . -Ing. Waldbrunner:  Danke. 
Es ist beantragt, General- und Spezialdebatte 
unter einem durchzuführen. - Kein Ein­
wand. Dann gehen wir in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abge­
ordnete Nimmervoll. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Nimmervoll (ÖVP) : Hohes 
Haus ! Verehrte Damen und Herren ! Zu der 
gegenständlichen Regierungsvorlage erlaube 
ich mir kurz einige Bemerkungen. Seit Jahren 
fanden zwischen der Verwaltung der Bundes­
forste und den Angestellten Verhandlungen 
statt . Es sollte eine eigene Dienstordnung 
zustandekommen. Seit Jahren suchte man 
einen Weg, der die Interessen beider Seiten 
wahrnehmen, zugleich aber auch einen wirt­
schaftlichen und sozialen Fortschritt bringen 
soUte. 

Durch ein Bundesgesetz vom 28. Juli 1925 
wurden die Bundesforste zu einem eigenen 
Wirtschaftskörper, der sich " Österreichische 
Bundesforste" nannte, erklärt. Mit einer Ver­
ordnung vom 30. August 1928 wurde die 
Dienstordnung für Vertragsangestellte in Kraft 
gesetzt. Der Vollständigkeit halber erwähne 
ich auch, daß 1938 der Wirtschaftskörper 
"Österreichische Bundesforste" wieder auf­
gelöst wurde. Gemäß § 43 des Behörden­
Überleitungsgesetzes vom 20. Juli 1945 wurde 
dieser Wirtschaftskörper unter der Bezeich­
nung "Österreichische Staatsforste" wieder 
errichtet. Mit dem Inkrafttreten des Bundes­
Verfassungsgesetzes von 1929 wurde die Be­
zeichnung "Österreichische Bundesforste" wie­
der eingeführt, und diese Bezeichnung findet 
im alljährlichen Finanzgesetz ihren Nieder­
schlag. 

Wie schon erwähnt, haben jahrelange Ver­
handlungen zu diesem Ergebnis geführt. Es 
bedeutet einen sozialen und wirtschaftlichen 
Fortschritt, aber auch die Zusammenfassung 
zu einem einheitlichen Dienstrecht. Es schafft 
die gesetzliche Grundlage und die Klarstellung 
im Sinne des Erkenntnisses des Verfassungs­
gerichtshofes. 

Durch dieses Bundesgesetz wird das Dienst­
und Besoldungsrecht der rund 1450 Be­
diensteten der Österreichischen Bundesforste 
neu geregelt. Der dienstrechtliche Teil ist 
den Bestimmungen des Vertragsbediensteten­
gesetzes angeglichen. Einige Abweichungen 
zugunsten der Bundesforstangestellten kön­
nen festgestellt werden. 
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Nimmervoll 

Ein Großteil des Personals im Angestellten­
stand ist unmittelbar mit der Verwaltung und 
dem Schutz von rund 16 Prozent der Wald­
fläche Österreichs betraut. Dieses Gesetz 
bringt im allgemeinen den im Forst Tätigen 
besoldungsmäßig Klarstellungen und Verbes­
serungen. Die Laufbahn des Försternach­
wuchses wurde verbessert und ein Anreiz 
für diesen Beruf geschaffen. Neu und ver­
bessert sind auch die Verwendungszulagen 
der Forstmeister und Revierförster. Auf die­
sen Zuschlag besteht ein Anspruch. Er ge­
bührt 14mal und wird bei jeder Gehalts­
erhöhung mit angehoben. Ein Punktesystem 
ergibt Zulagen für den Einzelfall. Die Dienst­
alterszulage fand eine 50prozentige Erhöhung. 

Dies sind nur einige der Vorteile des neuen 
Gesetzes. Leider war es nicht möglich, noch 
weitere Wünsche der Angestellten im Gesetz 
einzubauen. Es wird daher notwendig sein, 
diese Wünsche heute schon anzumelden. So 
besteht der Wunsch, daß der besondere 
Kündigungsschutz nicht erst im 50. ,  sondern 
schon im 40. Lebensjahr festgelegt werde. 
Dies wäre eine Änderung des § 50 Abs. 3. 

bildet eine wichtige Existenzgrundlage in 
Österreich. 

Wir glauben, daß mit dieser Regierungs­
vorlage das hohe Verantwortungsbewußtsein 
unserer Heger und Pfleger des Waldes er­
halten bleibt. In des Försters Hand ist die 
Gesunderhaltung des Waldes und damit auch 
des Menschen gelegt. Meine Partei wird da­
her dieser Vorlage gerne die Zustimmung 
geben. (Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner: Als näch­
stem Redner erteile ich dem Herrn Abge­
ordneten Spielbüchler das Wort. 

Abgeordneter Spielbüchler (SPÖ) : Hohes 
Haus ! Meine Damen und Herren ! Die vor­
liegende Bundesforste-Dienstordnung soll in 
Zukunft das Verhältnis der rund 1400 Ver­
tragsbediensteten mit dem größten öster­
reichischen Forstbetrieb, den Österreichischen 
Bundesforsten, die bekanntlich der Republik 
Österreich gehören, regeln. Im Finanzaus­
schuß wurde diese Vorlage nach einer kleinen 
einstimmigen Abänderung einstimmig ange­
nommen, und es ist zu erwarten, daß auch 
hier im Hause diese Dienstordnung ein­

Auch im § 38 Abs. 1 wäre der Zusatzurlaub stimmig beschlossen werden wird. 
klarer zu formulieren. 

Im § 12 Abs. 1 wäre die wöchentliche 
Arbeitszeit, selbstverständlich unter Berück­
sichtigung der Sonderheit des Betriebes, besser 
zum Ausdruck zu bringen. Diese und noch 
einige Unklarheiten werden uns noch be­
schäftigen. 

Ich möchte aber gerade den heutigen An-
laß dazu benützen, ganz kurz auf einige 
geschichtliche Begebenheiten hinzuweisen, weil 
diese Begebenheiten mit der heutigen Vor­
lage innigst in Zusammenhang stehen. 

Im Jahre 1925 gehörten die Arbeiter der 
Österreichischen Bundesforste, aber auch die 

Wie es ja auch sonst üblich ist, wurden Beamten und Angestellten dieses Betriebes, 
nicht alle Wünsche mit einem Schlag erfüllt. praktisch mit zu den ersten Opfern der da-

Dieses Gesetz gibt mir auch Gelegenheit, maligen Sanierungs- und Einsparungsmaß­
nahmen, die Österreich durch das Genfer namens meiner Partei allen Angestellten der 
Abkommen einfach diktiert wurden. Bundesforste, aber auch den Arbeitern in den 

Forsten im allgemeinen, den aufrichtigsten Mit dem Gesetz Nr. 282 vom 28. Juli 1925 
und besten Dank für ihre großen Leistungen wurde bekanntlich der Betrieb aus der Hoheits­
zum Ausdruck zu bringen. Die Bedeutung verwaltung beim Ackerbauministerium, wozu 
des Waldes in der Gesamtwirtschaft kann dieser Betrieb bis dahin gehörte, heraus­
nicht übersehen werden. Der Wald, vor genommen. 
allem die Bundesforste haben aber nicht Da ging es dann selbstverständlich auch 
nur größte wirtschaftliche Bedeutung. Die um das Dienstrecht der Arbeiter und Ange­
Waldfiächen haben auch die Aufgabe, den stellten. Es ist nicht uninteressant, die steno­
Wasserhaushalt der Natur zu regeln. Große graphischen Protokolle über die vielen Reden, 
Flächen Bannwaldes schützen vor Natur- die damals zu dieser Vorlage über die Bildung 
katastrophen, und unter größter Anstrengung eines Wirtschaftskörpers Österreichische Bun­
werden ausgedehnte Flächen Waldes erhalten desforste gehalten wurden, durchzusehen. 
und so die Verkarstung unseres Heimat- Bis 1925 bestand für die Forstarbeiter, 
bodens verhindert . Den Fremden gibt er besonders im oberösterreichischen und stei­
wunderbare Erholung. rischen Salzkammergut, im Mariazeller Gebiet 

Professor Dr. Flatscher schrieb schon im und in der Forstverwaltung Strobl in Salz­
Jahre 1952, daß ein Fünftel der österreichi- burg, ein sogenanntes statutarisches Dienst­
schen Bevölkerung durch den Forst und recht. Das heißt, die Arbeiter waren nach 
dessen Ertrag Arbeit und Brot findet. Hier Erreichung einer bestimmten Dienstzeit und 
sind die Bundesforste in hohem Prozentsatz eines bestimmten Alters - damals sogar das 
beteiligt. Er fährt fort : Die Forstwirtschaft j 55. Lebensjahr - pensionsberechtigt. Die 
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Spielbiichler 

Beamten und Angestellten waren praktisch 
im pragmatisierten Dienstverhältnis. Man 
konnte damals mit dem Gesetz über die Bil­
dung eines Wirtschaftskörpers Österreichische 
Bundesforste diese Rechte nicht einfach zum 
Verschwinden bringen. Das wäre Vertrags­
bruch gegenüber den statutarischen Arbeitern, 
es wäre Vertragsbruch gegenüber den Be­
amten und Angestellten gewesen. 

Aber man hat bei diesen Sanierungs- und 
Einsparungsmaßnahmen eines getan : man hat 
in das Gesetz bei den Angestellten einen Satz 
eingebaut, der besagt, es wird niemand mehr 
in das pragmatische Dienstverhältnis auf­
genommen, und bei den Arbeitern, es wird 
niemand mehr in das statutarische Dienst­
verhältnis aufgenommen. 

Wissen Sie, was das damals für die Ar­
beiter und für die Beamten und Angestellten 
der Österreichischen Bundesforste bedeutet 
hat ? Es war eine besondere Härte gegenüber 
den Arbeitern. Sie wurden nicht mehr in das 
statutarische Dienstverhältnis aufgenommen. 
Es hat für die Arbeiter damals nur eine Un­
fallversicherung und eine bescheidene Inva­
lidenversicherung gegeben. Sie mußten schwer 
arbeiten, nur im Akkord. Die Forstarbeit 
ist eine schwere Arbeit - auch heute noch. 
Die Arbeiter waren meistens mit Erreichung 
des 55. Lebensjahres körperlich völlig fertig. 
Es hat keine Alterspensionen gegeben. Bei 
den Beamten und Angestellten war es vielleicht 
etwas besser, weil zu dieser Zeit bereits die 
Angestellten -Pensionsversicherung bestanden 
hat. 

Die praktischen Auswirkungen waren sicher­
lich nicht so, wie sich das damals die Re­
gierungsmehrheit vorgestellt hat. Im Grunde 
genommen wurden auf lange Sicht keine Ein­
sparungen erzielt, und zwar deshalb nicht, 
weil das alte Dienstrecht weiterlaufen mußte. 
Im Gesetz hat es ausdrücklich geheißen, 
daß die Dienstordnung für die Angestellten 
und für die bereits im statutarischen Dienst­
verhältnis stehenden Arbeiter weiterzugelten 
hat, daß aber Neuaufnahmen nirgends mehr 
stattfinden. 

Einsparungen, wie gesa.gt, wurden deshalb 
nicht erzielt, weil das weiterlaufen mußte. 
Wir haben vor einiger Zeit darüber gesprochen, 
daß diese Pensionslasten heute noch die 
Österreichischen Bundesforste mit jährlich 
etwa 50 bis 55 Millionen Schilling belasten. 
Für die aktiv beschäftigten Arbeiter und 
Angestellten mußte ja der Betrieb - und muß 
es auch heute noch - in der Sozialversicherung 
alle üblichen Beiträge leisten. 

Das Zeitgeschehen ist auch über diese Ent­
wicklung hinweggegangen. Wir wissen ja, 
daß in der Zwischenzeit wesentliche Verbes-

serungen im Sozialrecht, besonders durch das 
ASVG., geschaffen wurden. 

In der weiteren Folge wurde im Jahre 
1928 eine Dienstordnung für die Angestellten 
geschaffen, für die Vertragsbediensteten im 
Jahre 1949. In den Erläuternden Bemerkun­
gen ist ja ausgeführt, daß verfassungsrecht­
liche Schwierigkeiten dazu geführt haben, 
daß über eine neue Dienstordnung verhandelt 
werden mußte. 

Die vorliegende Dienstordnung soll nun den 
Österreichischen Bundesforsten, und hier wie­
der den besonderen Verhältnissen in diesen 
Betrieben, und auch den Vertragsbediensteten 
gerecht werden. 

Ich bin überzeugt, daß trotz jahrelanger 
Verhandlungen die Vorlage der verantwort­
lichen Betriebsführung nicht eine volle Zu­
friedenheit bringen wird. Ich bin aber auch 
überzeugt, daß die Vorlage den Belangen der 
Vertragsbediensteten nicht in jeder Hinsicht 
gerecht wird. Sie haben sich sicherlich in 
manchen Belangen etwas anderes vorgestellt. 
Es ist aber, wie man weiß, das Ergebnis jahre­
langer Verhandlungen, die zwischen Betrieb 
und Bediensteten geführt wurden. Es ist 
aber ein Ergebnis, das doch für heide Seiten 
tragbar ist. 

Bei Durchsicht der Vorlage finden sich 
sicherlich auch Bestimmungen, die dem Be­
trieb viel abfordern, aber auch Bestimmungen, 
die den Bediensteten Härten bringen. Ich 
möchte auf Einzelheiten dieser Vorlage nicht 
eingehen. 

Eine Formulierung das ist meine 
persönliche Auffassung - ist heute sicherlich 
auch nicht mehr zeitgemäß : Im § 7 Abs. 1 
sind die Pflichten, die die Bediensteten der 
Österreichischen Bundesforste haben, ent­
halten. Da steht unter anderem auch, daß die 
Bediensteten den dienstlichen Anordnungen 
ihrer Vorgesetzten Folge zu leisten haben. -
An sich eine Selbstverständlichkeit. 

Aber ich glaube, aus einer solchen Bestim­
mung soll nicht herausgelesen werden, daß 
man nur anschaffen und anordnen kann 
und daß die Untergebenen das zu befolgen 
haben sondern in der Praxis - gerade in 
einem

' 
solchen Betrieb, wie es die Österreichi­

schen Bundesforste mit ihren besonderen 
Verhältnissen sind - müßte das doch dazu 
führen, daß immer wieder die Entscheidungen 
möglichst gemeinsam erarbeitet werden, weil 
man in der Praxis ja immer wieder fest. 
stellen kann, daß unter Umständen nicht das 
Vorhaben des Vorgesetzten unbedingt richtig 
sein muß, sondern unter Umständen auch die 
jahre- oder jahrzehntelange Praxis eines 
Försters, gegenüber dem Förster wieder die 
eines Haumeisters und Vorarbeiters ent-
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Spielbüchler 

scheidend sein müßte. Würde man nicht 

I 
In Anlehnung an die Exekutivdienstzulage, 

wissen, daß das in der Praxis wirklich anders Wachdienstzulage und Truppendienstzulage 
gehandhabt wird, müßte man eigentlich gegen wurde die Omnibuslenkerzulage als eine nicht 
eine solche Bestimmung sein. ruhegenußfähige Zulage gestaltet, die jedoch 

Es wird dann weiter- ausgeführt, daß die - wie die erwähnten anderen Zulag�n -

Bediensteten den Vorgesetzten und Mitarbei- Anspruch. auf Ruhegenuß�ulage begrunden 

tern mit Achtung entgegenzukommen haben. soll. Es 1st d�her notwendig, den § 12 ent­

- Auch eine Bestimmung, die nicht so sprechend zu andern. 

wörtlich ausgelegt werden sollte. Es sollte Zur Anpassung an die Entwicklung auf 
meiner Meinung nach besser heißen : Die anderen Rechtsgebieten sieht die 1 9. Gehalts­
Bediensteten haben sich gegenseitig, ohne gesetz-Novelle im Artikel I Z. 3 die Erhöhung 
Rücksicht ob Vorgesetzter oder Untergebener, de� Höchstalters vor, bis zu dem ein Kind 
mit Achtung gegenüberzutreten. bel der Bemessung der Haushaltszulage zu 

Es ist aber, meine Damen und Herren, 
doch anzunehmen, daß alle Bestimmungen, 
die diese Dienstordnung enthält, da sie nach den 
besonderen Erfahrungen aus der Praxis und im 
gegenseitigen Einvernehmen zwischen der Be­
triebsführung und den Bediensteten erarbeitet 
wurden, auch unter Rücksichtnahme auf die 
menschlichen und sozialen Belange gehand­
habt werden. 

Möge sich diese Dienstordnung zum Wohle 
des Betriebes und auch zum Wohle der 
Bediensteten auswirken. Wir werden dieser 
Bundesforste-Dienstordnung gerne unsere Zu­
stimmung geben. (Beifall bei der SPÖ.j 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Zum 
Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte 
ist geschlossen. - Der Herr Berichterstatter 
verzichtet auf ein Schlußwort. 

Wir stimmen daher ab. 
Bei der A b stimmung wird der Gesetz­

entwurf 8amt Anlagen A und B mit der vom 
Aus8chuß beschlos8enen Abänderung in zwei ter  
und drit ter  Lesung einstimmig zum B e­
schluß erhoben. 

6. Punkt : Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage 
(1224 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem 
das Pensionsgesetz 1965 abgeändert wird 
(1. Pensionsgesetz-Novelle) (1299 der Bei-

lagen) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Wir ge­
langen zum vorgezogenen 6. Punkt der Tages­
ordnung : 1 .  Pensionsgesetz-N ovelle. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter 
Regensburger. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Regensburger : Hohes Haus ! 
Die Bundesregierung hat am 26. März 1969 
den Gesetzentwurf im Nationalrat eingebracht. 
Nach Artikel I Z. 1 soll eine Lücke des Pensions­
gesetzes 1965 hinsichtlich der Berücksichtigung 
von Dienstalterszulagen bei Ausscheiden aus 
dem Dienststand beseitigt werden. 

Zu Artikel I Z. 2 ist folgendes zu sagen : 

berücksichtigen ist beziehungsweise berück� 
sichtigt werden kann. 

Im Artikel II handelt es sich um eine 
übergangsbestimmung zugunsten der Beam­
ten, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Pensionsgesetzes noch dem Dienststand an­
gehört haben, beziehungsweise zugunsten der 
Hinterbliebenen dieser Beamten. 

Artikel III normiert das Inkrafttreten der 
in der Regierungsvorlage statuierten neuen 
Bestimmungen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetz­
entwurf in der Sitzung am 14. Mai 1969 in 
Gegenwart des Bundesministers für Finanzen 
Dr. Koren der Vorberatung unterzogen und 
nach einer Wortmeldung des Abgeordneten 
Robert Weisz unverändert mit Stimmen­
einhelligkeit angenommen. 

Im Auftrage des Finanz- und Budget­
ausschusses stelle ich somit den A n t r a g, 
der Nationalrat wolle dem von der Bundes­
regierung vorgelegten Gesetzentwurf (1224 der 
Beilagen) die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bin ich 
ermächtigt vorzuschlagen, General- und Spe­
zialdebatte unter einem durchzuführen. 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner : Wort­
meldungen liegen keine vor. Wir stimmen 
daher sofort ab. 

Bei der A b8timmung wird die Regierungs­
vorlage in zwe i t er  und drit ter  Lesung e in ­
s t immig  zum Beschluß erhoben. 

1. Punkt : Bericht des Handelsausschusses über 
den Bericht des Bundesministers für Handel, 
Gewerbe und Industrie zur Entschließung des 
Nationalrates vom 19. ApriL1968 betreffend 
Wochenend- und Feiertagsfahrverbot für Last-

kraftwagen (1208 der Beilagen) 

Präsident Dipl .-Ing. Waldbrunner : Da die 
vorgezogenen Punkte nunmehr verabschiedet 
sind, gelangen wir zum 1 .  Punkte der Tages­
ordnung : Bericht des Handelsausschusses über 
den Bericht des Bundesministers für Handel, 
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Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner 

Gewerbe und Industrie ' zur Entschließung 
des Nationalrates vom19. Ap.riIl968, betreffend 
Wochenend- und Feiertagsfahrverbot für Last­
kraftwagen. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Geischläger. Ich bitte um den Bericht . .  

Berichterstatter Dr. Geischläger : Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus ! Unter Bezugnahme auf 
die Entschließung des Nationalrates vom 
19. April 1968 hat der Bundesminister für 
Handel, Gewerbe und Industrie am 20. Mai 
1968 den genannten Bericht dem Nationalrat 
vorgelegt. Darin .wird der Wortlaut eines an 
die Ämter der Landesregierungen gerichteten 
Schreibens mitgeteilt, in welchem darauf hin­
gewiesen wird, daß das Bundesministerium 
für Handel, Gewerbe und Industrie einen 
strengen Maßstab bei der Erledigung von 
Ansuchen um Ausnahme vom Wochenend­
fahrverbot a;nlegen wird, und den Landes­
regierungen empfohlen wird, ebenso vorzu� 
gehen beziehungsweise die Bezirksverwalturigs­
behörden zu diesem Vorgehen zu veranlassen. 
Ferner " wird eine strenge überwachung der 
Einhaltung des Wochenend- und Feiertags­
fahrverbotes für Lastkraftwagen empfohlen. 

Der Handelsausschuß hat diesen Bericht 
in seiner Sitzung am 12.  März 1969 der Vor­
beratung unterzogen und nach Wortmeldungen 
der Abgeordneten Thalhammer, Dr. Stari­
bacher und Herta Winkler sowie des Bundes­
ministers Mitterer beschlossen, dem Hohen 
Hause die Kenntnisnahme des Berichtes zu 
empfehlen. 

Ich stelle somit namens des Handelsaus­
schusses den An t rag, der Nationalrat wolle 
den Bericht des Bundesministers für Handel, 
Gewerbe und Industrie zur Entschließung 
des Nationalrates vom 19.  April 1968, be­
treffend Wochenend- und Feiertagsfahrverbot 
für Lastkraftwagen, zur Kenntnis nehmen 
und, sofern Wortmeldungen vorliegen, General­
und Spezialdebatte unter einem abführen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Danke. 
Wortmeldungen liegen keine vor. Wir stimmen 
daher sofort ab. 

Bei der A bstimmung wird der Bericht des 
Bundesministers für Handel, Gewerbe und 
Industrie e instimmig zur Kenntnis ge­
nommen. 

fünf Mitglieder und " vier ErSatzmitglieder, 
vom Bundesrat ein Mitglied und zwei Ersatz­
mitglieder zu wählen. Die Wahl erfolgt für 
ein Jahr. 

Es liegen mir nun bezüglich der Wahl der 
vom Nationalrat zu wählenden fünf Mit­
glieder und vier Ersatzmitglieder folgende 
Vorschläge vor : 

Als Mitglieder die Abgeordneten Czemetz, 
Dr. HerthaFirnberg, Dr. Kranzlmayr, Dipl.-Ing. 
Dr. Leitner, DDr. Pittermann. 

Als Ersatzmitglieder die Abgeordneten 
Gabriele, Gratz, Dr. Scrinzi, Zankl. 

Ich werde die Wahl durch Erheben von 
den Sitzen vornehmen lassen. Wird gegen 
diesen Vorgang ein Einspruch erhoben � -
Dies ist nicht der Fall. 

Dann bitte ich jene Damen und Herren, 
die dem Wahlvorschlag ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Danke. 
Ist e i n s t i m m i g  a n g e n o m m en. 

7. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über den Antrag (91/A) der Ab­
geordneten Robert Weisz und Genossen, be­
treffend die Änderung des Einkommensteuer­
gesetzes 1967, BGBI. Nr. 268 (1305 der Bei-

lagen) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Wir 
kommen zum 7. Punkt der Tagesordnung : 
Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über den Antrag der Abgeordneten Robert 
Weisz und Genossen, betreffend die Änderung 
des Einkommensteuergesetzes 1967, BGB!. 
Nr. 268, dem die Abgeordneten Regensburger, 
Peter und Genossen beigetreten sind. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter 
Robert Weisz. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Robert Weisz : Herr Präsi­
den ! Hohes Haus ! Ich erstatte den Bericht 
des Finanz- und Budgetausschusses über die 
Änderung des Einkommensteuergesetzes 1967. 

Gemäß den Bestimmungen des Beamten­
Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes 
sind Dienstnehmer dann von der gesetzlichen 
Unfallversicherung ausgenommen, wenn eine 
gleichartige landesgesetzliche Regelung besteht. 
Da nach dem Einkommensteuergesetz 1967 
nur Bezüge aus der gesetzlichen Krankenver­
sicherung und der gesetzlichen Unfallver-

2. Punkt : Wahl der Vertreter Österreichs in sicherung sowie die Sachleistungen aus den 
der Beratenden Versammlung des Europarates übrigen Zweigen der gesetzlichen Sozialver-

sicherung steuerfreie Einkünfte darstellen, 
Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Wir würde die gegenständliche Änderung des Ein­

kommen zum 2. Punkt der Tagesordnung : kommensteuergesetzes bewirken, daß auch 
Wahl der Vertreter Österreichs in der Beraten- die durch unfallfürsorgerechtliche Einrichtun­
den Versammlung des Europarates. gen gewährten Leistungen infolge la';'des-

Österreich entsendet sechs Mitglieder und gesetzlicher Regelung steuerfreie Einkünfte 
sechs Ersatzmitglieder. Vom Nationalrat sind wären. 
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Robert Weisz 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
vorliegenden Initiativantrag der Vorberatung 
unterzogen. An der Debatte beteiligten sich 
außer dem Berichterstatter die Abgeordneten 
Dr. Androsch, Sand meier, Regensburger, 
Dr. Staribacher, Jungwirth, Weikhart, Lanc, 
Grundemann-Falkenberg und der Herr Bundes­
minister für Finanzen Dr. Koren. Die Abge­
ordneten Regensburger und Peter traten 
namens ihrer Fraktionen dem gegenständ­
lichen Initiativantrag bei. Bei der Abstimmung 
wurde der im Antrag 91 /A enthaltene Gesetz­
entwurf einstimmig angenommen. 

Ich stelle daher namens des Finanz- uEd 
Budgetausschusses den An t r a g, der National­
rat wolle dem dem Ausschußbericht ange­
schlossenen Gesetzentwurf die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Falls eine Wortmeldung vorliegt, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
vorzunehmen. 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner : Danke. 
Es ist beantragt, General- und Spezialdebatte 
unter einem durchzuführen. - Kein Einwand. 
Dann gehen wir in die Debatte ein . 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Melter. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Melter (FPÖ) : Herr Präsident ! 
Meine Damen und Herren Abgeordneten ! Wir 
stehen heute vor einem Antrag des Abge­
ordneten Weisz, der eine Änderung des Ein­
kommensteuerge:3etzes 1 967 zum Ziele hat. 
Dieses Ejnkommensteuergesetz 1967 war 
Gegenstand einer ziemlich umfangreichen 
ÖVP-Propaganda. Man hat damals besonders 
hervorgehoben, daß dieses Gesetz eine Reform 
bedeute und daß es soundso viele Verbesserun­
gen für die Steuerpflichtigen brü"ige. 

In der Zwischenzeit hat sich herausgestellt, 
daß dieses Gesetz doch eine ganze Reihe von 
Mängeln aufweist. 

Unter anderem soll auch dieser Initiativ­
antrag, dem unser Abgeordneter Peter bei­
getreten ist, dazu verhelfen, eine Bestimmung 
dieses Gesetze:; wieder etwas zu verbessern, 
was nach unserem seinerzeitigen Antrag zum 
Einkommensteuergesetz 1 967 nicht notwendig 
gewesen wäre. Im Herbst 1 967 durfte ich 
namens der freiheitlichen Abgeordneten aus­
führen, daß der § 51 insbesondere bezüglich 
der Bestimmung im Absatz 3 eine Härte 
beinhaltet, nämlich die, daß in das Werbungs­
kostenpauschale von · monatlich 273 S alle 
kleinen Aufwendungen, also auch solche der 
freiwilligen Krankenversicherung, aber auch 
für Bausparbriefe und dergleichen einzurechnen 
sind. Eine Bestimmung, die früher nicht be­
standen hat ; eine Bestimmung, die also 
früher bestandene Rechte entzogen hat. Wenn 

man die ursprüngliche Bestimmung belassen 
hätte, wäre die Möglichkeit gegeben gewesen, 
auch derartige Versicherungsbeiträge nach 
landesgesetzlichen Bestimmungen als Steuer­
abzugspost in der Lohnsteuerkarte eingetragen 
zu erhalten. 

Wir freuen uns, daß es nun doch nach 
längerer Zeit gelungen ist, auch bei den Ab­
geordneten der Volkspartei die Zustimmung 
für eine Korrektur ihres "großartigen" Reform­
werkes zu gewinnen und damit eine Härte zu 
beseitigen, die für die Betroffenen, die öffentlich 
Bediensteten der LäClder und Gemeinden, 
zweifellos sehr ungünstig gewesen ist. 

Wir Freiheitlichen geben der Vorlage dem­
zufolge sehr gerne unsere Zustimmung. (Beifall 
bei der FPÖ.j 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Als 
nächstem Redner erteile ich dem Herrn Ab­
geordneten Dkfm. Androsch das Wort. 

Abgeordneter Dr. Androsch (SPÖ) : Herr 
Präsident ! Hohes Haus ! Es war ein Initiativ­
antrag, der zur heutigen Vorlage geführt hat, 
und zwar ein Initiativantrag meines Partei­
freundes Robert Weisz, der eine gewisse Un­
gereimtheit deg Einkommensteuerrechtes 1 967 
beseitigen sollte, das, wie mein Vorredner 
schon erklärt hat, propagandistisch als "große 
Reform" gepriesen wurde und bei dem sich 
immer wieder alte und vielleicht auch neue 
Mängel zeigeil. 

Bei diesem Initiativantrag handelt es sich 
im wesentlichen darum, daß auch dort, wo 
landesgesetzliche Regelungen Platz greifen, 
dieselben einkommensteuerrechtlichen Bestim­
mungen Anwe:ndung finden, wie es bei den 
bundesrechtlichen Regelungen der Fall ist. 

In den Beratungen im Ausschuß wurde 
der gegenständliche Initiativantrag auch zum 
Anlaß genommen, die Lösung anderer offener 
Probleme des Einkommensteuerrechtes in An­
tragsform zu unterbreiten und zu diskutieren. 
Gestützt waren diese Überlegungen darauf, 
daß vor wenigen Wochen eine N ovellierung 
der Bundesabgabenordnung zur Diskussion 
gestanden ist und daß man überraschend im 
Finanz- und Budgetausschuß seitens der Mehr­
heitsfraktion des Hauses einen neuerlichen 
Abänderungsantrag eingebracht hat, nachdem 
schon sehr umfangreiche Beratungen in einem 
Unterausschuß vorangegangen waren und zu 
einem einmütigen Ergebnis geführt hatten, 
und zwar bezog sich dieser neuerliche Ab­
änderungsantrag auf eine Valorisierung der 
Buchführungsgrenzen. Das war zweifellos eine 
sehr überraschende Maßnahme. Wir haben 
uns aber dennoch bereit gefunden, diesem 
Antrag unsere Zustimmung zu geben. 
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Dr. Androseh 

Ich darf daran erinnern, daß wir die Be­
handlung dieses Antrages im Ausschuß und 
auch der Vorlage zur Bundesabgabenordnung 
im Haus dazu verwendet haben, festzustellen, 
daß der Herr Bundesminister für Finanzen 
keine Bedenken gegen eine so weitreichende 
Valorisierung der Buchführungsgrenze gehabt 
hat und daß er auch bei anderen Valorisierun­
gen, die anstehen, ebenso keine Bedenken 
äußern werde. 

Wir haben daher bei Behandlung des heute 
vorliegenden Antrages im Ausschuß einige 
solche Valorisierungsanträge vorgebracht und 
haben uns dabei von folgenden Gesichtspunkten 
leiten lassen : 

Wir waren der Auffassung, daß damit 
ein Zustand wiederhergestellt werden soll, der 
durch Veränderung der Nominaleinkommen 
nicht mehr gegeben war, daß damit ver­
waltungstechnische Vereinfachungen verbun­
den sein sollen und daß darüber hinaus davon 
keine ungünstigen fiskalischen Effekte auf 
den ohnehin prekären Bundeshaushalt aus­
gehen sollen. 

Dabei hat es sich im wesentlichen um 
folgende Vorschläge gehandelt : 

Es sollte der Freibetrag für die überstunden­
entlohnung, und zwar für die in der über­
stundenentlohnung enthaltenen Zuschläge, auf 
wöchentlich 60 S beziehungsweise monatlich 
260 S erhöht werden. 

Weiters sollte eine Ungerechtigkeit beseitigt 
werden, die darin besteht, daß für verschiedene 
Wohnungsbeschaffungen Sonderausga benbe­
träge abgesetzt werden können, daß aber das 
Gesetz keine Regelung hinsichtlich der Bei­
träge vorsieht, die man an Gebietskörper­
schaften zur Erlangung einer Wohnung leisten 
muß,  ein Problem, das insbesondere jetzt im 
Bereich der Gemeinde Wien relevant geworden 
ist . Es hätte sich nur darum gehandelt, einen 
Zustand, der in anderen Wohnungsbeschaffungs­
modalitäten besteht, auch für diesen Bereich 
einzuführen . 

Schließlich gibt es im § 10 ein Problem 
hinsichtlich der Versicherungsprämien, weil 
nicht klargestellt ist, ob, wenn Versicherungs­
nehmer und Prämienzahler und Begünstigter 
nicht zusammenfallen, auch dann die Absetz­
fähigkeit als Sonderausgabe gegeben ist. Es 
liegen unterschiedliche Rechtsprechungen vor, 
es liegt eine Verwaltungsübung vor, die auch 
nicht immer eindeutig ist. Diese Rechts­
unsicherheit sollte mit dem vorliegenden Antrag 
beseitigt werden. 

Schließlich ist es ein alter Wunsch der 
freien Berufe, ihnen im Erlaß wege zuge­
standene Betriebsausgaben für nicht nach­
weisbare Aufwendungen nicht nur im Erlaß­
wege, sondern auch in Gesetzesform zu regeln 

und eine solche Bestimmung in den § 18 des 
Einkommensteuergesetzes aufzunehmen. 

Weiters gibt es ein sehr schwerwiegendes 
Problem, das unsere älteren Mitmenschen 
betrifft und das seine Ursache im amtswegigen 
Jahresausgleich des § 76 beziehungsweise in 
der dort fixierten Grenze hat. Dort heißt es 
nach geltendem Recht, daß ein amtswegiger 
Jahresausgleich dann durchzuführen ist, wenn 
das Jahreseinkommen 48.000 S übersteigt. 
Man muß sich dabei vor Augen halten, daß 
es sich da um Menschen handelt, die praktisch 
ihr ganzes Arbeitsleben hindurch ihre Ein­
kommensteuer in Form der Lohnsteuer im 
Abzugswege geleistet und nie etwas mit den 
Finanzbehörden zu tun gehabt haben. Nun­
mehr erhalten sie eine Pension, dazu vielleicht 
noch eine kleine Firmenpension. Und das 
löst diesen amtswegigen Jahresausgleich aus. 
Die Leute, die sich auf Grund ihres Alters 
nicht mehr leicht tun, die gehbehindert sind, 
die sehbehindert sind, die Hörschwierigkeiten 
haben, müssen nun auf Grund dieser Be­
stimmung mit den Finanzbehörden in Kontakt 
treten, oft in der Form, daß mehrere Jahre 
auf einmal aufgerollt werden, was zu ent­
sprechenden Nachzahlungen führt. Das ist für 
die Leute eine sehr ungewohnte und eine sie 
überdies belastende Einrichtung. Die über­
legung war die, einen Teil dieses Personen­
kreises durch Hinaufsetzung dieses Betrages 
auf 60.000 S von dieser Belastung zu befreien. 

Ähnliche überlegungen gelten für die Vor­
schriften des § 93, wo es Grenzen gibt, ab 
denen bei unselbständig Erwerbstätigen 
eine Veranlagung Platz greift, und zwar dann, 
wenn sie einen Nebenverdienst von derzeit 
mehr als 5000 S haben. Dieser Betrag wäre 
unserer Vorstellung nach auf 7000 S anzu­
heben. 

Entsprechendes gilt auch für den Betrag, 
der zur Anwendung kommt, wenn beide 
Ehegatten unselbständig erwerbstätig sind. 
Als man diesen Betrag im Jahre 1961 fixiert 
hat, war die Philosophie etwa die, daß ein 
Professorenehepaar noch unter diese Grenze 
fallen soll . Inzwischen sind die Nominal­
einkommen nicht unbeträchtlich gestiegen. 
Die Folge davon ist, daß viele von denen, 
die dafür nicht vorgesehen waren, nun diese 
Grenze überschreiten und das verständlicher­
weise als Härte empfinden. Dem sollte eine 
Anhebung des Betrages auf 200.000S Rechnung 
tragen . 

Schließlich war noch der Vorschlag da, 
gewisse Absetzbeträge, und zwar für Land­
arbeiter, für Inhaber von Opferausweisen und 
Amtsbescheinigungen und schließlich für 
Körperbehinderte, die auch in der Einkommen­
steuerreform 1967 unverändert belassen wur­
den, anzuheben. 
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Dr. Androsch 

Alle diese Anträge wurden von der Mehr­
heitsfraktion abgelehnt, und zwar mit folgen­
den Begründungen : 

Die erste Begründung war, so ein Vorschlag 
sei völlig überraschend, man könne ihm schon 
deswegen nicht zustimmen. - Ich darf daran 
erinnern, daß man keine Bedenken gehabt 
hat, mit einem solchen überraschungsantrag 
bei der Erhöhung der Buchführungsgrenzen 
zu kommen . 

Weiters hat man gesagt, ein Unterausschuß 
komme auch nicht in Frage. - Ein solcher 
Unterausschuß hätte schließlich Gelegenheit 
gegeben, dieses überraschungsmoment zu be­
seitigen. Es wäre ohne weiteres in kürzester 
Zeit möglich gewesen, eine gemeinsame Linie 
zu finden. 

Ich glaube aber, das für uns Überraschendste 
war ein Argument, das ein Kollege gebracht 
hat, indem er nämlich erklärt hat, daß es sich um 
Steuergeschenke an Arbeitnehmer handle. -
Wir haben, wie ich eingangs bewußt und mit 
aller Deutlichkeit hervorgehoben habe, nur 
solche Fragen angeschnitten, die fiskalisch 
zu vertreten sind. Zum Beispiel wird Ihnen 
aufgefallen sein, daß in unserem Antrag keine 
Rede von einer Erhöhung des Werbungs­
kostenpauschale8 ist, weil wir ganz gen au 
wissen, daß das zwar ein berechtigter Wunsch, 
aber fiskalisch nicht vertretbar wäre. Aber 
dennoch hat es dieser Kollege, der meines 
Wissens der Arbeitnehmerfraktion der Mehr­
heitspartei angehört, für richtig befunden, 
in diesem Zusammenhang von Steuergeschen­
ken ·zu sprechen. Ich kann mich nicht erinnern, 
daß er ähnliche Formulierungen oder Be­
denken im Zusammenhang mit der Erhöhung 
der Buchführungsgrenzen vor einigen Wochen 
geäußert hat. (Abg. K 'Ulhanek:  Das sind 
zwei Paar Schuhe, Herr Diplomkaufmann I) 
Kollege Kulhanek ! Sie haben sicherlich die 
interessanten Ausführungen in den "Finanz­
nachrichten" zu einem damit nicht unmittelbar, 
aber mittelbar in Berührung stehenden Thema 
gelesen. 

Nun könnte ich mir vorstellen, daß sich 
in der Zwischenzeit seit dieser Ausschuß­
sitzung, seit der ungefähr eine Woche ver­
gangen ist, die Mehrheitsfraktion anders be­
sonnen hat und vielleicht zumindest j ene 
Kollegen, die der Arbeitnehmerfraktion dieser 
Partei angehören, doch nicht mehr der 
Meinung sind, daß es sich um Steuergeschenke 
handelt, sondern vielleicht doch zu der Er­
kenntnis gelangt sind, daß es sich hier um 
sehr berechtigte, lang anstehende Fragen 
handelt. 

Ich habe mir daher erlaubt, dem Herrn 
Präsidenten einen diesbezüglichen Antr ag  

auf Ergänzung der gegenständlichen Vorlage 
in zweiter Lesung zu unterbreiten, der die 
von mir angeführten Punkte beinhaltet. 

Ich muß in aller Offenheit sagen : Wenn 
der Herr Finanzminister bei der Erhöhung 
der Buchführungsgrenzen keine Bedenken ge­
habt hat, ja wenn er im Ausschuß sogar er­
klärt hat, daß davon weder mittelbar noch 
unmittelbar fiskalische Effekte ausgehen, so 
nehme ich an, daß er sich mit derselben Be­
gründung der Meinung anschließen wird, 
daß auch von diesen Anträgen keine fiskalischen 
Effekte ausgehen, und er sich doch vielleicht 
dazu verstehen kann, sozusagen seinen Sanctus 
dazu zu geben. 

Es sei denn, daß der Herr Minister meint, 
das sei alles unwichtig, und daß er nur noch 
andere Sorgen und Probleme vor sich sieht, 
etwa die, die er vor einigen Tagen in Ober­
österreich geäußert hat, wo er sich weniger 
mit den Problemen des Budgets und dessen 
Nöten beschäftigt hat, und die Nöte sind nicht 
gering. Ich weiß nicht, ob Sie meinen, daß 
Sie heuer mit dem präliminierten Abgang 
von 8 Milliarden Schilling durchkommen ; 
Sie selbst haben mit einem Abgang von 
10 bis 1 1  Milliarden Schilling im kommenden 
Jahr gerechnet, und über das Jahr 1971 wird 
ohnehin großes Schweigen gebreitet. Jeden­
falls waren Sie bisher nicht bereit, die in 
Ihrem Haus vorbereiteten und erarbeiteten 
Prognosen den Mitgliedern dieses Hohen Hauses 
zugänglich zu machen. 

In dieser Situation ist es verständlich, daß 
sich der Herr Finanzminister weniger mit den 
ressortmäßigen Problemen beschäftigt, son­
dern daß er Überlegungen anstellt, wieso es 
zu einem so großen Image-Verfall, wie er es 
genannt hat, der Regierungspartei gekommen 
ist. 

Den "Oberösterreichischen Nachrichten" 
vom 20. Mai 1969 zufolge führt er hiefür 
vier Gründe an : 

"Die Volkspartei sei taktisch mit dem 
Problem der Alleinregierung gegenüber einer 
starken Opposition noch immer nicht ganz 
vertraut. 

Die Vertrauenswerbung, auch in den eigenen 
Reihen, war zu wenig. 

Die Wirkung der Opposition wurde unter­
schätzt. 

Der Bevölkerung wurde zuviel Einsicht und 
Verständnis zugemutet." 

Mit anderen Worten : Der Herr Finanz­
minister scheint der Meinung zu sein, daß 
zwar eine gute Politik gemacht wird, daß 
aber der Wähler, der Staatsbürger, zu dumm 
ist, das zu verstehen. Ich weiß nicht, ob das 
sehr großen Anklang findet, daß sich d,er Herr 
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Dr. Androsch 

Finanzminister dahin gehend äußert, daß 
es nicht an der Regierungspolitik, sondern 
an der Dummheit der Wähler liege. (Abg. 
K u l ha n e k :  Das kann er nur vom Dr. Pitter­
mann 1966 gelernt haben, der die gleiche An­
sicht gehabt hat !) Wollen Sie damit sagen, 
Herr Abgeordneter Kulhanek, daß dem Herrn 
Finanzminister beim nächsten Wahlgang ein 
ähnliches Schicksal bereitet wird � (Ruf bei 
der Ö V P : Welches Schicksal ?) Das einer 
Wahlniederlage. ( A bg. Ku l h a n e k : Vielleicht 
überspringen wir eine Periode ! - Abg. Weik­
hart : Von der Serie habt ihr euch noch nicht 
der fangen ! - Abg. Dr. Grub er : Das eines 
Pittermann ! - Abg. La n c :  Wer andern 
einen Gruber gräbt, fällt selbst hinein !) Ob 
er sich als Bundesparteiobmann bewirbt oder 
nicht, ist nicht unsere Sache. Ob es zu einer 
Hofübergabe kommt oder nicht, ist auch 
nicht unsere Sache. Aber wir sind der Mei­
nung, daß es nicht Aufgabe des Herrn Finanz­
ministers sein kann, in aller Öffentlichkeit 
die Staatsbürger und Wähler einfach des­
wegen, weil sie seiner Partei nicht das seiner 
Vorstellung entsprechende Vertrauen schenken 
(Abg. Dr. Pi t t erma n n :  Er ist ja bei keiner 
Partei, er ist "unpolitischer Fachmann" I), 
einfach für dumm zu erklären. (Abg. M a­
chunz e :  Wer hat denn das getan ? Kollege 
A ndrosch ! Verdrehen Sie doch die Dinge 
nicht so l) 

Wir glauben, daß vielmehr ein fünfter 
Grund für den Image-Verfall maßgebend ist. 
( Weitere Zwischenrufe.) "Der Bevölkerung 
wurde zuviel Einsicht und Verständnis zuge­
mutet." Das heißt mit anderen Worten 
(Abg. Machunze  : Das ist jetzt Ihre Mei­
nung !) : Die Einsicht und das Verständnis 
fehlen. Das heißt, die Leute sind nicht ge­
scheit genug, um diese großartige Regierungs­
politik zu bewerten und einzuschätzen. (Abg. 
Gugg e n b erger :  Sie sind ja sehr gescheit, 
aber Sie sehen verschiedenes auch nicht ein I -
Zwi8chenruf des Abg. Dr. Gruber.) Kollege 
Gruber ! Es fällt einem wirklich schwer, 
diese Politik zu verstehen und zu verstehen, 
daß man es für richtig befindet und daß man 
die Kühnheit hat, diese Regierungspolitik 
mit Steuermitteln zu propagieren. Da gebe 
ich Ihnen gern recht : Dieses Verständnis 
fällt mir sehr schwer. (Beifall bei der SPÖ.j 

Ich glaube vielmehr, daß es ein fünfter 
Grund ist, den der Herr Finanzminister' viel­
leicht übersehen hat, der zu diesem Image­
Verfall beigetragen hat, nämlich der, daß 
die Regierung permanent seit dem Wahl­
kampf im Herbst 1965 ungleich mehr und 
bei weitem mehr verspricht, als sie annähernd 
zu halten in der Lage ist. Hier liegt ein wei­
teres Beispiel als Beweisanzeichen dafür vor : 

Es wurden großartige Steuerreformen ver­
sprochen. In Wahrheit wurde ein steuer­
politischer Zickzackkurs betrieben. Wenn Sie 
anderer Meinung sind, haben Sie heute Ge­
legenheit, das zu beweisen, indem Sie unserem 
Antrag beitreten. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner : Herr Ab­
geordneter Dr. Androsch ! Sie haben den An­
trag nicht verlesen. Wenn Sie das nicht tun, 
muß ich die Frau Abgeordnete Herta Winkler 
als Schriftführer auffordern, es zu tun. (Abg. 
Dr. A ndro s c h :  Ich bitte darum !) Also, der 
Herr Abgeordnete Dr. Androsch ist dafür, 
daß die Frau Schriftführer den Antrag ver­
liest. (Heiterkeit.) 

Schriftführerin Herta Winkler : 

Antrag 
der Abgeordneten Dr. Androsch und Ge­
nossen. 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung 
beschließen, den Initiativantrag 91/A (II-
2182) in der Fassung des Ausschußberichtes 
wie folgt zu ergänzen : 

1 .  § 3 Abs. 1 Z. 17  hat zu lauten : 
, , 17 .  in Überstundenentlohnungen ent­

haltene Zuschläge für Mehrarbeit, soweit sie 
60 S wöchentlich (260 S monatlich) nicht 
übersteigen ;" . 

2. Im § 10 Abs. 1 Z. 3 ist folgende lit. f 
anzufügen : 

"f) fünf jährig gebundene Beträge, die 
von Wohnungswerbern an Gebietskörper­
schaften für zu errichtende Eigentums­
wohnungen oder die Erlangung einer Be­
stands berechtigung an einer Wohnung ge­
leistet werden ;" .  

3. Im § 10 Abs. 1 Z. 4 ist folgende lit. e 
anzufügen : 

"e) Rückzahlungen von Darlehen oder 
Kapitalstilgungen von Darlehen für von 
Gebietskörperschaften errichtete Woh­
nungen ;" . 

4. Im § 10 Abs. 2 Z. 1 sind folgende 
Sätze anzufügen : 

" Versicherungsprämien gelten dann als 
für den Steuerpflichtigen selbst oder als 
für eine der in Satz 1 genannten Personen 
entrichtet, wenn sie 

a) aus den Einkünften oder dem Ver­
mögen des Steuerpflichtigen oder einer ge­
mäß §§ 26 und 27 mit diesem grundsätzlich 
zusammen zu veranlagenden Person ge­
zahlt werden, und 

b) bei Kranken- oder Lebensversicherun­
gen oder bei Unfallversicherungen (mit Aus­
nahme der Insassen-Unfallversicherung für 
Kraftfahrzeuge) der Steuerpflichtige be­
ziehungsweise eine oder mehrere der in 
Satz 1 genannten Personen versichert sind. 
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Herta Winlder 

Wer als Versicherungsnehmer auftritt 
und wer für die Versicherungssumme be­
zugsberechtigt ist, ist hiebei ohne Belang." 

5. Im § 18 ist folgender Absatz anzu­
fügen : 

, , (5) Bei der Ermittlung des Einkommens 
werden 5 v. H. des Einkommens aus freier 
Berufstätigkeit, jedoch mindestens 6000 S 
und höchstens 10.000 S jährlich abgesetzt, 
wenn die Einkünfte aus der freien Berufs­
tätigkeit die anderen Einkünfte überwiegen."  

6. Im § 7 6  Abs. 3 tritt an Stelle des Be­
trages , ,48.000 S" der Betrag , ,60.000 S". 

7 .  Im § 93 Abs. 1 lit. b und § 93 Abs. 4 
tritt an Stelle des Betrages von , ,5000 S" 
der Betrag von , ,7000 S". 

8. Im § 93 Abs. 2 lit. a-c treten an 
Stelle der Beträge von , , 1 50.000 S" die Be­
träge von , ,200.000 S". 

9. Im § 100 Abs. 1 tritt an Stelle des 
Betrages 

von 5 S der Betrag von 8 S 
von 30 S der Betrag von 48 S 
von 1 30 S der Betrag von 208 S 
von 1560 S der Betrag von 2496 S 
und an Stelle des Betrages 

von 7,50 S der Betrag von 12 S 
von 45 ,- S der Betrag von 72 S 
von 195,- S der Betrag von 312 S 
von 2340,- S der Betrag von 3744 S 

10. Im § 101 Abs. 1 tritt an Stelle des Be­
trages 

von 1 4  S der Betrag von 2 1  S 
von 84 S der Betrag von 126 S 
von 364 S der Betrag von 546 S 

1 1 .  § 102 Abs. 2 hat zu lauten : 
, , (2) Die Höhe der Pauschbeträge be­

stimmt sich nach dem Ausmaß der Min­
derung der Erwerbsfähigkeit. Die Tat­
sache der Körperbehinderung und das Aus­
maß der Minderung der Erwerbsfähigkeit 
sind durch eine amtliche Bestätigung der 
für diese Feststellung zuständigen Behörde 
nachzuweisen. 

Es werden jährlich gewährt : 
.. Pauschbetrag für 

Pauschhe
.
�rag

. 
fur erhöhte Werbungs. 

Bei einer Minderung außergewoh�liche kosten bei erwerbs-der Erwerbsfähigkeit Belastung �el �lIen tätigen Arbeit-
um SteuerpflichtIgen nehmern 

25 v. H. bis ausschließlich 

75 v. H. bis ausschließlich 
85 v. H. . . . . . . . . . . . . .  1300 S 1800 S 

85 v. H. bis ausschließlich 
95 v. H . . . . . . . . . . . . . .  1600 S 2 100 S 

95 v. H. bis einschließlich 
100 v. H. . . . . . . . . . . . .  2000 S 3000 S 

bei Bezug von Pflege-
oder Blindenzulage . . . . .  5000 S 3000 S 
Ein Abzug des Pauschbetrages für er­

höhte Werbungskosten ist nur bis zur Höhe 
der Einnahmen aus nichtselbständiger Arbeit 
zulässig. " 
Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Ich dan­

ke. Der Antrag ist genügend unterstützt 
und steht zur Behandlung. 

Als nächstem Redner erteile ich dem Herrn 
Abgeordneten Sandmeier das Wort. 

Abgeordneter Sandmeier (ÖVP) : Herr Prä­
sident ! Hohes Haus ! Einleitend möchte ich 
feststellen, daß die Österreichische V olks­
partei dem Erstantrag des Abgeordneten 
Robert Weisz und Genossen di� Zustimmung 
geben wird, nicht aber dem Zusatzantrag 
des Abgeordneten Androsch. 

Zu den Ausführungen des Abgeordneten 
Androsch, glaube ich, muß man doch ein 
paar Worte sagen. Diese Ausführungen waren 
teilweise sehr demagogisch und sehr ten­
denziös. Er hat unter anderem Zitate ge­
bracht, die einfach unrichtig waren. Ich werde 
sie im Laufe meiner Ausführungen richtig­
stellen. Es wäre gut, wenn man Zitate ge­
braucht, sie so zu bringen, wie sie wirklich ge­
macht wurden. Der Abgeordnete Androsch 
hat die Dinge so dargestellt, als ob wieder 
einmal die brave SPÖ Steuererleichterungen 
für alle bringen möchte - aber die anderen 
stimmen eben einmal wieder nicht zu. So 
leicht, Herr Abgeordneter Androsch, kann man 
sich die Dinge aber nicht machen ! 

Zum ersten muß ich feststellen, daß es 
schon sehr auffallend war, daß diese Wünsche, 
die Sie hier vorgebracht haben, nicht gleich­
zeitig mit dem Antrag - es war ja auch ein 
sozialistischer Antrag - bereits damals vor-
gebracht wurden. Das ist sehr auffallend und 
durchsichtig. Man kann hier nichts anderes 
vermuten, als daß es sich um eine Über­
rumpelungstaktik gehandelt hat, denn sonst 
kann ich keinen Grund finden, warum man 
uns nicht schon vorher beim Antrag selbst 

35 v. H . . . . . . . . . . . . . . 200 S 
35 v. H. bis ausschließlich 

45 v. H. . . . . . . . . . . . . . 300 S 
45 v. H. bis ausschließlich 

55 v. H . . . . . . . . . . . . .  . 750 S 
55 v. H. bis ausschließlich 

65 v. H . . . . . . . . . . . . .  . 875 S 
65 v. H. bis ausschließlich 

75 v. H. . . . . . . . . . . . . . 1 100 S 

300 S die vielen Punkte mitgeteilt hätte. (Beifall 
bei der Ö VP. - Abg. Dr. A n drosch : Wie 

400 S war das bei den Buchführungsgrenzen ? ) Herr 
Abgeordneter Androsch ! Wenn Sie die Buch-

1000 S führungsgrenzen anziehen, so ist das e i n  
Problem. Hier aber haben Sie 15 Punkte. 

1200 S Das, was Sie hier vorgelegt haben, ist eine 
kleine Steuerreform. Sie können doch nicht 

1500 S verlangen, daß man so schnell zwischen 
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1 2  Uhr und Mittag einen Antrag mit 15 Punk­
ten, gleich eine ganze Steuerreform einem von 
Ihnen eingebrachten Antrag einfach anhängt. 
Uns sprechen Sie immer ab, daß wir die 
Dinge gewissenhaft bearbeiten. Das, was 
Sie von uns verlangt haben, wäre eine völlig 
oberflächliche Behandlung einer Materie, die 
ja  so weitreichend ist, nicht nur der Gleichheit 
der Steuer wegen, sondern auch wegen der 
Auswirkungen auf unsere budgetäre Lage. 
(Abg. Dr. A ndr08 c h :  Warum haben Sie den 
Unterausschuß abgelehnt ?) 

Herr Abgeordneter Androsch ! Sie sprechen 
von einem Unterausschuß. Sie wissen ganz 
genau, daß auf Grund eines Entschließungs­
antrages vom Herbst des Vorjahres eine 
Steuerkommission dafür vorgesehen ist, alle 
diese Fragen neuerlich durchzuberaten und 
einer Lösung zuzuführen. Ein Schreiben zum 
Entschließungsantrag wurde vom Herrn Fi­
nanzminister dem Herrn Präsidenten dieses 
Hauses vorgelegt. Der Herr Präsident des 
Hauses hat diesen Bericht bereits dem Finanz­
ausschuß zugewiesen, und es wäre ohne wei­
teres möglich gewesen, wenn es der Herr Ab­
geordnete Dr. Pittermann gewollt hätte, die­
sen Bericht einmal auf die Tagesordnung zu 
setzen. Ich bin überzeugt, daß er von uns 
selbstverständlich die Stimmen bekommen 
hätte. (Abg. Dipl.-Ing. Dr. O. Weihs : 
Warum hat es der W ithalm nicht gemacht ?) 
Herr Abgeordneter Weihs ! Der Herr Ab­
geordnete Androsch bemängelt ja, daß es 
diese Kommission noch nicht gibt. ( Abg. 
Dipl. -Ing. Dr. O. Weihs : Die Mehrheits­
partei soll es auf die Tage80rdnung nehmen 
und sich nicht immer auf die Opp08ition aus­
reden !) Er hätte es vor allen Dingen durch 
Pittermann bewerkstelligen lassen müssen, 
daß dieser Antrag eben auf die Tagesordnung 
kommt. 

Ich habe Ihnen schon gesagt, daß wir 
Ihrem Antrag nicht beitreten können. Ge­
statten Sie mir, daß ich nur an ein paar 
Punkten darlege, warum es nicht möglich ist. 

Ich habe Ihnen schon gesagt : Wenn man 
ernst genommen werden will mit Anträgen, 
dann muß man doch so viel Zeit dafür auf­
wenden, daß man sie ganz gewissenhaft durch­
beraten und durcharbeiten kann. (Abg. 
Konir :  Das gilt für alle Anträge ! Für das 
ganze Paket, das wir haben I) 

Es sind in diesem Antrag Dinge, die nicht 
so schnell von Hand aus zu lösen sind. Ich 
denke da an einige Punkte, die schon einer ge­
wissenhaften Überlegung bedürfen. 

Es ist hier zum Beispiel in Punkt 1 die 
Frage der Überstundenentlohnungen, das heißt 
der Zuschläge für Mehrarbeit aufgeworfen 
worden, ein Verlangen, das wir auch immer 

wieder besprochen haben. Wir alle sind der 
Meinung, man müßte einen Weg finden, 
der es ermöglicht, daß die steuerliche Be­
handlung der Überstunden so gestaltet wird, 
daß ein echter Anreiz besteht, Überstunden 
zu machen. (Abg. Dr. Stari b acher  nickt.) 
Ja, Sie nicken mir zu. Ich bin sehr froh, 
Herr Abgeordneter Dr. Staribacher, aber ich 
glaube, so, wie Sie das hier meinen : Es ist 
ein ausgefahrener alter Weg ! ,  wird man 
diese Frage wahrscheinlich nicht lösen können. 
(Abg. Dr. Staribacher : Also was schlagen 
Sie vor ?) Ich möchte Ihnen folgendes sagen : 
daß wir ganz ernsthaft diskutieren sollten, 
e ben in · dieser Steuerkommission, weil . . .  
( Anhaltende Zwischenrufe.) Herr Abgeord­
neter Androsch ! Sie wissen ganz genau, daß 
die Steuer von den Zuschlägen für die Mehr­
arbeit nicht so drückend ist, sondern daß 
sich die Steuer durch den Grundlohn ergibt, 
praktisch durch die Stunde, die eben dazu­
kommt. Und hier wird man Ansatzpunkte 
finden müssen, hier wird man trachten müssen, 
eine echte Steuererleichterung zu finden. 

Dann haben Sie im Punkt 2 angeführt, 
daß im § 10 eine lit. f anzufügen wäre : "Be­
träge, die von Wohnungswerbern an Ge­
meinden für zu errichtende Eigentumswoh­
nungen oder die Erlangung einer Bestands­
berechtigung an einer Wohnung geleistet 
werden" . Hiezu möchte ich sagen, daß man 
auf jeden Fall die Begrenzung von fünf 
Jahren, wie sie auch in der Litera vorher ent· 
halten ist, mit aufnehmen müßte, um ge­
wisse Mißdeutungen auszuschließen. Sie haben 
hier nur geschrieben "Beträge" . Was machen 
Sie, wenn heute einer einen Betrag bezahlt 
und ihn morgen wieder zurücknimmt � Ich 
glaube also, daß man auch hier die Bindung 
auf fünf Jahre aufnehmen müßte. (Abg. 
Dr. S t a r i b ach e r :  Bei der Darlehensrück­
zahlung brauchen Sie das nicht I) Herr Ab­
geordneter, das ist doch keine Darlehens­
rückzahlung, das kommt im Punkt später. 
Schauen Sie doch auf Ihren eigenen Antrag ! 
(Abg. Dr. Staribacher :  P'Unkt 2:  "Fünf­
jährig gebundene BeträgeH I) Hier steht : "Be­
träge, die von Wohnungswerbern . . .  " Das 
ist also nicht richtig. Aber bitte, ich nehme 
gerne zur Kenntnis, daß die fünf jährigen Ver­
träge drinnen sind. Sie haben aber ge­
schrieben : " von Wohnungswerbern an Ge­
meinden". (Abg. Dr. Staribacher :  "an Ge­
bietskörperschaften" I) Das haben Sie dann 
ausgebessert. Sie haben ursprünglich "Ge­
meinden" stehen gehabt. Das macht aber 
nichts. Wenn Sie "Gebietskörperschaften" 
sagen, haben Sie damit auch den Bund und 
das Land miteingeschlossen. Das wollten 
Sie ? (Abg. Dr. Staribacher :  Ja !) Richtig ! 
Nun muß ich Ihnen aber folgendes sagen : 
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Warum dann nur Gemeinden, Bund und Land, 
also alle Gebietskörperschaften, warum nicht 
auch andere öffentlich-rechtliche Körperschaf­
ten, wie zum Beispiel Kammern 1 Sie meinen, 
ich denke an die Bundeswirtschaftskammer. 
Ich denke auch an die Arbeiterkammer. Die 
baut auch. (Abg. Dr. A n dro8 c h :  Die machen 
da8 mit Geno8sen8chaften !) Aber die Mög­
lichkeit könnte geschaffen werden. Wenn 
also alle anderen Gebietskörperschaften -
warum nicht auch Körperschaften des privaten 
Rechts ? Das müßte man sich auch über­
legen. Das sind überlegungen, die man an­
stellen muß ,  die man bei der Diskussion be­
rücksichtigen muß.  (Abg. Dr. A ndros c h :  
A n  welche Körperschaften de8 privaten Recht8 
denken Sie ?) Zum Beispiel an verstaatlichte 
Aktiengesellschaften. (Abg. Dr. A ndro8ch : 
Die machen das doch mit Genos8en8chaften ! ) 
Alle machen das nicht. Es müßte zumindest 
die Möglichkeit geschaffen werden. (Abg. 
We i k h art  : Natürlich ! Sonst können 8ie nicht 
mit Darlehen nach dem W ohnbauförderung8-
gesetz bauen !) Und warum könnte man dann 
nicht etwa auch physische Personen mit ein­
schließen ? 

Herr Abgeordneter Androsch !  Sie sehen 
also - das will ich ja damit zum Ausdruck 
bringen -, daß man so etwas nicht einfach 
zwischen 12 Uhr und Mittag hinwerfen kann, 
sondern daß man sich die Dinge von Grund 
auf überlegen und das Ganze besprechen 
muß . Man kann so etwas nicht einfach aus 
dem Ärmel schütteln . 

Dann muß ich Ihnen noch etwas sagen : 
Eine Frage, die mich persönlich sehr be­
wegt, ist der § 21 : Einkünfte aus Vermietung 
und Verpachtung. Da gäbe es doch eine ganze 
Reihe von Dingen, die man unter Umständen 
ändern könnte. Ich erinnere an den § 21/2 :  
Mietwert der eigenen Wohnung. (Abg. Dr. A n­
dros c h :  Machen Sie einen Vorschlag, Kollege 
Sandmeier !) Das können wir doch alles 
machen, wenn wir beraten. Es geht aber 
nicht, daß man das hinschmeißt wie dem 
Hund einen Knochen, und dann soll man 
darüber reden. (Abg. Weikhart :  Sie 8ind 
doch die Regierungspartei !) Wir haben ja 
gesagt, daß wir in dieser Kommission die 
Dinge durchbesprechen. 

Die Entsteuerung der verrechnungspfiich­
tigen Mietzinse ist doch auch etwas, worüber 
man reden sollte. Oder stimmt das nicht ? 
(Abg. Machun z e :  Es i8t reine Propaganda, 
80nst hättet ihr vorher mit uns geredet ! - Abg. 
Dr. A n dros c h :  Haben Sie bei den Buch­
jühr'ungsgrenzen vorher mit uns geredet ? -
Abg. Dipl.-Ing. Dr. O. W eih8 : Nioht8 habt 
ihr geredet ! tJberjallen habt ihr uns !) 

Herr Abgeordneter Androsch !  Sie haben 
wörtlich gesagt - ich habe es mir notiert -, 
ich hätte im Finanzausschuß gesagt, es handle 
sich um Steuergeschenke für Arbeitnehmer. 
Herr Abgeordneter Androsch, schauen Sie 
in das Protokoll ! Das haben Sie gesagt. 
(Abg. Dr. A ndrosch : Sie haben es im Aus­
schuß ge8agt !) Herr Abgeordneter Dr. An­
drosch, das ist unwahr ! Das muß ich Ihnen 
sagen. (Abg. Dr. A ndro8ch :  Haben Sie 
e8 nicht ge8agt ?) Nein ! (Abg. Dr. A ndro8ch : 
Was haben Sie ge8agt ?) Ich habe gesagt, 
daß gerade in Ihrer Presse immer wieder· 
hervorgehoben wird, daß man im gegen­
wärtigen Zeitpunkt keine Steuergeschenke 
machen soll. (Abg. Weikhart :  Nennen Sie 
das Steuergeschenke ? - Abg. Dr. A ndro8c h :  
Wa8 impliziert das ?) 

Darf ich Ihnen nunmehr sagen, 
was ich damit gemeint habe, auch wenn es 
Ihnen unter die Raut geht : Sie haben so nett 
einige Dinge für die Arbeitnehmer aufgeführt, 
und auf einmal, so ganz zwischendrinnen, 
haben Sie sich im Punkt 5 selbst etwas ganz 
Gutes gemeint für Ihren Beruf. (Abg. Dr. A n­
d r 0 s c h :  Ich brauche das nicht !) Herr Abge­
ordneter Androsch, Sie sind freier Berufs­
tätiger. Ich bin nicht dagegen, daß Sie dafür 
eintreten. Sie haben aber folgenden Absatz 
hineingeschwindelt (Abg. Gra tz : Was heißt 
" hineingeschwi,ndelt" ?) : " Bei der Ermittlung 
des Einkommens werden 5 v. H. des Ein­
kommens aus freier Berufstätigkeit . . .  ",  einen 
Steuerfreibetrag von 6000 bis 10.000 S. (Rufe 
bei der ÖV P :  Aha ! - Abg. Dr. Star ibacher :  
Seien Sie vort'lichtig, meine Herren ! Da gibt 
e8 nämlich jetzt 8chon einen Erlaß ! Nur daß 
Sie da8 wi88en !) Herr Abgeordneter Stari­
bacher, langsam, ich komme schon zu dem 
Erlaß. (Abg. W e ikhart : Dann 80llen Ihre 
Kollegen nicht zu früh lachen !) Sie haben 
vollkommen recht gehabt. Sie haben - das 
ist die Roßtäuscherei - hier geschrieben, 
Sie möchten - übrigens hat es im Erlaß 
geheißen : 5 Prozent vom Umsatz, aber viel­
leicht haben Sie das vergessen, das macht 
aber nichts ; 5 Prozent vom Einkommen 
schreiben Sie hier - mindestens 6000 S, 
höchstens 10.000 S. Der Erlaß spricht nicht 
von höchstens 10.000 S, im Erlaß heißt es : 
höchstens 6000 S. Im Erlaß heißt es aber 
weiter : "für nicht nachweisbare Aufwen­
dungen" . Das haben Sie nicht geschrieben . 
Das ist eine ganz neue Sache, ein ganz neuer 
Freibetrag. Sie könnten hergehen und sagen : 
Das ist, wenn wir das beschließen, ein ganz 
neue.r Freibetrag für die Berufsgruppe, der 
Sie persönlich angehören. Da muß ich schon 
sagen : Das habe ich gemeint, als ich gesagt 
habe, man soll mit Steuergeschenken etwas 
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vorsichtiger sein. Nur das und nichts anderes 
habe ich gemeint. 

Im Erlaß ist übrigens eine Einschränkung, 
es steht : Wenn jemand ein Auto hat, kann 
er nur mehr ein Drittel absetzen, das sind 
2000 S. Das haben Sie auch weggelassen, 
weil Sie damit einen wesentlich besseren 
Steuerfreibetrag bekommen. 

Herr Abgeordneter Androsch ! Es ist Ihnen 
unangenehm, daß man das gesehen hat. Ich 
kann aber nichts dafür, Sie haben sich das 
selbst eingebrockt. (Abg. Dr. Star 1: b ac he r .'  
Sie haben selbst gesagt .' 5 Prozent vom Umsatz ! 
Das ist doch wesentlich mehr I) Ich habe das 
nur erwähnt, weil Sie sagen, es ist nur der 
Erlaß gesetzmäßig. Das ist nicht richtig, Sie 
wollten ganz neue Freibeträge für Ihren Be­
rufsstand haben und für sich persönlich natür­
lich auch. (Abg. Dr. Star i b a c h e r .'  Wir 
stellen nur fest .' Das gibt es im Erlaß, 'Und 
das können Sie nicht entkräften ! Aber Ihre 
Leute lachen schon l) Da haben sie auch recht, 
weil das nicht stimmt, was Sie sagen. Das ist 
nicht im Erlaß. Im Erlaß stehen lediglich 
6000 S mit der Einschränkung, daß es nur 
mehr 2000 S sind, wenn jemand einen PKW 
hat. Sie schreiben aber - ohne Einschrän­
kung - : 6000 bis 10.000 S. Ich komme 
darüber nicht hinweg, Sie haben es so be­
antragt. 

Zum Schluß möchte ich nur sagen, daß 
wir aus all diesen Gründen nicht in der Lage 
sind, dem Antrag Androsch zuzustimmen, 
daß wir aber selbstverständlich jederzeit gerne 
bereit sind, in dem hiefür vorgesehenen 
Komitee alle diese Dinge durchzubesprechen. 
Ich bin überzeugt, daß vieles in Ihrem An­
trag steht, was durchaus gerechtfertigt ist, 
nur kann man das nicht so ad hoc machen 
und hinwerfen wie dem Hund einen Knochen. 
Man hat mit uns vorher überhaupt nicht ge­
sprochen, obwohl es 15 Punkte sind. Das 
sind Materien, die jede für sich gewissenhaft 
durchberaten werden muß . Daher müssen 
wir den Antrag AIldrosch ablehnen. ( Beifall 
bei der Ö V  P.) 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner : Als näch­
stem Redner erteile ich dem Herrn Abge­
ordneten Lanc das Wort. 

Abgeordneter Lane (SPÖ) : Herr Präsident ! 
Hohes Haus ! Ich gebe zu, der Herr Abge­
ordnete Sandmeier hat sich redlich bemüht, 
die ÖVP aus dieser Sackgasse herauszuführen. 
(Ironische Heiterkeit bei der (J VP.) Ich würde 
ihm aber trotzdem einen politischen Lotsen­
kurs empfehlen. Er hat nämlich nicht aus 
dieser Sackgasse herausgefunden, sondern er 
hat die ÖVP noch weiter hineinsegeln lassen. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren ! Gleich am 
Beginn seiner Ausführungen hat der Herr 
Abgeordnete Sandmeier angeführt, daß mein 
Klu bkollege Dr. Androsch demagogisch und 
tendenziös gesprochen hätte. (Abg. Gla ser: 
Hat es nicht gestimmt ?) Ich habe in dem 
Debattenbeitrag die ganze Zeit darauf ge­
wartet, wann die Beweise für diese Behauptung 
kommen. Ich habe wirklich aufmerksam zu­
gehört und keinen einzigen Zwischenruf bei 
der Rede des Herrn Abgeordneten Sandmeier 
gemacht, damit mir nur ja nicht diese Passagen 
entgehen. Indes - ich hörte nichts, was 
beweisen könnte, daß die Ausführungen des 
Herrn Abgeordneten Dr. Androsch demago­
gisch oder tendenziös gewesen seien. (Abg. 
Sandmeier: Er hat etwas ganz Falsches 
hineininterpretiert I) Im Ansatz hat zwar der 
Herr Abgeordnete Sandmeier den Herrn 
Finanzminister zu verteidigen versucht, indem 
er dem Herrn Abgeordneten Androsch unter­
stellt hat, er habe hier etwas zitiert, was ja  
gar nicht vom Herrn Finanzminister so gesagt 
worden sei. Auch das stimmt nicht. 

Ich nehme mir die "Oberösterreichischen 
Nachrichten" vom 20. Mai, Seite 2, unterer 
Dreispalter, unter dem Titel "Koren : Warum 
die VP verlor - Neuwahl im Wirt s chafts­
bund", mittlere Spalte, vor. Da führt, laut 
, ,0 berösterreichische Nachrichten " , vor dem 
Landestag des Österreichischen Wirtschafts­
bundes Oberösterreich in einigen Punkten der 
Herr Finanzminister die vermeintlichen oder 
tatsächlichen Gründe für das nicht eben 
glorreiche Abschneiden der ÖVP bei vergan­
genen Wahlgängen in verschiedenen Bundes­
ländern unter anderem darauf zurück : "Die 
Vertrauenswerbung, auch in den eigenen Rei­
hen" - gemeint ist die ÖVP - "war zu 
wenig. Die Wirkung der Opposition wurde 
unterschätzt. " Hört ! Hört ! kann ich da als 
sozialistischer Abgeordneter nur sagen. Und 
dann heißt es : "Der Bevölkerung wurde 
zuviel Einsicht und Verständnis zugemutet." 

Wenn jemandem zuviel zugemutet worden 
ist, dann muß man ja fragen : Was ist das 
Gegenteil von Einsicht ? Das Gegenteil von 
Einsicht ist Uneinsichtigkeit. Das Gegenteil 
von Verständnis ist Unverständnis. Und das 
war der Schluß, den auch der Herr Abge­
ordnete Androsch dann aus dieser Äußerung 
des Herrn Finanzministers - bisher unwider­
sprochen geblieben und wiedergegeben in 
den , ,0 berösterreichischen Nachrichten " vom 
20 . Mai - gezogen hat. Hier ist der Herr 
Abgeordnete Sandmeier ebenfalls auch nur 
den Schatten eines Beweises schuldig ge­
blieben, daß irgendwie von Demagogie 
oder tendenziöser Sprechweise meines Kollegen 
Androsch die Rede sein kann. (Abg. Sand­
me  i e r.' Er muß den A ndro8ch verteidigen !) 
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Die Einzelheiten unseres Zusatzantrages 
sind ja bereits von Herrn Dr. Androsch ein­
gehend begründet worden. Wenn man aber 
- auch ohne Steuerfachmann oder ohne 
Einkommensteuerfachmann zu sein - diese 
einzelnen Punkte dieses Abänderungsantrages 
der sozialistischen Abgeordneten betrachtet, 
dann sieht man doch, daß es sich keineswegs 
um tiefgreifende Änderungsvorschläge bezüg­
lich der derzeit geltenden Steuerstruktur, 
des Aufbaues unseres Einkommensteuer­
rechtes handelt, sondern daß sich hier die 
sozialistischen Abgeordneten bewußt auf einige 
Korrekturen des gegenwärtigen Einkommen­
steuergesetzes beschränkt haben, Korrekturen, 
die einfach auf Grund der wirtschaftlichen 
Entwicklung notwendig geworden sind und 
daher unserer Auffassung nach an dem gegen­
wärtig geltenden Einkommensteuerrecht an­
gebracht werden müssen. 

Es handelt sich hier keineswegs um um­
fassende Reformvorschläge. Dazu braucht 
man daher auch nicht die vom Abgeordneten­
haus in einem Entschließungsantrag im ver­
gangenen Jahr geforderte Steuerkommission, 
sondern diese paar Korrekturen kann man 
ohneweiters in entsprechend üblichen parla­
mentarischen Verhandlungen besprechen, wenn 
man dazu ernsthaft den Willen hat. Man muß 
sich dann noch immer nicht in allen Punkten 
- das haben wir eindeutig auch im Ausschuß 
erkl�rt - einig werden. 

Aber ich glaube, daß hier doch einige 
Punkte darunter gewesen wären, die selbst 
unter Berücksichtigung der Situation, in der 
sich gegenwärtig die Bundesfinanzen befinden 
und an der ja zweifellos die Sozialistische 
Partei nicht schuld ist, selbst unter Berück­
sichtigung der von der ÖVP verschuldeten 
unbefriedigenden Finanzsituation des Bundes, 
durchaus vertretbar wären, weil sie zu keinen 
wesentlichen oder stellenweise überhaupt zu 
keinen Einnahmeausfällen des Bundes führen 
würden. 

Nun aber zu einem Kernpunkt dieser Ein­
kommensteueränderungsvorschläge, die wir 
heute dem Plenum des Hohen Hauses noch­
mals unterbreitet haben, zu einem Punkt, 
den wir auch schon in den Ausschußverhand­
lungen besonders herausgestrichen haben, näm­
lich zu der Frage der ungleichen Behandlung 
von Wohnungswerbern, die für ihre neue 
Wohnung einen Baukostenzuschuß leisten 
müssen ; eine ungleiche Behandlung in der 
Beziehung, daß die einen, die sich an eine 
Genossenschaft wenden, einen Absetzbetrag 
erhalten und die anderen, die eine Wohnung 
mit Eigenmittelanteil von einer Gebiets­
körperschaft erwerben beziehungsweise dort 
einen Bestandvertrag anstreben, steuerlich 

diskriminiert sind, das heißt, daß sie ihre 
Eigenmittelleistung nicht steuerlich absetzbar 
machen können. 

Wir haben auf diese Ungerechtigkeit hin­
gewiesen. Wir geben zu, daß sich diese Un­
gerechtigkeit insbesondere in der Bundes­
hauptstadt Wien massiert, wir haben aber 
auch in den Ausschußbesprechungen darauf 
verwiesen, daß das keineswegs ein auf das 
Bundesland Wien eingeschränktes Problem 
ist, sondern daß eine Reihe von Bundes­
ländern und Gemeinden ebenfalls sehr hart 
von dieser ungleichen Behandlung betroffen 
wird. 

Im speziellen muß ich aber an die Wiener 
ÖVP-Abgeordneten hier appellieren und ihnen 
ganz offen sagen : Ich verstehe nicht, wie Sie 
dieses Gefühl, das offenbar auch die Wiener 
Wähler am 27. April hinsichtlich der Ehrlich­
keit Ihres Eintretens für Wiener Belange 
zum Ausdruck gebracht haben, nach diesem 
Wahlresultat am 27. April bei einer so ein­
deutigen, so klar auf der Hand liegenden Frage 
neuerlich verletzen können. Aber ich gebe 
zu, das ist nicht ein Problem von uns Sozia­
listen, sondern in erster Linie ein Problem der 
Wiener Abgeordneten der Österreichischen 
Volkspartei. Daß man also darüber zu reden 
nicht bereit ist, das ist - nach meiner Auf­
fassung - mehr als traurig. 

Der Herr Finanzminister hat in ebender­
selben Debatte im Finanz- und Budget­
ausschuß gemeint, es gäbe ja auf dem Gebiet 
der Absetzbeträge für Leute, die zur Erlangung 
einer Wohnung Eigenmittel zahlen müssen, 
noch andere Ungereimtheiten, noch andere 
Ungerechtigkeiten ; man müßte das Problem 
in der Breite des gesamten Spektrums durch­
denken und durchdiskutieren. Wir haben auch 
im Ausschuß erklärt, daß wir zweifellos zu 
einer solchen Diskussion jederzeit und gerne 
bereit sind, aber das gegenwärtige System 
sieht vor, daß der von der öffentlichen Hand 
geförderte Wohnungsbau praktisch bis auf 
diese Ausnahme der Wohnungswerber bei 
Wohnungen, die von Gebietskörperschaften 
errichtet werden, gleichartig behandelt wird. 

Innerhalb dieses jetzt bestehenden Systems 
wollten wir, ohne eine spätere Grundsatz­
diskussion vorwegnehmen zu wollen, eine 
echte Systemgleichheit im bestehenden Sy­
stem durchführen, bis es eventuell zu weiter­
gehenden Reformgesprächen kommen kann. 
Auch das ist abgelehnt worden. Auch darauf 
ist die Österreichische Volkspartei weder in 
den Ausschußberatungen noch in der Zeit 
bis zum heutigen Tage auch nur eingegangen. 
Mit einem Wort : Die ÖVP will über diese 
Dinge nicht reden ! 

140. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 43 von 105

www.parlament.gv.at



1 1 928 Nationalrat XI. GP. - 14:0. Sitzung - 21. Mai 1969 

LaDe 
Und nun kommt man mit dem Vorwurf, 

wir hätten überrumpelt. Sowohl in Zwischen­
rufen als auch durch meinen :&ollegen Androsch 
wurde bereits verwiesen, daß in der Sitzung 
vom 6. März dieses Jahres nach einer solchen 
angeblichen " überrum pelung" ein Bundesgesetz 
beschlossen wurde, mit dem die Bundes­
abgabenordnung neuerlich abgeändert wird. 
In dieser Sitzung hat unser damaliger Frak­
tionsredner Androsch wortwörtlich eine 
Stellungnahme des Herrn Dr. Stoll, Ordi­
narius für Finanzwissenschaften, zitiert. Er 
hat hier aus dem Artikel Stolls zitiert, daß das 
Problem der Valorisierung von gewissen abso­
luten Beträgen in den Abgabengesetzen nicht 
nur bei den Buchführungsgrenzen relevant ist, 
sondern auch bei einer ganzen Reihe anderer 
absoluter Beträge, wie etwa bei Freibeträgen 
und ähnlichem mehr. 

Denk nach !) - Ich. denke eben länger nach, 
Herr Kollege, bevor ich etwas sage, als Sie f 
Das ist der Unterschied zwischen uns beiden. 
(Abg. Dr. Gr'Uber : Leider doch nicht lange 
gen'ug ! ) Entweder es ist eine bedauerliche 
Entgleisung - und ich hoffe, daß es nicht mehr 
war -, ansonsten müßte es Infamie genannt 
werden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Nehmen Sie zur Kenntnis : Wir, die sozia­
listische Fraktion, bestimmen beim Steuerrecht 
und bei anderen Rechtsmaterien, für welche 
Bevölkerungsgruppen wir eintreten. Wir lassen 
uns weder vorschreiben, für wen wir eintreten 
müssen, noch lassen wir uns daran hindern, 
für die Rechte einer Bevölkerungsgruppe ein­
zutreten, wenn wir das für berechtigt halteIL 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Als näch­
stem Redner erteile ich dem Herrn Abgeord-

Aus dieser von Androsch wiedergegebenen neten Machunze das Wort. 
Meinung Dr. Stolls hat er damals namens 
unserer Fraktion den Schluß gezogen und Ihnen Abgeordneter Machunze (ÖVP) : Hohes 
angekündigt,  daß man Ihnen, meine Damen Haus ! Meine Damen und Herren ! Wir haben 
und Herren von der Österreichischen Volkspar- es jetzt mit einem Initiativantrag zu tun, de� 
tei, auf den Zahn fühlen wird, ob Sie bei an- nicht von der Regierungspartei kommt. Es ist 
deren Dingen auch für dieses Valorisierungs- ein Initiativantrag des Herrn Abgeordneten 
prinzip, das Sie bei den Buchführungsgrenzen Robert Weisz, der laut Eingangsstempel am 
so hurtig angewendet haben, eintreten werden. 22 . Jänner 1969 eingebracht wurde, also ein 
Mindestens seit dem 6. März 1969 müßten Sie Initiativantragverhältnismäßigjungen Datums. 
daher auf diesen Teil beziehungsweise auf 
diese Teile unseres Abänderungsantrages ge­
faßt gewesen sein. Von " überrumpelungstaktik" 
kann also keine Rede sein, bestenfalls davon, 
daß Sie eben unseren Debattenrednern nicht 
mit der gebührenden Sorgfalt zuhören. Die 
Folgen, die daraus für Sie entstehen, haben Sie 
selber zu tragen, aber das können Sie uns nicht 
zum Vorwurf machen. 

Zum Schluß, meine Damen und Herren von 
der Österreichischen Volkspartei, noch eine 
Feststellung, die ich in jedem Falle getroffen 
hätte - auch wenn es ein anderer Kollege die­
ses Hauses wäre, auch wenn er nicht unserer 
Fraktion angehören würde. 

Wenn eine politische Fraktion, noch dazu die 
zweitstärkste hier im Hause - oder, sagen wir, 
die vorläufig zweitstärkste hier im Hause -, 
einen ihrer Kollegen ersucht, ein bestimmtes 
Problem zur Diskussion zu stellen, einen be­
stimmten Antrag zu vertreten, und wenn in 
diesem Antrag auch ein Punkt drinnen ist, 
der eine gewisse Verbesserung der Steuerrechts­
lage für Freiberufler beinhaltet, und dieser 
Fraktionsredner dann zufällig selber Frei­
berufler ist, daß man diesem Kollegen dann 
daraus hier vor offenem Haus den Vorwurf 
macht, dieser Punkt sei nur aufgenommen 
worden, damit es sich quasi er selber "richtet",  
das kann ich mit nichts anderem be­
zeichnen als entweder . � .  (Rufe bei der Ö V P : 

Nun einige Fragen an den Herrn Abgeord­
neten Alldrosch : Gab es im Jänner 1969 noch 
nicht die Frage des Jahresausgleiches 1 Gab es 
im Jänner 1969 noch nicht das Problem der 
Überstundenbesteuerung ? Gab es im Jänner 
1 969 noch nicht das Problem des Baukostel1-
beitrages für Gemeindewohnungen � Ich könnte 
also jetzt die Fragen fortsetzen. 

Es gab die"le Probleme damals schon. Daher 
muß ich jetzt die Frage stellen : Haben Sie 
damals bewußt auf eine Aufnahme dieser 
offenen Fragen verzichtet, oder haben Sie aus 
taktischen Gründen gedacht : Im Finanzaus­
schuß überfahren wir die Abgeordneten der 
Regierungspartei, wir reden vorher überhaupt 
nicht mit ihnen - im Gegensatz zu den Dingen, 
wo wir abändern 1 Bei der Bundesabgaben­
ordnung habe ich vor Beginn der Sitzung dem 
Herrn Abgeordneten Weihs gesagt : Hier kommt 
ein Abänderungsantrag von uns ! Das habe 
ich ihm mitgeteilt - während wir von den 
heutigen Abänderungswünschen erst erfuhren, 
als der Gegenstand in Behandlung war. Vorhe� 
nicht eine Silbe. Da'3 sind die Tatsachen. 

Meine Damen und Herren ! Ich möchte zu 
dem Problem, das der Herr Abgeordnete Lane 
jetzt angeschnitten hat, Baukostenbeiträge für 
Gemeindewohnungen, doch etwas sagen. 

Im Jänner 1 969 veranlaßte Herr Vizebürger­
meister SJavik die Erstellung eines Abände-
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Maehunze 

rungsentwurfes für § 10 Abs. 1 Z. 3 lit. c, 
der dann über die Klubs ins Parlament kommen 
sollte. 

Zu diesem Abänderungsantrag gibt es eine 
sehr interessante Stellungnahme. Ich würde 
Sie bitten, diese einmal genau anzusehen. 
Ich lese Ihnen ein paar Stellen daraus vor. 

"Seit dem 1. Jänner 1 968" - die Stellung­
nahme kommt nicht aus dem Lager der Regie­
rungspartei, das möchte ich vorneweg feststel­
len (Abg. Lanc :  Von wem denn ?) - "ist bei 
den von der Gemeinde Wien zur Verfügung 
gestellten Wohnungen zwischen solchen zu 
unterscheiden, für welche von den Mietern ein 
Baukostenzuschuß geleistet wird und daher 
entsprechend geringere Annuitäten verrechnet 
werden, und solchen Wohnungen, für deren 
Bestandnahme zwar kein Baukostenzuschuß 
geleistet wurde, jedoch eine höhere Miete zu 
entrichten ist. Da nun die angestrebte Novel­
lierung im § 10" und so weiter "nur darin be­
stehen kann, daß die Gemeinden mit den im 
Einkommensteuergesetz genannten Wohnbau­
vereinigungen völlig gleich behandelt werden, 
werden nicht nur die Baukostenzuschüsse für 
Gemeindewohnungen, sondern auch die Annui­
täten für solche Wohnungen als Sonderausgaben 
abzusetzen sein. Dies bedeutet wiederum, daß 
nunmehr auch jene Mieter auf Absetzung von 
Annuitäten Anspruch haben werden, welche 
ihre Wohnungen bereits vor dem 1 .  Jänner 1968 
erhielten. " 

Ich habe dieses Papier erst zur Hand be­
kommen, nachdem die Diskussion im Finanz­
ausschuß vorbei war und der Herr Finanz­
minister darauf aufmerksam gemacht hat, daß 
diese Frage verschiedene Aspekte hat. Er hat 
damals auch auf die erhöhten Mieten verwie­
sen, die sich nach § 7 des Mietengesetzes er­
geben können. Hören Sie, was in dieser Stel­
lungnahme steht : 

"Faktische weitere Auswirkungen einer No­
vellierung sind unter Umständen noch inso­
fern anzunehmen, als nunmehr auch die Mieter­
verbände die Absetzbarkeit der Kosten für 
höhere Mietzinse, zum Beispiel § 7 Mieten­
gesetz, verlangen werden. "  

Wir haben darauf hingewiesen, daß man 
die Auswirkungen des Antrages Androsch 
in allen Schattenseiten auch auf den Finanz­
ausgleich überlegen müßte. In der Stellung­
nahme, die mir vorliegt, heißt es wörtlich : 

"Letztlich ist noch darauf zu verweisen, 
daß durch die angestrebte Novellierung" - und 
zwar hier nur bei dieser Mietengeschichte ; 
alles andere war ja dort nicht bekannt und ist 
in der Stellungnahme daher nicht berücksich­
tigt - "die Erträge der Einkommensteuer 
und somit auch die den Gemeinden zufließenden 
Anteile eine Minderung erfahren werden." 

Das können Sie schwarz auf weiß nachlesen. 
Das ist keine Stellungnahme der Österreichi­
schen Volkspartei und keine Stellungnahme 
des Bundesministers für Finanzen, das ist nur 
ein Punkt, wo hier Bedenken angemeldet 
werden. 

Meine Damen und Herren ! Der Antrag des 
Kollegen Dr. Androsch enthält noch viele 
Punkte, die Auswirkungen und Rückwirkungen 
auch auf den Finanzausgleich hätten. Das 
können Sie nicht bestreiten. 

Wir bekennen uns dazu, daß man über 
alle Fragen reden soll - aber sachlich ! Wir 
werden es aber auch in Zukunft ablehnen, wenn 
man versucht, uns aus rein parteitaktischen 
Gründen im letzten Augenblick Anträge hinzu­
schieben, von denen man vorher genau weiß, 
daß wir ihnen niemals beitreten können. 
(Beifall bei der Ö V  P.) 

Präsident Dipl . -Ing. Waldbrunner : Als näch­
stem Redner erteile ich dem Herrn Abgeord­
neten Kulhanek das Wort. 

Abgeordneter Kulhanek (ÖVP) : Hohes Haus ! 
Die Bemerkungen, die der Abgeordnete Lane 
gemacht hat, zwingen mich doch hier zu einer 
Feststellung. Wenn er gesagt hat, die SPÖ 
lasse sich nicht vorschreiben, für welchen 
Bevölkerungsteil sie eintritt, so finde ich das 
vollkommen selbstverständlich. (Abg. Lanc:  
Wir auch !) 

Aber ich möchte jetzt feststellen, für welchen 
Bevölkerungsteil die SPÖ nicht eintritt. Es 
wundert mich gerade vom Herrn Dkfm. An­
drosch, der doch wissen müßte, wo gerade für 
den gewerblichen Mittelstand ein besonderes 
Unrecht in der Einkommenbesteuerung liegt. 
(Abg. Dr. A ndrosch:Das hat Kollege Sandmeier 
mir vorgehalten, daß ich es getan habe !) Ich 
kann nur von einem Unrecht sprechen. Wir 
sind dabei, dieses Unrecht durch eine Novelle 
aus der Welt zu schaffen beziehungsweise zu 
mindern. (Abg. Dipl.-Ing. Dr. O. Weihs : 
Haben Sie gehört, was der Kollege Sandmeier 
dem Androsch vorgeworfen hat ?) Ich muß also 
sagen : Hier geschieht für einen Teil der Be­
völkerung keine Verbesserung. 

Ich darf mich nur an einem Beispiel ver­
ständlich machen : Wenn man ein jährliches 
Einkommen von 56.000 S nimmt, das sich für 
den Unselbständigen zerlegt in zweimal 4000 S 
- also den Freibetrag und den besonderen 
festen Steuerbetrag, wo fast nicht besteuert 
wird - und die restlichen 48.000 S, die 
der Progression unterworfen sind, so ist es 
bei dem Selbständigen so, daß die 56.000 S 
zur Gänze einer erhöhten Progression unter­
worfen werden. Darau� resultieren Unter­
schiede in der Besteuerung, die je nach dem 
Familienstand bis zu 80 Prozent der Einkom­
mensteuer gehen. 
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Kulhanek 

Ich glaube, das ist ein Unrecht, das man nicht 
bestehen lassen sollte. Wenn deshalb die Öster­
reichische Volkspartei heute nicht Ihren Gene­
ralvorschlägen, die Sie da gebracht haben, 
beistimmt, dann finde ich das nur richtig. 
Denn man muß, wenn man eine Reform macht, 
sie so machen, daß sie gerecht ist und daß 
sie für alle ist. (Abg. Dr. Stari b a c h e r :  
Richtig I) E s  soll damit auch das Unrecht 
erfaßt werden, dem heute noch bei der Be­
steuerung der Kleinen die gewerbliche Wirt­
schaft unterliegt. (Beifall bei der Ö VP. -
Abg. L a n c :  Bitte um Zusatzanträge !) 

Präsident Dipl . -Ing. Waldbrunner : Zum 
Wort gemeldet hat sich der Herr Bundes­
minister für Finanzen Dr. Koren. Ich erteile 
es ihm.  

Bundesminister für Finanzen Dr. Koren : 
Herr Präsident ! Hohes Haus ! Die in Bear­
beitung stehende Vorlage, die auf einen Ini­
tiativantrag des Herrn Abgeordneten Robert 
Weisz zurückgeht, ist von dem Herrn Abge­
ordneten vor ihrer Einbringung mir zur 
Verfügung gestellt worden. Ich konnte darauf­
hin der Regierungsfraktion empfehlen, diesem 
Antrag beizutreten. Als dieser selbstverständ­
liche Antrag, der eine notwendige ' Korrektur 
beinhaltet, im Ausschuß behandelt worden ist, 
wurde er um einen elf Punkte umfassenden 
Zusatzantrag erweitert, der ziemlich weit in 
Einkommensteuerbelange eingreift. 

Wenn der Herr Abgeordnete Lanc hier ange­
führt hat, daß mit diesen Änderungen, die 
vorgeschlagen wurden, kein fiskalischer Aus­
faU verbunden sei (Rufe bei der SPÖ : Kein 
wesentlicher !) , dann kann das kaum zutreffen, 
denn Änderungen an Freigrenzen oder bei 
anderen Bestimmungen des Einkommensteuer­
rechtes haben wohl nur dann einen Sinn, wenn 
damit Vorteile beziehungsweise Steuerermäßi­
gungen verbunden sind. Nachdem ein Per­
sonenkreis davon betroffen wäre, der einige 
hunderttausend Personen umfaßt, kann wohl 
von "nicht nennenswerten Ausfällen" kaum 
die Rede bein. (Zwischenruf des Abg. Doktor 
A ndrosch.) Es sind einige Hunderttausend, 
Herr Abgeordneter !  (Zwischenruf des Abg. 
Dr. A ndros ch.) Ich habe Ihren Antrag 
noch nicht. Aber ich denke etwa an die Er­
höhung der Freigrenzen bei den Kriegsopfern, 
in der Kriegsopferversorgung ; das sind einige 
hunderttausend Personen. Ich glaube schon. 
(Abg. L a n c  begibt sich zur Regierungsbank 
und übergibt dem Finanzminister ein Exemplar 
des Antrages. - Abg. Lanc:  Daran soll es nicht 
scheitern I) Danke vielmals ! Aber der Abge­
ordnete Androsch hat schon zugegeben, daß es 
einige Hunderttausend sind. (Abg. Dipl. -Ing. 
Dr. O. W e i h s :  Wir sind schon einig !) Gut ! 
Wir sind schon einig. 

Ich darf ferner darauf hinweisen, daß der 
Vergleich mit der Erhöhung der Buchführungs­
grenzen in der Bundesabgabenordnung nicht 
stichhältig ist, denn hier in Ihrem Antrag 
handelt es sich um unmittelbare Änderungen 
der Steuergrundlage beziehungsweise der Be­
steuerung, während es bei der Anderung 
der Buchführungsgrenzen eben um Änderung 
der Buchführungsgrenzen und nicht etwa 
um Absetzbeträge vom steuerpflichtigen Ein­
kommen gegangen ist. (Abg. Dr. A n­
dros c h :  Das hat auch fiskalische Auswirkun­
gen !) Sicher ist das ein Unterschied. Aber 
jedenfalls ergibt sich in der Regel bei der 
Nichtbuchführungspfiicht kaum ein \vesent­
licher Unterschied. Die Ersparungen, die da­
bei eintreten, sind wesentlich größer. 

Ich darf aber noch darauf hinweisen, daß 
ich auch im Ausschuß,  Herr Abgeordneter, 
bemerkt habe, daß die Regelungen für die 
Absetzbarkeit von Darlehensbeträgen von der 
vom Hohen Haus beantragten Steuer­
kommission vorgenommen werden sollten. Ich 
habe auch bei Anfragebeantwortungen im 
Hohen Haus wiederholt darauf hingewiesen, 
daß ich hier eine grundsätzliche Reform dieses 
Punktes für notwendig und zweckmäßig er­
achte, weil auf die Dauer nicht einzusehen ist, 
warum ein Teil der österreichischen Bevölke­
rung - nämlich jene Personen in neuen 
Wohnungen, die auf Grund von Förderungen 
des Fonds geschaffen wurden - Begünsti­
gungen erhält, die praktisch darauf hinaus­
laufen, daß die Mietezahlungen absetzbar ge­
worden sind, während andere Bevölkerungs­
kreise die Kosten ihres W ohnens, ihrer Miet­
aufwendungen keinesfalls begünstigt absetzen 
können. (Abg. W e i khart : Hier heißt es auch : 
Die Schaffung neuen Wohnraumes !) Ich weiß, 
Herr Staatssekretär, daß diese Formulierung 
gegenwärtig die Grundlage der Begünstigung 
ist. Aber vom Standpunkt des Begünstigten 
aus, glaube ich, ist das kein echtes Kriterium. 
Denn entscheidend scheint mir, daß jeder 
Österreicher Aufwendungen für die Wohnung 
hat und es nur mehr oder minder dem Zufall 
überlassen bleibt, ob er in einer alten Wohnung, 
in einer neuen Wohnung, in einer geförderten 
Wohnung oder in einer nicht geförderten 
Wohnung lebt. Ich glaube, daß e"l an der Zeit 
wäre, diese Frage ernstlich zu überprüfen. 

Ich darf abschließend, Hohes Haus, nur 
mit ein paar Worten auf die Vorlesungen 
eingehen, die sowohl der Herr Abgeordnete 
Dr. Androsch als auch der Herr Abgeordnete 
Lanc bezüglich meiner Ausführungen in Linz 
vor einem Landestag des Wirtschaftsbundes 
gemacht haben. Ich habe größtes Verständnis 
dafür, daß es Ihnen unverständlich scheint, 
Herr Abgeordneter, in einer Rede ' vor einer 
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Bundesminister Dr. Koren 

versammelten Menge offen und ehrlich seine 
Meinung zu sagen ! (Beifall bei der 0 V P.) 

Was Sie aber weiter in meine Ausführungen 
hineininterpr�tiert haben, Herr Abgeordneter, 
muß ich wirklich zurückweisen. Ich habe in 
Linz gesagt - ich habe es noch genau im 
Kopf - :  "Vielleicht haben wir der öster­
reichischen Bevölkerung zuviel Einsicht und 
Verständnis abverlangt" oder "zugemutet" -
habe ich, glaube ich, gesagt. (Präsident Wall­
n e r  übernimmt den Vorsitz.) 

Der Herr Abgeordnete Lanc hat dann hier 
vom Rednerpult aus die jeweiligen Gegenpole 
der beiden Worte gesucht und Uneinsichtigkeit 
und Unverständnis als Gegenpole dargestellt. 
Ich glaube aber, daß das nur eine grammati­
kalische Fleißaufgabe war. Denn wenn ich 
selbstkritisch behaupte, Herr Abgeordneter, 
ich hätte jemandem zuviel von etwas, nämlich 
zuviel Verständnis zugemutet, und Sie ziehen 
daraus den Gegenschluß, das sei der Vorwurf 
der Dummheit an die österreichiache Bevölke­
rung, so ist das eine Zumutung, die wirklich 
nur mit einem dialektischen Salto bewältigt 
werden kann. (Lebhafte Zustimmung bei der 
O VP. - Abg. Lanc : Im Salto waren Sie 
besser !) Herr Abgeordneter ! Ich war schon 
lange bei keinem Turnverein, aber ich werde 
mich bemühen, auch auf diesem Gebiet - wenn 
Sie wollen - etwas zu leisten. 

Aber ich darf wieder zum Ernst kommen : 
Wenn Sie aus der Formulierung, die ich Ihnen 
gerne im vollen Wortlaut zur Verfügung stelle, 
Herr Abgeordneter, herauslesen wollen, daß 
ich derösterreichischen Bevölkerung Dummheit 
vorgeworfen hätte, so darf ich Ihnen antwor­
ten : So dumm, Herr Abgeordneter, bin ich nicht, 
wie Sie vielleicht vermuten ! (Lebhafte Zu­
stimmung und Heiterkeit bei der ÖV P.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet 
ist Herr Abgeordneter Dr. Staribacher. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Staribacher (SPÖ) : Herr Prä­
sident ! Hohes Haus ! Wenn man die Debatte 
verfolgt, die ein sehr bedeutendes Problem 
betrifft - denn letzten Endes, meine Damen 
und Herren von der Österreichischen V olks­
partei, können Sie die Tatsache nicht aus der 
Welt schaffen, daß insbesondere die Arbeit­
nehmerschaft über die steuerlichen Belastun­
gen sehr ungehalten ist -, hat man den Ein­
druck, daß ohnedies alle wollen, aber ein Teil 
kann nicht. 

Da muß man jetzt untersuchen : Warum 
können Sie nicht ? Wenn nämlich der Herr 
Abgeordnete Kulhanek kommt und sagt, 
es muß im Steuersystem jedem Gerechtigkeit 
widerfahren, dann unterstreichen wir von der 
sozialistischen Fraktion das hundertprozentig. 

Wir fragen nur, Herr Abgeordneter Kulhanek : 
Wo war die Gerechtigkeit, als die Steuergesetze, 
die Wachstumsgesetze und so weiter von Ihnen 
geschaffen wurden, die ausschließlich die 
Unternehmer privilegiert und die Arbeit­
nehmer belastet haben ? (Zustimmung bei 
der SPÖ. - Abg. Kulhane k :  Das ist ein 
altes Steckenpferd von Ihnen !) Das ist kein 
altes Steckenpferd. Das ist leider jetzt durch 
Ziffern einwandfrei bewiesen, weil die Wachs­
tumsgesetze kein Wachstum gebracht haben 
und weil die Bundesregierung mit ihrer Do­
kumentation - wir werden uns sicherlich 
darüber noch im Hause unterhalten - selbst 
falsche Ziffern verwenden muß, um nur den 
Anschein eines Erfolges zu bringen. "Vir wer­
den uns hier in dem Hause sicher noch ein­
gehend darüber unterhalten ! Daher kann ich 
also sagen : Sie können nicht von der Gerech­
tigkeit reden, wenn Sie gar nichts anderes 
bis jetzt gemacht haben, als die Arbeitnehmer 
durch Ihre Steuerpolitik systematisch zu be­
nachteiligen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Der Herr Abgeordnete Machunze sagt (Abg. 
Machu nz e :  Hier!) - ich habe sowieso 
angenommen, daß Sie hier sind, Herr Kollege, 
allein deshalb, weil ich mich mit dem ÖAAB 
ohnedies in dieser Beziehung auseinanderset­
zen muß - :  Gab es diese Probleme nicht 
schon, als man über den Antrag Weisz - der 
ja eine Selbstverständlichkeit ist, der Herr 
Finanzminister hat es bestätigt - damals 
diskutiert hat 1 

Herr Abgeordneter Machunze ! Die Probleme 
gibt es nicht erst seit diesem Zeitpunkt. 
Die Probleme gibt es - da stimme ich Ihnen 
zu - seit dem Jahre 1966, weil damals die 
sozialistische Fraktion fast wortwörtlich gleich­
lautende Anträge gestellt hat. Damals aber 
hat Ihr Klubobmann noch gesagt : Sie können 
machen, was Sie wollen, wir halten die Ohr­
wascheIn steif, nicht einmal wackeln werden 
wir damit. (Abg. Machunz e :  Aber nicht 
in diesem Zusammenhang !) Ja, natürlich ! 
Wir werden nicht einmal mit den Ohren 
wackeln, wenn Sie hier solche Anträge stellen, 
hat es geheißen. (Abg. Liba l : In der Zwischen­
zeit haben sie ihnen die Ohren gestutzt !) Das 
kann sicherlich nicht ein jeder, ich kann es 
auch nicht. Er hält ohnedies schon die Ohr­
wascheIn steif, aber er wackelt nur, glaube 
ich, als Ganzer ziemlich stark ; aber das ist 
seine Angelegenheit. 

Seit dieser Zeit gibt es im Hohen Hause 
diese Anträge, aber seit dieser Zeit negieren 
Sie diese Anträge ununterbrochen und sagen : 
Wir sind die "Mehrern" , wir werden die Vorlage 
nicht beschließen ! Sie können das noch bis 
1970 machen, dann werden Sie aber wohl 
kaum mehr dazu Gelegenheit haben. 
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Was die Frage betrifft . . . (Abg. Machun z e :  
Aber Sie beantworten trotzdem nicht die Frage ! 
Warum haben Sie sie nicht am 22. Jänner 
angeschnitten ?) Ich werde sie Ihnen jetzt 
gleich beantworten, weil Sie sagen, daß wir 
es gewußt haben. Wir haben Sie klar und deut­
lich auf folgendes aufmerksam gemacht, und 
zwar die ganzen Jahre hindurch : Es gibt 
Wünsche auf dem Sektor der Lohnsteuer, 
die wir - der Gewerkschaftsbund hat sich 
sehr, sehr dafür eingesetzt - im Interesse 
der Staatsfinanzen zurückgestellt haben. Wir 
haben sie bis jetzt zurückgestellt, obwohl in 
diesem Hause immer wieder aufgezeigt wurde, 
daß gerade die Lohnsteuerpflichtigen wesent­
lich mehr leisten. 

Ich kann Ihnen die letzten zur Verfügung 
stehenden Ziffern sagen, falls Sie sie noch nicht 
kennen sollten. Wir haben 1968 Jänner bis 
März 1968 in der Lohnsteuer 1740 Millionen 
Schilling aufgebracht, wir haben vom Jänner 
bis März 1969 2039 Millionen Schilling auf­
gebracht ; das heißt, um fast 300 Millionen 
Schilling mehr. Wir haben 1968 Jänner bis 
März in der Einkommensteuer 1723 Millionen 
Schilling aufgebracht ; wir haben im Jahre 
1969 1491 Millionen Schilling aufgebracht. 
Ich würde sagen, daß das fast um 300 Millionen 
Schilling weniger ist. Das heißt : Systematisch 
bringen wir . . .  (Abg. Kern : Weil die Löhne 
gestiegen sind !) 

Hören Sie doch endlich mit den Argumenten 
auf, daß die Löhne gestiegen sind ! Selbst­
verständlich steigen die Löhne, weil es sich 
die Gewerkschaften auch schwer genug er­
kämpfen müssen. Aber von den höheren Löh­
nen zahlen wir auch Steuern, während Sie uns 
immer wieder einreden wollen, daß die U nter­
nehmer immer nur schlechter leben. Das nimmt 
Ihnen doch kein Mensch mehr ab ! ( Abg. 
Dr. Haide r :  Aber weniger werden sie I) Das 
habe ich Ihnen auch schon einmal nachge­
wiesen, daß das gar nicht stimmt, sondern 
daß sie sich systematisch durch ihre günstigen 
Veranlagungsmöglichkeiten - ich komme 
noch darauf zu sprechen - still und leise 
wieder Vorteile verschafft haben, durch die 
Buchführungsgrenzen, die Sie erhöht haben. 
Das wirkt sich aus ! Kommen Sie nicht mit 
falschen Argumenten, die gehen doch total 
daneben. 

Ich erinnere Sie noch einmal, meine Damen 
und Herren von der Österreichischen V olks­
partei : Wir haben 1965 noch pari gehabt. 
Wir haben 5,7 Milliarden Schilling an Lohn­
steuer und 5,7 Milliarden Schilling an Ein­
kommensteuer aufgebracht. Das wissen Sie 
selber. (Zwischenrufe bei der Ö VP. - Gegen­
rufe bei der S PÖ. Präsident Wall  n e r 
gibt das Glockenzeichen.) 

Herr Abgeordneter ! Ich habe Ihnen schon 
einmal von dieser Stelle aus bewiesen, daß Ihre 
Argumentationen in der Beziehung leider 
falsch sind. Die Selbständigen haben natür­
lich auf der einen Seite Privilegien, und zwei­
tens ist der Zuwachs bei ihnen wesentlich 
geringer, während die Unselbständigen in 
eine Progression hineinkommen, die diese 
Situation herbeiführt. (Abg. Suppan : Wer 
mehr verdient, zahlt mehr Steuer I) Das ist 
sehr einfach, weil die einen bekanntlich 
in der Progressionskurve besonders stark 
betroffen werden, während die anderen durch 
die Steuergesetzgebung, die nicht Sie durch­
führten, Herr Minister, sondern Ihr Vorgänger, 
der bekanntlich die große Einkommensteuer­
reform gebracht hat, begünstigt werden. Da­
her haben die Unternehmer den Vorteil ge­
habt, daß sie bei ihren höheren Einkommen 
die Progressionsmilderung bekommen haben. 

Nun ergibt sich eben diese Entwicklung : 
Wir haben 1966 an Einkommensteuer 6,4 Mil­
liarden, Lohnsteuer bereits 7,1 Milliarden 
Schilling. Wir haben dann im Jahre 1968 
- im Jahre 1967 war das Verhältnis 6,8 Mil­
liarden zu 7,4 Milliarden Schilling - im Bun­
desvoranschlag 7,6 Milliarden an Einkommen­
steuer und 6,5 Milliarden Schilling an Lohn­
steuer. 1969 haben wir im Bundesvoran­
schlag 7,1  Milliarden Schilling an Einkommen­
steuer und 8,2 Milliarden Schilling an Lohn­
steuer. 

Die Ergebnisse zeigen bereits deutlich, 
daß wir wahrscheinlich die Einkommensteuer 
nicht erreichen werden, aber die Lohnsteuer 
wesentlich erhöht wird. (Abg. Suppan:  
Das stimmt nicht !) Aber hören Sie doch end­
lich mit der Argumentation auf : Weil sich die 
Löhne erhöht haben ! ,  sondern die Löhne 
sind in die Progression geraten. (Abg. Sup­
pan : Das Einkommen der Unselbständigen 
ist 1968 um 6,1 Prozent gestiegen, das Ein­
kommen der Selbständigen um 0,9 Prozent ! 
Wo bleibt da Ihre Theorie ?) 

Jetzt müssen Sie mir sagen - ich setze 
mich mit Ihnen gerne auseinander -, wie 
es zu diesen 0,9 Prozent Einkommenszuwachs 
der Selbständigen gekommen ist. Das wissen 
Sie ! (Abg. Dr. Hauser :  Durch die Lohnver­
handlungen I) Das müssen Sie Ihrem Kollegen 
Altenburger sagen ! Ein bisserl was muß 
ich der christlichen Gewerkschaft auch 
noch zugute halten, weil die sich doch auch 
anstrengt. (Abg. Kulhanek :  Das ist ein 
Vorteil ! ) Nein ! Der AItenburger kann sich 
in dieser Frage bei Ihnen leider nicht durch­
setzen. Das ist das entscheidende in bezug 
auf das Thema, das momentan zur Debatte 
steht. Aber wir können uns über die Lohn­
politik der Gewerkschaften unterhalten. Das 
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ist gar keine Frage. Daß die Forderung 
maßvoll ist, wird selbst von Ihnen zugegeben. 
(Zwischenruf des Abg. Machunze.) 

Jetzt geht es darum, und jetzt komme ich 
dazu, weil der Abgeordnete Machunze meint : 
Gab es dieses Problem damals nicht � Dieses 
Problem gibt es im Gewerkschaftsbund seit 
Jahrzehnten. Es wird eine Abänderung ge­
wünscht. Ihre Kollegen in der Gewerkschafts­
fraktion sind der Meinung, daß man das tun 
sollte, man läßt uns sogar in der Hoffnung, 
daß man das machen wird, und dann kommt 
die Gelegenheit, und Sie, meine Damen und 
Herren von der ÖVP, machen nichts. (Abg. 
Machun z e :  Warum steht es nicht im An­
trag vom 22. Jänner ?) Den Wunsch haben wir 
schon 1 966, 1967, 1968 und so weiter gehabt. 
(Abg. Machunze : Das macht nichts !) 

Aber ich mache Ihnen jetzt einen Vorschlag. 

- Heiterkeit.) Natürlich ! Selbstverständlich ! 
Der Kollege Diplomkaufmann Androsch hat 
von diesem Rednerpult aus noch darauf 
aufmerksam gemacht, und Sie haben uns im 
unklaren gelassen, weil wir ehrlich geglaubt 
haben, Sie werden diese Grenzen ebenfalls 
erhöhen, wenn es einmal um Arbeitnehmer­
interessen geht. Wir müssen aber feststellen, 
daß wir uns in dieser Beziehung sehr, sehr ge­
täuscht haben. Wenn Sie wollen, sage ich 
Ihnen : Einmal haben Sie uns hineingelegt, 
das gebe ich offen und ehrlich zu. (Zwischen­
ruf des Abg. Dr. Mussi l.) Jawohl ! Es wird 
uns sicherlich nicht mehr passieren. 
Wir werden wissen müssen, daß der ÖAAB 
in der eigenen Partei leider nicht stark genug 
ist, sich durchzusetzen, wenn es um Inter­
essen der Arbeitnehmer geht, aber daß es 
geht, wenn die Selbständigen etwas wünschen, 
und zwar auch dann, wenn es nicht im Unter- · 
ausschuß behandelt worden ist . (Abg. 
Machunz e :  Aber vor der Ausschußsitzung 
Informationen !) 

Sie sagen, daß Sie das noch überlegen müssen. 
Einverstanden. Dann verweisen wir das Ganze 
einvernehmlich an den Finanz- und Budget­
ausschuß zurück und geben ihm eine Frist 
zur Berichterstattung, sodaß alle Anträge Herr Finanzminister ! Es hat mich jetzt 
noch zeitgerecht kommen. Setzen wir dort, bald aus den Socken gehoben, daß Sie sagen, 
wenn Sie wollen, sofort einen Unterausschuß die Erhöhung der Buchführungsgrenzen habe 
ein. Wir sind bereit, Tag und Nacht zu arbei- keinen Einfluß. Herr Professor für Finanz­
ten, und wir können im Juni . . . (Allgemeine wissenschaften ! Soll ich Ihnen jetzt den Unter­
Heiterkeit. - Abg. Machunze : Wenn der schied zwischen Einnahmen- und Ausgaben­
Unterausschuß so arbeitet wie der Ausschuß i rechnung auseinandersetzen (R'ltf bei der S PÖ " 

für das Haushaltsrecht ! - Abg. Dr. P it t er- Eine Vorlesung halten !) und den zwischen 
man n :  Wenn du vom Arbeiten redest, werden Doppik und damit automatisch einer Ver­
sie wild !) Was regen Sie sich auf � Ich ver- mögensbilanz und einer Vermögensaufstel­
sichere Ihnen : Wir arbeiten Tag und Nacht ! lung � Soll ich Ihnen auseinandersetzen, daß 
Das ist uns die Sache wert. Wenn Sie dem selbstverständlich der Einnahmen- und Aus­
zustimmen, können wir einen gemeinsamen gabenrechner durch die Erhöhung dieser 
Antrag machen, und die Situation würde sich Grenze seine Liquiditätsüberschüsse nicht mehr 
sofort ändern. versteuert bekommt, sondern seinen Vermö­

Aber jetzt frage ich Sie, meine Damen und 
Herren von der Österreichischen Volkspartei : 
Wie war das bei den Buchführungsgrenzen, 

genszuwachs, der bekanntlich größer ist ? 
( A bg. Dr. Mus s i l ,'  Halten Sie kein Privatissi­
mum, sondern reden Sie zum Haus !) 

wo wir bekanntlich beim Umsatz von 1 ,5 Mil- Das würde ich gern machen, aber der Fi­
lionen auf 2 Millionen und beim Gewinn nanzminister hat behauptet, daß kein Unter­
von 75.000 S auf 100.000 S gegangen sind ? schied besteht. Jetzt will ich ihn aufklären, 
Damals hat man im Unterausschuß über dieses und da sagen Sie , das ist ein Privatissimum. 
Problem kein Wörtchen verloren. Sie sind ; Ihnen brauche ich es ja nicht zu sagen, Herr 
in den Ausschuß gekommen und haben ge- Kollege Mussil, denn Sie wissen, worum es 
sagt : Wir wünschen die Erhöhung dieser sich handelt, Sie haben es ja durchgesetzt. 
Grenzen. (Zwischenruf des Abg. Dr. Mussi l.) Ich gratuliere Ihnen ! Ich kann der Unter­
Herr Kollege Mussil ! Wir haben damals ge- nehmerseite nur gratulieren, daß sie imstande 
sagt : Schön ! Das ist ein Wunsch, den Sie haben, war, das durchzusetzen, während jetzt ge­
wir treten dem bei, und wir erwarten, daß Sie sagt wird, das hätte keinen Steuerausfall zur 
bei den Grenzen, die die Arbeitnehmer be- Folge gehabt, das hätte keine Wirkung gehabt. 
treffen, genauso kulant sind. (Neuerlicher (Abg. Dr. Muss i l :  Hat auch keinen !) Jetzt 
Zwischenruf des Abg. Dr. M ussi l.) Darin kann ich Ihnen nur noch empfehlen, Herr 
haben wir uns getäuscht. Das gebe ich offen Kollege Mussil, Ihre Finanzabteilung anzu­
und ehrlich zu. Wir haben das geglaubt, rufen und sich dort das Privatissimum geben 
weil Sie damals nicht sofort nein gesagt, zu lassen, das Sie gar nicht notwendig haben, 
sondern uns wohlwollend zugenickt haben. nämlich das Privatissimum über den Unter­
(Abg. Dr. M us s i l ,'  Wo habe ich zugenickt ? schied zwischen Liquiditätsüberschuß und 
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Vermögenszuwachs, zwischen Einnahmen� und 
Ausgabenrechner und zwischen der normalen 
Buchhaltung . . . (Abg. Dr. M u8sil :  Das 
ist alles überrechnet worden !) 

Gar nichts haben Sie überrechnet ! Sie haben 
gesagt : Wir sind die Mehrern, das müssen 
wir damit durchsetzen ! Von überrechnen 
kann überhaupt keine Rede sein. (Zwischen­
rufe bei der SP(). - Abg. Mayr:  Warum 
fragen Sie nicht den Vizepräsidenten Kostroun, 
was er dazu sagt ?) Aber der Kollege Kostroun 
ist doch beigetreten ! Regen Sie sich nicht 
auf! (Abg. M ayr:  Er hat genau dasselbe ge� 
fordert 1 Er steht auch auf dem Standpunkt, 
daß das gar keine Steuergeschenke sind, weil 
es kleine Leute betrifft 1) Herr Kollege ! Ich kann 
Sie beruhigen. Er hat das damals verlangt, 
und das ist in Ordnung gegangen. Er würde 
heute - das kann ich Ihnen versichern -
dem Antrag des Abgeordneten Dr. Androsch 
auch zustimmen. Wir würden wünschen, 
daß Ihre Unternehmervertreter das auch 
machen, wenn der ÖAAB das verlangt. 
Die christlichen Gewerkschafter haben im 
Gewerkschaftsbund schon lang für diese Sache 
gestimmt. 

Ich komme zur Frage, was es kostet. Kol� 
lege Lanc hat nicht gesagt, daß kein Ausfall 
damit verbunden ist. Das ist absolut nicht 
richtig. Wir sind nicht so ungeschickt, daß 
wir sagen würden, daß irgendwelche Forde­
rungen, die gestellt werden, nichts kosten. 
Er hat vielmehr gesagt, daß es sich um keinen 
wesentlichen Ausfall handelt. 

Es ist richtig : Es gibt einige Punkte, zu 
welchen das Versprechen an die Kriegsopfer 
gehört, denen man immer gesagt hat, daß 
ihre Wertgrenzen hinaufgesetzt werden, daß 
ihre Absetzungsbeträge vergrößert werden. 
(Abg. Libal :  Erst vergangenes Jahr hat er 
es versprochen 1) Wir hören, das sind Hundert­
tausende Schilling. Das ist gar keine Frage. 
Das ist alles bekannt. Wir haben seit 1951 
nicht erhöht, zehnmal ist es versprochen wor� 
den. Kollege Staudinger wird sicherlich im 
Kriegsopferverband sagen : Das ist eine so 
berechtigte Forderung, selbstverständlich, ich 
habe mich ohnehin so sehr eingesetzt f  Aber 
ich bin nicht durchgekommen. - Jeder 
einzelne Abgeordnete wird immer sagen, daß 
er sich eingesetzt hat. Nur dann, wenn es 
85 miteinander sind, kommen sie nicht durch. 
(Beifall und Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Diese Forderungen machen wirklich einige 
Hunderttausend Schilling aus. Aber wir haben 
bereits im Ausschuß gesagt, wozu wir bereit 
sind. Wir haben ein Programm entwickelt, 
das etwas kostet. Wir haben aber schon im 
Ausschuß gesagt : Nehmen wir einige Punkte 
heraus, die besonders kraß sind ! Kollege 

WeiJrhart hat Ihnen dort fast mit Engels� 
zungen auseinandergesetzt (Ruf bei der Ö V P : 
Der hat keine ! - Abg. Glaser :  Ein KrampU8 
mit Engelszungen 1) , er hat sich sehr bemüht, 
Ihnen das auseinanderzusetzen. Es ist ihm 
allerdings nicht geglückt. (Abg. Peter :  Es 
wäre 8chade um die Engelszungen !) 

Sie sind letzten Endes nicht bereit gewesen, 
über diese Sache mit uns zu verhandeln 
weil Sie zwar erkannt haben, daß es sich u� 
eine Ungerechtigkeit handelt - das wird 
von Ihnen gar nicht abgestritten -, weil Sie 
aber nicht wollen. Sie sagen jetzt ganz ein� 
fach, daß das Ganze noch viel, viel größer ist. 
Sie kommen und sagen : Natürlich, der über­
stundenzuschlag wird versteuert, das bedeutet 
eine gewisse Progressionssteigerung, damit 
ist eine gewisse Ungerechtigkeit verbunden, 
oder seine Besteuerung gehört abgeschafft. 
Es kommt aber dazu, daß auch noch die 
überstunde, die jemand leistet, in eine höhere 
Progression kommt. Das müßte man auch noch 
berücksichtigen. Kollege Sandmeier ist im 
Saal : Das heißt doch, jemanden mit der Decke 
fangen wollen ! Sie sagen : Die Belastung 
durch den überstundenzuschlag ist zwar sehr 
hoch ; aber es ist die Stundenbelastung auch 
noch da, die sehr hoch ist. Und darum machen 
wir nach Ihrem Rezept gar nichts. 

Ist das eine Logik 1 Das ist doch wirklich 
- ich will niohts anderes sagen - eine billige 
Ausrede. (Abg. Sandmeier :  Ich habe gesagt, 
daß wir das ordentlich und gewissenhaft durch­
diskutieren wollen 1) Ich weiß : durchdiskutie­
ren, durchrechnen, prüfen, kontrollieren -
das machen wir seit dem Jahre 1966 mit diesen 
Punkten ! (Abg. Libal :  Da brauchen wir 
zehn Jahre dazu 1) Ich kann daher nur sagen, 
wenn Sie Ihr Argument ehrlich meinen, 
wenn Sie sagen, daß Sie diese Pro bleme 
wirklich durchdiskutieren wollen, dann treten 
Sie unserem Vorschlag bei : Machen wir eine 
Rücküberweisung an den Finanz� und Budget­
ausschuß unter Setzung einer Frist zur Bericht­
erstattung. Wir sind bereit, über diese für 
die Arbeitnehmerschaft und auch für andere 
Gruppen wichtige Frage zu verhandeln. 

Kollege Lanc hat schon gesagt, daß der Ein­
wand gegen den Kollegen Androsch total 
danebengeht, denn für sein Büro braucht er 
diese Absetzung wahrlich nicht. Also zu sagen, 
er wollte sich damit etwas unter den Nagel 
reißen, ist so billig, daß ich nicht einmal darauf 
eingehe. (Abg. Weikhart :  Das war schäbig 1) 

Ich kann also nur sagen : Setzen wir für die 
Arbeitnehmer, für die Kriegsopfer. für die 
Wohnungsdarlehenszahler, die das nicht ab­
setzen können, wenn sie Gebietskörperschaften� 
wohnungen bekommen, setzen wir für den 
Jahresausgleich für die Pensionisten, für alle 
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diese Anträge, die Wir zusammengefaßt haben, 
eine Frist. Diese Frist kann sehr kurz sein. 
Wir werden uns bemühen und sind davon 
überzeugt, daß wir zu einem Ergebnis kommen 

�erd�n. Beseitigen wir dann diese Ungerech­
tlgkelten, von denen - ich kann es nur wieder­
holen - jeder einzelne von Ihnen sagt : Das 
ist ungerecht, diese Ungerechtigkeit gehört 
beseitigt ! Aber wenn dann 85 Abgeordnete 
beisam�en sind, sagen Sie nein. (Beifall bei 
der SPO.) 

Präsident Wallner : Ich nehme an, daß der 
Antrag nicht an das Haus, sondern an die 
ÖVP-Fraktion gerichtet wurde. 

Zum Wort gemeldet ist wieder der Herr 
Finanz mini ster . Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Koren : 
Herr Präsident ! Hohes Haus ! Herr Abgeord­
neter Dr. Staribacher, ich möchte die Debatte 
nicht ungebührlich verlängern, aber ich glaube, 
noch einen kleinen Beitrag leisten zu müssen. 

Es hat wenig Sinn, wenn wir ständig in der 
Steuerpolitik das Schlagwort von privilegier­
ten Gruppen gebrauchen. Sie kennen genauso­
gut wie ich die Untersuchungen, die etwa 
Dr. Kausei und andere angestellt haben und 
in denen festgestellt wurde, daß in allen 
Bereichen, also nicht nur bei der Einkommen­
steuer, sondern ebenso bei der Lohnsteuer, 
das Ausmaß von "Privilegien" ungeheuer 
groß geworden sei und die allgemeine Linie 
der Steuerprogression allmählich völlig ver­
decke. 

Ich nehme an, Herr Abgeordneter Dr. Stari­
bacher, daß auch diese Erkenntnisse und über­
legungen zu den Feststellungen geführt haben, 
die in den Zeilen 9 bis 1 1  des Punktes 29 des 
sozialistischen Wirtschaftsprogramms ent­
halten sind. Dort wird nämlich dezidiert 
eine radikale Einschränkung oder Beseitigung 
von steuerlichen Begünstigungen aller Art 
gefordert. 

Ich darf noch eines hinzufügen : Vor wenigen 
Wochen hat die letzte Finanzausgleichver­
handlung mit den Finanzreferenten der Bundes­
länder stattgefunden. Ich habe bei dieser 
Gelegenheit den für die Finanzen der Bundes­
länder Verantwortlichen zugesichert, daß ich 
meiner Fraktion keinen Initiativantrag zur 
Em pfehlung vorschlagen kann, der nennens­
werte steuerliche Änderungen, die den Fi­
nanzausgleich berühren - hier handelt es 
sich um die Lohn- und Einkommensteuer 
al�o um eine zwischen Bund und Ländern ge� 

teIlte Abgabe -, zum Inhalt hat. Im Sinne 
dieses Versprechens konnte ich kurzfristig 
gar . keine

. 
an�ere Stellungnahme abgeben. 

(Beifall be't der O v  P. - Abg. Dr. Pittermann:  
Und was ist mit der Grunderwerbsteuernovelle ? ) 

Präsident Wallner: Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Androsch. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Androsch (SPÖ) : Herr 
Präsident ! Hohes Haus ! Herr Finanzminister 
ich möchte zunächst noch in aller Kürz� 
auf das zurückkommen, was in den Oberöster­
reichischen Nachrichten" berichtet' 

wird. Sie 
h�be.n gesagt, daß der Bevölkerung zuviel 
EmslCht und Verständnis zugemutet wurde. 
Dazu stehen Sie. Es ist dem von uns nichts 
mehr hinzuzufügen. 

Nun zu den steuerpolitischen Überlegungen. 
Sie haben in der Regierungserklärung eine 
Reihe von steuerpolitischen Reformen ange­
kündigt. Tatsache ist, daß Sie einen einmali­
gen Zickzackkurs in der Steuerpolitik zwischen 
Steuersenkung und Steuererhöhung betrieben 
haben, der per saldo zu wesentlichen Steuer­
mehrbelastungen für die Bevölkerung geführt 
hat. Das steht außer Frage. 

Sie haben gerade mit der Einkommen­
steuerreform 1967 nicht nur nichts zu einer 
Vereinfachung der Verrechnung, des Verfah­
rens beigetragen, sondern Sie haben mit der 
Einführung von neuen Freibeträgen das Ver­
fahren erschwert und außerdem neue zusätz­
liche Ungerechtigkeiten geschaffen, weil na­
türlich bei einem progressiven Tarif Freibe­
träge höhere Einkommensbezieher wesentlich 
stärker begünstigen als Bezieher niederer 
Einkommen. (Abg. Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr : 
Warum haben Sie dem zugestimmt, Herr 
Dr. Andro8ch ?) Wir haben auch den Buch­
führungsgrenzen zugestimmt. Aber Sie wissen 
genau, daß bei der zweiten Lesung sehr 
differenziert abgestimmt wurde, daß es jedoch 
bei der dritten Lesung diese Differenzierung 
ni

.
cht gibt. Sie kennen unsere Anträge, 

WIr waren dafür, daß die Steuergruppe III 
beibehalten wird. 

Herr Finanzminister ! Im konkreten Fall 
geht es darum, daß, nachdem dieses Thema 
mindestens bei drei Sitzungen einem Unter. 
ausschuß vorgelegen war, kein einziges Wort 
über die Erhöhung der Buchführungsgrenzen 
gesagt wurde und daß dann im Ausschuß 
dieser Vberraschungsantrag gekommen ist. 
�err Vorsitzender des Finanzausschusses, was 
Ist denn das für ein Unterschied, ob einem 
dieser Antrag beim Hineingehen in den Budget­
saal in die Hand gedrückt oder ob er fünf Minuten 
später ausgeteilt wird 1 Wir haben ihn jeden­
falls erst unmittelbar bei Sitzungsbeginn er­
halten, und das ist genauso eine Überraschung, 
wie wenn man ihn fünf Minuten später erhält. 

Zum Unterschied von dieser überraschungs. 
attacke haben wir das angekündigt. Wir 
haben im Ausschuß gesagt : Wir haben auch 
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Vorstellungen darüber, es gibt Wünsche, 
wir werden damit kommen, und wir rechnen 
mit Ihrem Verständnis. Wir haben es von die­
sem Pult aus neuerlich angekündigt. Daß 
jetzt Sie und Ihre Fraktion die überraschten 
spielen, das ist völlig unangebracht. Wir sind 
bewußt davon ausgegangen, daß natürlich 
auf die prekäre fiskalische Situation des Staats­
haushaltes Rücksicht genommen werden muß. 
Sie wissen ganz genau, daß es den Wunsch gibt, 
das Werbungskostenpauschale zu erhöhen. 
Wir wissen selbstverständlich, daß das sehr 
weitreichende fiskalische Auswirkungen haben 
würde, und haben das bewußt nicht aufge­
nommen. Wir waren der Meinung, daß man 
nUr solche Probleme aufgreifen sollte, von 
denen zumindest kein wesentlicher fiskalischer 
Effekt zu befürchten ist. Wenn Sie sich die 
einzelnen Punkte anschauen, dann werden 
Sie mir zugeben, daß dieser Grundsatz beachtet 
wurde und daß überdies vor allem solche Punk­
te hineingenommen wurden, die auch verwal­
tungstechnisch einen positiven Effekt haben. 
Also auch diese überlegung ist durchgezogen 
worden. 

Was die Wohnungen betrifft, müssen wir 
uns heute damit auseinandersetzen, daß die 
Begünstigung im § 1 0  auf die Neuschaffung 
von Wohnraum abgestellt ist. Dieser Grund­
satz sollte auch hinsichtlich der Gebietskörper­
schaften Beachtung finden - unbeschadet 
einer grundsätzlichen neuen Regelung. Es 
ist der Bevölkerung nicht damit gedient, 
daß Sie sagen : Wir werden diese große Re­
form machen, wir werden jene große Reform 
machen, wir werden vielleicht eine Kommission 
einsetzen, die die Reform vorbereiten wird, 
und dann werden wir sie machen. Hier ist 
es darum gegangen, Härten im bestehenden 
System zu mildern ; um nichts anderes 
ist es gegangen. Daher ist rnit dem Hinweis 
auf eine zu besetzende und zu nominierende 
Steuerkommission überhaup t nichts zu ge­
winnen. (Abg. M a c h u n ::: e :  Haben Sie meine 
Stellungnahme gehört ?) 

Zum Finanzausgleich möchte ich sagen : 
Da die Erhöhung der Buchführungsgrenzen 
aus den Gründen, die mein Parteifreund 
Dr. Staribacher bereits genannt hat, natürlich 
auch mittelbar fiskalische Auswirkungen hat, 
frage ich Sie : Warum haben Sie bei diesem 
Initiativantrag, den Sie überraschend für uns 
in den Ausschuß gebracht haben, nicht auf 
den Finanzausgleich Bedacht genommen, war-
um haben Sie diese Sache nicht 
zurückgestellt, und warum haben 
Sie nicht Kontakt mit den nach-
geordneten Gebietskörperschaften aufgenom­
men ? Wenn Sie es bringen, ist das alles nicht 
notwendig ; wenn wir etwas Adäquates bringen, 

dann sind auf einmal di� größten Hinder­
nisse. 

Ich fasse noch einmal zusammen : Sie können 
heute nicht mehr davon sprechen, daß Sie 
überrascht worden sind. Wir haben es im 
März angekündigt. Es ist dann in den Aus­
schuß gekommen. Sie kennen den Antrag 
jetzt ungefähr eine Woche. Sie wissen, daß 
es um Probleme geht, die seit vielen Jahren 
anstehen. Es wäre für uns nicht notwendig 
gewesen, diesen Antrag einzubringen, wenn 
die Regierung oder Sie als Regierungspartei 
die Initiative ergriffen hätten. 

Es ist auch nicht unser Problem, daß der 
Herr Finanzminister bis zur Stunde dem 
Entschließungsantrag, eine Steuerkommission 
zu bilden, nicht Rechnung getragen hat ; 
denn in dem Entschließungsantrag ist keine 
Rede davon, daß das Parlament hinsichtlich 
der Zusammensetzung dieser Kommission be­
fragt werden soll, es ist keine Rede davon, 
daß Parlamentarier in dieser Kommission 
sein sollen. Es ist ja sehr problematisch, 
wenn ein Parlamentarier in dieser Kommission 
mitwirkt und dann vielleicht aus verständlichen 
Gründen im Parlament eine andere Meinung 
bezieht. Man bringt diesen Mann in die größte 
Verlegenheit. Daher war es unsere Vorstel­
lung, daß in dieser Steuerkommission Fachleute 
die Vorschläge erarbeiten sollen und daß 
die Politiker in diesem Hohen Hause die 
Entscheidungen darüber treffen. (Abg. 
Mach u n z e :  Herr Kollege Androsch, kennen 
Sie 111-187 der Beilagen ? Hat der Herr Finanz­
minister mitgeteilt, daß wir uns damit beschäftigen 
sollen ? - Abg. P e t e r :  Jawohl, aber das 
Präsidium hat wieder nichts getan ! ) Ja, kenne ich. 
Ja, aber ich habe gerade . . . (Abg. Machun z e : 
Ich möchte eine Antwort darauf!) 

Herr Kollege Machunze, Sie kennen doch den 
Entschließungsantrag. Der Entschließungs­
antrag lautet sinngemäß, daß eine Steuerkom­
mission eingesetzt werden soll, die Vorschläge 
für die Reform und Vereinfachung der Steuer­
gesetze unter besonderer Berücksichtigung 
der Möglichkeiten, Selbstveranlagung einzu­
führen, erarbeiten soll. Warum hat der Herr 
Finanzminister bis zur Stunde diese Kommis­
sion nicht eingesetzt 1 (Abg. Machun z e :  
Aber lesen Sie 111-187 der Beilagen ! - Abg. 
Pet  e r :  Weil der Herr Präsident Maleta nicht 
gehandelt hat, weil es die Präsidialkonjerenz 
überhaupt noch nicht behandelt hat !) Herr 
Kollege Machunze, es steht in dem Ent­
schließungsantrag nichts davon, daß der Herr 
Finanzminister sich jetzt an den Präsidenten 
des Nationalrates wenden soll und so gewisser­
maßen die Sache von sich wegspielt. Für diese 
Angelegenheit ist auf Grund der Entschließung 
des Nationalrates ausschließlich der Herr 
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Dr. Androsch 

Bundesminister für Finanzen verantwortlich. Wünscht der Herr Berichterstatter das 
Und der ist in dieser Frage säumig geworden ! Schlußwort 1 - Es ist nicht der Fal1 . 
(Beifall bei der SP().) Ich komme nunmehr zur A b s t i m m ung. 

Präsident Wallner: Zum Wort gemeldet Es liegt ein Zusatzantrag der Abgeordneten 
hat sich der Herr Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch und Genossen vor. Ich werde 

Dr. Koren. Ich erteile es ihm. zunächst über Artikel I in der Fassung des 

Bundesminister für Finanzen Dr. Koren: 
Herr Präsident !  Hohes Haus ! Herr Abgeord­
neter ! Ich muß den Vorwurf der Säumigkeit 
zurückweisen. Ich habe auf Grund der Ent­
schließung des Nationalrates, die anläßlich der 
Budgetberatungen im Herbst des vergangenen 
Jahres vom Hohen Haus beschlossen worden 
ist, ein Schreiben an den Herrn Präsidenten 
des Nationalrates gerichtet, und zwar deshalb, 
weil in der Entschließung des Nationalrates 
nur von der Schaffung beziehungsweise der 
Einsetzung einer Steuerkommission die Rede 
war. Wir haben daraufhin eine erste Vor­
beratung abgehalten und ins Auge gefaßt, 
wie diese Kommission zusammengesetzt sein 
soll, welche Institutionen, welche Organisa­
tionen in ihr vertreten sein sollen. 

Wir haben in hoher Achtung vor dem Hohen 
Hause das Hohe Haus um die Wohl meinung 
zu dieser Absicht gebetell. Ich habe daraufhin 
an den Herrn Prä;;identen des Hohen Hauses 
ein Schreiben gerichtet, in dem ich mich auf 
die Entschließung des Nationalrates beziehe 
und unter anderem mitteile, es sei in Aussicht 
genommen, die zur Begutachtung von Gesetz­
entwürfen berufenen gesetzlichen Interessenver­
tretungen, außerdem den Österreichischen 
Gewerkschaftsbund und die Vereinigung öster­
reichischer Industrieller einzuladen, Vertreter 
in diese Kommission zu entsenden. ( Abg. 
Pe t er :  Bitte, wann ist der Brief an den Herrn 
Präsidenten gerichtet worden ?) Am 1 1 .  Februar 
1 969. Soweit ich informiert bin, ist dieses 
Schreiben, in dem ich um die Wohlmeinung 
des Hohen Hauses gebeten habe, unter Bezug­
nahme auf § 15 der Geschäftsordnung dem 
Finanzausschuß zugewiesen worden, es liegt 
dort als Bericht III- 187 der Beilagen. (Abg. 
Pe t er :  Also, Machunze, wieder ein Eigentor !) 

Ich glaube ((mhaltende Zwischenr'ufe - Prä­
sident W a l l  n e r gibt das Glockenzeichen) , daß 
man mir aus der Tatsache, daß ich vom Hohen 
Haus seine Wohlmeinung zu einer beabsich­
tigten Zusammensetzung einer Kommission 
einholen wollte, nicht den Vorwurf der Säumig­
keit machen kann. (Abg. Dr. Starib a c h e r :  
Herr Finanzminister, warum haben Sie die 
Interessenvertretungen nicht eingeladen ?) 

Präsiden t  Wallner : Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
(Abg. Dr. Staribacher :  Laden Sie doch die 
InteressenL'ertreter ein, dann brauchen Sie nicht 
die Wohlmeinung des H aUSe8 !) 

Ausschußberichtes abstimmen lassen, sodann 
über den Zusatzantrag der Abgeordneten 
Dr. Androsch und Genossen hiezu und schließ­
lich über Artikel II samt Titel und Eingang 
in der Fassung des Ausschußberichtes. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Artikel I des Gesetzentwurfes in der Fassung 
des Ausschußberichtes ihre Zustimmung ge­
ben, sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist 
einstimmig angenommen. 

Ich lasse nunmehr über den Zusatzantrag 
der Abgeordneten Dr. Androsch und Genossen 
abstimmen und bitte jene Damen und Herren, 
die hiezu ihre Zustimmung geben, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist die Minder­
heit. Abgelehnt. (Anhaltende Zwischenrufe . -
Präsident Wal l  n e r gibt das Glockenzeichen.) 
Ich bitte um Ruhe ! 

Ich lasse nunmehr über Artikel II einschließ­
lich Titel und Eingang des Gesetzentwurfes 
in der Fassung des Ausschußberichtes abstim­
men und bitte jene Damen und Herren, die 
hiezu ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Das ist einstimmig an­
genommen. Damit ist die z w e i t e  Lesung 
beendet. (Anhaltende Unruhe.) 

Der Berichterstatter beantragt . . . ( Weitere 
Zwischenrufe. Präsident Wal lner  gibt 
erneut das Glockenzeichen.) Ich bitte um Ruhe 
während der Abstimmung ! 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der d r i t t en Lesung. Wird dagegen 
ein Einwand erhoben ? - Es ist nicht der Fall. 
Ich bitte jene Frauen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Das ist e i n s t i m m i g  
a n g e n o m m en.  

8. Punkt : Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über den Antrag (98/A) der Abge­
ordneten Dr. Hauser, Dipl.-Ing. Dr. Oskar 
Weihs, Dr. van Tongel und Genossen, betreffend 
ein Bundesverfassungsgesetz, womit das Aus­
fuhrförderungsgesetz 1964 neuerlich abgeändert 

wird (1306 der Beilagen) 

Präsident Wallner : Wir gelangen nun­
mehr zu Punkt 8 der Tagesordnung : Bericht 
des Finanz - und Budgetausschusses über den 
Antrag 98jA der Abgeordneten Dr. Hauser, 
Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs, Dr. van Tongel 
und Genossen, betreffend ein Bundesverfas­
sungsgesetz, womit das Ausfuhrförderungs­
gesetz 1 964 neuerlich abgeändert wird. 
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Präsident Wallner 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Berichterstatter ist der der Herr Abgeordnete 
Kulhanek. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu Kulhanek. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
berichten. berichten. 

Berichterstatter Kulhanek : Hohes Haus ! 
Ich darf zur Beilage 1 306 den Bericht des 
Finanz- und Budgetausschusses geben. 

Durch den vorliegenden Initiativantrag soll 
das Ausfuhrförderungsgesetz 1964, dessen Gel­
tungsdauer mit 31 .  Dezember 1969 befristet 
ist, um weitere fünf Jahre , also bis 31 . Dezember 
1974, verlängert werden. Gleichzeitig soll der 
im § 3 Abs. 1 des Ausfuhrförderungsgesetzes 
1964 normierte Haftungsrahmen von 1 3  auf 
1 5  Milliarden Schilling erhöht werden. 

Ich darf bitten, gleichzeitig eine Druckfehler­
berichtigung in die Abstimmung mit einzu­
schließen, und zwar im Artikel I, 2. Zeile, 
des vervielfältigten Gesetzestextes soll es nicht 
heißen : Fassung des Bundesverfassungsge­
setzes, BGBI. "Nr. 1 96/65", sondern "Nr. 90/65" . 

Ich stelle im Namen des Finanz- und Budget­
ausschusses den An trag, unter Einschluß der 
Druckfehlerberichtigung dem Gesetzentwurf 
die verfassungsmäßige Zustimmung zu erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
General- und Spezialdebatte unter einem durch­
zuführen . 

Präsident Wallner : Eine Wortmeldung liegt 
nicht vor. Ich bitte die Abgeordneten, zur 
Abstimmung zu erscheinen. Wir brauchen 
die Zweidrittelmehrheit ;  die Hälfte der Mit­
glieder muß hier sein. (Abg. Libal : Alles 
von der Ö V P steht draußen /) 

Wir schreiten zur Abstimmung. 

Da es sich bei dem vorliegenden Gesetzent­
wurf um ein Verfassungsgesetz handelt, stelle ich 
die gemäß § 61 Abs. 2 Geschäftsordnungsgesetz 
zur Abstimmung erforderliche Anwesenheit 
der Hälfte der Mitglieder des Hauses fest. 

Bei der A bs t immung wird der Gesetzentwurf 
in der Fas8ung de8 Aus8chußberichte8 mit der 

für ein Verfassungsgesetz erforderlichen 
Zweidrittelmehrheit 'Unter Berücksichtigung der 
Druckfehlerberichtigung in z w e i t e r 'Und d r i t t e r 
Le8ung e in8timmig zum Beschluß erhoben. 

9. Punkt : Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über den Antrag (99 jA) der Ab­
geordneten Dr. Hauser, DipI.-Ing. Dr. 03kar 
Weihs, Dr. van Tongel und Genossen, betreffend 
ein Bundesgesetz, womit das Ausfuhrfinan­
zierungsförderungsgesetz 1967 abgeändert wird 

(1307 der Beilagen) 

Präsident Wallner : Wir gelangen zum 
9. Punkt der Tagesordnung : Abänderung des 
Ausfuhrfinanzierungsförderungsgesetzes 1967. 

Berichterstatter Kulhanek : Hohes Haus ! 
Durch den gegenständlichen Initiativantrag 
soll das Ausfuhrfinanzierungsförderungsgesetz 
1967, dessen Geltungsdauer mit 3 1 .  Dezember 
1970 befristet ist, um weitere fünf Jahre, also 
bis 31 . Dezember 1975, verlängert werden. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den A n  t r ag, der Nationalrat wolle dem dem 
Ausschußbericht angeschlossenen Gesetz­
entwurf die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
General- und Spezialdebatte unter einem abzu­
führen. 

Präsident Wallner : Eine Wortmeldung liegt 
mir nicht vor. Wir gelangen zur Abstimmung. 

Bei der A b  8 tim m u n g wird der Ge8etzentwurf 
in der Fa88ung des AU88chußberichte8 in zweit er  
und dri t ter  Le8ung e instimmig zum Beschluß 
erhoben. 

10. Punkt : Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über den Antrag (lOl/A) der Abge­
ordneten Stohs und Genossen auf Änderung 
des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 (1308 

der Beilagen) 

Präsident Wallner: Wir gelangen zum 
10. Punkt der Tagesordnung : Antrag 101/A 
der Abgeordneten Stohs und Genossen auf 
Änderung des Familienlastenausgleichsgesetzes 
1 967, dem die Abgeordneten Jungwirth, Peter 
und Genossen beigetreten sind. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Regensburger. Ich bitte ihn, zum Gegenstand 
zu berichten. 

Berichterstatter Regensburger : Hohes Haus ! 
Durch den § 4 des Familienlastenausgleichs­
gesetzes 1967 sind Personen, die Anspruch auf 
eine gleichartige ausländische Beihilfe haben, 
vom Anspruch auf die Familienbeihilfe ausge­
schlossen. Da diese ausländischen Beihilfen in 
der Regel nicht das Ausmaß der österreichischen 
Beihilfe erreichen, ergibt sich für diesen Per­
sonenkreis ein finanzieller Nachteil. Durch den 
vorliegenden Initiativantrag soll dieser Nach­
teil dadurch beseitigt werden, daß dem be­
troffenen Personenkreis eine Ausgleichszahlung 
in Höhe der Differenz zwischen den auslän­
dischen Beihilfen und der österreichischen 
Familienbeihilfe gewährt wird. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
gegenständlichen Initiativantrag in seiner Sit­
zung am 14. Mai 1969 in Anwesenheit des 
Bundesministers für Finanzen Prof. Dr. Koren 
der Vorberatung unterzogen. Außer dem Be-
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Regensburger 

richterstatter ergriff der Abgeordnete Jungwirth 
das Wort. Die Abgeordneten Jungwirth und 
Peter traten namens ihrer Fraktionen dem 
vorliegenden Initiativantrag bei. 

Bei der Abstimmung wurde der im Antrag 
101/A enthaltene Gesetzentwurf einstimmig 
angenommen. 

Namens des Finanz- und Budgetausschusses 
stelle ich somit den Antr ag, der Nationalrat 
wolle dem dem Ausschußbericht angeschlos­
senen Gesetzentwurf die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, mache ich 
den Vorschlag, General- und Spezialdebatte 
unter einem durchzuführen. 

die Grenzgänger zu zwingen, wieder heim ins 
Reich zu kehren. Ich muß sagen, dieser Versuch 
ist gescheitert. Von den 6400 Grenzgängern 
haben 2100 den totalen Verlust der Familien­
beihilfe durch dieses Gesetz zur Kenntnis 
nehmen müssen, und 218  dieser Grenzgänger 
haben den teilweisen Verlust der Familien­
beihilfe hinnehmen müssen. Von diesen 2300 
haben nicht weniger als 2000 rechtzeitig 
dagegen berufen. 

Ich erinnere mich : Als ich damals im Unter­
ausschuß am Familienlastenausgleichsgesetz 
1967 mitwirkte, habe ich auf diese Ungerech­
tigkeit hingewiesen ; im Hohen Haus habe ich 
neuerlich darauf verwiesen und gesagt, daß 
dieser Paragraph nicht nur ungerecht ist, 

Präsident Wallner: Es ist beantragt, General- sondern zweifellos eine Verwaltungserschwernis 
und Spezialdebatte unter einem durchzuführen. bringen und die Rechtsunsicherheit in unserem 
- Einwand hiegegen wird nicht erhoben. Staat erhöhen wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Abge- Die Grenzgänger haben nun einen erheb-
ordneter Jungwirth. Ich erteile es ihm. lichen politischen Druck auf die ÖVP ausgeübt. 

Abgeordneter Jungwirth (SPÖ) : Herr Prä- "Die ÖVP hat uns die Familienbeihilfe genom­
sident ! Hohes Haus ! Wir Sozialisten sind die- men, die ÖVP muß uns die Familienbeihilfe 
sem Antrag im Finanzausschuß beigetreten. wieder geben !" So war der Ruf dieser Personen­
Dieser Antrag hat eine eigenartige Vorge- gruppe, die um ein Recht gekämpft hat. 

schichte, und ich habe mir dazu einige Zei- Im Hinblick auf diesen politischen Druck 
tungsausschnitte beschafft. Unter anderem - ich glaube, ausschlaggebend für diesen 
schreiben die "Vorarlberger Nachrichten " am Antrag war, daß im Herbst in Vorarlberg 
5. März 1968 : "Grenzgänger prozessieren um Landtagswahlen und im März 1970 National­
Kinderbeihilfe" . Die "AZ" schreibt : "Grenz- rats wahlen stattfinden - und im Hinblick 
gänger : Wir sind keine Staatsbürger zweiter auf zw�i � erfassungsgericht.shofklagen war die 
Klasse !" Die " Vorarlberger Nachrichten " ÖsterreIchIsche VolksparteI gezwungen, von 
schreiben weiters : "Grenzgänger wollen, wenn ihrer ursprünglichen Haltung abzugehen. 
nötig, prozessieren" . Das war am 5. März Offensichtlich sollten diese nachzuzahlenden 
1968. Dasselbe Blatt, die "Vorarlberger NaCh-

I 
Famil!enbeihilf�be�räge die Mißst��mung

. 
ge­

richten", schreibt aber am 28. März : "Grenz- gen dIe ÖsterreIchIsche VolksparteI In KreIsen 
gängerfrage darf nicht verpolitisiert werden." der Grenzgänger wieder wettmachen. 
Ich möchte mich fragen, ob diese sehr wichtige Hier muß man wohl ein eigenartiges Ver­
Frage im Kindergarten entschieden wird oder halten der Österreichischen Volkspartei auf­
auf der politischen Bühne im Parlament. Es hat zeigen. Am 1 1 .  Juli des Jahres 1968 hat der 
sich inzwischen herausgestellt, daß die ÖVP Herr Bundeskanzler ein Schreiben mit folgen­
diese Frage sehr wohl politisiert hat, sonst dem Inhalt an den Grenzgänger-Rechtsschutz­
wäre dieser Antrag heute nicht im Hohen Haus. verband gerichtet : 

Mit diesem Antrag wird zweifellos ein Un- "Die mir anläßlich meines Aufenthaltes in 
recht beseitigt und der Zustand von früher Vorarlberg überreichte Resolution habe ich 
nur teilweise wiederhergestellt, denn vom nach meiner Rückkehr zum Gegenstand einer 
Jahre 1955 bis zum Jahre 1967 waren die Grenz- Rücksprache mit dem Herrn Finanzminister 
gänger berechtigt, Familienbeihilfe zu be- gemacht. Er ist ebenfalls von Ihrer Seite hin­
ziehen. Ich habe in den stenographischen reichend informiert worden und beabsichtigt, 
Protokollen nachgelesen, daß es vor allem die offenbare Gleichheitsverletzung durch No­
unsere damalige Abgeordnete Frau Floss- vellierung des § 4 des Familienlastenausgleichs­
mann war, die sich vehement dafür eingesetzt gesetzes 1967 zu beheben." 
hat, daß auch die Grenzgänger in den Genuß Nun hätte man meinen mögen, daß der Herr 
dieser Familienbeihilfe kommen. Bundesminister für Finanzen auf Grund der 

Das Familienlastenausgleichsgesetz 1967 hat Intervention seines Bundesparteiobmannes und 
nun hier einen ungerechten Wandel geschaffen. Regierungschefs dem Rechnung getragen hätte. 
Es wurde ein § 4 eingefügt, der die Grenzgänger Aber siehe da : Am 3. September 1968 hat dieser 
vom bisherigen Bezug der Familienbeihilfe Grenzgänger-Rechtsschutzverband mit Er­
ausgeschlossen hat. Dieser § 4 des Familien- staunen feststellen müssen, daß der Herr 
lastenausgleichsgesetzes sollte dazu dienen, Finanzminister trotz dieser Intervention noch 

140. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 55 von 105

www.parlament.gv.at



1 1940 Nationalrat XI. GP. - 140. Sitzullg - 2 1 .  Mai 1969 

Jungwirth 

immer anderer Meinung ist und er den § 4 
des Familienlastenausgleichsgesetzes nicht no­
vellieren will . 

Es ist verwunderlich, daß in dieser Frage 
ein Komprorniß erzwungen wurde. Und zwar 
hat man zwei Grenzgänger aus Vorarlberg, 
einen aus Liechtenstein und einen aus der 
Schweiz, gezwungen, die bereits anhängigen 
Verfassungsgerichtshofklagen in dieser Frage 
wieder zurückzuziehen. Ich persönlich bin 
der Meinung, daß dies eines Rechtsstaates 
unwürdig ist. (Abg. Dr. Koh lmaier  .. Wie 
hat man das erzwungen ? Können Sie das genau 
sagen ?) Ich kann Ihnen das, Herr Dr. Kohl­
maier, sagen. Ich bin bestens informiert. 
Man ist zu diesen beiden Beschwerdeführern 
gegangen und hat ihnen gesagt, sie sollen doch 
ihre Beschwerde zurückziehen ; sie werden dafür 
diese Teilbeihilfen bekommen, denn es sei 
außerdem noch gar nicht sicher, wie der Ver­
fassungsgerichtshof entscheiden wird. ( Abg. 
Dr. K 0 h l mai  e r :  Das ist doch kein Zwang !) 
Man hat aber andererseits noch einen weiteren 
Weg beschritten - Herr Dr. Kohlmaier, 
ich darf Sie bitten, jetzt aufzupassen - :  
Man ist an die beiden Dienstgeber in der Schweiz 
und in Liechtenstein herangetreten, die sich 
bereit erklärt haben, die Kosten für dieses 
Verfassungsgerichtshofverfahren aus ihrer ei­
genen Tasche zu zahlen, und hat sie dazu ani­
miert, dieses ihr Versprechen zurückzuziehen, 
damit die bei den Grenzgänger gezwungen wer­
den, die Klagen beim Verfassungsgerichtshof 
zurückzuziehen. Und das ist äußerst inter­
essant. (Abg. Dr. K ohlmaier :  Das müssen 
Sie beweisen ! - Abg. Wodica : Ist das 
Zwang oder nicht ?) Ich weiß nicht, wie das 
in Kreisen der ÖVP genannt wird. Das ist 
mir vollkommen unklar. (Zwischenruf bei 
der Ö VP.j 

Eines ist dazu noch festzustellen : daß der 
Grenzgängerschutzverband ein eigenes RechtR­
gutachten von einem Fachmann eingeholt hat, 
und zwar von dem Herrn Universitätsprofessor 
Dr. Karl Pernthaler. loh habe es mir durch­
gelesen und bin auf Grund dieses fachmänni­
schen Gutachtens zu der Auffassung gekom­
men, daß die beiden Beschwerdeführer zwei­
felsohne beim Verfassungsgerichtshof recht 
behalten hätten. Auch Ihr Blatt vom Familien­
bund habe ich gelesen, Herr Dr. Kohlmaier. 
Auch Sie sind derselben Meinung wie Herr 
Dr. Pernthaler in seinem Rechtsgutachten. 
(R1uf bei der Ö V P,' Richtig !) 

Erklären Sie mir nun die logische Folge, 
warum diese beiden Grenzgänger, obwohl 
sie doch wirklich im Recht waren, nun, 
um nur einen Teil ihrer Forderungen zu bekom­
men, diese Verfassungsgerichtshofklagen zu­
rückgezogen haben. Das kann doch nicht 
mit rechten Dingen zugegangen sein, Herr 

Doktor ! (Zwischenr·uJe bei der (j V P.) Das ist 
meine persönliche Meinung, und ich glaube, 
Herr Dr. Kohlmaier, auch Ihre Meinung 
und die Meinung de:� Familienbundes, der 
ja diese Fragen auch zu seiner Sache gemacht 
hat. (Abg. Dr. Kohlmai e r :  Die Novelle 
kommt ja dem Anliegen weitgehend entgegen I) 
Ja, weitgehend. Aber warum weicht man dann 
einer Entscheidung, die angestrebt wurde, 
aus � Denn diese Entscheidung hätte nur 
folgendermaßen ausfallen können : Entweder 
der § 4 ist verfassungswidrig, dann wäre der 
Zustand, wie er bis zum Jahre 1967 bestanden 
hat, wiederhergestellt gewesen. Und bis zum 
Jahre 1967 haben diese Grenzgänger, wie jeder 
österreichische Bürger, für ihre Familien und 
für ihre Kinder, die in Österreich leben, 
auch die Familienbeihilfen bezogen. ( Abg. 
Dr. K o hlmaier ,' Das ist schon richtig !) 
Eben. (Abg. Dr. Kohlmaier : Es hätte gar 
nichts geschadet, wenn der Verfassungsgerichts­
hof entschieden hätte !) Eben, das sage ich ja 
auch. Deshalb habe ich gesagt : Mich wundert 
es, daß diese Klagen zurückgezogen wurden. 
Ich erachte das als eines Rechtsstaates un­
würdig. (Abg. Dr. K o hlma i e r ,'  Es ging ja 
nur um den "Zwang" !) Glauben Sie nicht, 
daß e"! ein Zwang ist, wenn man dort hingeht 
und denen sagt . . . ( Widerspruch bei der 
(j V P.) Nicht � ( Abg. M oser : Wenn nur 
zweien Unrecht geschieht, ist das nicht �o 
wichtig ! Waren ja nur zwei !) Ich wundere 
mich überhaupt, Herr Dr. Kohlmaier, daß 
man es gewagt hat, diese Menschen zur Zu­
rückziehung ihrer Klagen zu bewegen und 
damit den Kompromiß zu erzwingen. Das 
finde ich eines Rechtsstaates für unwürdig. 

Und nun, Herr Dr. Kohlmaier, weil wir gerade 
bei Recht und Unrecht sind, gestatten Sie 
mir, noch auf ein Unrecht in diesem Familien­
lastenausgleichsgesetz hinzuweisen, eine meiner 
Meinung nach ungeheuerliche Ungerechtigkeit. 
Ich bin mit Ihnen, Herr Dr. Kohlmaier, 
darin vollkommen einig, daß das, was bei den 
Budgetberatungen 1969 geschehen ist, einen 
Raub an den österreichischen Familien be­
deutet. (Zustimmung bei der SP().) Man 
hat, um die Budgetlöcher des österreichischen 
Staates zu stopfen, einfach Gelder, die den 
österreichischen Familien und Kindern ge­
hören, zur Sanierung dieses Katastrophen­
budgets herangezogen. 

Sie selbst, Herr Dr. Kohlmaier - ich darf 
Sie zitieren ; ich weiß nicht, ob Sie jetzt als 
Abgeordneter der Österreichischen Volkspartei, 
der Sie seit 22. Jänner hier in diesem Hohen 
Hause sind, unter dem Klubzwang nun anders 
denken . . .  (Abg. Peter ,'  Das werden wir 
ja gleich hören, nehmen wir an !) Wir werden 
Ihnen, Herr Dr. Kohlmaier, in der nächsten 
Zeit noch einmal die Gelegenheit geben, 
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dieses Unrecht zu annullieren. Wir werden . . .  
(Abg. Dr. Geischläger  : Entschuldigen Sie, 
reden Sie nur mit ihm oder mit un8 allen ? -
Gegenrufe bei der S PÖ. - Zwischenruf de8 
Abg. P e t er.) Mit wem ich rede, Herr Dr. Gei­
schläger, ist meine Angelegenheit !  Ich rede 
hier von . . .  (Abg. Minkowit8 c h :  Er hat nur 
sehr höflich gefragt ! - Abg. Weikhar t :  
Und er gibt höfUch die Antwort ! - Weitere 
Zwischenrufe.) Ja. Wenn Sie es nicht gemerkt 
haben, dann darf ich es Ihnen j etzt sagel1. 
(Abg. Ing. Kunst : Sie können ja hinauBgehen, 
wenn e8 Ihnen nicht gefällt ! Aber reden kann 
er, mit wem er mag ! - Abg. Dr. Geisch läger : 
Hier nicht ! Hier muß er mit allen reden !) 
Herr Dr . Kohlmaier ! Wir werden uns erlauben 
- nicht etwa heute, denn sonst würden wir 
wieder der Überrumpelung bezichtigt wer­
den -, einen solchen Initiativantrag einzu­
bringen. (Abg. H orr :  Vberheblich sonder­
gleichen !) Vielleicht werden Sie in der 
Zwischenzeit Gelegenheit haben, sich mit den 
Damen und Herren in Ihrem Klub, die noch 
familienfreundlich gesinnt sind, zu beraten, 
um einem von uns einmal später einzubrin­
genden Initiativantrag in dieser Richtung 
beitreten zu können. 

Ich möchte nur ganz kurz erwähnen, 
was hier geschrieben steht. "Familie und Bud­
getsanierung", Nr. 72 Ihrer Zeitschrift. Hier 
steht wörtlich : 

" ,In einem Punkt darf die Regierung 
unter keinen Umständen auf Beifall oder auch 
nur auf Verständnis rechnen', schrieben die 
,Salzburger Nachrichten' am 14. Mai 1968 
in einer ,Familienfeindlich' betitelten Glosse, 
,nämlich in der von ihr legalisierten Verun­
treuung von Mitteln des Familienlastenaus­
gleichs. Bekanntlich sollen 460 Millionen 
Schilling aus den Reserven des Familienlasten­
ausgleichsfonds für ganz andere, also zweck­
widrige Staatsausgaben abgezweigt werden. 
Das ist im übrigen etwas anderes als die Um­
widmung von Reservemitteln der Unfall- und 
Pensionsversicherung : Die Pensionen sind 
dynamisiert, und den Pensionisten kann es 
letztlich egal sein, wie hoch die (schon be­
trächtlichen ) Reserven in den Wertpapier­
fonds der Pensionsversicherungsträger sind : 
Die ständig wachsenden Pensionen müssen 
auf jeden Fall ausgezahlt werden. Die Fami­
lienbeihilfen sind aber nicht dynamisiert. ' "  -
Herr Dr. Kohlmaier, das haben wir damals 
im Unterausschuß verlangt, wir sind leider 
auf taube Ohren gestoßen. - " ,Für eine 
Erfüllung der Dynamisierungsforderung fehlte 
bisher das Geld. Aber die Forderung könnte 
erfüllt werden, wenn sich die Reserven günstig 
entwickeln. Was aber tut der Finanz­
minister' " und zukünftige Parteiobmann der 
ÖVP ? (Abg. Zei l l in g e r :  Ist e8 schon 80 

weit ?) " ,Er nimmt Teile der Beitragsleistungen 
österreichischer Erwerbstätiger und stopft 
sie einfach ins allgemeine Budgetloch !  . . .  
Indem sich die Regierung jetzt auch über die 
Prote'3te sämtlicher Familienorganisationen so­
wie das einstimmige Nein des Familiel1poli­
tischen Beirates beim Bundeskanzleramt hin­
wegsetzt, hat sie sich auch des Argumentes 
der Familienfreundlichkeit beraubt.' ' '  (Abg. Ing. 
Kun8t :  Typisch ÖVP: Vor den Wahlen groß 
reden, nach den Wahlen 80 handeln !) 

Und Sie, Herr Dr. Kohlmaier, !3prechen von 
einer "legalisierten Veruntreuung " .  Und hier 
heißt es : " ,Mit dem vorgesehenen Griff des 
Finanzministers, der schon im Ministerrat 
gebilligt wurde, ist ein neuerliches schweres 
Unrecht an den Familien auf Regierungsebene 
sanktioniert worden, das einmal das V er­
sprechen bricht, die eigene Rechtspersönlich­
keit für diesen Fonds zu schaffen, zum anderen 
den Familien 460 Millionen Schilling zumindest 
auf Jahre wegnimmt. Man muß diese 
Familienfeindlichkeit im Lichte der früheren 
Sünden der Regierung sehen, dann wiegt 
sie doppelt und dreifach I ' " �  

Das haben auch die Wähler i n  letzter Zeit 
zur Kenntnis genommen. 

Das wollte ich zu einer weiteren ungeheuer­
lichen Ungerechtigkeit des Familienlasten­
ausgleichsgesetzes sagen. Und die Herren 
vom ÖAAB mögen bitte ihre Zeitschrift "Die 
Freiheit", NI'. 21 ,  vom 23. Mai 1968 lesen, 
dort stehen ähnliche Worte drinnen. 

Ich darf also hoffen, daß ein Antrag unserer­
seits, dieses Unrecht an den österreichischen 
Familien zu beseitigen, dann auch die Zu­
stimmung der rechten Seite erhält. 

Da aber die Grenzgänger im Interesse ihrer 
Familien nicht auf eine positive Teilentschei­
dung zu warten gewillt waren, erklärten sie 
sich mit der nun vorgeschlagenen Teilbeihilfe 
einverstanden, und wir Sozialisten waren gerne 
bereit, diesen berechtigten Wunsch der Grenz­
gänger im Ausschuß zu unterstützen, und wer­
den auch im Hohen Hause unsere Zustimmung 
erteilen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Stohs. 

Ich teile mit, daß mir der Vorschlag gemäß 
§ 73 Geschäftsordnungsgesetz zugekommen 
ist, über die in der heutigen Sitzung einge­
brachte Anfrage der Abgeordneten Dr. Pitter­
mann, Sekanina, Frühbauer, Horr und Ge­
nossen betreffend den vertraglosen Zustand 
in der Krankenversicherung eine Debatte 
abzuführen. Das bedeutet, diese Anfrage als 
dringlich zu behandeln. Da dieser Dringlich­
keitsantrag von 20 Abgeordneten unterstützt 
ist, ist ihm ohne weiteres stattzugeben. Ich 
werde die Behandlung dieser dringlichen An­
frage an den Schluß der Sitzung verlegen. 
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Ich bitte den Herrn Abgeordneten, zu 
sprechen. 

Abgeordneter Stohs (ÖVP) : Herr Präsident ! 
Hohes Haus ! Mein Vorredner, der Kollege 
Jungwirth, hat zu dem Initiativantrag Stellung 
genommen und eingangs erwähnt, daß die 
Österreichische Volkspartei es war, die das 
Problem der Grenzgänger verpolitisiert habe. 

Ich glaube den Beweis erbringen zu können, 
daß wir von der Österreichischen Volkspartei 
aus bemüht waren, das Grenzgängerproblem 
nicht zu verpolitisieren, daß aber gerade die 
Sozialistische Partei bemüht war, daraus 
politisches Kapital zu schlagen. (Abg. Ing. 
Kuns t: Wenn man jemandem hilft, dann 
ist das politisches Kapitalschlagen ? Das ist 
die Pflicht eines Abgeordneten I) Ich werde 
darauf zurückkommen, wie das hergegangen ist. 

Ferner möchte ich feststellen, daß die bei den 
Grenzgänger, die die Beschwerde beim Ver­
fassungsgerichtshof eingebracht haben, nicht 
dazu gezwungen wurden, die Beschwerde 
zurückzuziehen, sondern daß die Vertrauens­
männer der Grenzgänger in demokratischer 
Form zusammengekommen sind uns das Für 
und Wider erwogen wurde und daß meines 
Wissens 37 von 38 anwesenden Kollegen der 
Grenzgänger für die Zurückziehung gestimmt 
haben und nur einer dagegenstimmte. 

Ich hatte auch Gelegenheit, am 30 . März 
dieses Jahres bei einer Versammlung in 
Höchst anwesend zu sein, die von der SPÖ 
für die Grenzgänger einberufen war. Und 
auch dort, wo ungefähr 150 Grenzgänger an· 
wesend waren, kam - ohne daß es zu einer 
Abstimmung gekommen ist - klar zum 
Ausdruck, daß der weitaus größere Teil der 
Grenzgänger und insbesondere diejenigen, die 
vom Familienlastenausgleich betroffen sind, 
weil sie minderjährige und unversorgte Kinder 
haben, absolut dafür waren, daß man nicht 
das Risiko eingehen soll, die Beschwerde 
weiterlaufen zu lassen, sondern versuchen 
solle, diesen Initiativantrag einzubringen. 

Das nur bezüglich "Druck", der auf die 
Grenzgänger ausgeübt wurde. 

Hohes Haus ! Mit dem Familienlasten­
ausgleichsgesetz, das am 24. Oktober 1967 
einstimmig beschlossen wurde, sollte eine 
einheitliche Rechtsgrundlage für die Familien­
beihilfe und Geburtenbeihilfe für alle Familien­
erhalter in Österreich geschaffen werden. 
Dies wurde auch weitestgehend erreicht. Schwie­
rigkeiten ergaben sich bezüglich der Ge­
währung der Familienbeihilfe an die Grenz­
gänger in V orarlberg zufolge des § 4 des 
Familienlastenausgleichsgesetzes, der eben­
falls einstimmig beschlossen wurde. 

Hier sei festgestellt, daß von den 6500 Grenz­
gängern zirka 2600 Familienerhalter ab 1955 

Kinderbeihilfen in Österreich bekamen und 
daß sie diese Kinderbeihilfen den Bemühungen 
unseres Kollegen Abgeordneten Dipl.-Ing. 
Pius Fink zu verdanken haben, der sich als 
Vorkämpfer für die Familienbeihilfen erfolg­
reich einsetzte. 

Diese Feststellung sei getroffen, weil in 
verschiedenen Grenzgängerversammlungen in 
der letzten Zeit, die teilweise sehr stürmisch 
verlaufen sind, die Sozialisten so getan haben, 
als ob sie den Grenzgängern seinerzeit die 
Kinderbeihilfe erwirkt hätten und die "böse" 
Österreichische V olkspartei es war, die ihnen 
die Kinderbeihilfe genommen hat. ( Abg. J ung­
w i rt h: Lesen Sie das stenographische Protokoll, 
was die Abgeordnete Ferdinanda Flossmann 
gesagt hat !) Bitte, im Protokoll nachzusehen. 

Einleitend sei festgestellt, daß die 
6500 Grenzgänger als ihren Verdienst jedes 
J am zirka 400 bis 500 Millionen Schilling an 
wertvollen Devisen in das Land bringen und 
in Österreich jährlich zirka 40 bis 50 Millionen 
Schilling an Einkommensteuer bezahlen. (Ruf 
bei der SPÖ: Warum hat man dann den § 4 ?) 

Für den Familienlastenausgleich bezahlen 
sie 3 Prozent der Einkommensteuer und das 
Betreffnis an der Landeskopfquote, also gleich 
viel wie Wirtschaftstreibende und freiberuf­
lich Tätige, die keine Arbeitnehmer beschäfti­
gen und ebenfalls ohne Rücksicht auf die 
Höhe ihres Einkommens Anspruch auf Lei­
stungen aus dem Familienlastenausgleich 
haben, sofern sie unversorgte Kinder haben. 

Dadurch dürfte außer Zweifel sein, daß die 
Grenzgänger ein Anrecht auf entsprechende 
Berücksichtigung beim Familienlastenausgleich 
haben. 

Ich möchte noch auf einen Umstand hin­
weisen. Vielfach wird behauptet, es wäre 
besser, die 6500 Grenzgänger würden in 
Vorarlberg arbeiten, dann wäre es nicht 
notwendig, daß wir in V orarlberg zirka 
9000 Gastarbeiter beschäftigen müßten. Hiezu 
sei festgestellt : Bei den Grenzgängern handelt 
es sich zum größten Teil um qualifizierte 
Arbeitskräfte, für die wir keine entsprechende 
Beschäftigung hätten. Sicherlich würden diese 
Grenzgänger nicht als Bauhilfsarbeiter oder 
als Hilfsarbeiter in der Textilindustrie arbeiten, 
wo die Gastarbeiter heute beschäftigt sind 
und dringend gebraucht werden. 

Zudem dürfen wir nicht vergessen, daß wir 
für die freie Arbeitsplatzwahl in einem freien 
Europa eintreten und die Grenzgänger durch 
die Arbeit an verhältnismäßig weit entfernten 
Arbeitsstätten große Opfer und Strapazen 
auf sich nehmen. 

Im übrigen sei darauf verwiesen, daß es 
Grenzgänger in V orarlberg schon nach dem 
ersten Weltkrieg gegeben hat. Außerdem 
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haben uns die Grenzgänger in den ersten 
Nachkriegsjahren über manche Klippe hin­
weggeholfen. Sie haben wesentlich mit dazu 
beigetragen, daß für Vorarlberg das Wort 
"vom goldenen Westen" geprägt wurde. 

Darüber hinaus haben sie einen nicht un­
erheblichen Anteil, daß wir zur Schweiz und 
zu Liechtenstein so gutnachbarliche Beziehun­
gen haben. 

In den Jahren nach 1955 erhielten die Grenz­
gänger vereinzelt in verschiedenen Betrieben 
in der Schweiz oder in Liechtenstein Kinder­
zulagen, und nach und nach gab es auch in den 
Sch weizer Kantonen und im Fürstentum 
Liechtenstein gesetzliche Bestimmungen, die 
den Arbeitnehmern und insbesondere auch den 
ausländischen Arbeitnehmern Kinderzulagen 
zusicherten. So kam es, daß immer mehr 
Grenzgänger neben der österreichischen Kin­
derbeihilfe auch Kinderzulagen in der Schweiz 
oder in Liechtenstein bezogen und damit in 
den Doppeigenuß dieser Sozialleistung kamen. 

Dieser Zustand wurde von den Grenzgängern 
willkommen geheißen, aber konnte nicht für 
dauernd erhalten bleiben, weil große Be­
völkerungskreise es als eine zu große Bevor­
zugung für die Grenzgänger ansahen - auch 
bei der SPÖ und bei der FPÖ. Ich möchte 
darauf verweisen, daß auch die "Arbeiter­
Zeitung" vom 21 .  Dezember 1967 geschrieben 
hat : 

" Jeder österreichische Steuerzahler, und 
erst recht der im Inland beschäftigte, wendet 
sich gegen einen doppelten Bezug der Kinder­
beihilfe. " 

Auch bei der Kammer für Arbeiter und 
Angestellte und beim Österreichischen Gewerk­
schaftsbund bestand diese Meinung, daß ein 
Doppelbezug nicht angebracht sei. Im Begut­
achtungsverfahren zum Familienlastenaus­
gleichsgesetz, das ja den § 4 schon im Entwurf 
enthalten hat, hat auch die Arbeiterkammer 
von Vorarlberg keinen Einwand gegen diese 
Bestimmung erhoben. 

Selbstverständlich stieß dieser Doppelbezug 
auch bei der Kammer der gewerblichen 
Wirtschaft auf größten Widerstand, weil sie 
es nicht einsah, daß dieser Doppelbezug 
weiterhin bestehen soll. 

Um diesen Zustand zu beseitigen, wurde im 
§ 4 des Familienlastenausgleichsgesetzes die 
Bestimmung aufgenommen, die lautet : "Per­
sonen, die Anspruch auf eine gleichartige 
ausländische Beihilfe haben, haben keinen 
Anspruch auf Familienbeihilfe" . 

In den Erläuternden Bemerkungen zu diesem 
Paragraphen heißt es : 

"Diese - dem bisherigen Recht fremde -
J3estimmung soll ausschließen, daß Doppel-

leistungen an Beihilfen in den Fällen erbracht 
werden, in denen zum Beispiel Personen im 
Ausland erwerbstätig sind (zum Beispiel 
Grenzgänger, Gastarbeiter) und dort Anspruch 
auf Beihilfen für Kinder haben, oder zwar im 
Inland tätig sind, jedoch Einkünfte beziehen, 
die ihnen einen Anspruch auf gleichartige 
ausländische Beihilfen vermitteln. Diese Per­
sonen wären sonst gegenüber den im Inland 
erwerbstätigen Personen in beihilfenrecht­
licher Hinsicht besser gestellt." 

Da das Familienlastenausgleichsgesetz am 
1 .  Jänner 1968 in Kraft trat, erhielten alle 
Grenzgänger ab diesem Zeitpunkt nur noch 
die Geburtenbeihilfen, aber nicht ' mehr die 
Familienbeihilfe, da die Finanzlandesdirektion 
für Vorarlberg festgestellt hat, daß ein Ge­
setzesanspruch in der Schweiz oder in Liechten­
stein bestand. 

Daraufhin gab es große Erregung bei den 
Grenzgängern, und sicherlich mit Berechtigung, 
da sich ja zum Teil eine sehr respektable 
Schlechterstellung ergeben hat. Wir haben 
die Angelegenheit geprüft und folgende Be­
nachteiligungen festgestellt : 

Erstens hätten die Grenzgänger die aus­
ländischen Familienbeihilfen versteuern müs­
sen wie ihr sonstiges Einkommen. Solange 
sie diesen Doppelbezug hatten, haben sie diese 
Besteuerung ausländischer Beihilfen wider­
spruchslos zur Kenntnis genommen. 

Zweitens : Die Anspruchsberechtigung in 
den verschiedenen Kantonen der Schweiz und 
in Liechtenstein ist sehr unterschiedlich. So 
zum Beispiel in den Kantonen Appenzell, 
Außerrhoden und Innerrhoden und im Kan­
ton Thurgau gebührt die Familienzulage nur 
bis zum 16. Lebensjahr, im Kanton St. Gallen 
und im Kanton Graubünden bis zum 15. Le­
bensjahr, im Fürstentum Liechtenstein bis 
zum 18. Lebensjahr. Für die außerehelichen 
Kinder, Stief- und Pflegekinder besteht in 
den meisten Kantonen der Sohweiz kein 
Anspruch. Ferner ist die Höhe der Kinder­
beihilfen sehr unterschiedlich. überall wird 
sie nur zwölfmal bezahlt, während die Be­
treffenden bei uns vierzehnmal Anspruch auf 
den Bezug haben. 

Damit Sie die Differenz sehen, die sich er­
gibt, möchte ich mir gestatten, aus einer 
Tabelle folgende Zahlen bekanntzugeben : 

Bei einem Kind erhielt man in Lieohten­
stein um 2080 S weniger bis zum Absohluß 
des Sozialversicherungsabkommens. Ab dem 
Zeitpunkt des Abschlusses des Sozialversiche­
rungsabkommens beträgt die Differenz noch 
640 S jährlich. Bei zwei Kindern sind es heute 
noch 1760 S, bei drei Kindern 4050 S, bei 
vier Kindern 4510 S, bei fünf Kindern 5390 S, 
bei sechs Kindern 6270 S und so fort. 
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Im Kanton St. Gallen zum Beispiel beträgt 
die Differenz bei einem Kind 1000 S, bei 
zwei Kindern 2840 S, bei drei Kindern 6570 S, 
bei vier Kindern 8830 S, bei fünf Kindern 
1 1 .510 S und bei sechs Kindern 14. 190 S. 

Daß die Grenzgänger, die kinderreiche 
Familien haben, hier diese Benachteiligung 
nicht zur Kenntnis nehmen konnten, war uns 
selbstverständlich. Deshalb haben wir uns 
bemüht, diese Benachteiligung zu beseitigen. 
Wir hatten mit den Grenzgängern sofort 
Kontakt aufgenommen und Gespräche ge­
führt und sind zu dem Ergebnis gekommen, 
das einzig Richtige wäre eine Aufstockung 
der ausländischen Beihilfen auf das Niveau 
der österreichischen Beihilfen. Wir haben 
am Anfang nicht das Verständnis bei den 
Grenzgängern gefunden, weil sie die doppelte 
Kinderbeihilfe weiterhin beziehen wollten. 
Aber nach und nach mußten sie doch einsehen, 
daß es nicht richtig wäre, die doppelte Bei­
hilfe zu beziehen, und haben sich mit dieser 
Regelung einverstanden erklärt. 

Um also diese Nachteile zu beseitigen, 
haben wir am 12. Dezember 1968 als erstes 
einmal den Initiativantrag bezüglich der Ab­
änderung des Einkommensteuergesetzes 1967 
eingebracht, in dem der § 3 Abs. 1 Z. 13 ge­
ändert wurde und womit das Unrecht aus der 
Welt geschafft wurde, daß die Betreffenden 
die Familienbeihilfen, die sie in der Schweiz 
oder in Liechtenstein bezogen haben, in 
Österreich versteuern mußten. 

Weiters wurde den Grenzgängern in Aus­
sicht gestellt, daß sie mit den österreichischen 
Familienerhaltern gleichgestellt werden, indem 
ihnen eine Ausgleichszahlung. in der Höhe des 
Unterschiedsbetrages zwischen der ausländi­
schen Kinderbeihilfe und der Höhe der 
Familienbeihilfe, die sie nach dem Familien­
lastenausgleichsgesetz 1967 zu bekommen 
hätten, gewährt wird. 

Die Grenzgänger hatten eine Verfassungs­
gerichtshofbeschwerde eingebracht, nachdem 
sie bei Universitätsprofessor Dr. Pernthaler 
ein Rechtsgutachten über die Verfassungs­
mäßigkeit des § 4 Familienlastenausgleichs­
gesetz und die Gesetzmäßigkeit des Durch­
führungserlasses des Bundesministeriums für 
Finanzen vom 12.  März 1968 eingeholt haben 
und festgestellt wurde, daß nach Ansicht des 
Professors Dr. Pernthaler eine offenbare Gleich­
heitsverletzung bestehe. 

Die Sprecher der SPÖ und der FPÖ be­
haupteten bei diesen Versammlungen, es wäre 
nur ein Versprechen der ÖVP und dieser 
Antrag werde nie eingebracht werden. Ich 
glaube, wir haben aber deshalb gerade den 
Beweis erbracht, daß wir den Antrag als 
Initiativantrag eingebracht haben, damit wir 
dieser Polemik aus dem Wege gehen können. 

Ich möchte hier noch einmal feststellen : 
Von der SPÖ wurde mit allen Mitteln der 
Polemik und Irreführung im Hinblick auf 
die kommenden Wahlen geschürt. Kollege 
J ungwirth ! So ist es in Wirklichkeit und 
nicht so, wie es von Ihnen dargestellt wurde. 

Durch diesen Initiativantrag soll erreicht 
werden, daß die Gleichheitsverletzung be­
seitigt wird und die Grenzgänger in den Fällen, 
in denen es erforderlich ist, eine Ausgleichs­
zahlung erhalten. 

Am 14. Mai 1969 kam der Initiativantrag 
im Finanzausschuß zur Beratung, und die Ver­
treter der SPÖ und FPÖ erklärten, dem 
Initiativantrag beizutreten. 

Ich möchte an dieser Stelle dem Herrn 
Bundeskanzler, dem Herrn Vizekanzler und 
dem Herrn Final1zminister besonders herz­
lich dafür danken, daß sie diesen Wünschen, 
die wir Vorarlberger ÖVP-Abgeordnete mit 
Unterstützung des Herrn Landeshauptmannes , 
der Bundesrätf,l Staatssekretär Bürkle und 
Dr. Pitschmann für die Grenzgänger mit ent­
sprechendem Nachdruck vertreten haben, das 
mögliche Verständnis entgegengebracht haben. 
(Beifall bei der Ö V P.) 

Gleichzeitig möchte ich dem Hohen Hause 
bekanntgeben, daß diese Novellierung zirka 
40 Prozent der Grenzgänger zugute kommt, 
die keine Vorarlberger sind, da sie aus anderen 
Bundesländern stammen. Ich bitte die Kol­
legen, nicht zu glauben, daß es sich dabei 
um eine reine Vorarlberger Angelegenheit 
handelt. 

Im übrigen möchte ich darauf aufmerk­
sam machen, daß sich diese Regelung in Bälde 
auch auf die Grenzgänger auswirken wird, 
die in Deutschland beschäftigt sind, sobald 
das Abkommen über Soziale Sicherheit 
auch mit Deutschland in Kraft tritt. Davon 
werden insbesondere die Grenzgänger in den 
Bundesländern Tirol, Salzburg und Ober­
österreich betroffen sein, in denen zirka 
20.000 Grenzgänger wohnhaft sind. 

Nun hätte ich noch eine Bitte an die Finanz­
verwaltung : Ich bitte den Herrn Finanz­
minister Dr. Koren, auf die Finanzverwaltung 
einzuwirken, daß ein Bestreben der Grenz­
gänger ebenfalls erfüllt wird, nämlich eine zu­
vorkommende Behandlung, indem vor allem 
die Anträge rasch behandelt werden und 
bei der Vorschreibung der Steuervorauszah­
lungen auf die Beihilfenansprüche Rücksicht 
genommen wird. 

Bei dieser Gelegenheit erlaube ich mir 
darauf zu verweisen, daß es im Interesse des 
Staates und der Grenzgänger wäre, wenn die 
Grenzgänger die Steuerbescheide rechtzeitig 
erhielten. Es soll Fälle geben, wo an Grenz­
gänger bis zum heutigen Tag für das Jahr 

140. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)60 von 105

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 140. Sit.zung - 21 .  Mai 1969 1 1945 
--------------------------------------------------------
Stohs 

1967 noch keine Steuerbescheide erteilt wor­
den sind. Bei Aufarbeitung der Rückstände 
erhalten die Grenzgänger in sehr kurzer Frist 
die Steuerbescheide für zwei Jahre, und 
dann kommt es zu Steuerschulden, die für 
beide Teile unangenehm sind. 

Abschließend danke ich dem Hohen Haus 
im Namen der Grenzgänger für die Annahme 
dieses Antrages, der dazu beiträgt, eine leidige 
Angelegenheit aus der Welt zu schaffen und 
den Familienerhaltern unter den Grenzgän­
gern die ihnen gebührende Gleichberechtigung 
als österreichische Steuerzahler und Devisen­
bringer zu gewähren. (Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet 
hat sich Herr Abgeordneter Melter. Ich er­
teile es ihm. 

Abgeordneter Melter (FPÖ) : Herr Prä­
sident ! Meine Damen und Herren ! Der 
Dank des Herrn Abgeordneten Stohs klang 
für alle, die informiert sind, wirklich ü ber­
zeugend. Die Vorarlberger ÖVP hat natür­
lich zweifellos der Bundesregierung Dank da­
für abzustatten, daß sie durch diese Änderung 
des FamilienlastenausgleichBgesetzes nicht 7000 
Oppositiollflwähler samt Anhang geschaffen 
hat. Denn zweifelsohne steht fest : Ohne 
die Aussicht auf die kommenden Wahlen 
sowohl im Landtag als auch im Nationalrat: 
hätte sich diese Bundesregierung nie dazu 
bereit gefunden, eine derartige Änderung 
des Familienlastenausgleichsgesetzes vorzu­
sehen und zu beschließen. Das steht ein­
deutig fest ! (Abg. A l t e  n b u rg e r :  Eine reine 
Behauptung ohne Beweise !) Herr Altenburger ! 
Das kann ich r,achweisen, denn es ist seit der 
BeschlußfasnE!g über das Familienlastenaus­
gleichsgesetz keine Änderung in de:l sach­
lichen Grundlagen eingetreten, sondern nur 
in der politischen Beurteilung ;  das steht ein­
deutig fest. Hätte sich der Grenzgänger­
Rechtsschutzverband, der die meisten Grenz­
gäIlger umfaßt, nicht so entschlossen gegen 
eine derartige Benachteiligung zur Wehr ge­
setzt, dann hätte sich niemand mehr darum 
gekümmert, außer den Oppositionsparteien, 
die in diesem Hause nicht die Mehrheit haben. 
(Abg. M e i ß l :  Zurzeit nicht ! - Heiterkeit .) 

Es hat die ÖVP nicht die bessere Einsicht 
zur Änderung dieses Gesetzes veranlaß t, son­
dern nur der Druck der bevorstehenden Wah­
len. Das ist eindeutig sicher. Sie werden 
sich daran erinnern, daß man sich bei der 
Debatte um da'! Familienlastenausgleichsgesetz 
1967 sehr ausführlich über den § 4 unterhielt. 
Der Herr Finanzminister war genauso wie 
der Vorsitzende des Familienpolitischen Bei­
rates, der Herr Bundeskanzler, in keiner 
Weise bereit, den Erörterungen sowohl des 
freiheitlichen als auch des sozialistischen 

Sprechers zu diesem Paragraphen nur auf­
merksam zuzuhören, geschweige denn ihnen 
zuzustimmen. 

Wenn die acht Abgeordneten, die diesen 
Initiativantrag, der Anlaß zu dieser Gesetzes­
änderung ist, unterschrieben haben, schon 
im Herbst 1967 bereit gewesen wären, die 
gleiche Haltung einzunehmen wie heute unter 
dem öffentlichen Druck des Grenzgänger­
Rechtssehutzverbandes, dann wäre der § 4 
nicht in der Form beschlossen worden, die 
zur Folge hatte, daß ab Jänner 1968 für 
die Vorarlberger Grenzgänger die größten 
Schwierigkeiten bei der Inanspruchnahme der 
Familienlastenausgleichsleistungen eingetreten 
sind. Schon damals hätte man den § 4 ab­
ändern und in geänderter Form beschließen 
können. 

Auch heute muß man sagen, daß diese 
neue Formulierung noch durchaus nicht so 
eindeutig ist, um etwa sagen zu können, 
daß sie den verfassungsrechtlichen Bestimmun­
gen entspricht. Denn der unbestimmte Be­
griff der "gleichartigen Leistung" ist so dehn­
bar, daß man einen Kautschuk nicht weiter 
dehnen könnte. "Gleichartig" nach der bis­
h�rigen Auslegung oder nach der Auslegung 
bIS zur letzten Novelle des Einkommen­
steuergesetzes sind, könnte man sagen, diese 
Beihilfen in Liechtenstein und der Schweiz 
keinesfalls, denn die Finanzbehörde hat sie 
vor kurzem immer noch als Einkommen be­
urteilt und der Besteuerung unterzogen. Diese 
Beihilfen wurden genauso besteuert wie etwa 
Familien- und Kinderzulagen im öffentlichen 
Dienst. Effektiv sind diese Leistungen im Aus­
land den Familien- und Kinderzulagen im 
öffentlichen Dienst praktisch gleichzustellen. 
Dort wäre in erster Lide die Gleichartigkeit 
zu finden gewesen, und das hätte auch zur 
Folge haben müssen, daß man eben in Öster­
reich weiterhin den An,:;pruch auf Leistungen 
aus dem Familienlastenausgleich für Grenz­
gänger anerkennt. 

Über die Frage, inwieweit nun der Grenz­
gänger-Rech tsschu tzver band beziehungsweise 
die zwei Personen, die Musterklagen beim Ver­
fassungsgerichtshof eingebracht haben, unter 
Druck gesetzt worden sind, muß man sich, 
glaube ich, nicht streiten. Wenn jemand das 
Angebot bekommt, die Hälfte dessen zu er­
halten, worauf er früher Anspruch hatte, 
und man ihm sagt : Wenn du auf deine weiter­
gehenden Ansprüche verzichtest, dann be­
komms� du die Hälfte garantiert ! ,  so wird 
jeder Angstliche natürlich lieber den Spatz 
in der Tasche als die Taube auf dem Dach 
haben wollen und demzufolge zustimmen. 

Unter dieser "sanften Massage" hat man 
also den Grenzgänger-Rechtsschutzverband und 
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die zwei Klagenden veranlaßt, eine Erklärung 
zu unterschreiben, daß sie, würde die Re­
gelung laut Initiativantrag Gesetz werden, 
die Klage zurückziehen werden. Das schließt 
nun natürlich nicht aus, daß trotzdem alle 
anderen betroffenen Grenzgänger noch die 
Möglichkeit haben, dort, wo das Verfahren 
noch nicht rechtskräftig abgeschlossen ist, 
auch im nachhinein noch Verfassungsklage 
zu erheben . 

So ergibt sich die Frage, warum man 
seitens der ÖVP so sehr Wert darauf gelegt 
hat, diese Erklärung der Klagenden herbei­
zuführen. Man kann nur den Ausweg finden, 
der darauf hindeutet, daß ein Erkenntnis 
des Verfassungsgerichtshofes natürlich für diese 
hochgeschä.tzte Alleinregierung der ÖVP eini­
germaßen peinlich gewesen wäre. Darum 
auch das plötzliche Verständnis des Bundes­
kanzlers und des Finanzministers für eine der­
artige Lösung, daß man einen Ausgleich 
zwischen Leistungen nach dem österreichi­
schen Familienlastenausgleich und den Kinder­
zulagen gewährt. Der Abgeordnete Stohs 
hat ausdrücklich den Begriff Kinderzulagen 
in der Schweiz und in Liechtenstein ver­
wendet und nicht Kinderbeihilfen oder Fa­
milienbeihilfen. Es geht darum, daß man 
also diese Differenz zwi'3chen den Zulagen 
und den Beihilfen ausgleicht. 

Damit ist zwar, wie man auch uns mit­
geteilt hat, den dringendsten Forderungen 
der Grenzgänger Rechnung getragen worden. 
Ein befriedigender Zustand ist damit aller­
dings noch immer nicht herbeigeführt worden. 
Man hat nun nur eine gewisse Mindestleistung 
garantiert. . 

Zum Abschluß noch eine Frage : Bis vor 
kurzem war diese ÖVP-Bundesregierung durch 
einen Staatssekretär ausgezeichnet, dessen 
Hauptaufgabe es sein sollte, für die Ver­
waltungsvereinfachung einzutreten und in die­
sem Sinne auch aktiv tätig zu sein. Offen­
sichtlich hat er diese Aufgabe jedenfalls 
bis 1967 nicht besonders ernst genommen, 
denn sonst hätte er einer derjenigen sein 
müssen, die als erste gegen den § 4 des Fa­
milienlastenausgleichsge8etzes hätten Sturm 
laufen müssen. Es hat sich nachher in der 
Praxis j a  gezeigt - der Herr Abgeordnete 
Jun gwirth hat es ausgeführt -, daß unge­
fähr 2300 Klagen gegen Bescheide des Finanz­
amtes Feldkirch eingebracht worden sind, 
weil man den Anspruch auf Familienbeihilfe 
entzogen hat. Das Finanzamt in Feldkirch 
ist personell und räumlich nicht begünstigt. 
Das wird j eder erkennen können, der dort 
die Verhältnisse überprüft. Gerade dieses 
Amt ist natürlich in die Schußlinie der Grenz­
gänger geraten, weil dort die meisten Grenz­
gänger versteuert werden. Wenn man zeit-

gerecht Vorsorge getroffen hätte - auch 
mit Hilfe des Herrn Abgeordneten Alten­
burger -, dann hätte diese Unmenge von zu­
sätzlichen unnötigen Verwaltungsverfahren, 
von denen die meisten bisher gar nicht zum 
Abschluß gebracht wurden, weil abgewartet 
wird, bis die Musterbeschwerden beim Ver­
fassungsgerichtshof zu einer Klärung geführt 
haben, gar nicht in die Wege geleitet werden 
müssen. Vor allen Dingen wäre es nicht not­
wendig gewesen, alle betroffenen Grenzgänger 
mit ihren Familien in derartige Schwierig­
keiten zu bringen. Es ist ja klar, daß ein 
plötzlicher Entzug von Familienbeihilfen -
dabei sind manche Grenzgängerfamilien ziem­
lich kinderreich - eine außerordentliche Be­
nachteiligung beinhaltet hat. Alle haben 
sich natürlich Sorgen gemacht, wie sie nun 
weiterhin für den Unterhalt ihrer Familien 
aufkommen werden müssen. 

Aber das hat die ÖVP-Regierung im Jahre 
1967 weit vor den Wahlen sehr wenig ge­
kümmert. Jetzt geht es natürlich langsam 
auf die Haut, nachdem man feststellen mußte, 
daß auch in anderen Bereichen die Vorsorge 
der Volkspartei für die Bevölkerung reichlich 
unbefriedigend gewesen ist. 

Schließlich auch noch ein Wort zur Ent­
·wicklung des Familienlastenausgleiches. Wir 
stellen seit langer Zeit eine ausgesprochene 
Stagnation und trotz steigender Preise gleich­
bleibende Beihilfenbeträge fest.  Die ÖVP­
Regierung hat in letzter Zeit nichts unter­
nommen, die Sorgen der Familien zu lindern 
(Abg. Pay : In 'Vorletzter Zeit auch nicht !) 
und ihnen zumindest die Einkünfte zu er­
halten, die ihnen vor Jahren zugesichert 
wurden . 

Ich habe schon wiederholt darauf hinge­
wiesen, daß es auch im Rahmen des Familien­
lastenausgleiches eine Notwendigkeit ist, die 
Dynamisierung in gleicher Art durchzuführen 
wie in der Pensionsbemessung. Dafür hatte 
man kein Verständnis, wahrscheinlich ins­
besondere unter Berücksichtigung der In­
teressen des Finanzministers, der es ja ver­
'3tanden hat, sich aus dem Familienlasten­
ausgleich den größten Happen von 460 Mil­
lionen Schilling für zwei Jahre zu sichern, 
eine Maßnahme, die man durchaus nicht als 
familienfreundlich bezeichnen kann, die aber 
unter einem Bundeskanzler geschehen konnte, 
der sich nicht geniert, gleichzeitig auch Vor­
sitzender des Familienpolitischen Beirates zu 
sein, und der als solcher in erster Linie die 
Pflicht hätte, für die Sorgen der Familie Ver­
ständnis zu haben und dafür einzutreten, 
daß, wenn schon keine Verbesserung möglich 
ist, zumindest eine Verschlechterung ver­
mieden wird. 
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Wir Freiheitlichen stimmen der Vorlage Verfassungsgerichtshof ein Zwang ausgeübt 
unter Vorbehalten zu - das sei ausdrück- wurde. Ich glaube, es ist einfach so - darauf 
lich festgestellt -, weil sie unserer Auf- hat der Herr Abgeordnete Melter bereits 
fassung nach verfassungsrechtlich durchaus hingewiesen -, daß man 6000 Menschen, 
nicht unbedenklich ist, weil sie aber geeignet die von einer Sache betroffen sind, doch nicht 
ist, wenigstens ganz krasse Benachteiligungen auf irgendeine Weise zwingen kann, daß keiner 
doch noch etwas zu lindern. (Beifall bei von ihnen zum Verfassungsgerichtshof geht. 
der FPÖ.) Selbst wenn man die beiden Beschwerdeführer 

.. . gezwungen hätte, würde das überhaupt nichts 
Pra.sldent Wallner : Zum Wort �emel�et geholfen haben : es hätte am nächsten Tag 

hat SICh. Herr . Abgeordneter Dr. KOlllmaler' l einer kommen können und hätte dieselbe 
Ich erteIle es Ihm. I Beschwerde wiederum einbringen können. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier (ÖVP) : Herr Ich glaube, daß dabei auch die Kostenfrage 
Präside.�t ! Hohes Haus ! Ich möchte auf nicht eine so große Rolle spielt, daß man 
einige Außerungen eingehen, die Herr Kollege mit dem Drohen, daß die Kosten nicht ge­
Jungwirth gemacht hat, wobei ich mich be- tragen werden, einen ganzen Verband oder 
mühen will, unpolitisch im guten Sinn zu Tausende Menschen von einem solchen Vor­
sein, obwohl mir natürlich bewußt ist, daß wir haben abbringen könnte. 
uns auf einem sehr politischen Boden bewegen. Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Ich glaube a.ber, da.ß m�n Fragen des Familie�- Ich möchte vielleicht zur Illustration, wie 
lastenausgleIChes mcht Immer nur vom partel- diese Massage" ausgesehen hat von der der 
politischen .Standpu�t �ehen darf, son�ern I Herr 

'Kollege Melter gesprochen hat, das 
daß man SICh ��bel, WIe gesagt, auf emer zitieren, was wir als Familienorganisation 
sozusagen unpo?tIs�hen Ebe�e beweg�� ka�. dem Grenzgängerschutzverband zur Frage 
(-:1bg. / ungw�rth. A�� e�ne: . fam�henpoh- "Verfassungsger�chtshofklag� weiter aufrech�­
t�sch�n .) Auf emer famIlIenpohtIschen Ebene, erhalten oder mcht" geschrIeben haben. WIr 
rIchtIg. haben in einem Brief dazu Stellung genommen 

Ich möchte auf etwas hinweisen, was man und dann folgenden Satz gebracht : 
in der Diskussion über die Situation der 
Grenzgänger nicht ganz übersehen soll : es 
ist der Standpunkt, der gerade in Gewerk­
schaftskreisen immer wieder vertreten wird, 
daß die Familienbeihilfe ein Lohnbestandteil 
sei, daß also auf einen Teil des Lohnes ver· 
zichtet wird, der dann in Form der Familien­
beihilfen als Lohnbestandteil sozusagen aus­
bezahlt wird. 

Wenn wir diese Theorie, die, wie ich gesagt 
habe, etwa vom Gewerkschaftsbund oder vom 
Arbeiterkammertag vertreten wird, 100prozen­
tig konsequent anwenden, dann müßten wir 
zu der Meinung kommen, daß der Grenz­
gänger keine österreichische Familienbeihilfe 
bekommen darf, weil er im Ausland arbeitet 
und eben dort der Lohn nicht auf Familien­
bestandteil und Barteil aufgeteilt wird, sondern 
eben zu einem größeren Anteil ( Abg. 
J ungwirth: Er hat auch keine Kinderbeihilfe, 
sondern Familienbeihilfe 1) - ja, also Familien­
beihilfe - ausgezahlt wird. 

Dies zu der Meinung, es sei ganz klar, 
daß das Familienlastenausgleichsgesetz von 
Anfang an falsch konzipiert war. Ich glaube, 
daß man es so einfach nicht sagen kann. 
(Abg. Ing. Kunst: 460 Millionen Schilling 1) 
Darauf komme ich noch. 

Meine Damen und Herren ! Ich möchte 
von dieser Stelle aus der Meinung, fast möchte 
ich sagen, der Legende entgegentreten, daß 
auf die beiden Beschwerdeführenden beim 

" Der Wunsch nach einer höheren Leistung 
insgesamt, also nach dem Doppelbezug, sowohl 
schweizerische Beihilfe als auch österreichische 
Beihilfe, würde die öffentliche Meinung, die 
Ihnen weitaus überwiegend positiv eingestellt 
war, wohl eher ins Gegenteil verkehren." 
Wir haben diesen Brief dann damit abge­
schlossen, daß wir gesagt haben : "Wenn Sie 
schließlich bedenken, daß ein theoretisch 
mögliches negatives Erkenntnis des Ver­
fassungsgerichtshofes Ihre Position und die 
der Gesetzesinitiatoren ganz wesentlich 
schwächen würde und daß Sie auch bei 
Zurückziehung der Verfassungsgerichtshof­
beschwerde in Zukunft im Bedarfsfall wiederum 
ein Modellverfahren einleiten können, erschiene 
es uns richtiger, wenn Sie nach verantwortungs­
voller Prüfung der Situation auf eine Ent­
scheidung des Verfassungsgerichtshofes ver­
zichten. " 

Ich glaube, daß man bei dieser Aufforderung 
oder bei dieser Formulierung wirklich nicht 
von einem Zwang oder von einem Druck 
sprechen kann. Sollte es wirklich irgendwo 
einen Druck gegeben haben, so wäre es doch 
besser - noch besteht die berufliche Immuni­
tät -, man sagt : Der oder jener hat diesen 
oder jenen unter Druck gesetzt, bevor man 
hier solche allgemeinen Äußerungen ausspricht. 

Ich möchte nun zu der bereits reklamierten 
Frage Stellung nehmen, wie es mit den aus 
dem Familienlastenausgleich entzogenen Mil-
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lionen aussieht. Hier ist etwas eingetreten, 
auf das man hinweisen sollte. Durch die 
Heraufsetzung des Bezugsalters für die Kinder­
beihilfe, also durch eine echte Leistungs­
verbesserung, ist für den Familienlastenaus­
gleich ein so großer Mehraufwand entstanden, 
daß die Überschüsse, die man zur Budget­
sanierung heranziehen wollte, überhaupt nicht 
entstanden sind. Ich möchte nicht anstehen 
zu sagen : Ich betrachte es fast als eine glück­
liche Fügung, daß hier etwas nicht durch­
geführt werden konnte, was man in einer N ot­
situation beschlossen hat. (Abg. M oser: . . .  und 
die Regierung beabsichtigt gehabt hat 1 - Abg. 
J u n gw irth:  2 Milliarden Schilling I) Das ist 
etwas anderes. Beim Familienlastenausgleich 
ist es nicht um 2 Milliarden Schilling gegangen. 
Wir haben jetzt nur von dieser Frage ge­
sprochen. (Abg. Ing. Kunst: Aber das ist ja 
nicht der einzige Posten I) Ich will im Augen­
blick keinen Ruf zur Sache riskieren und bleibe 
daher ·beim Familienlastenausgleich. 

Meine Damen und Herren ! Kollege Jung­
wirth hat mir die Frage gestellt, wie ich zu 
dieser Angelegenheit als V orsitzender einer 
Familienorganisation stehe. Ich sage es auch 
an dieser Stelle : Ich billige nicht die gesetz­
liche Maßnahme, die seinerzeit erfolgt ist. 
Ich würde einer neuerlichen Beschlußfassung 
in diesem Sinn auch als Abgeordneter meine 
Zustimmung nicht geben können. Daran 
können Sie mich später unter Heranziehung 
des stenographischen Protokolls erinnern. (Abg. 
Jungw irth: Sehr erfreulich 1 - Abg. M oser: 
In diese Lage werden Sie sicher nicht kommen I) 
U mso besser. 

Meine Damen und Herren ! Abschließend 
möchte ich sagen, daß man diese Frage wirklich 
sachlich sehen soll. Es ist darum gegangen, 
eine sehr problematische Bestimmung im 
Familienlastenausgleichsgesetz in Ordnung zu 
bringen. Das ist, glaube ich, auf eine möglichst 
günstige Weise gelungen, und damit ist ein 
Problem aus der Welt geschafft, das sicher 
nicht hätte weiterbestehen sollen. (Beifall bei 
der Ö VP.) 

Präsident Wallner : Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Wünscht der Herr Berichterstatter das Schluß­
wort � - Er verzichtet. Wir gelangen nunmehr 
zur Abstimmung. 

Bei der A b s ti m mung wird der Gesetz­
entwurf in der Fassung des Ausschußberichtes 
in zwei t er  und dri t t er  Lesung e i ns t immig  
zum Besch luß erhoben. 

mann wegen übertretung nach § 431 StG. 
(Verkehrsunfall) (1282 der Beilagen) 

Präsident Wallner : Wir gelangen zum 
1 1 .  Punkt der Tagesordnung : Ersuchen des 
Bezirksgerichtes Voitsberg um Zustimmung 
zur Verfolgung des Abgeordneten zum 
Nationalrat J ohann Neumann wegen über­
tretung nach § 431 StG. (Verkehrsunfall) .  

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Scherrer. Ich bitte ihn, über den Gegenstand 
zu berichten. 

Berichterstatter Scherrer : Hohes Haus ! Das 
Bezirksgericht Voitsberg ersucht mit Schreiben 
vom 3 .  April 1969, 4 U 77/69, der Auslieferung 
des Abgeordneten J ohann Neumann wegen 
des Verdachtes der Übertretung nach 
§ 431 StG. (Verkehrsunfall) die Zustimmung 
zu erteilen. Abgeordneter Neumann fuhr am 
6. Februar 1969 auf der Packer Bundesstraße 
im Gemeindegebiet Edelschrott auf einen 
Personenkraftwagen auf, wodurch zwei im 
Fahrzeug des Abgeordneten Neumann mit­
fahrende Personen leicht verletzt wurden. 

Der Immunitätsausschuß hat das Aus­
lieferungsbegehren in seiner Sitzung am 7. Mai 
1969 beraten. Entsprechend der ständigen 
Übung bei Vorliegen von Verkehrsunfällen 
hat der Immunitätsausschuß beschlossen, dem 
Hohen Hause die Auslieferung zu empf�hlen. 

Im Auftrag des Immunitätsausschusses stelle 
ich daher den A n t r a g, der Nationalrat wolle 
beschließen : 

Dem Ersuchen des Bezirksgerichtes Voits­
berg vom 3. April 1969, 4 U 77/69, um Aus­
lieferung des Abgeordneten zum Nationalrat 
J ohann Neumann wegen Übertretung nach 
§ 431 StG. (Verkehrsunfall) wird zugestimmt. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vor­
liegen, bin ich ermächtigt, zu beantragen, 
General- und Spezialdebatte unter einem ab­
zuführen. 

Präsident Wallner : Es liegt mir keine Wort­
meldung vor. Wir gelangen zur Abstimmung. 

Der Antrag des Immunitätsausschusses wird 
e i ns t immig angenommen. 

Präsident Wallner : Die Tagesordnung ist 
e r s c h ö p ft.  

Dringliche Anfrage der Abgeordneten Doktor 
Broda, Gratz, Dr. Kleiner und Genossen an 
den Bundesminister für Justiz, betreffend Aus­
führungen anläßlich der Amtseinführung des 
Präsidenten des Oberlandesgerichtes Innsbruck 

Dr. Franz Hetzenauer 

11. Punkt : Bericht des Immunitätsausschusses Präsident Wallner : Wir gelangen nunmehr 
über das Ersuchen des Bezirksgerichtes Voits- zur Behandlung der dringlichen Anfrage der 
berg um Zustimmung zur Verfolgung des Abgeordneten Dr. Broda und Genossen. Ich 
Abgeordneten zum Nationalrat Johann Neu- bitte zunächst die Schriftführerin, Frau Abge-
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ordnete Herta Winkler, die Anfrage zu ver­
lesen. 

Schriftführerin Herta Winlder : 
Dringliche Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Broda, Gratz, 
Dr. Kleiner und Genossen an den Herrn 
Bundesminister für Justiz, betreffend Aus­
führungen anläßlich der Amtseinführung des 
Präsidenten des Oberlandesgerichtes Innsbruck 
Dr. Franz Hetzenauer. 

In den "Salzburger Nachrichten" vom 
15. April 1969 (Beilage : "Der Staatsbürger" ,  
geleitet von o. Ö .  Univ.-Prof. Dr. jur. Rene 
Marcic) ist auszugsweise der Wortlaut einer 
Rede abgedruckt, die der Herr Bundesminister 
für Justiz in amtlicher Eigenschaft, nämlich 
anläßlich der Amtseinführung des Präsidenten 
des Oberlandesgerichtes Innsbruck Dr. Franz 
Hetzenauer, in Innsbruck gehalten hat. 

In dieser Rede hat der Herr Bundesminister 
unter anderem wörtlich ausgeführt : 

"Wenn daher von einer bestimmten Seite 
immer wieder in einer die Stellung und Funk­
tion des Staatsanwaltes grob verkennenden 
Weise vom ,weisungsgebundenen Staatsanwalt' 
gesprochen und damit, allerdings meist nur 
in versteckter oder scheinbar fragender Form, 
der Anschein erweckt werden soll, daß die 
Vorgangsweise der österreichischen Staats­
anwälte vom Justizministerium in eine be­
stimmte Richtung gelenkt werde, dann kann 
ein solches Gerede nur darauf abzielen, un­
richtige Vorstellungen über die Gesetzestreue 
der österreichischen Staatsanwälte zu erzeugen. 
Die so sprechen, um damit im politisch trüben 
fischen zu können, nehmen offenbar das Maß 
an den eigenen Schuhen, recht ausgetretenen 
übrigens, verhatschten, wie man in Wien sagt, 
die ich jedenfalls nicht anlegen werde. , 

Dieses diffamierende Gerede über angebliche 
Weisungen ist auch rechtlich völlig sinnlos, 
denn würde eine dem Strafgesetz wider­
sprechende Weisung erteilt werden, so wäre 
diese Weisung für den betreffenden Staats­
anwalt nicht nur unverbindlich, ja er wäre 
sogar verpflichtet, sie abzulehnen." 

Weiters hat der Herr Bundesminister für 
Justiz in dieser Rede ausgeführt : 

"Vielleicht bringen aber - wenn man schon 
nicht auf mich hören will - diese Ausführungen 
einer großen staatsanwaltschaft lichen Standes­
vertretung jene zur Einsicht und Einkehr, 
die unter dem Vorwand der Weisungsgebunden­
heit der Staatsanwälte seit Jahr und Tag 
von mir durch mündliche, schriftliche und 
sogar auch durch dringliche Anfragen Aus­
künfte über noch nicht beendete oder noch 
gar nicht begonnene Strafverfahren verlangen, 
um damit politische Aktivität vorzutäuschen, 
und dabei nicht selten die im Verfassungsrang 

stehende Bestimmung des Artikels 6 Abs. 2 
der Europäischen Konvention zum Schutze 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten miß­
achten, wonach nämlich bis zum gesetzlichen 
Nachweis der Schuld in einem gesetzmäßigen 
gerichtlichen Verfahren vermutet wird, daß 
selbst der wegen einer strafbaren Handlung 
Angeklagte unschuldig ist. Derartigen An­
griffen auf das Ansehen und die Unabhängig­
keit der Justiz werde ich wie bisher zu be­
gegnen wissen. Denn die Justiz ist kein 
politisches Spielzeug !" 

Seit dem Erscheinen des Textes dieser 
Rede des Herrn Justizministers sind mehr 
als fünf Wochen vergangen, ohne daß sich 
der Herr Justizminister vom veröffentlichten 
Wortlaut distanziert oder eine Richtigstellung 
vorgenommen hat. Es muß daher angenommen 
werden, daß der Text authentisch wiederge­
geben worden ist. 

Der Herr Justizminister ist nach Meinung 
der sozialistischen Parlamentsfraktion ver­
pflichtet, über seine sowohl dem Inhalt als 
auch der Form nach unqualifizierbaren Pau­
schal verdächtigungen und Verunglimpfungen, 
die er in amtlicher Eigenschaft als Justiz­
minister der Republik Österreich ausge­
sprochen hat, vor dem Nationalrat Rede und 
Antwort zu stehen. 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten 
daher an den Herrn Bundesminister für Justiz 
die nachstehenden Anfragen : 

1 .  Ist die Wiedergabe Ihrer anläßlich der 
Amtseinführung des Präsidenten des Ober­
landesgerichtes Innsbruck Dr. Hetzenauer ge­
haltenen Rede in den "Salzburger Nach­
richten" (Beilage : "Der Staatsbürger" )  authen­
tisch ? 

2 .  Wenn nein : 
a) Warum haben Sie keine Richtigstellung 

vorgenommen ? 
b) In welchen Punkten weicht der in den 

"Salzburger Nachrichten" wiedergegebene Text 
von Ihren tatsächlichen Ausführungen ab ? 

3 .  Wenn ja : 
a) Welche namentlich zu nennenden Per­

sonen hatten Sie, als in amtlicher Eigenschaft 
sprechender Justizminister, konkret im Auge, 
als Sie erklärten : "Die so sprechen, um damit 
im politisch trüben fischen zu können, nehmen 
offenbar das Maß an den eigenen Schuhen, 
recht ausgetretenen übrigens, verhatschten, 
wie man in Wien sagt, die ich jedenfalls nicht 
anlegen werde" ? 

b) Welche namentlich zu nennenden Ab­
geordneten hatten Sie, als in amtlicher Eigen­
schaft sprechender Justizminister, im Auge, 
"die unter dem Vorwand der Weisungsgebun­
denheit der Staatsanwälte seit Jahr und Tag 

834 
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von mir durch mündliche, schriftliche und 
sogar auch durch dringliche Anfragen Aus­
künfte über noch nicht beendete oder noch 
gar nicht begonnene Strafverfahren verlangen, 
um damit politische Aktivität vorzutäuschen" 1 

c) Welche durch Geschäftszahl und Betreff 
genau zu bezeichnenden parlamentarischen 
Interpellationen sind nach Ihren Ausführungen 
nur eingebracht worden, um "politische Akti­
vität vorzutäuschen" ? 

d) In welchen dieser konkreten Fälle hatten 
Sie Angriffen auf das "Ansehen und die Un­
abhängigkeit der Justiz zu begegnen" 1 

In formeller Hinsicht wird gemäß § 73 
Abs. 1 der Geschäftsordnung beantragt, dem 
Fragesteller vor Eingehen in die Tagesordnung 
Gelegenheit zur mündlichen Begründung zu 
geben und hierauf eine Debatte über den 
Gegenstand abzuhalten. 

Präsident WalIner : Ich danke. 

Ich erteile nunmehr dem Herrn Abgeord­
ordneten Dr. Broda als erstem Anfragesteller 
zur Begründung der Anfrage gemäß § 73 
Geschäftsordnungsgesetz das Wort. 

Abgeordneter Dr. Broda : Herr Präsident ! 
Hohes Haus ! Meine sehr geehrten Damen 
Herren ! Mit der soeben verlesenen dringlichen 
Anfrage stellt die sozialistische Parlaments­
fraktion einen konkreten Anlaßfall und eine 
Grundsatzfrage der parlamentarischen Demo­
kratie zur Diskussion. 

Ich darf gleich bemerken, Hohes Haus, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, 
die Unterzeichner dieser dringlichen Anfrage 
begrüßen es, daß sich Mitglieder der Parla­
mentsfraktion der Mehrheitspartei entschlossen 
haben, ich möchte sagen, zum gleichen Gegen­
stand, am gleichen Tag ebenfalls eine dring­
liche Anfrage einzubringen. Dadurch wird 
nur unterstrichen, daß der Gegenstand, den 
wir zur Diskussion stellen, tatsächlich dis­
kussions- und klärungsbedürftig ist und auch 
geklärt werden soll. 

Die dringliche Anfrage der Herren Abge­
ordneten Dr. Fiedler und Genossen, die nach 
dieser dringlichen Anfrage behandelt werden 
wird, gibt uns, dem Nationalrat dieser Gesetz­
gebungsperiode, eine legitime Möglichkeit, um­
fassend neuerlich, wie schon wiederholt, das 
Problem der Beziehung zwischen Gesetzgebung 
und Vollziehung nach dem System unserer 
Bundesverfassung zu erörtern. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
Worum geht es ? Gegenstand der von uns 
eingebrachten dringlichen Anfrage ist : 

1 .  Welche Grenzen hat ein Mitglied der 
Bundesregierung, das in amtlicher Eigenschaft 
Erklärungen abgibt, bei der Wahl seiner 

Ausdrucksweise nach Inhalt und Form zu 
wahren 1 

2. Wieviel Geduld soll die Volksvertretung 
an den Tag legen, wenn ihre verfassungs­
gesetzlichen Kontrollrechte, Herr J ustiz­
minister, von Mitgliedern der Bundesregierung, 
die dem Parlament politisch und rechtlich 
verantwortlich sind, in amtlichen Erklärungen 
offen und versteckt in Frage gestellt werden � 

Hohes Haus ! Die sozialistischen Abge­
ordneten wollen aus der zur Diskussion 
stehenden Frage keine Parteifrage machen. 
(Abg. Dr. Haider: Na net l) Parlamentsrechte 
gehen uns alle an ! Es gibt kein Parlament 
der Mehrheit und der Minderheit, es gibt 
kein Parlament der Regierungspartei (Abg. 
Dr. Haider: Es hat eine Privat justiz Broda 
einmal gegeben I) und der Oppositionspartei, 
es gibt, meine sehr geehrten Damen und 
Herren (Abg. Wei khart: Der Haider hat e8 
notwendig ! Der hat noch die Eierschalen am 
Schädel picken !) , nur ein österreichisches 
Parlament ! (Abg. Glaser: Das waren die 
"Engelszungen" vom W eikhart ! Weitere 
Zwischenrufe.) 

Präsident Wallner: Ich bitte, den Redner 
nicht zu unterbrechen. 

Abgeordneter Dr. Broda (fortsetzend) : Meine 
sehr geehrten Damen und Herren von der 
Regierungspartei ! Nach der Geschäftsord­
nung hat der Begründer keine Redezeit­
beschränkung. Sie können mich, Dr. Haider, 
solange Sie wollen, unterbrechen. Da wir 
alle, Herr Dr. Haider, Ihre hohen Quali­
filrationen als Sprecher in juristischen Ange­
legenheiten hier im Hause kennen, bin ich 
ja sicher, daß Sie sich dann zu Wort melden 
werden. (Beifall bei der SP(J. - Zwischen­
rufe bei der OVP. - Abg. Libal :  Den hat 
der "Nußberger" heute g' streift !) 

Die Unterbrechung durch Dr. Haider war 
nicht nur unkollegial, sondern der Würde 
dieser Debatte in keiner Weise angepaßt I 
(Erneute Zustimmung bei der SP(J.) Ja, der 
Ton macht die Musik. Wenn Sie nicht in 
der Lage sind . . . (AnhaUende Zwischenrufe. ­
Präsident Wallner  gibt das Glockenzeichen. ) 
Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
Wenn Sie nicht in der Lage sind . , .  (Abg. 
Glase r: Und was Ihr Kollege Weikhart ge­
sagt hat, haben Sie das nicht gehört ? Das 
haben Sie nicht gehört, was der Weikhart, 
der mit "Engelszungen" redet, gesagt hat ? -
Ruf bei der O fP : "Eierschalen" ! - Abg. 
Pre ufJler :  Da soll zuerst der Haider schweigen, 
dann braucht der Weikhart nichts zu sagen !) 

Herr Kollege Glaser ! Wissen Sie, wie 
ich es mache 1 Ich höre nur den Zwischen­
rufern Ihrer Partei zu. (Abg. Dr. Withalm: 
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Es wäre gut, wenn Sie das täten I) Den Zwi­
schenrufen meiner Freunde brauche ich nicht 
zuzuhören. (Abg. Glas e r :  Das ist aber kein 
gutes Argument ! - Weitere Zwischenrufe. -
Abg. Dr. Grub e r :  Er ist doch nicht iiber­
parteilich, er hört nur ein e r Partei zu I) 

Hohes Haus ! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren ! Ich werde mich durch die Ner­
vosität der Regierungspartei nicht abbringen 
lassen, eine Grundsatzfrage grundsätzlich zu 
erörtern. Ich werde die zur Debatte stehende 
Frage zu keiner Parteifrage machen. 

Darf ich nochmals in Erinnerung rufen, 
wie die relevanten Äußerungen des Herrn 
Bundesministers für Justiz nach der von uns 
zhierten Quelle - es ist eine repräsentative 
Fachpublikation, die Beilage "Der Staats­
bürger" zu den "Salzburger Nachrichten" -
lauten. Es heißt an dieser Stelle : 

"Wenn daher von einer bestimmten Seite 
immer wieder in einer die Stellung und Funk­
tion des Staatsanwaltes grob verkennenden 
Weise vom ,weisungsgebundenen Staatsan­
walt' gesprochen und damit, allerdings meist 
nur in versteckter oder scheinbar fragender 
Form, der Anschein erweckt werden soll, 
daß die Vorgangsweise der österreichischen 
Staatsanwälte vom Justizministerium in eine 
bestimmte Richtung gelenkt werde, dann 
kann ein solches Gerede nur darauf abzielen, 
unrichtige Vorstellungen über die Gesetzes­
treue der österreichischen Staatsanwälte zu 
erzeugen. Die so sprechen, um damit im 
politisch trüben fischen zu können, nehmen 
offenbar das Maß an den eigenen Schuhen, 
recht ausgetretenen übrigens, verhatschten, 
wie man in Wien sagt, die ich jedenfalls nicht 
anlegen werde." (Abg. Weikhart :  Ein in­
telligenter Ausdruck des Herrn Justizministers ! 
- Abg. Liba l : Eine tlberheblichkeit sonder­
gleichen ! So etwas Präpotentes ! - Der Prä­
sident übernimmt wieder den Vorsitz.) 

"Dieses diffamierende Gerede über angeb­
liche Weisungen ist auch rechtlich völlig sinn­
los, denn würde eine dem Strafgesetz wider­
sprechende Weisung erteilt werden, so wäre 
diese Weisung für den betreffenden Staats­
anwalt nicht nur unverbindlich, ja er wäre 
sogar verpflichtet, sie abzulehnen." 

Der Herr Justizminister spricht dann in 
seiner Rede aus amtlichem Anlaß weiters 
von jenen, "die unter dem Vorwand der 
Weisungsgebundenheit der Staatsanwälte seit 
Jahr und Tag von mir durch mündliche, 
schriftliche und sogar auch durch dringliche 
Anfragen Auskünfte über noch nicht beendete 
oder noch gar nicht begonnene Strafverfahren 
verlangen, um damit politische Aktivität vor­
zutäuschen" . 

Meine sehr geehrten Damen und Herren r 
Ich versage es mir, hier sarkastisch zu werden, 
sonst müßte ich sagen, der Herr Justiz­
minister hat offenbar am 28. März 1969 bei 
der Amtseinführung unseres früheren Kol­
legen Dr. Hetzenauer als Präsident des Ober­
landesgerichtes Innsbruck schon vorausge­
sehen, daß Kollege Fiedler und andere Kol­
legen von Ihnen nach mir eine dringliche 
Anfrage an ihn stellen werden. Ich versage 
es mir, das zu sagen, weil ich ihnen wie dem 
ganzen Hauf:) voll und ganz das Recht zuer­
kenne, jederzeit eine dringliche Anfrage auch 
an den Justizminister zu stellen, wenn es 
um Fragen der Vollziehung geht. Nur soll 
man hier nicht einen Einbahnverkehr ein­
richten, wonach nur dringliche Anfragen der 
Opposition sich diese Kritik gefallen lassen 
müssen, während dringliche Anfragen der 
eigenen Partei offenbar anders beurteilt wer­
den ; es sei denn, der Herr Justizminister 
würde uns dann in seiner Antwort etwas 
anderes mitteilen . 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Hohes Haus ! Ich werde hier keine Grundsatz­
debatte über die verfassungsrechtlichen Fra­
gen des Weisungsrechtes beziehungsweise der 
Weisungspflicht des Justizministers gegen­
über den Anklagebehörden führen ; wir haben 
das in anderem Zusammenhang getan -
das ist in Erinnerung -, und wir werden es 
in Zukunft tun. Im übrigen ist geltendes 
Verfassungsrecht geltendes Verfassungsrecht, 
und ich habe mich damit heute nicht aus­
einanderzusetzen. 

Es geht um den Ton, der hier von einem 
Regierungsmitglied gegenüber dem Parlament 
angeschlagen und gebraucht wird ; nicht in 
einer Wahlkampfversammlung, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, nicht, wie 
der Herr Justizminister sich sonst auszu­
drücken pflegt - ich will da mit ihm nicht 
rechten -, "als Rechtslehrer oder Staats­
bürger". Es gilt, sich mit der Sprache aus­
einanderzusetzen, die der Herr Justizminister 
als Justizminister der Republik Österreich 
in amtlicher Eigenschaft, in amtlichen Er­
klärungen, aus amtlichem Anlaß vor höch­
sten Justizfunktionären über das Parlament 
und die Parlamentarier gebraucht. ( Z'U8tim­
mung bei der SPÖ. - Abg. Libal : So etwas 
Arrogantes ist noch nicht dagewesen 1 - Abg. 
Wei khart : Vielleicht hat der Herr Justiz­
minister die "verhatschten" Schuhe an ! -
Weitere Zwischenrufe. - Der Präs ident  
gibt das Glockenzeichen.) 

Die anfragesteIlenden sozialistischen Abge­
ordneten sagen in ihrer schriftlichen Anfrage, 
Herr Justizminister, daß diese Ausdrucks­
weise in Form und Inhalt unqualifizierbar ist. 
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Ich wiederhole das hier in aller Form : Diese 
Ausdrucksweise, Herr Justizminister Dr. Kle­
catsky, in amtlicher Eigenschaft, in amtlichen 
Erklärungen, bei amtlichem Anlaß ist un­
qualifizierbar ! -(Zustimmung bei der SPÖ.j 

Herr Justizminister ! Sie haben nicht als 
Privatperson gesprochen, auch nicht als Rechts­
lehrer, den Sie so gerne, auch uns gegenüber, 
hervorkehren. Ich sage gar nicht, als Po­
litiker, denn ich bin ein Politiker, und ich 
würde mich hüten, bei amtlichen Anlässen 
solche Worte wie das von den "verhatschten" 
Schuhen, in denen wir gehen, zu gebrauchen. 
(Heftige Zwischenrufe bei der SPÖ. - Gegen­
rufe bei der Ö VP. - Abg. P e t e r :  Wenn diese 
Äußerung gefallen ist, dann kann man sie 
doch nicht verteidigen als Parlamentarier !) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Am 
Wort ist der Abgeordnete Dr. Broda ! Ich 
bitte um Ruhe ! (Abg. Lib a l :  Das braucht 
man sich doch nicht gefallen zu lassen !) 

Abgeordneter Dr. Broda (fortsetzend) : Hohes 
Haus ! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren ! Ich frage die hier im Hause an­
wesenden früheren und jetzigen Regierungs­
mitglieder, Herrn Bundeskanzler Dr. Gor­
bach und die anderep., die hier sind, ich frage 
die Kolleginnen und Kollegen, die schon 
viele Jahre hier im Parlament sind : Erinnern 
Sie sich, daß jemals ein Mitglied einer Koali­
tionsregierung oder auch der jetzigen Re­
gierung, ein anderes Regierungsmitglied, in 
amtlicher Eigenschaft, bei amtlichem Anlaß, 
in einer amtlichen Rede solche Ausdrücke 
über abwesende Parlamentarier, die sich nicht 
wehren können, gebraucht hat, von "ver­
hatschten " Schuhen gesprochen hat, in denen 
wir gehen ? (Abg. Weikhart :  Ganz uner­
hört so etwas ! Das ist eine Diffamierung der 
Parlamentarier ! - Abg. Liba l :  Eine Schande ! 
Er soll zurücktreten ! - Weitere heftige Zwi­
schenrufe.) 

Präsident (da.s Glockenzeichen gebend) : Meine 
Damen und Herren, ich bitte, sich etwas 
zurückzuhalten ! 

Abgeordneter Dr. Broda (fortsetzend) : Herr 
Justizminister ! (Abg. Dr. Wi thalm:  Herr 
Minister Dr. Broda, erinnern Sie sich, was 
Sie 1963 gegen den Verwaltungsgerichtshof ge­
sagt haben ! "Ich erhebe Anklage" haben Sie 
damals gesagt !) Verehrter Herr Kollege Dok­
tor Withalm ! Ich bin zwar kein Prophet, 
aber ich habe gewußt, daß Sie diesen Zwi­
schenruf machen werden. Das war damals 
nicht in amtlicher Eigenschaft, ich habe von 
meinem Recht auf einer politischen Ver­
anstaltung Gebrauch gemacht, und ich habe 
nie als Justizminister so gesprochen ! (Abg. 
Dr. Withalm:  Aber Sie waren damals Justiz-

minister !) Herr Dr. Withalm, ich wieder­
hole : Stellen Sie sich dieser Auseinander­
setzung, kommen Sie heraus und verteidigen 
Sie es, daß der Justizminister der Republik 
Österreich solche Worte bei amtlichem An­
laß gebraucht ! Das ist unerhört ! ( Abg. 
Dr. Withalm:  Reden Sie doch nicht von 
etwas anderem ! Nehmen Sie zu meinem Zwi­
schenruf Stellung ! - Neuerliche heftige Zwi­
schenrufe. ) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Ich 
bitte die Damen und Herren, sich zurückzu­
halten ! 

Abgeordneter Dr. Broda (fortsetzend) : Ich 
werde Ihnen noch etwas Weiteres sagen, 
Herr Justizminister ! Wissen Sie, was das 
Unqualifizierbare Ihrer Ausdrucksweise dort 
war : das Unterschwellige. Das ist Gift in 
die Demokratie träufeln. Wir waren nicht 
dort bei dieser amtlichen Veranstaltung, wir 
konnten uns nicht wehren dagegen, aber Sie 
haben dabei Ausdrücke gebraucht, die un­
qualifizierbar tlind ! (Zustimmung bei der 
SP(). - Abg. Dr. Withalm : Das haben Sie 
damals genauso gemacht ! - Abg. Dr. Kle iner :  
Sie können sich die "verhatschten" Schuhe ge­
fallen lassen, aber wir nicht !) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Hohes Haus ! Täglioh wird uns gesagt : Die 
Justiz soll aus dem politischen Tagesstreit 
herausgehalten werden ! (Anhaltende lebhafte 
Rufe und Gegenrufe bei Ö V P und SPÖ.j 

Präsident : Meine Damen und Herren ! Es 
kann sioh ja jeder zum Wort melden ! 

Abgeordneter Dr. Broda (fortsetzend) : Es 
bleibt eine papierene Phrase, daß Sie die 
Justiz aus der Politik heraushalten wollen, 
wenn sich dieser Ton einbürgert und wenn 
Sie, meine Damen und Herren, glauben, diesen 
Ton verteidigen zu müssen. (Abg. Dr. W i t­
halm: Das sagt ein Dr. Broda ! Er erinnert 
sich nicht an 1966 ! Erinnern Sie sich an die 
" Kronen-Zeitung"-Affäre ! Erinnern Sie sich 
an die Oausa Habsburg ! Sie haben das not­
wendig !) 

Herr Doktor Withalm ! In der Causa Habs­
burg hat, was die authentische Interpretation 
des Habsburgergesetzes, die Mitwirkungsrechte 
der V olksvertretung, anlangt, der sozialistischen 
Fraktion das gesamte Parlament durch ein­
stimmigen Beschluß über das Verfassungs­
gesetz vom 4. Juli 1963 recht gegeben. (Abg. 
Dr. Pit t e rmann: Einschließlich Withalm !) 
Mit Ihrer Stimme, gegen den Herrn Hofrat 
des Verwaltungsgerichtshofes Dr. Klecatsky ! 
(Lebhafte Zustimmung bei der SPÖ. - Abg. 
Dr. Pit te rmann: Einschließlich Withalm !) 
Herr Doktor Withalm ! Wenn Sie schon herein­
gekommen sind, um daran zu erinnern, so 
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sage ich Ihnen heute und hier : Wir soziali­
stischen Abgeordneten haben damals der 
Republik einen großen Dienst erwiesen (Wider­
spruch bei der Ö V P), indem wir das Parlament 
überzeugen konnten, daß es den Klecatsky­
schen Wegen und Irrwegen nicht folgen soll. 
(Zustimmung bei der SPÖ. - Widerspruch 
bei der Ö VP .j 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Wir sprechen jetzt alle - auch Sie, Herr 
Kollege Dr. Withalm - von der notwendigen 
Demokratiereform. Wir sprechen davon, daß 
wir die Autorität der demokratischen Ein­
richtungen erhöhen wollen. Glauben Sie, 
sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen, daß 
uns das gelingen wird, wenn wir diese Art 
Auseinandersetzung mit dem Parlament, das 
sich nicht wehren kann - es konnte sich 
dort nicht wehren -, dulden � Die Verant­
wortung, die wir alle für die Demokratie 
und ihr Ansehen im Lande tragen, ist unteilbar. 
Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Unteilbar muß diese Verantwortung sein, 
wenn wir diese Diskussion über Demokratie­
reform wirklich ernst nehmen wollen. 

Ich möchte noch folgendes sagen : Es gibt 
einen grundsätzlichen Aspekt dieser Ausein­
andersetzung. Wir sozialistischen Abgeordne­
ten betrachten sie als eine Episode im Kampf 
unserer Volksvertretung um ihre Bewährung, 
als eine Episode im Kam pf unserer Volks­
vertretung, die sich immer wieder von neuem 
gegen eine übermächtige Vollziehung zur 
Wehr setzen muß. Das liegt im Zug der 
modernen Gesellschaft, das wissen wir. 

Deshalb haben wir damals am 4. Juli 1963 
nach den Stürmen der Habsburg-Juni-Schlacht 
einstimmig dieses Verfassungsgesetz über die 
authentische Interpretation des Habsburger­
gesetzes hier beschlossen. (Abg. Dr. W it halm: 
Im So/iensaal, meinen Sie, damals 1) Deshalb 
haben wir im Jahr 1966 hier mit dem Herrn 
Justizminister die ersten Auseinandersetzungen 
geführt, als er uns parlamentarische Kontroll­
rechte bestreiten wollte. Deshalb haben wir, 
Hohes Haus, publizistisch eine wichtige Diskus­
sion um den Inhalt des parlamentarischen 
Fragerechtes geführt, und deshalb haben wir 
den Herrn Justizminister gestellt, als er sich 
in eine Auseinandersetzung über Informations­
rechte des Parlaments, Priorität oder Monopol 
von Informationsrechten, hier eingelassen hat. 

Und nun diese Auseinandersetzung hier. 
Wir haben es dem Herrn Justizminister 
schon außerhalb des Parlaments gesagt, und 
wir sagen es heute hier wieder : Wir sind 
gewarnt, und wir werden uns wehren gegen 
jede Verkürzung der Rechte des Parlaments. 

N ur eine Bitte für Ihre Antwort, Herr 
Justizminister : Bitte bedenken Sie, daß Sie 

uns heute als Justizminister antworten sollen, 
so wie Sie als Justizminister bei der Amts­
einführung des Oberlandesgerichtspräsidenten 
in Innsbruck gesprochen haben. Sprechen Sie 
bitte nicht zu uns als Professor, so als ob wir 
Ihre Schüler wären. Wir haben das satt, 
Herr Justizminister ! (Lebhafte Zustimmung 
bei der SPÖ. - Zwi.schenrufe bei der Ö V P.) 

Hohes Haus ! Zu den Behauptungen des 
Herrn Justizministers über den Mißbrauch des 
Fragerechtes nehme ich überhaupt nicht Stel­
lung. Sie kennen unseren grundsätzlichen 
Standpunkt, daß man keine Mißbrauchstheorie 
über das Fragerecht entwickeln soll. Es kann 
nie die eine Partei der anderen Partei vor­
schreiben, was sie wen fragen soll. Wir 
schreiben das Ihnen nicht vor, und Sie sollen 
es uns nicht, vorschreiben. Ich glaube daher, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, daß 
wir darauf gar keine Zeit verschwenden sollten. 

Ich möchte aber auch Ihnen, Kolleginnen 
und Kollegen von der derzeitigen Mehrheits­
partei des Hauses, sagen : Bei dieser Diskussion 
- deshalb habe ich um Ruhe gebeten und 
gemeint, wir sollten uns nicht zu sehr er­
hitzen - möge man doch auch bedenken, 
daß sich die Rollen sehr bald ändern könnten, 
daß es nämlich dazu kommen könnte, daß Sie 
durchaus interessiert sind an einem exakt 
funktionierenden Fragerecht gegenüber der 
Regierung und der Vollziehung, und nicht 
umgekehrt. Deshalb meinte ich, es gibt nur 
ein Parlament und nicht ein Parlament der 
Mehrheit und der Minderheit, der Regierungs­
partei und der Opposition. 

Ich möchte, Hohes HaUl:\, nur sagen und 
Ihnen in Erinnerung rufen : Hätten wir und 
die Kollegen von der Freiheitlichen Partei 
Österreichs den Herrn Justizminister - auch 
sie fragen ja  immer wieder den Herrn Justiz­
minister - nicht nach dem Stand von Straf­
verfahren fragen sollen, an denen das ganze 
Land interessiert ist, wie etwa am Bauskandal � 
Ich sage nicht, wie es der Herr Justizminister 
schon seit langem tut, der "sogenannte Bau­
skandal". Das, Herr Justizminister, ist näm­
lich auch eine Vorwegnahme eines Verfahrens. 
ergebnisses, die Sie sonst so perhorreszieren. 
daß Sie immer vom "sogenannten Bauskandal" 
sprechen. Wir wissen das nicht. (Abg. Doktor 
W ithalm: Der andere Ausdruck i.st ja auch 
eine Vorwegnahme 1) Herr Doktor Withalm, 
wir haben zur Kenntnis genommen, daß nach 
der . . . (Abg. Dr. W i tha lm: Als Juristen, 
glaube ich, können wir schon beurteilen, was 
der Ausdruck bedeutet 1) Herr Doktor Withalm ! 
Wir haben es zur Kenntnis genommen, daß 
nach der großen Fanfare, die der Herr Bundes­
kanzler Klaus im November 1966, ohne von 
uns veranlaßt zu sein, hier von der Regierungs­
bank aus angestimmt hat, schon längst die 
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Schamade des Rückzuges in der Unter­
suchung der Baustrafsachen gekommen ist. 
Aber wir hätten nicht fragen sollen 1 Das 
kann doch nicht ernstlich behauptet werden. 

Wir werden noch weiter  fragen. Wi r werden, 
Herr Justizminister, weiter fragen, wann die 
Hauptverhandlung gegen den Herrn Sektions­
chef Seidl stattfinden wird, wir werden Sie 
weiter fragen, wie groß die Zahl der Ein­
stellunge n bisher ist, und wir werden Sie 
weiter fragen, wie die Vorgänge um die 
Einstellung des Verfahrens gegen den ehe­
maligen Herrn Landeshauptmann-Stellvertre­
ter Truppe in Kärnten waren. 

Und, Herr Justi zmi nister, ich weise mit 
größter Entschiedenheit und mi t größtem 
Ernst Ihre unterschwellige Behauptung in 
Innsbruck zurück, daß wir dabei Bestimmun­
gen der Europäischen Menschenrechtskonven­
tion verletzten, indem wir vorwegnahmen, 
daß natürlich - dazu beke nnen wir uns -
jedermann bis zum Spruch des unabhängigen 
Gerichtes in le tzter Instanz als unbescholten 
z u  gelten hat. Herr Kollege Fiedler, wir 
werden uns dann anschließend bei Ihrer 
Anfrage über diese Frage unterhalten: wann 
man nämlich Verfahrensergebnisse vorweg­
nehmen soll. Ich darf das nur ankündigen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wir weisen mi t größter Entschiedenheit die 
Unterstellung - wieder eine unterschwellige 
Unterstellung - des Herrn Justizministers 
zurück, daß wir uns hier konventionswidrig 
verhalten! Wi r fragen nie danach, ob jemand 
schuldig is t oder nicht, bevor er vom unab­
hängigen Gericht i n  letzter Instanz verurteilt 
worden ist, sondern wir fragen nach dem 
Stand des Verfahrens, nach der D auer des 
Verfahrens (Abg. Dr. Gru b e r: Bei Euler 
zum Beispiel I) , nach der Schadenssumme 
und nach solchen Dingen. Wi r können jeden 
einzelnen Fall durchgehen. (Abg. Dr. Grub e r: 
Da werden wir uns noch die Mühe machen I) 
Herr Kollege Gruber! Wir werden vor allem 
bei Ihrer nächsten Anfrage - ich weiß nicht, 
ob Sie sie unterschrieben haben - darüber 
sprechen. Dann werden wir uns darüber aus­
einanderse tzen, gerade über diese Frage, ob 
man, Herr Kollege Gruber, in diese m Stadium 
- die D amen und Herren kennen s chon die 
Anfrage - des dort gegenständlichen Ver­
fahrens rite jetzt schon hier Auskunft geben 
kann, wie es die Anfrages teller wissen wollen. 

Meine verehrten Damen und Herren! Warum 
sollte n  die Abgeordneten der Freiheitlichen 
Partei nicht das Recht gehabt haben, über den 
Stand der Südtirolverhandlungen hier i m  
Haus zu fragen 1 Warum sollte der Kollege 
Skrite k nicht das Recht gehabt haben, über 
den Stand der komplexen Strafsache Burger 

oder des Verdachtes strafbarer Handlungen 
i m  Z usammenhang mi t der Strafsache Burger 
zu fragen ? 

Hohes Haus! Natürlich haben wir a uch über 
die Spionageaffären und die damit zusammen­
hängenden Strafverfahre n gefragt. D aß das 
ein legitimes Recht und eine Pflicht des 
Parlaments war, sehen wir j a  gerade i n  diesen 
Tagen. 

Wir werden uns selbstverständlich diese 
Kontrollrechte trotz der Unterstellungen des ­
Herrn Justizministers in Innsbruck nicht 
nehmen lassen, und wir werden uns, Herr 
Justizmi nister, jederzei t - und immer als V olks­
vertreter zur Wehr setzen, wenn wer immer 
die Rechte der Volksvertretung beschneiden 
will oder mit welchen Argumenten immer 
bestreiten will. 

Der Herr Justi zmi nis ter schloß nach dem 
"Staatsbürger" - wir werden ja hören, wie­
weit dieser Text authentisch ist - seine 
Innsbrucker Rede . . . (Ja - ja-Rufe bei der 
(j VP.j Kollege Kranzlmayr! "Der Staats­
bürger" ist j a  unter der Leitung ei nes Uni­
versitätsprofessors, des Professors Marcic. Ich 
kann also nicht annehmen, daß es vollkommen 
unbegründe t ist, was dort steht. Wir werden 
ja hören, was der Herr Justizminister sagen 
wird. 

Nach dem "Staatsbürger" sagt der Herr 
Justizmi nister in Innsbruck am Schluß seiner 
Rede . . . (Abg. Dr. Gruber: Da i8t ja schon 
ein Staatsanwalt- Trauma ! Der arme Kranzl­
mayr ! - Abg. Dr. Kranzlmayr: Ich habe 
ja nichts gesagt I) D as ist gut. (Abg. H artl: 
Du wirst rwch hingerichtet !  - Abg. Weikhart: 
Der H artl ist politisch hingerichtet ! Der braucht 
kein zweites Mal hingerichtet zu werden ! 
Den Hartl hat man 8chon geköpft ! - Abg. 
Hart l: Ich bin nur dem Pittermann nach­
gekommen 1 - Heiterkeit und weitere Zwischen­
rufe.) Herr Kollege Hartl! Mir hat man schon 
alles mögliche vorgehalten, aber nicht einmal 
der Kollege Dr. Withalm hat mir bisher an­
gekreidet, daß ich ei n Anhänger der Todes­
strafe bi n - also auch nicht gegen irgendeinen 
i n  diesem Hause. (Heiterkeit.) Die Todesstrafe 
haben wir gemeins am endgültig abgeschafft. 

Hohes Haus! Wir werde n ja noch weiter 
Gelegenheit haben, in Wechselreden dieses 
Proble m zu erörtern, das ich als begründender 
Unterzeichner unserer dringlichen Anfrage hier 
darlegen konnte. 

Der Herr Bundesminister für Justiz, Univer­
sitätsprofessor Dr. Klecatsky, meinte nach dem 
"Staatsbürger" am Schluß seiner Innsbrucker, 
i n  amtlicher Eigenschaft gehalte nen Rede 
aus Anlaß der Amtseinführung des Ober­
landesgerichtspräsidenten Dr. Hetzenauer: 
"Die Justi z  ist kei n  poli tisches Spielzeug! " 
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Sehr verehrter Herr Justizminister ! Wir 
sagen Ihnen mit großem Ernst und mit großem 
Nachdruck : Rühren Sie nicht an die parla. 
mentarischen Grundrechte. Das Parlament 
und seine Rechte sind kein Spielzeug, auch 
nicht für Sie ! (Beifall bei der 8P(j.) 

Präsident : Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Bundesminister für Justiz Dr. Kle· 
catsky. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Justiz Dr. Klecatsky : 
Hohes Haus ! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren ! Ich beantworte die dringliche Anfrage 
wie folgt : 

Zu Punkt 1 :  Soweit ich mich erinnere : Ja. 
Zu 2 entfällt eine Beantwortung, weil ich 

zur Frage 1 mit Ja geantwortet habe. 
Zu 3 :  Im allgemeinen, Hohes Haus, 

antworte ich dazu wie folgt : 

Meine in Innsbruck gehaltene Rede vom 
28. März 1969 hatte den Zweck, der Öffent. 
lichkeit die Rolle des Staatsanwaltes im 
modernen demokratischen Rechtsstaat vor 
Augen zu führen und dabei vor allem klar­
zustellen, daß heute der öffentliche Ankläger 
infolge seiner strengen Bindung an das Le­
gaIitätsprinzip kein Instrument politischer 
Eingriffe in Strafverfahren sein soll. Zu 
diesem Thema habe ich mich schon oft 
öffentlich geäußert. Beispielsweise mache ich 
aufmerksam auf eine mündliche Anfrage­
beantwortung in der 252. Sitzung des Bundes· 
rates vom 15. März 1967. Schon dort, also 
vor einer parlamentarischen Körperschaft, 
habe ich auf die rechtliche Konstruktion 
der staatsanwaltschaftlichen Behörden in 
ihrem Verhältnis zur gesamten Justiz, aber 
auch auf die vor bildhafte Gesetzestreue der 
österreichischen Staatsanwälte aufmerksam 
gemacht. Weiter habe ich darauf verwiesen, 
daß ich - und daran hat sich bis zum heutigen 
Tag nichts geändert - in konkreten Straf­
sachen noch niemals eine Weisung an staats· 
anwaltschaftliche Behörden erteilen mußte. 
Diesem Anliegen im Interesse des Ansehens 
und der Unabhängigkeit der österreichischen 
Justiz neuerlich Ausdruck zu geben, war 
meine Rede in Innsbruck bestimmt. 

Daß es Aufgabe des Justizministers ist, 
die Unabhängigkeit und das Ansehen der 
Justiz in der Öffentlichkeit zu schützen, habe 
ich schon kurze Zeit nach meinem Amts· 
antritt auf der Richterwoche des Jahres 1966 
und seither öfters dargelegt und begründet. 
Diese Ausführungen finden sich im "Staats. 
bürger" vom 24. Mai 1966. 

Meine Äußerungen habe ich zusätzlich in 
Ausübung des mir verfassungsgesetzlich ge· 
währleisteten staatsbürgerlichen Rechtes der 
freien Meinungsäußerung - ich verweise auf 

den Artikel 13 des Staatsgrundgesetzes vom 
21 . Dezember 1867 über die allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger und auf den Artikel 10 
Abs. 1 der Europäischen Menschenrechts· 
konvention - gemacht. (Abg. W e i kkart: 
Wer fischt dann im trüben, Herr Bundes· 
mini..qter ?) Herr Abgeordneter Weikhart ! Ich 
bin dabei, die Anfrage zu beantworten. Ich 
komme darauf zurück. 

Rechtsnormen, die einen Bundesminister 
dieses verfassungsgesetzlich und völkerrecht· 
lich gewährleisteten Rechtes berauben, be­
stehen in Österreich nicht. Das Recht auf 
freie MeinungsäußerunR um faßt auch das 
Recht, innerhalb der gesetzlichen Grenzen 
seine Gedanken autonom zu formulieren. (Abg. 
K 0 n i r: Auch Ehrenbeleidigungen ?) Ich habe 
gesagt : Innerhalb der gesetzlichen Grenzen ! 
(Abg. K onir: Sie sind dabei, sich selbst zu 
verurteilen !) Ich bin bei der Antwort, Herr 
Abgeordneter. 

Hohes Haus ! Trotzdem bin ich wie in 
allen anderen Fällen, in denen Mitglieder des 
Hohen Hauses im Plenum, in Ausschüssen 
oder privat an mich Fragen gestellt haben, 
gerne bereit, diese Anfragen soweit nur möglich 
ohne Rücksicht auf ihre rechtliche Qualifikation 
zu beantworten (Abg. Wei khart: Das ist 
Ihre Pflicht im Hause !) und, wie gerade der 
Herr Bundesminister a. D. Dr. Broda weiß, 
höflich zu beantworten. 

Im vorliegenden Fall, Hohes Haus, freue 
ich mich, daß das Grundthema der Stellung 
der Justiz im demokratischen Rechtsstaat 
und ihres Ansehens in der Öffentlichkeit wieder 
einmal im Hohen Haus erörtert wird. Ich bin 
überzeugt, daß das nur zum Nutzen der Justiz 
sein kann. 

Zu 3 a der dringlichen Anfrage antworte 
ich wie folgt : Diese Erklärungen waren uno 
mittelbar durch den Eindruck bestimmt, den 
ich durch die über etliche Tage reichende 
Berichterstattung der "Volksstimme" über 
eine Anzeige kommunistischer Gemeinderäte 
gegen Franz Olah und andere im Zusammen­
hang mit dem sogenannten Sonderprojekt 
gewonnen hatte. Ich verweise in diesem 
Zusammenhang etwa auf die "Volksstimme" 
vom 2 1 .  März. (Abg. Weikhart: Der Justiz. 
minister stützt sich auf die " V  olksstimme" ! 
Das ist etwas N eues ! Beschämend ist das ! -
Weitere heftige Zwischenrufe bei der S p(j. -
Abg. Weikhart: Der Herr Justizminister stützt 
sich auf die kommunistische " Volksstimme" , 
auf diese kleine Minderheit, die nichts bedeutet !) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Meine 
Damen und Herren I Wenn schon von der 
"Volksstimme" die Rede ist, bitte nicht so 
laute Stimmen ! 

140. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 71 von 105

www.parlament.gv.at



1 1956 Nationalrat XI. GP. - 140. Sitzung - 2 1 .  Mai 1969 

Bundesminister Dr. Klecatsky (fortsetzend) : 
Hohes Haus ! Ich bin offenbar vom Herrn 
Abgeordneten Weikhart mißverstanden wor­
den. (Abg. H orr: Eine Schande für ganz 
Österreich !) Sie haben mich mißverstanden, 
Herr Abgeordneter ! (Abg. H orr: Eine Schande 
ist das, was Sie hier sagen !) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Herr 
Abgeordneter Horr, das muß ich zurückweisen. 

Wie Sie Wünschen, ich stehe Ihnen gerne 
zur . . .  (Abg. Weikh art:NatürUch, es wirdianur 
der Minister gefragt ! - Abg. Peter: Setzen wir 
dafür "Klecatsky",  dann stimmt' s !) Ich bin 
gerne bereit, meine sehr geehrten Herren, 
auch darüber im Detail zu sprechen, wenn 
Sie das wünschen (Abg. Dr. Pitterma nn: 
Die Justiz bin ich, Klecatsky ! - Abg. Doktor 
Bro da: Sie sind dafür verantwortlich, nicht die 
Justiz !) , über Vorgänge innerhalb der 

Bundesminister Dr. Klecatsky (fortsetzend) : Justiz, über .Vorgänge ��erhalb der staa�s­
Ich habe mich nicht auf die Volksstimme" anwaltschafthchen Behorden (Abg. We� k­
gestützt, sondern ich habe ge

'�agt, ich habe I hart: Als . Mini8ter �.
ind Sie �.em �arlament 

mich mit einer rechtsstaatfeindlichen Bericht- verantwortlwh !) und uber Vorgange mnerhalb 
erstattung der "Volksstimme" auseinander- von Gerichtsverfahren . . . (Abg. Dr. Kleiner: 
gesetzt. (Abg. Weikhart: Dann hätten Sie Nein !) 
es genannt ! - Abg. Libal: Dann hätten Sie Hohes Haus ! Gestatten Sie mir, den Ge-
die " V  olksstimme" dort genannt !) danken, den ich noch nicht zu Ende geführt 

In diesem Zusammenhang verweise ich habe, wenigstens zu Ende zu führen. 
(Zwischenrufe) - Sie hören es öffentlich ! -
etwa auf die "Volksstimme" vom 21 .  März 
1 969, Seite 1 und 4, und vom 23. März 1969. 

Aber wie auch in anderen Zusammen­
hängen war da immer von Manipulationen 
die Rede, die selbstverständlich niemals statt­
gefunden haben. Die zuständigen staatsanwalt­
schaftlichen Behörden haben die Anzeige 
streng nach dem Gesetz geprüft und sodann 
zurückgelegt. 

Zu 3 b antworte ich wie folgt : Der unter 
3 b der Anfrage angeführte Teil meiner Inns­
brucker Erklärungen war - wie sich auch 
aus dem Zusammenhang vollkommen klar 
ergibt - dazu bestimmt, eine in der öffent­
lichen Behandlung von Problemen der Justiz 
wahrnehmbare Tendenz mit modernen Meinun­
gen einer grnßen staatsanwaltschaftlichen 
Standesvertretung des Auslandes, nämlich der 
Bundesrepublik Deutschland, zu konfrontieren. 
Von "Abgeordneten", Hohes Haus, ist in 
diesem Teil der Ausführungen nicht die Rede. 
(Abg. Dr. Pit termann: Wer macht dn:ngUche 
Anfragen ? - Abg. W e i k hart: Wer macht 
dringliche Anfragen außer einem Abgeord­
neten ?) Herr Abgeordneter, ich bin dabei, 
EU antworten. Abgesehen davon ist es nicht 
meine gesetzliche Pflicht, in oder außerhalb 
des Hohen Hauses das Verhalten namentlich 
zu nennender Mitglieder dieses Hohen Hauses 
auf die in der Anfrage gewünschte Art recht­
lichen Wertungen zu unterziehen. 

Was den unter 3 b der Anfrage ange­
führten Teil meiner Rede in Innsbruck anlangt, 
so stand mir bei Abgabe dieser Erklärung 
das Ergebnis jenes meinungsbildenden Auto­
matismus vor Augen, der sich aus der Hand­
habung des parlamentarischen Fragerechtes 
gegenüber der Justiz, den Antworten des 
Justizministers . . . (Abg. Dr. Kle i n e r: Dem 
Minister, nicht der Justiz ! Was heißt das ?) 

Es stand also das Ergebnis jenes meinungs­
bildenden Automatismus vor meinen Augen, 
der sich aus der Handhabung des parlamen­
tarischen Fragerechtes gegenüber der Justiz 
oder dem Justizminister, den Antworten des 
Justizministers und den nachfolgenden Kom­
mentierungen dieser Antworten in Partei­
korrespondenzen und Parteizeitungen ergibt. 
(Abg. Dr. Pittermann: Haben die keine 
Meinungsfreiheit ?) Ich habe sie ja nicht be­
schnitten. 

Wie in meiner Rede vor dem Bundesrat 
am 15. März 1967 zögere ich auch heute 
nicht, meiner Meinung dahin Ausdruck zu 
geben, daß das Ergebnis dieses meinungs­
bildenden Automatismus für das Ansehen 
der österreichischen Justiz abträglich ist. 
(Abg. Herta Win kler: Wer beurteilt das ? -
Ruf bei der SPÖ: Der Justizminister ist abträg­
lich ! - Ruf bei der S PÖ.' Der Justizminister 
urteilt über das Parlament !) Nicht über das 
Parlament ! Ich habe gesagt, worüber ich 
geurteilt habe. (Abg. Weikhart: Das ist 
doch kläglich ! - Der Präsident  gibt das 
Glockenzeichen. ) 

Zu 3 c und d antworte ich wie folgt : 
Ich führe kein offizielles Verzeichnis über 
parlamentarische Interpellationen, in denen 
Geschäftszahl und Betreff genau eingetragen 
sind. (Abg. Dr. Pitterma nn: Sie beschuldigen 
nur kollektiv !) 

Im übrigen verweise ich auf meine Antwort 
zu 3 b und auf mein ständig geäußertes 
und geübtes Bestreben, die österreichische 
Justiz vor einer unbegründeten Minderung 
ihres Ansehens in den Augen der Öffentlichkeit 
zu bewahren. (Abg. W e ikhart: Aber die 
Demokratie und das Parlament schon ! - Abg. 
Dr. Pit t ermann: Sie sind nicht die Justiz ! 
Zur Debatte steht Ihre Rede !) 
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BDDdesminister Dr. Kleeatsky 

Zusätzlich erkläre ich zu 3 0., b und c, 
daß ich, sofern es die anfragenden Mitglieder 
des Hohen Hauses wünschen, gerne bereit 
bin, in Gesprächen jene Detailvorstellungen 
zu entwickeln ( Abg. P e ter:Nein,hier im Haus !) 
- ja, hier im Haus ! -, deren Darstellung, 
Herr Abgeordneter, an Hand (Abg. 
Weikhart: Weichen Sie nicht ab !) 

Präsident : Am Wort ist der Herr Minister ! 

Bundesminister Dr. Klecatsky (fortsetzend) : 
. . .  deren Darstellung an Hand des dafür 

notwendigen Materials nötigerweise eine längere 
Zeit erfordert. Einen Teil des Materials habe 
ich bereits vor mir. (Abg. Pe t er: Gehen Sie 
ein in die Fragebeantwortung !) Ich wiederhole : 
Ich bin überzeugt, daß derartige Gespräche 
an Hand des von mir vorzulegenden Materials 
nach jeder Richtung hin nützlich sein werden : 
vor allem für die Justiz ! Mir geht es hier 
wie bei allen anderen einschlägigen Fragen 
nur um eines : daß die Justiz zum Nutzen 
unseres Volkes in Ruhe nach dem Gesetz 
arbeiten kann, ohne daß dabei . . .  ( Abg. 
W ei khart: Es geht doch um Ihre Rede ! 
Weichen Sie doch nicht aus ! Das ist doch un­
erhört 1 Reden Sie sich nicht auf die Justiz aus 1 
- Abg. Ing. Häuser :  Sie stehen zur Debatte 1 
- Weitere Rufe und Gegenrufe. ) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Ich 
bitte, meine Damen und Herren, sich zurück­
zuhalten. Wir reden über die Würde des 
Hauses . 

Bundesminister Dr . Klecatsky (fortsetzend) : 
. . .  ohne daß dabei auch nur ein Mensch in 

seiner Freiheits- und Intimsphäre stärker be­
einträchtigt werden soH, als das das Gesetz 
im Interesse der Gesellschaft fordert. (Abg. 
Dr. Pit t ermann: Helfen Sie der Justiz und 
treten Sie ab ! - Abg. Li bal: Treten Sie 
zurück 1) Parlamentarische Kontrollrechte, 
Herr Abgeordneter Dr. Pittermann, soweit 
sie positiv-rechtlich geregelt sind, werden und 
wurden von mir niemals in ihrer Geltung 
bezweifelt. (Abg. Weikhart: Was ist das, 
positiv ? Bestimmen das Sie ?) 

Ich meine aber, um auch das noch dem 
Herrn Abgeordneten Dr. Broda zu entgegnen 
. . .  (Abg. Dr. Grub er: Der Weikhart weiß 
nicht, was ein positives Recht ist ! - Abg. Liba l : 
Ziehen Sie die "verhatschten Schuhe" ab und 
gehen Sie 1) 

Präsident : Herr Abgeordneter Libal, bitte 
sich etwas zurückzuhalten . (Zwischenrufe und 
Gegenrufe. - Abg. L i bal :  Der Herr Minister 
hat von den "verhatschten Schuhen" gesprochen ! ­
Abg. Preußler:  Als Professor !) 

Am Wort ist der Herr Minister. Ich bitte, 
das auf allen Seiten zur Kenntnis zu nehmen. 

Bundesminister Dr. Klecatsky (fortsetzend) : 
Hohes Haus, ich meine, daß niemand, auch 
nicht der Justizminister, von der Teilnahme 
an einer Diskussion über die Verfassungs­
prinzipien eines modernen Volksstaates aus­
geschlossen sein soll und kann. (Lebhafter 
Beifall bei der Ö V P. - Abg. Weikhart: 
Eine klägliche Verantwortung des Herrn M ini­
sters, sehr kläglich ! Abg. Pölz : Je 
schlechter die Antwort, de8to größer euer Beifall !) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Wir 
gehen nunmehr in die Debatte ein. Ich mache 
darauf aufmerksam, daß gemäß den Bestim­
mungen des Geschäftsordnungsgesetzes kein 
Redner länger a]s 20 Minuten sprechen darf. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Abgeordnete 
Gratz. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Gratz (SPÖ) : Herr Präsident ! 
Hohes Haus ! Die Fraktion der Österreichischen 
Volkspartei hat j etzt am Schluß sehr lange 
und sehr nachdrücklich dem Herrn Bundes­
minister für Justiz applaudiert (Abg. A l t en­
burger: Das dürfen wir vorläufig noch !) , 
als er - in Verfolgung seiner Innsbrucker 
Linie - versucht hat, den Eindruck hervor­
zurufen, es sei die Hauptaufgabe des Justiz­
ministers, die Justiz vor dieser Volksvertretung 
in Schutz zu nehmen. (ZU8timmung bei der 
SPÖ. - Abg. Grundemann- Falkenberg: 
Nein !) Meine Damen und Herren, das ist 
- mit allem Ernst gesagt - der Eindruck, 
den wir haben . 

Ich möchte - wenn ich auf die Anfrage­
beantwortung eingehe - zur Kenntnis nehmen, 
daß der Herr Bundesminister für Justiz im ersten 
Teil seiner Ausführungen die " Volksstimme" ge­
meint hat. Es ist immerhin interessant, jetzt 
die Aufklärung zu bekommen. Es wäre gut 
gewesen, er hätte sich in seiner damaligen 
Rede präziser ausgedrückt. Denn, Herr Bun­
desminister, aus einer Rede, in der im zweiten 
Teil vom Parlament die Rede ist, kann nicht 
jeder erkennen, daß man im ersten Teil die 
"Volksstimme" meint. (Zustimmung bei der 
SPÖ.j Das muß man Ihnen auch sagen. 
Aber bitte, wir nehmen das zur Kenntnis. 

Herr Bundesminister ! Nun zu eInIgen 
weiteren Ausführungen Ihrerseits : Sie haben 
sich besonders auf die Meinungsfreiheit, auf 
das Recht der freien Meinungsäußerung der 
Mitglieder der Bundesregierung berufen. Diese 
Volksvertretung, die auch dazu da ist, dieses 
Recht zu schützen, wird natürlich auch einem 
Bundesminister dieses Recht der freien 
Meinungsäußerung keineswegs bestreiten oder 
absprechen. Aber die Frage, die man wirklich 
klären soll, ist dann : Bedeutet freie Meinungs­
äußerung, daß sich ein Bundesminister, wenn 
er in Voll ziehung der Gesetze handelt - und 
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Gratz 

der Anlaß war ein Akt in Voll ziehung der 
Gesetze -, dann, wenn er vom Parlament 
gefragt wird, wie er in diesem Vollziehungsakt 
gehandelt hat, auf das staatsbürgerliche Grund­
recht der freien Meinungsäußerung berufen 
darf ? (Abg. Dr. Piffl - Perce'V i6: 0 ja I) 
Er kann sich darauf berufen, ja. Meine Damen 
und Herren, das ist aber dann ein neuer 
politischer Stil. Wir können das ja dem 
Herrn Bundesminister für Justiz ohnehin 
nioht verbieten. Wir wollen vor allem auch 
an Sie appellieren, daß die Debatten über 
Rechte des Parlaments, über die Grenzen 
des Fragerechtes nicht so geführt werden, 
daß jeder Minister außerhalb des Nationalrates 
Erklärungen abgibt und dann, im Hause 
gefragt, was er mit seiner Kritik gemeint hat, 
sagt, er werde in Einzelgesprächen antworten, 
also nicht öffentlich. 

Ich habe hier das Material der Anfragen 
(der Redner weist eine Mappe 'Vor) , die in 
dieser Gesetzgebungsperiode an Sie gestellt 
wurden. Ich habe sie mir sehr genau auf 
Grund Ihres Artikels durchgelesen. Es sind 
darunter Anfragen von Kollegen der Öster­
reichischen Volkspartei, dringliche Anfragen 
von Kollegen der Österreichischen Volkspartei 
an den Herrn Bundesminister für Justiz. 
(Abg. Dr. Grub e r: Da werden Sie nicht 'Viel 
finden I) Ich lade Sie herzlich ein, sich das 
privat anzusehen, denn hier können wir keine 
Doppelconference halten. (Abg . .  Dr. Hertha 
Firnbe rg: Also kein Fleißzettel I) Aber ich 
lade Sie ein, das durchzublättern, was Sie 
gefragt haben ! (Abg. Dr. Gr1f ber: Wie 'Viele 
dringliche Anfragen hat die Ö V P gestellt ? -
Der Präsident  gibt das Glockenzeichen.) Die 
ÖVP hat eine dringliche Anfrage an den 
Herrn Bundesminister am 21 .  April 1967 
gerichtet. (Abg. Dr. Gruber: Na also, nicht 
jonglieren I) Ich jongliere nicht ! Glauben Sie, 
daß man das parlamentarische Fragerecht 
nach der Quantität messen darf: Eine Anfrage 
darf man stellen, aber zwanzig nicht ? Das 
wäre geradezu grotesk ! 

Uns berührt wirklich, daß wir manchmal, 
wenn wir versuchen zu sagen, daß es Grund­
rechte gibt, denen sich der ganze Nationalrat 
annehmen muß, das Gefühl haben : Die Parla­
mentsrechte werden von der Minderheit ver­
teidigt und von sonst niemandem. pas ist 
das Entsetzliche. (Beifall bei der SPO.) 

Es wurden natürlich mehr Anfragen von 
der Opposition gestellt. Wenn Sie das nicht 
als selbstverständlich voraussetzen, daß die 
Opposition im Parlament mehr fragen muß, 
dann verkennen Sie das ganze Zusammenspiel, 
den ganzen Mechanismus der Demokratie. 
(Abg. Dr. Hause r: Das steht nicht zur De­
batte I) 

Der Herr Bundesminister hat in seiner 
Antwort wieder zur Debatte gestellt und be­
züglich des zweiten Teiles dieses Artikels 
gemeint - und ' er hat angekündigt, daß er 
in Gesprächen bereit ist, genauer zu sagen, 
was er damit meinte -, daß das Wechselspiel 
von Fragen, Antworten und Kommentaren 
zu diesen Antworten die Justiz gefährde. 

Hohes Haus I Das geht wieder in die Nähe 
dieser Theorie vom Mißbrauch des Frage­
rechtes, wie der Herr Bundesminister immer 
wieder sagt und sich dann auf Zwischenrufe 
zu "Fragen an die Justiz" korrigiert. Herr 
Bundesminister, wir passen hier sehr genau auf. 
Wir stellen im Parlament keine Fragen an 
die Justiz. Wir stellen die Fragen an den 
verantwortlichen Bundesminister und sehr 
genau hinsichtlich seines von der Verfassung 
gegebenen Wirkungskreises. Wir nehmen nur 
eines nicht zur Kenntnis, wenn nämlich ein 
Bundesminister sagt : Einen gewissen Wir­
kungskreis, den mir die Verfassung und die 
Rechtsordnung gibt, will ich nicht, den schiebe 
ich ab, daher nehme ich auf diesem 
Sektor keine Fragen zur Kenntnis. (Beifall 
bei der SPO.) Das geht auch nicht. 

Ich möchte hier gar nicht zu sehr im Detail 
noch einmal zitieren. Die Grundfragen sind 
jetzt eigentlich sehr einfach herausgekommen. 
Der Herr Bundesminister für Justiz ist der 
Ansicht, daß es eine "Gefährdung der Justiz" 
bedeutet, wenn hinsichtlich seiner Kompeten­
zen - nicht hinsichtlich der Justiz, sondern 
seiner Kompetenzen als Ressortminister -
zuviel gefragt wird, wenn er dann antwortet 
und kommentiert wird. Ist der Herr Bundes­
mini'3ter dieser Ansicht, dann ist unserer 
Ansicht nach hier im Parlament der Platz, 
um an Hand dieser Fragen zu antworten 
und der dann von Ihnen zu sammelnden 
Kommentare zu sagen : Der Nationalrat 
möge gemeinsam mit Ihnen darüber disku­
tieren, ob Ihre Ansicht richtig ist oder nicht. 

Aber es ist nicht am Platz, Herr Bundes­
minister, in einen anderen Kreis zu gehen, 
in einen Kreis von Staatsanwälten, lild ihnen 
- natürlich nicht wörtlich, aber durch den 
Text impliziert - zu sagen : Ich bin da, 
um euch vor dem Parlament in Seliutz zu 
nehmen ! Wir glauben, daß es das Klima 
zwischen Nationalrat und Justiz nicht fördert, 
wenn der zuständige Justizminister das sagt, 
sondern das Klima zwischen Nationalrat und 
Justiz vergiftet wird, wenn der zuständige 
Bundesminister immer andeutet, man müsse 
die Justiz, ihre Funktionäre und Richter vor 
der Volksvertretung, vor dem Fragerecht, 
vor dem Parlament in Schutz nehmen. Herr 
Bundesminister ! Wir glauben ganz ernsthaft : 
Das vergiftet das Klima zwischen den Richtern, 
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Gratz 

die das Recht anzuwenden haben, und dem 
Nationalrat, der sich doch in der Zweiten 
Republik wahrlich als ein Bollwerk der Demo­
kratie und des Rechtes erwiesen hat. (Beifall 
bei der SPÖ. - Abg. Dr. Pit t ermann: Nur 
in der Meinung einer Seite dieses Hauses !) 

Herr Bundesminister ! Deswegen haben wir 
gesagt : Wir müssen, weil diese Rede in Inns­
bruck nicht vereinzelt ist, sondern uns als 
ein Symptom erscheint, diese Anfrage stellen, 
sodaß Sie Ihre Ansicht - der wir politisch 
leidenschaftlich widersprechen -, daß es not­
wendig wäre, die Justiz vor dem Parlament 
in Schutz zu nehmen, wenn Sie sie als verant­
wortlicher Minister haben, dann zumindest 
ehrlich und offen hier im Parlament vor­
zubringen haben, damit wir an dieser 
Stelle darüber diskutieren. (Lebhafter Beifall 
bei der SPÖ.) 

. 

Präsident : Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist daher geschlossen. 

Dringliche Anfrage der Abgeordneten Dr. Fied­
ler und Genossen an den Bundeskanzler sowie 
an den Bundesminister für Justiz, betreffend 
Verhalten des Mitgliedes des Verfassungsge­
richtshofes Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Rosen-

zweig 

Präsident : Wir gelangen zur Behandlung 
einer weiteren dringlichen Anfrage, und zwar 
der Abgeordneten Dr. Fiedler und Genossen. 

Ich bitte zunächst den Schriftführer, Frau 
Abgeordnete Herta Winkler, die Anfrage zu 
verlesen. ( Unruhe.) Bitte um etwas mehr 
Ruhe und Aufmerksamkeit. 

Schriftführerin Herta Winkler : 
Dringliche Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Fiedler und Genossen 
an den Bundeskanzler sowie an den Bundes­
minister für Justiz, betreffend Verhalten des 
Mitgliedes des Verfassungsgerichtshofes Rechts­
anwalt Dr. Wilhelm Rosenzweig. 

Vor kurzem brachte eine österreichische 
Tageszeitung die Meldung, der Privatbeteilig­
tenvertreter Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Rosen­
zweig habe bei der Staatsanwaltschaft Wien 
sowie der Oberstaatsanwaltschaft Wien in­
terveniert, um die Ausführung einer Nichtig­
keitsbeschwerde des öffentlichen Anklägers 
gegen den Franz Olah freisprechenden Teil 
des Urteils zu erreichen. Damit rückte die 
Tätigkeit dieses Rechtsanwaltes erneut in 
den Blickpunkt der Öffentlichkeit. 

Die ÖVP beabsichtigte schon einmal mittels 
einer dringlichen Anfrage, Licht in die in der 
Öffentlichkeit umstrittene Tätigkeit dieses 
Rechtsanwaltes zu bringen. Um sich aber 
nicht einerseits dem Vorwurf auszusetzen, 

in ein damals noch schwebendes Verfahren 
einzugreifen zu versuchen, andererseits das 
Instrument einer dringlichen Anfrage nicht 
leichtfertig bloß auf Grund vager Vermutungen 
zu handhaben und dadurch zu entwerten, 
wurde jedoch von der Einbringung einer der­
artigen Anfrage Abstand genommen. 

Neuerliche Meldungen, wonach dieser 
Rechtsanwalt seine zu öffentlicher Kritik 
Anlaß gebende Tätigkeit auch nach der 
Urteilsverkündung fortgesetzt habe, bewogen 
die unterzeichneten Abgeordneten, gewisse 
Aktionen Dr. Rosenzweigs zum Gegenstand 
einer dringlichen Anfrage zu machen. 

Bereits einmal, am 14. Juli 1 965, war die 
Tätigkeit des Mitgliedes des Verfassungs­
gerichtshofes Rechtsanwalt Dr. Wilhelm 
Rosenzweig Gegenstand einer schriftlichen 
Anfrage von Abgeordneten der Österreichi­
schen Volkspartei. 

Die Abgeordneten Dr. Fiedler, Glaser, 
Regensburger und Genossen fragten damals 
den Bundeskanzler, ob er in der Lage sei, 
die Richtigkeit der Behauptung des Abge­
ordneten Olah, derzufolge ihn der damalige 
Justizminister Dr. Broda sowie das Mitglied 
des Verfassungsgerichtshofes Dr. Wilhelm 
Rosenzweig im Innenministerium aufsuchten 
und das Ansinnen an ihn richteten, in seiner 
Eigenschaft als Innenminister einen Erlaß 
herauszugeben, in dem festgestellt und er­
klärt werden sollte, welches höchstgericht­
liche Urteil in der Auseinandersetzung um 
die Habsburgfrage für die Sicherheitsbe­
hörden der Republik Geltung habe und · daher 
bindend sei beziehungsweise welches Urteil 
nicht anerkannt würde, zu überprüfen. 

Weiters fragten die Abgeordneten den Bun­
deskanzler, ob er ein solches Verhalten eines 
Mitgliedes des Verfassungsgerichtshofes mit 
dessen weiterer Tätigkeit in diesem Höchst­
gericht für vereinbar halte. 

Der Bundeskanzler leitete damals den W ort­
laut der an ihn gerichteten Anfrage an den 
Präsidenten des Verfassungsgerichtshofes wei­
ter. Der Verfassungsgerichtshof hatte sich 
darüber schlüssig zu werden, ob auf Grund 
der gegen Dr. Rosenzweig erhobenen Vor­
würfe ein Verfahren zu dessen Enthebung 
vom Amte einzuleiten sei. 

Wie aus der Anfragebeantwortung des Bun­
deskanzlers hervorgeht, fand am 28. Oktober 
1965 gemäß § 10 Abs. 2 Verfassungsgerichts­
hofgesetz 1953 die für die Beratung und 
Beschlußfassung anberaumte nichtöffentliche 
Sitzung statt, in der der Beschluß Zl. 347�Pr./65 
gefaßt wurde, gegen das Mitglied des Ver­
fassungsgerichtshofes Dr. Wilhelm Rosenzweig 
ein Verfahren zur Enthebung vom Amte 
nicht einzuleiten. 
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Berta Winkler 

In der Begründung des Beschlusses wurde 
allerdings hinsichtlich der Teilnahme 
Dr. Rosenzweigs an dem fraglichen Gespräch 
im Innenministerium vom 9. Juli 1963 aus­
geführt, daß die Teilnahme eines Mitgliedes 
des Verfassungsgerichtshofes an einer Be­
sprechung, die durch die Teilnehmer eine 
parteipolitische Prägung hatte, in einer eminent 
politischen Angelegenheit, die in der Öffent­
lichkeit viel diskutiert und Gegenstand partei­
politischer Auseinandersetzungen war, die 
wiederholt die Bundesregierung beschäftigt 
hatte, ohne daß dort Einhelligkeit erzielt 
werden konnte, die weiters in einer bestimmten 
Hinsicht auch schon den Verfassungsgerichts­
hof befaßt hatte, geeignet sei, das für die 
Amtsführung eines Mitgliedes des Verfassungs. 
gerichtshofes erforderliche Vertrauen zu be· 
einträchtigen. Der Verfassungsgerichtshof kam 
weiters zur Auffassung, daß die Teilnahme 
Dr. Rosenzweigs an dieser Besprechung besser 
unterblieben wäre. 

Im Zuge der Hauptverhandlung des "Olah­
Prozesses" stand die Tätigkeit Dr. Rosen­
zweigs erneut im Blickpunkt der Öffentlichkeit. 
So kamen wiederholt Vermutungen auf, 
Dr. Rosenzweig habe eigene Erhebungen für 
seine Zwecke durchgeführt, dabei spätere 
Zeugen einvernommen und auf deren Aus­
sagen Einfluß genommen. 

Laut eigener Aussage des Dr. Rosenzweig 
handelt es sich bei den befragten Personen 
um die Herren Benya, Klenner, Zak, Hille· 
geist, Senghofer und Eksel vom Österreichi­
sehen Gewerkschaftsbund, um die Funktionäre 
Las, Flöttl, Böck, Millendorfer und Wächtler 
von der Bau· und Holzarbeitergewerkschaft, 
Dr. Neubauer, Dkfm. Pache und Dr. Rödl 
von der Zentralsparkasse, Generaldirektor 
Klenner und Direktor N ovotny von der Bank 
für Arbeit und Wirtschaft sowie den Zentral· 
sekretär der Eisenbahnergewerkschaft Abge­
ordneten mbrich. 

Bemerkenswert erscheint, daß die ver· 
nommenen Personen sämtlich in beruflichem 
und politischem Abhängigkeitsverhältnis von 
den genannten Institutionen standen. Dazu 
schreibt die "Wochenpresse" vom 19 .  März 
1969 : 

"Während der Zeugeneinvernahme im Olah· 
Prozeß kam wiederholt heraus, daß Rosen­
zweig neben den amtlichen Organen private 
Erhebungen durchführte, Zeugen ,einvernahm', 
gewissermaßen wie ein Nebengericht fun­
gierte. Der Verdacht, daß potentielle Zeugen 
im Strafverfahren einer ungesetzlichen Be­
einflussung und Nötigung ausgesetzt wurden, 
tauchte während des Prozeßverlaufes wieder­
holt, auf." 

Wenn diese Behauptung stimmen sollte,. 
so scheinen derartige Handlungen eines Mit­
gliedes des Verfassungsgerichtshofes mit der 
Achtung und dem Vertrauen, die ein solches 
Amt erfordert, nicht vereinbar zu sein, und 
die unterzeichneten Abgeordneten richten da­
her an den Herrn Bundeskanzler die 

A n fr a g e : 

1 .  Ist Ihnen, Herr Bundeskanzler, bekannt, 
daß seitens des Verfassungsgerichtshofes die 
Einleitung einer Untersuchung gegen sein 
Mitglied Dr. Wilhelm Rosenzweig beabsichtigt 
beziehungsweise bereits im Gange ist ? 

2. Werden Sie, Herr Bundeskanzler, den 
Präsidenten des Verfassungsgerichtshofes 
zwecks Einleitung weiterer Schritte über diese 
V orfälle informieren � 

Die unterzeichneten Abgeordneten fragen 
weiters den Bundesminister für Justiz : 

1 .  Herr Justizminister, enthält das Urteil 
des Landesgerichtes für Strafsachen Wien 
in der Strafsache gegen Franz Olah Fest­
stellungen, die die Berichte österreichischer 
Zeitungen über den Prozeßverlauf, denen 
zufolge der Privatbeteiligtenvertreter des 
Österreichischen Gewerkschaftsbundes Rechts­
anwalt Dr. Wilhelm Rosenzweig sogar noch 
während des Strafverfahrens Zeugen über 
das Prozeßthema einvernahm - somit eine 
Art Nebenjustiz ausübte -, erhärten 1 

2. Entspricht die Zeitungsmeldung der 
Tatsac�e, daß der Privatbeteiligtenvertreter 
des Osterreichischen Gewerkschaftsbundes 
Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Rosenzweig eine 
nachträgliche Korrektur des Urteils gegen 
Franz Olah erreichen wollte, indem er wegen 
der Ausführung der Nichtigkeitsbeschwerde 
der Staatsanwaltschaft Wien gegen den Franz 
Olah freisprechenden Teil des Urteils bei 
der Staatsanwaltschaft Wien sowie der Ober­
staatsanwaltschaft Wien intervenierte 1 

Wenn j a :  
a) Bei welchen Stellen und in welcher Form 

erfolgte diese Intervention 1 
b) Steht dem Privatbeteiligtenvertreter nach 

der österreichischen Rechtsordnung ein Rechts­
anspruch auf Ergreifung eines Rechtsmittels 
durch den öffentlichen Ankläger zu 1 

In formeller Hinsicht wird beantragt, diese 
Anfrage gemäß § 73 der Geschäftsordnung 
dringlich zu behandeln und dem Erstunter­
zeichner Gelegenheit zur Begründung zu geben. 

Präsident : Ich erteile nunmehr dem Ab­
geordneten Dr. Fiedler als erstem Anfrage­
steller zur Begründung der Anfrage gemäß 
§ 73 Geschäftsordnungsgesetz das Wort. 

Abgeordneter Dr. Fiedler (ÖVP) : Hohes 
Haus ! Meine sehr geehrten Damen und 
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Dr. Fiedler 

Herren r Eine Wiener Tageszeitung brachte 
kürzlich die Meldung, daß der Privatbeteiligten­
vertreter Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Rosen­
zweig bei der Staatsanwaltschaft Wien sowie 
bei der Oberstaatsanwaltschaft Wien inter­
veniert habe, um die Ausführung einer Nichtig­
keitsbeschwerde des öffentlichen Anklägers 
gegen den Franz Olah freisprechenden Teil 
des Urteils zu erreichen. Da seit dieser Mel­
dung bereits drei Wochen vergangen sind 
und wir von zuständiger und kompetenter 
Seite keine Klarstellung hören beziehungs­
weise erfahren konnten, haben sich Abge­
ordnete meiner Fraktion heute zu dieser 
dringlichen Anfrage entschlossen. ( Zwischen­
ruf bei der SPO.) Wir haben - wohlgemerkt, 
Herr Dr. Broda - drei Wochen verstreichen 
lassen. Die Zeitungsmeldung war am 30. April. 
Wir hätten bereits am 7. Mai - damals 
hatten wir zwei Haussitzungen - Gelegenheit 
gehabt, diese dringliche Anfrage einzubringen. 
Wir wollten absichtlich abwarten, daß allen­
falls diese Dinge klargestellt werden. (Abg. 
Dr. van Tong e l :  Damals war vereinbart : 
Keine dringliche Anfragen ! - Heiterkeit bei 
der SPO.) Das hätte sicherlich keinen Anlaß 
gegeben, Herr Dr. van Tongel, wenn wir ge­
glaubt hätten, in diesem Fall jetzt schon 
die KlarsteIlung zu verlangen, sie doch ein­
zubringen. (Zwischenrufe bei der SPO. 
Zwischenruf des Abg. Ze i l linger.) 

Dr. Rosenzweig, der mehrere Funktionen 
in seiner Person vereinigt, hat bekanntlich 
schon einige Male durch Anfragen, die seine 
Person betrafen, den Nationalrat befaßt, ver­
einigt er doch in seiner Person neben seiner 
beruflichen Tätigkeit als Rechtsanwalt auch 
die Funktion eines Mitglieds des Verfassungs­
gerichtshofes. Er hat also Gelegenheit, im 
Talar als oberster Verfassungsrichter tätig 
zu sein. Er ist aber weiterhin Vorsitzender 
des Aufsichtsrates der Oesterreichisch-Alpine 
Montangesellschaft, des zweitgrößten Indu­
strieunternehmens Österreichs. (Abg. Dipl.­
Ing. Dr. O. Weihs : Des größten !) Des 
zweitgrößten. Das größte ist die VÖEST. 
Dort ist er Aufsichtsrat (Abg. Dipl. -Ing. 
Dr. O. Weihs :  Nein, Irrtum, Alpine Montan 
hat 30.000 Beschäftigte und ist das größte 
Tl nternehmen I), und in dieser Eigenschaft 
hat er ebenfalls in einem gleichen Unter­
nehmen zu tun. Darüber werden wir uns bei 
anderer Gelegenheit noch unterhalten. Es 
gibt ja  Unterlagen darüber. (Anhaltende 
Zwischenrufe.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Aber 
jetzt sind wir ja nicht bei der verstaatlichten 
Industrie. 

Abgeordneter Dr. Fiedler (fortsetzend) : Wei­
ters ist er Aufsichtsratsmitglied der Länder-

bank, der zweitgrößten verstaatlichten Bank 
Österreichs. Es sind dies alles Positionen, 
die er Ihnen, meine Damen und Herren von 
der sozialistischen Fraktion und Opposition, 
zu verdanken hat, es sind Proporzposten, 
die durch ihn besetzt wurden. (Abg. S kritek :  
Wenn Sie dort sitzen würden, wäre es in Ord­
nung I) 

Hohes Haus ! Das Amt eines Mitgliedes 
des Verfassungsgerichtshofes ist an gewisse 
Qualifikationen gebunden, vor allem an juri­
dische, aber auch an andere. Wenn nun ein 
Rechtsanwalt als Staranwalt einer politischen 
Partei ständig für diese tätig ist, so ist eine 
gleichzeitige Funktion als Verfassungsrichter 
zweifellos problematisch und umstritten. (Abg. 
Dr. Hertha Firnberg : Wo steht das ? - Abg. 
Mo s e r :  Die Osterreichische V olkspartei ent­
scheidet das ?) Warten Sie nur ab, meine 
Damen und Herren, ich komme darauf. 

Dieser Umstand hat uns auch bereits im 
Jahre 1965 veranlaßt, uns in einer Anfrage 
vom 14. Juli 1965 mit dieser Frage aus­
einanderzusetzen. Ich darf nun auf den Text 
dieser Anfrage zurückkommen. Sie hat die 
Zahl 294/J aus 1965, das war in der X. Ge­
setzgebungsperiode. Diese Anfrage ging an 
den Herrn Bundeskanzler und betraf vor 
allem eine Erklärung, die der seinerzeitige 
Innenminister und damalige Abgeordnete zum 
Nationalrat Franz Olah in einem Presse­
prozeß abgegeben hat. Wörtlich lautete es 
hier : 

"Im Sommer 1963 kündigten eines Nach­
mittags Justizminister Dr. Broda und Doktor 
Rosenzweig ihren Besuch bei mir im lnnen­
ministerium an. Grund des Besuches der 
bei den Herren und ihr Vorbringen waren, ich 
solle sofort in meiner Eigenschaft als Bundes­
minister für Inneres einen Erlaß an alle mir 
unterstellten Behörden, also vor allem die 
Sicherheitsbehörden, herausgeben" (Abg. 
Be nya: Ein Betrüger sagt nicht immer die 
Wahrheit !), "in welchem ich kraft meiner 
Funktion als Innenminister feststelle und 
erkläre, welches höchstgerichtliche Urteil für 
die Sicherheitsbehörden der Republik Geltung 
hat und daher bindend ist, und welches 
höchstgerichtliche Urteil nicht anerkannt 
wird."  (Abg. Dr. Witha lm: War Dr. Broda 
als Justizminister dort oder in anderer Eigen­
schaft ? - Abg. Dr. Broda: Sie werden 
es hören 1 Wir waren in sehr guter Gesellschaft 
dort ! - Abg. Weikhart: Ihr Kronzeuge iat 
ein Betrüger und ist auf ein Jahr verurteilt ! 
Er hat Ihnen nicht nur Geld, sondern auch 
Stimmen gekostet !) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Aber 
bitte jetzt kein Plauderstündchen ! Am Wort 
ist der Begründer der Anfrage. 
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Abgeordneter Dr. Fiedler (fortsetzend) : Wir 
haben damals zwei Anfragen an den Herrn 
Bundeskanzler gestellt über die Richtigkeit 
der Behauptung und die allfälligen Konse­
quenzen, die ein Mitglied des Verfassungs­
gerichtshofes betreffen. Wir haben damals 
eine Zwischenantwort des Herrn Bundes­
kanzlers erhalten, daß diese Anfrage an den 
Präsidenten des Verfassungsgerichtshofes 
weitergeleitet wurde. Am 17.  Februar 1966 
haben wir unter der Zahl 402jA.B. eine 
sehr umfangreiche Darstellung und Beant­
wortung erhalten. Ich darf auch diese hier 
zum Teil in Erinnerung rufen . Es heißt hier 
wörtlich : 

"Der Ve�fassungsgerichtshof hatte sich, ver­
anlaßt durch die in meiner Anfragebeant­
wortung erwähnte Mitteilung, darüber schlüs­
sig zu werden, ob auf Grund der gegen Doktor 
Rosenzweig erhobenen Vorwürfe ein Ver­
fahren zu dessen Enthebung vom Amte ein­
zuleiten sei. Die vor Fassung eines derartigen 
Beschlusses in § 10 Abs. 2 erster Satz Ver­
fassungsgerichtshofgesetz 1953 vorgesehene 
Vernehmung hat durch den Präsidenten des 
Verfassungsgerichtshofes am 6. Oktober 1965 
stattgefunden. Am 28. Oktober 1965 fand 
gemäß § 10 Abs. 2 zweiter Satz leg. cit. die 
für die Beratung und Beschlußfassung an­
beraumte nichtöffentliche Sitzung statt, in 
der der Generalprokurator zu den einzelnen 
Vorwürfen angehört wurde und Dr. Rosen­
zweig Gelegenheit hatte, zu den Äußerungen 
des Generalprokurators Stellung zu nehmen. 

Sohin hat der Verfassungsgerichtshof den 
Beschluß vom 28. Oktober 1965, Zl . 347-Pr./65, 
gefaßt, demzufolge ein Verfahren zur Ent­
hebung des Mitgliedes des Verfassungsgerichts­
hofes Dr. Wilhelm Rosenzweig vom Amte 
nicht eingeleitet wird. " 

Es folgt nun eine drei Seiten umfassende 
Begründung, aus der ich noch einen sehr 
bedeutsamen Absatz in Erinnerung rufen 
möchte. Er lautet : 

"Die Teilnahme eines Mitgliedes des V er­
fassungsgerichtshofes an einer Besprechung, 
die durch die Teilnehmer eine parteipolitische 
Prägung hatte, in einer eminent politischen 
Angelegenheit, die in der Öffentlichkeit viel 
diskutiert und Gegenstand parteipolitischer 
Auseinandersetzungen war, die wiederholt die 
Bundesregierung beschäftigt hatte, ohne daß 
dort Einhelligkeit erzielt werden konnte, die 
weiters in einer bestimmten Hinsicht auch 
schon den Verfassungsgerichtshof befaßt hatte, 
ist geeignet, das für die Amtsführung eines 
Mitgliedes des Verfassungsgerichtshofes er­
forderliche Vertrauen zu beeinträchtigen. Der 
Verfassungsgerichtshof ist deshalb der Mei­
nung, daß die Teilnahme Dris. Rosenzweig 
an der Besprechung besser unterblieben wäre." 

Hohes Haus ! Das Amt eines Mitgliedes des 
Verfassungsgerichtshofes ist zweifellos so wich­
tig, daß man diese Dinge nicht auf die leichte 
Schulter nehmen durfte. Es mag vielleicht 
durch den Wahlgang des 6. März 1966 und die 
sich dann ergebenden Regierungsverhandlun­
gen und durch die Neubildung der Regierung 
d,iese Anfrage in Vergessenheit geraten sein. 
Aber irgendwie hatte man doch schon bei dieser 
sehr eingehenden Begründung das Gefühl, daß 
hier das Sprichwort zutrifft : Wasch mir den 
Pelz, aber mach mich nicht naß. 

Aber, meine Damen und Herren, diese 
Antwort auf die seinerzeitige parlamentarische 
Anfrage hätte meines Erachtens für Dr. Rosen­
zweig ein Schuß vor den Bug sein sollen. 
(Abg. Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs : Jetzt 
spielt er den M arineur ! ) 

Im heurigen Jahr nun kam der Olah-Prozeß, 
der von Ende Jänner bis Ende März dauerte. 
In diesem fungierte Dr. Rosenzweig, der Star­
anwalt der Sozialistischen Partei, als Privat­
beteiligtenvertreter des überparteilichen Öster­
reichischen Gewerkschaftsbundes. In dieser 
Eigenschaft und Funktion hat sich der Ge­
nannte nun zu wiederholten Malen auf eine 
Art und Weise exponiert und dabei ein Ver­
halten an den Tag gelegt, das bei Anerkennung 
aller seiner juristischen Fähigkeiten viele 
zweifeln läßt, ob er noch weiterhin berechtigt 
erscheint, dem Verfassungsgerichtshof als Ver­
fassungsrichter anzugehören. (Abg. Ströer :  
Das ist ja fast eine Kritik am Justizminister ! -
Abg. Dr. Withalm : Nein, das kann man nicht 
sagen ! Das kat damit wirklich nichts zu tun I) 
Wer den gegenständlichen Prozeß und die aus­
führlichen Zeitungsberichte sowie Rundfunk­
und Fernsehreportagen verfolgte, konnte sich 
des Eindrucks zweifellos nicht erwehren, daß 
sich Dr. Rosenzweig in diesem so gerierte, 
als wäre er der Staatsanwalt. Er maßte sich 
hiebei Befugnisse an, die in der österreichischen 
Rechtsprechung wohl als einmalig zu bezeich­
nen sind. Er führte die Einvernahme von Zeu­
gen vor dem Zeitpunkt ihrer Einvernahme 
durch das Gericht durch. Er hatte Gelegenheit, 
erst später auftauchendes Beweismaterial - ich 
verweise auf jene ominösen drei Kisten in den 
Kellern des Gebäudes Hohenstaufengasse -
zu sichten und dieses erst dann dem Gericht 
bekanntzugeben. Aber auch bei den Terminen 
des Verhandlungsablaufes mußte das Gericht 
auf seine Terminverpflichtungen als Mitglied 
des Verfassungsgerichtshofes Rücksicht neh­
men. (Abg. Benya : Das entscheidet der 
Richter und nicht Sie l) Und zuletzt jene un­
qualifizierbaren Interventionen bei der Staats­
anwaltschaft und der Oberstaatsanwaltschaft 
Wien. 

Unter solchen Umständen, Hohes Haus, 
erscheint es mir umso verständlicher, daß in der 
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öffentlichen Meinung berechtigte Zweifel an der 
Existenz und Einhaltung unserer Rechtsord­
nung geäußert wurden. Gilt auch für Dok­
tor Rosenzweig der Grundsatz "Gleiches Recht 
für alle", oder hat er etwa besondere Privi­
legien ? (Beifall bei der O VP.) 

Der Verfassungsgerichtshof hätte nach seiner 
seinerzeitigen milden Stellungnahme im Jahre 
1965 und auf Grund der in aller Öffentlichkeit 
bekanntgewordenen Tatbestände wohl Ver­
anlassung gehabt, eingehende Untersuchungen 
auf Grund der Vorwürfe gegen ein Mitglied des 
Verfassungsgerichtshofes einzuleiten. ( Abg. 
Dr. Pit termann :  Wer soll einleiten ?) Bei 
einigen Tatbeständen wäre vielleicht auch 
von seiten des Gerichtes bei Bekanntwerden 
der Umstände einzuschreiten gewesen. 

Die Öffentlichkeit verlangt hier mit vollem 
Recht keine juridisch überspitzten Erklärungen, 
sondern eine korrekte Untersuchung und dann 
die notwendigen Konsequenzen. (Beifall bei 
der O VP. - Abg. Dr. Pittermann :  Hören 
Sie, Herr Justizminister, Intervention !) 

Herr Dr. Broda ! Ich darf hier gleich, 
so wie Sie in Ihren Ausführungen zur voran­
gegangenen dringlichen Anfrage, vorgreifen 
und sagen, daß sich in unserer Anfrage alle 
Fakten auf jene Punkte des abgeschlossenen 
Prozesses beziehen, jenes freisprechenden Teiles 
des Urteiles, der nicht mehr Gegenstand eines 
Verfahrens ist (Abg. Dr. Pit terma n n :  Aber 
die Klage gegen die " Wochenpresse", die Sie 
anführen ? Sie immunisieren einen Artikel, 
der unter Klage steht I), so daß allenfalls eine 
Behauptung, daß hier ein schwebendes Ver­
fahren irgendwie von vornherein eingeschlossen 
wird, ins Leere geht. 

Wir haben uns deshalb, meine Damen und 
Herren, zu jenen zwei Fragen an den Herrn 
Bundeskanzler und jenen zwei Fragen an den 
Herrn Bundesminister für Justiz entschlossen. 
Wir sehen mit größtem Interesse den nunmehr 
zu erwartenden Antworten entgegen. (Abg. 
Luka s :  Die kennen Sie doch schon !) Das ist 
eine Unterstellung ! Ich gebe Ihnen die Ver­
sicherung, daß ich die Antworten nicht 
kenne. 

Meine Fraktion fordert und erwartet eine 
restlose Klarstellung der bekanntgewordenen 
zweifelhaften und aufklärungsbedürftigen Um­
stände und Tatbestände. Darüber hinaus ist 
sicherlich die gesamte Öffentlichkeit äußerst 
gespannt, welche Ergebnisse und Konsequen­
zen die einzuleitenden Untersuchungen ergeben. 
Es muß hiebei vor allem auch eindeutig und klar 
vermieden werden, daß etwa die Meinung ent­
steht, daß im Falle des "Prominenten" Dr. Wil­
helm Rosenzweig mit zweierlei Maß gemessen 
oder gewertet würde. (Beifall bei der 0 V P. -
Abg. Moser :  Wo gibt es zweierlei Maß, Herr 

Fiealer ?) Hohes Haus ! Es gibt hier vielmehr 
nur eines : die eindeutige und korrekte An­
wendung des Grundsatzes "Recht muß Recht 
blei ben" . ( Beifall bei der 0 V P. - Abg. 
Weikhart : Wir werden sehen, was der Mini­
ster antwortet I) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Wir 
gehen nunmehr in die Debatte ein. (Abg. 
Weikhart : Zweierlei Maß werden wir hören !) 
Ich bitte um etwas Ruhe. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Bun­
deskanzler. Ich erteile es ihm. 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Hohes Haus ! 
Die an mich gerichteten Fragen der dring­
lichen Anfrage der Abgeordneten Dr. Fiedler 
und Genossen beantworte ich wie folgt : 

Punkt 1 der Anfrage lautet : "Ist Ihnen, 
Herr Bundeskanzler, bekannt, daß seitens des 
Verfassungsgerichtshofes die Einleitung einer 
Untersuchung gegen sein Mitglied Dr. Wil­
helm Rosenzweig beabsichtigt beziehungsweise 
bereits im Gange ist ?"  

Hierauf antworte ich wie folgt : Es ist mir 
nicht bekannt, daß der Verfassungsgerichtshof 
ein derartiges Verfahren einzuleiten beabsich­
tigt beziehungsweise daß ein derartiges Ver­
fahren bereits im Gange ist. 

Punkt 2 der Anfrage lautet : "Werden Sie, 
Herr Bundeskanzler, den Präsidenten des 
Verfassungsgerichtshofes zwecks Einleitung 
weiterer Schritte über diese Vorfälle in­
formieren 1"  

Hierauf antworte ich wie folgt : Die gegen­
ständliche Anfrage betrifft einen Sachverhalt, 
der rechtlich gesehen dem Sachverhalt ähnlich 
ist, der der schriftlichen Anfrage der Abge­
ordneten Dr. Fiedler, Glaser, Regensburger 
und Genossen vom 14. 7. 1965, II-766 der Bei­
lagen, zugrunde gelegt war. 

Da es sich bei den Akten des Verfassungs­
gerichtshofes und seines Präsidenten, die im 
Rahmen des § 10 des Verfassungsgerichtshof­
gesetzes gesetzt werden, um Akte der Gerichts­
barkeit handelt, werde ich auch in diesem 
Falle so vorgehen, daß ich den Wortlaut der 
heute an mich gerichteten dringlichen Anfrage 
an den Präsidenten des Verfassungsgerichts­
hofes weiterreichen werde. 

Präsident : Zum�Wort gemeldet hat sich der 
Herr Bundesminister für Justiz. Ich erteile es 
ihm. 

Bundesminister für Justiz Dr. Klecatsky : 
Hohes Haus ! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren ! Ich beantworte die bei den Anfragen, 
die an mich gerichtet sind, wie folgt : 

Zu 1 :  In den Entscheidungsgründen der dem 
Bundesministerium für Justiz vorliegenden 
schriftlichen Ausfertigung des Urteils des 
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Bundesminister Dr. Klecatsky 

Rechtsanspruch auf Ergreifen eines Rechts­
mittels durch den öffentlichen Ankläger zusteht, 
beantworte ich mit Nein. 

Landesgerichtes für Strafsachen Wien als 
Schöffengericht vom 28. 3. 1969 im Straf­
verfahren gegen Franz Olah und Genossen 
- dieses Urteil ist auch mündlich verkündet 
worden - finden sich bezüglich der Tätigkeit Nach sorgfältiger Prüfung der Sach- und 

des Privatbeteiligtenvertreters des Österreichi- Rechtslage fand die Staatsanwaltschaft Wien 

sehen Gewerkschaftsbundes, Rechtsanwalt keinen Grund, die angemeldete Nichtigkeits-
beschwerde auszuführen. Dieses Vorhaben Dr. Wilhelm Rosenzweig, folgende wörtliche 
der Staatsanwaltschaft Wien wurde von der Feststellungen : 
Oberstaatsanwaltschaft Wien und vom Bun-

"In diesem Zusammenhang ist auch auf desministerium für Justiz als der Sach- und 
die vom ÖGB-Vertreter Dr. Rosenzweig zu- der Rechtslage entsprechend genehmigt. (Bei­
gegebenen Kontaktaufnahmen (Ordnungs- fall bei der Ö VP.) 
nummer 349, Seite 264 und 265) mit den Spar-
kassenzeugen Dr. Neubauer, Dr. Rödl, Dkfm. Präsident : Wir gehen in die Debatte ein. 
Wagner und Dkfm. Pa ehe hinzuweisen ; diese Ich �ache darauf aufmerksa�, daß gemäß d�n 
zum Teil während des Strafverfahrens fort- BestImmungen der Geschaftsordnung keIn 
gesetzten Kontaktaufnahmen (siehe Ordnungs- Redner länger als 20 Minuten sprechen darf. 
nummer 349, Seite 350) mindern naturgemäß Zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete 
den Beweiswert der Aussagen der Zeugen der Dr. Gruber. Ich erteile es ihm. 
Zentralsparkasse." - Das ist ein wörtliches 

Ab d D Gruber O·· VP · H Zitat gewesen. geor neter r. ( ) . err 
. . Präsident ! Hohes Haus ! Meine Damen und �n eIner anderen Stelle. der EntscheIdun�s- Herren, ! Der Herr Abgeordnete Dr. Broda hat 

grunde� und zw�r auf SeIte �24 der Ur�eIls- in seinem Beitrag zur dringlichen Anfrage die 
a�.

sfe�tIgung WeIst das . Ge�Icht - WIeder rhetorische Frage gestellt, ob wir vielleicht 
wortlich - a�� "außergerIChtlIche Befragu�gen mit unserer dringlichen Anfrage in ein schwe­
du�ch de� . OGB-Anwalt und nunm���lg�n bendes Verfahren einzugreifen gedenken. Ich 
PnvatbeteIhgtenvertreter Dr. Rosenzweig hIn. möchte auf das verweisen, was der Abgeord-

Zu Punkt 2 der dringlichen Anfrage, soweit nete Fiedler bereits zu diesem Punkt ausge­
sie an mich gerichtet ist : Es entspricht den führt hat, daß es sich nämlich hier nur um 
Tatsachen, daß der Privatbeteiligtenvertreter Anfragen handelt, die keineswegs das schwe­
des Österreichischen Gewerkschaftsbundes, bende Verfahren betreffen. (Abg. W e i khart: 
Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Rosenzweig, nach Aha, in dem Fall gilt es I) Lesen Sie die Anfrage 
Zustellung der schriftlichen Ul'teilsausferti- durch, ob es sich hier um einen Eingriff in ein 
gung an die Staatsanwaltschaft Wien bei den schwebendes Verfahren handelt. (Zwischenrufe 
staatsanwaltschaftlichen Behörden interveniert bei der SPÖ.) 
hat, um eine Ausführung der von der Staats­
anwaltschaft Wien gegen den freisprechenden 
Teil des Urteiles zunächst angemeldeten Nich­
tigkeitsbeschwerde zu erwirken. 

Diese Intervention erfolgte beim Leiter 
der Staatsanwaltschaft Wien, beim Ober­
staatsanwalt von Wien und auch in der für 
Einzelstrafsachen zuständigen Sektion im Bun­
desministerium für Justitz. (Zwischenrufe 
bei der Ö VP. - Abg. Dr. Star ibacher :  
Na und ? - Abg. Benya:  Ist es verboten ? -
Weitere Zwischenrufe.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Am 
Wort ist der Herr Minister ! 

Bundesminister Dr. Klecatsky (fortsetzend) : 
Hohes Haus ! Ich gestatte mir, die Antwort 
fortzusetzen. 

Anläßlich dieser Vorsprachen übergab der 
Privatbeteiligtenvertreter Dr. Rosenzweig zur 
Unterstützung seines mündlichen Vorbringens 
ein Expose über die seiner Ansicht nach 
bestehenden Anfechtungsmöglichkeiten. 

Die Frage, ob dem Privatbeteiligtenvertreter 
nach der österreichischen Rechtsordnung ein 

Es geht um die Frage, ob Herr Dr. Rosen­
zweig eine Art Nebenjustiz ausübte, es geht 
um die Frage, ob die Zeitungsmeldung der 
Tatsache entsprioht, daß Rechtsanwalt Dok­
tor Rosenzweig eine nachträgliohe Korrektur 
des Urteils gegen Franz Olah erreichen wollte 
( Abg. S t r ö e r :  Das ist doch ein Unsinn : "nach­
trägliche Korrektur" I) -so lautet die Anfrage­
und bei welchen Stellen interveniert wurde. 
(Zwischenrufe bei der SPÖ.) Herr Abgeordneter 
Ströer, Sie wissen doch ganz genau, daß eine 
Korrektur eines freispreohenden Urteils durch 
ein Rechtsmittel möglich ist. Ist das keine 
Korrektur eines Urteils 1 (Abg. Benya:  Nein, 
die Einbr·ingung des Rechtsmittels ist doch 
keine Korrektur !) Aber, Herr Präsident 
Benya, Sie haben doch gehört, daß dem Privat­
beteiligtenvertreter ein solches Rechtsmittel 
nicht zusteht. (Abg. Benya:  Steht ihm zu l -
Abg. Ing. Kuns t :  Das ist Unsinn, was Sie da 
behaupten 1 - Heiterkeit bei der Ö V P.) Sie 
haben also die Ausführungen des Herrn Bun­
desministers für Justiz nicht gehört, sonst 
würden Sie einen solchen Zwischenruf nicht 
machen t (Lebhafte Zwischenrufe.) 
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Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Ich schäftigen. Als Verfassungsrichter : Ich darf 
möchte schon ersuchen, bei aller Schärfe der hinweisen auf die Affäre, die vorhin der Kollege 
Kritik, die ja selbstverständlich ist, sich Dr. Fiedler angezogen hat, die Intervention 
beleidigender Äußerungen zu enthalten ! Dr. Rosenzweigs im Innenministerium. (Abg. 

Abgeordneter Dr. Gruber (fortsetzend) : Herr' Benya: Sie bekommen dann zu hören, wie das 

Präsident ! Ich nehme das von Herrn Ab- wirklich gewesen ist !) Ich möchte gar nicht 

geordneten Kunst nicht als eine Beleidigung ! darauf eingehen, ob Herr Dr. Broda mit von 

(Heiterkeit und Beifall bei der Ö V P.) der Partie war oder nicht. Der Verfassungs-
gerichtshof hat selbst die Sache untersucht, 

Es ist also klargestellt, daß Rerr Dr. Rosen- und wenn der Verfassungsgerichtshof erklärt, 
zweig kein Rechtsmittel ergreifen kann. Er daß diese Handlung besser unterblieben wäre, 
hat versucht, auf anderem Weg die Staats- so muß doch diese Handlung vorher gesetzt 
anwaltschaft Wien dazu zu bewegen, von sich worden sein, sonst hätte sie nicht besser unter­
aus ein Rechtsmittel zu ergreifen. Das ist also bleiben sollen. (Beifall bei der Ö V P.) Es ist 
keine andere Position, als jeder von uns hat. also eine Tatsache, daß diese Intervention 
(Abg. Dr. Pit termann : Schauen Sie die des Herrn Dr. Rosenzweig in einer Sache 
Rechtsanwaltsordnung an ! - Ruf bei der erfolgte, in der er selbst vorher als Richter 
SPÖ : Ihr dürft intervenieren !) mitgewirkt hatte. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang doch 
auch ganz kurz auf etwas replizieren, was der 
Abgeordnete Gratz in seinem Diskussions­
beitrag gesagt hat. Wenn hier die Diskussion 
im Gang ist, ob es sinnvoll ist, hier im Parla­
ment sehr viele Anfragen nach dem Stand eines 
schwebenden Verfahrens zu stellen, so wissen 
wir doch auch, daß solche Anfragen an den 
Justizminister zulässig sind. Trotzdem besteht 
immer die Problematik, ob es günstig ist, daß 
allzu viele Interventionen, wenn ich so sagen 
darf, in solchen schwebenden Verfahren er­
folgen. Wir sind der Meinung, daß es nicht 
sehr günstig ist. Es kann nicht von einem 
Schutz der Justiz vor dem Parlament ge­
sprochen werden, es kann aber davon gespro­
chen werden, daß wir die Trennung der Ge­
walten nicht gänzlich aufgeben sollten, daß 
wir die Justiz arbeiten lassen sollten als un­
abhängige Gerichte und uns als Gesetzgeber 
nicht allzu sehr um solche schwebende Ver­
fahren kümmern. (Abg. Gratz : Herr Kollege, 
die Debatte war nur, ob man hier darüber 
spricht oder auf dem Umweg über I nnsbruck !) 
Herr Abgeordneter Gratz ! Ich glaube, wir 
köllJlen hier als Parlamentarier darüber spre­
chen, es kann aber der Herr Justizminister 
auch bei einer anderen Gelegenheit darüber 
sprechen. (Beifall bei der ÖV P.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Der Fall Rosenzweig beschäftigt seit Jahren 
die Öffentlichkeit. (Abg. Benya:  Aber wo ! 
Diffamieren Sie nicht !) Lesen Sie keine Zei­
tungen ? Lesen Sie überhaupt nichts mehr � 
Wenn also der Fall Rosenzweig die Öffentlich­
keit seit Jahren beschäftigt, dann, muß ich 
sagen, ist das nicht ein mutwilliges Hochspielen 
einer Sache, sondern der Herr Rechtsanwalt 
Dr. Rosenzweig hat sich das selbst zuzuschrei­
ben, daß sich die verschiedensten Presseorgane 
sowohl mit seiner Person wie mit seinen Funk­
tionen wie auch mit seiner Tätigkeit vor allem 
als Verfassungsrichter und als Anwalt be-

Das sind eben Dinge, bei denen der Ver­
fassungsgerichtshof selbst zur Ansicht kommt, 
daß solche Handlungen besser unterblieben 
wären. 

Ich möchte also hier keineswegs eine 
Philippika gegen den Herrn Doktor Rosenzweig 
halten (Abg. Benya:  Das haben Sie aber ge­
macht !) , sondern ich möchte mich mit einigen 
Problemen rechtlicher Natur auseinander­
setzen. (Abg. Ströer :  Das wird dann Pisa 
machen !) Herr Abgeordneter Ströer ! Ich 
möchte darauf aufmerksam machen : Hier 
von diesem Rednerpult aus ist schon eine 
Philippika gegen Höchstrichter gehalten wor­
den, allerdings hat man ihnen nicht kon­
kreten Rechtsbruch vorwerfen können, son­
dern man hat sich in allgemeinen Pauschal­
verdächtigungen eines gesamten Standes er­
gangen. (Zustimmung bei der Ö V P. - Abg. 
Dr. Pittermann : Wann ? - Zwischenrufe 
bei der SPÖ.) Die rechtliche Problematik . . . 
(Anhaltende Zwischenrufe. - Der Präs ident 
gibt das Glockenzeichen. - Abg. Dr. Pit ter­
man n :  Gegen den Verfassungsgerichtshof?) 
Der Verwaltungsgerichtshof ist auch ein Höchst­
gericht, Herr Doktor Pittermann. (Zustim­
mung des Abgeordneten Dr. Pittermann.) 
Na also. Ich habe gesagt : Gegen Richter eines 
Höchstgerichtes. (Ruf bei der SPÖ : Das haben 
Sie vorher nicht gesagt !) Jawohl. (Anhaltende 
Zwischenrufe.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Also 
jetzt ist man sich darüber einig. Ich bitte, den 
Redner nicht zu unterbrechen. 

Abgeordneter Dr. Gruber (fortsetzend) : Das 
erste rechtliche Problem, dem ich mich zu­
wenden möchte, ist die Frage, wieweit eine 
Verpolitisierung des Verfassungsgerichtshofes 
gerechtfertigt ist oder . . . (Abg. Dr. Pit ter­
mann : Sie meinen : Nur Ö VPler, das ist 

835 
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Dr. Gruber 

unparteiisch !) Nein I Herr Abgeordneter Dük­
tor Pittermann ! Man wird düch über ein 
Problem sachlich diskutieren können. 

Es ist iI;t der Verfassungsnovelle von · 1929 
auch der Artikel 147, glaube ich, damals 
neu gefaßt worden, wo gewisse Unvereinbar­
keitsbestimmungen eingeführt worden sind. 
Das Ziel dieser Gesamtänderung war - viel­
leicht mit einem Schlagwürt ausgedrückt -
die Entpolitisierung. 

Wir wissen ganz genau, daß der Verfassungs­
gerichtshof vielfach auch mit Fragen befaßt 
ist, die pülitischer Natur sind. Es ist sicherlich 
nicht zweckmäßig, wenn dort nur Richter 
tätig sind, die nicht irgendwie auch ein ge­
wisses Naheverhältnis zu den politischen V or­
gängen dieses Landes haben. Es ist aber düch 
sicherlich etwas dahinter, wenn es heißt, 
daß unter anderem auch vün der Mitgliedschaft 
beim Verfassungsgerichtshüf ausgeschlüssen 

eine Funktion im Bund Sozialistischer Aka­
demiker inne. Herr Dr. Rüsenzweig ist sicher­
lich ein ausgezeichneter Jurist. der wußte, 
man kann vielleicht bei der Interpretation 
eines Gesetzes bis an die Grenze des Möglichen 
gehen, solange man mit dieser Ansicht nicht 
irgendwo auf Widerspruch stößt. Er hat, 
Wühl nicht ganz zu Unrecht, dann, als die 
Kritik laut geworden ist, diese Funktion 
im BSA ---' Herr Ing. Waldbrunner, Sie werden 
das vielleicht bestä.tigen - zurückgelegt. 
Ich glaube, das war jedenfalls eine Konse­
quenz, die man sicherlich positiv beurtepen 
muß, ' weil hier klare Linien geschaffen smd. 
Herr Dr. Rosenzweig hat im Auftrage der , 
Partei, der er angehört, auch andere Funktiü­
nen inne, die man als politisch qualifizieren 
kann - oder nicht � -, etwa in Aufsichts­
räten, die eben von den Parteien beschickt 
werden. (Zwischenruf des Abg. Dr. "an 
Tongel.) 

seien "Angestellte üder sonstige Funktionäre Nun möchte ich düch die Frage aufwerfen, 
einer pülitischen Partei".  (Abg. Ströer:  Für üb es nicht zweckmäßig wäre, diese Unverein­
wen trifft das zu ?) Was ein Angestellter einer barkeitsklausel etwas strikter, etwas schärfer, 
pülitischen Partei ist, ist sehr klar zu fassen. vielleicht auch etwas enger zu fassen (Zwi­Was ein Funktiünär einer politischen Partei schenruJ des Abg. Peter), um alle Mißve:- .  
ist, ist vielleicht nicht mehr so. klar zu um- ständnisse in dieser Frage von vQrnherem 
schreiben. (Abg. Benya: Bei U'M schon, auszuschließen. (Abg. Dr. Pittermann:  Al80 
bei Ihnen vielleicht nickt I) Schauen Sie, heraus mit den Sozialisten aus dem Verfa8-
wenn ich hier zitieren soll aus der Ausgabe sungsgerichtshof! Sagen' Sie e8 doch ! - Gegen­
der Bundesverfassung, so. ist dort unter einem rufe bei der (j YP.) Herr Vizekanzle� ! Sie unter­
Parteifunktionär auch ein Mitglied eines Partei- stellen einfach etwas (Abg. Dr. P�ttermann : 
gerichtes oder auch ein Parteianwalt gemeint. Das hat der Dollfuß gemackt und der Hitler 
Ich weiß . . . (Abg. Gratz: Das i8t eine Fuß- aueh !) , was ich nicht gesagt habe. So kann 
note !) Es ist eine Anmerkung, ja. (Abg. man das nicht machen. (Abg. Dr. Pitter­
Gratz : Der Verwaltungsgerichtskof hat sehon mann : Aber Sie wollen 1 Was heißt "enger 
einmal anders als eine Fußnote entschieden I) !assen" ? _ Der Prä8ident gibt das Glocken­
Ja gut, Herr Küllege Gratz. Ich glaube, zeichen.) Schauen Sie, ich wüllte gerade no.ch 
man darf sich düch immerhin auch auf eine zu einer Interpretatiün meiner Ausführungen 
Rechtsmeinung von anerkannten Fac?Ie�ten kommen. Ich plädiere' absolut nicht für eine 

, in diesem Fall stützen, und wenn SIe Jetzt einschränkende Auslegung so. weit, daß auch ' 
nachsehen, werden Sie sagen : Das ist die Aus- eine Parteimitgliedschaft nicht mehr in Be­
gabe Werner-Klecatsky, da ist natürlich der tracht gezogen werden dürfte. (Ru! bei der 
jetzige Justizminister daran beteiligt. Die�e SPÖ : Nur (jyP !) , Schauen Sie, die Süzia­
Ausgabe ist vün 1961.  Das ist jedenfalls em listische Partei hat schün mehrere Mitglieder 
Datum, das vor dem Habsblirg-Urteil . lie�t, des Verfassungsgerichtshofes nominiert, und 
und das ist ein Datum, das vor dem Emtl"ltt es hat noch bei keinem anderen öffentliche 
des Herrn Justizministers i� die Bundesregie- Diskussionen gegeben, ausgerechnet beim 
rung liegt. (Abg. Dr. P z ttermann : Aber Herrn Dr. Rosenzweig ! Das muß doch auch 
Richter vom Verwaltungsgericktskoj war er einen Grund haben. (Zustimmung bei der 
schon !) Sie können mir auch entgegenhalten : ÖVP. _ Abg. Dr. Pittermann:  Sauen Sie 
Es wird ja bestritten, daß Herr Dr. Rüsen- das nicht bei anderen war das doch genauso I) 
zweig Parteianwalt ist. - Es ist möglich, ' 

diese Auffassung zu vertreten, es ist aber auch Das zweite Beispiel, das ich hier vürbringen 
möglich, daß diese Tätigkeit für eine politi- möchte, ist, daß im VerfassungsgerichtshQfge­
sehe Partei sehr wohl mit einer politischen setz auch davün die Rede ist, wann ein Mit­
Funktionärschaft irgendwie zu tun hat. (Abg. glied des Verfassungsgerichtshüfes zu ent­
Weihhart:  Eben nicht !) Ja, das ist Ihre heben sei. Zu entheben ist es dann, wenn es 
Meinung. (Abg. Weikhart:  Er ist kein Funk- sich (Zwischenruj des Abg. Ing. Häuser) 
tionär, er ist ein Anwalt !) Aber schauen - das ist der Text des Gesetzes, den darf 
Sie, Herr Dr. Rosenzweig hatte sehr lange man wohl ·noch zitieren ---' in üder außerhalb 
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Dr. Gruber 
des Amtes der Achtung und des Vertrauens, Abgeordneter Benya (SPÖ) : Sehr geehrte 
die sein Amt erfordert, unwürdig gezeigt Damen und Herren ! Als ich von dieser Anfrage 
hat. (Ruf bei der SPÖ : Wer bestimmt das ?) erfuhr, war ich zuerst der Meinung, die Öster­
Das ist natürlich eine Wertung oder eine Be- reichische Volkspartei will aus einer Schwierig­
urteilung, die nur dem Verfassungsgerichtshof keit, die ihr auf Grund der letzten Wahlen 
selbst obliegt. (Rufe bei der SPÖ : Eben I) entstanden ist, herauskommen und provoziert 
Ja, lassen Sie mich doch noch reden ! Es ist daher diese Anfrage. (Zwischenrufe bei der 
natürlich die Frage, ob nicht gewisse Hand- Ö V P.) Aus den Ausführungen des Herrn 
lungen - wie wir schon einmal gehört haben, Dr. Fiedler und auch des Kollegen Dr. Gruber 
vom Verfassungsgerichtshof so qualifiziert - entnehme ich aber, daß weit mehr dahinter 
besser unterblieben wären, ob nicht auch Hand- ist. Ich bin sogar überzeugt, und es hat sich 
lungen, die von Dr. Rosenzweig jetzt gesetzt sehr deutlich herausgestellt, daß Sie sich mit 
worden sind, so zu qualifizieren sind, daß sie Ihren Angriffen auf den vom ÖGB mit einer 
besser unterblieben wären. (Zwischenruf des Strafsache betrauten Anwalt Dr. Rosenzweig 
Abg. [ng. Häuser.) den Angriffen anschließen, die seinerzeit in 

Und nun möchte ich nur eines dazu sagen : der Zeitung der Industrie, in der Zeitung 
Es ist doch, glaube ich, für uns nicht ganz "Wochenpresse" begonnen worden sind. 
akzeptabel, wenn wir von einem Mitglied des Sie zitieren ja auch die "Wochenpresse" 
Verfassungsgerichtshofes immer wieder wahr- als eine Ihrer Grundlagen (Abg. Dr. Pit t er­
nehmen müssen, daß es immer so auf dem mann : Und immunisieren damit !) , und ich 
Grat wandert. (Abg. Benya:  Was heißt glaube nicht fehlzugehen, daß damit auch 
da8 ? - Weitere lebhafte Zwischenrufe bei der eine Attacke - das ist aus einigen Sät.zen des 
SPÖ.j Wenn der Verfassungsgerichtshof er- Herrn Dr. Fiedler hervorgegangen - gegen 
klärt, daß eine Handlung besser unterblieben den Auftraggeber des Anwalts geritten werden 
wäre, dann ist das doch ein Tadel, der ausge- soll. (Ruf bei der Ö V P :  Aber geh !) Gar kein 
sprochen wird. (Abg. Dr. Kreis ky : Das Zweifel, meine Herren ! Ich lasse Ihnen Ihren 
sagen Sie !) Nein, das hat der Verfassungs- Kronzeugen, mit dem mögen Sie glücklich 
gerichtshof gesagt. Es ist unsere Auffassung, werden, wie Kollege Weikhart zum Herrn 
daß in solchen Fällen der betreffende Mann Vizekanzler Withalm gesagt hat : Er hat euch 
doch wohl selbst eine Konsequenz ziehen Geld und auch Mandate gekostet und er wird 
müßte, damit er nicht immer einer öffentlichen euch noch manche Blamage einbringen ! (Bei­
Kritik ausgesetzt ist. (Zustimmung bei der fall bei der SPÖ. - Abg. Dr. Withalm : 
Ö VP. - Abg. Dr. Kreis ky : Da hat der Herr Er hat uns weder das eine noch da8 andere 
Advokat Dr. Klaus beim Herrn Landeshaupt- gekostet, mache ich Sie aufmerksam ! - Abg. 
mann Dr. Klaus interveniert !) Wir haben in W e  i k 11, art :  Dann schauen Sie sich die W iener 
der letzten Zeit von einem Bundesrichter Resultate an !) Er hat euch bei des gekostet ! 

Ich möchte aber sagen : Genosse Doktor . , . 
(Heiterkeit.) Auch keine Schande, auch keine 
Schande ! ( Erneute Heiterkeit und Zwischen­
rufe.) 

in den Vereinigten Staaten, von Abe Fortas 
gelesen, dem in der Öffentlichkeit Vorwürfe 
gemacht wurden, die absolut keinen straf­
baren Tatbestand beinhalteten. (Abg. Ger­
trude Wo n d ra c k :  Da müßtet ja ihr schon alle 
abgetreten sein ! Vom Bundeskanzler ange- Präsident: Am Wort ist der Redner ! Ich 
fangen ! - Abg. Dr. Kreisky:  Der hat ja bitte ! 
Geschenke angenommen 1 Lesen Sie doch die 
Zeitungen !) Er hat keinen strafbaren Tat­
bestand gesetzt ! Auch ein hochqualifizierter 
Jurist, auch mit einer Partei war er sehr eng 
befreundet. (Rufe bei der SPÖ : Die 20 Minu­
ten !) 

Präsident : Es geht auf die Sekunde genau : 
Noch eine halbe Minute, eine Viertel minute ! 

Abgeordneter Dr. Gruber (fortsetzend) : Er 
hat aber sofort von selbst die Konsequenzen 
gezogen. 

Was wir also wollen, ist nicht eine lex Rosen­
zweig, die hier beschlossen werden soll, son­
dern wir erwarten, daß Rosenzweig selbst die 
Konsequenzen zieht ! (Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist der Ab­
geordnete Benya. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Benya (fortsetzend) : Herr Dok­
tor Rosenzweig wurde vom Österreichischen 
Gewerkschaftsbund beauftragt, in Manipu­
lationen Einblick zu nehmen. Er hat sich 
bemüht, daß Licht in das Dunkel kommt, 
das dieser Organisation durch einen Funktio­
när entstanden ist, von dem wir uns getrennt 
haben. Es scheint, daß Sie mit Ihren Angriffen 
eigentlich den ÖGB treffen wollen, der sich 
um eine reine finanzielle Gebarung bemüht 
hat und der - das hat das Urteil des Straf­
prozesses bewiesen - sich von einem, der 
einen Betrug mit Gewerkschaftsvermögen be­
gangen hat, getrennt hat, und zwar im Jahre 
1964 getrennt hat, sehr geehrte Damen und 
Herren der Österreichischen Volkspartei, mehr 
als vier Jahre vor Prozeßbeginn. Wenn . ich 
Sie daran erinnern darf : Sie haben in Ihrer 
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Partei auch einen Fall Müllner gehabt. Von 
dem haben Sie sich einen Tag vor Prozeßbeginn 
getrennt. Da sehen Sie schon den Unterschied 
in unserer moralischen Auffassung. (Beifall 
bei der SP(). - Abg. Dr. Witha l m :  Herr 
Präsident Benya ! Sie haben sich getrennt, 
nachdem der Olah bei den niederösterreichischen 
Landtagswahlen noch eine Wahllokomotive ab­
geben durfte ! Da gehört schon etwas dazu !) 
Wir haben uns, Herr Vizekanzler, im Oktober, 
als die Fakten bekannt gewesen sind, von die­
sem Mann getrennt ! (Abg. Dr. Withalm : 
Die Fakten waren schon vorher bekannt ! -
Weitere Zwischenrufe bei der (j V P. - Abg. 
Dr. Pi t t ermann : Und der Müllner ist noch 
Lande8hauptmann geworden !) 

Zur Anfrage sei festgestellt : Nach dem 
Urteil im Strafprozeß erteilte der ÖGB auf 
Grund eines einstimmigen Beschlusses Herrn 
Dr. Rosenzweig den Auftrag, die juristischen 
Argumente herauszuarbeiten, die für die Nich­
tigkeit des Urteils im Faktum der "Kronen­
Zeitung" sprechen, und diese juristischen 
Argumente der Staatsanwaltschaft, der Ober­
staatsanwaltschaft und dem Ministerium vor­
zutragen. Wenn jemand sagen kann, daß das 
ein Anwalt nicht darf, dann bitte das in der 
Anwaltsordnung zu ändern ! (Beifall bei der 
SPO.) Wir haben das so verlangt. 

Herr Dr. Rosenzweig berichtete mir dann, 
daß die Beamten, denen er die gesammelten 
Argumente in Form eines Elaborates überge­
ben hat, ihm dafür gedankt und die Prüfung 
versprochen haben - auch wieder nichts 
anderes als eben Unterlagen zusammenzutra­
gen und diesen Instanzen, die ich genannt habe, 
zu überbringen. 

Was ist bei dieser Arbeit unqualifiziert � -
möchte ich Herrn Grub er , der dieses Wort 
gebraucht hat, fragen. Ist es nicht die Auf­
gabe eines Anwaltes, der die Interessen des 
Mandanten richtig vertritt, alles zu unter­
nehmen, um dem Mandanten zum Recht zu 
verhelfen � Er kann keinen Spruch ändern. 
Er kann aber, und das hat er getan, Unter­
lagen herbeischaffen, die geprüft werden kön­
nen. Wenn dann die Instanzen der Gerichte 
meinen, daß die Unterlagen entsprechen, dann 
können die Gerichte oder die Instanzen eben die 
entsprechenden Schritte zur Erhebung der 
Nichtigkeit oder sonstige Dinge einleiten. 
Mehr haben wir nicht getan. (Beifall bei der 
SP(j. - Abg. Dr. Wi thalm : Herr Kollege ! 
Herr Präsident Benya ! Er war sehr "zuvor­
kommend",  er hat diese Arbeit für die Staats­
anwaltschaft besorgt ! Das war wirklich sehr 
"zuvorkommend" von ihm ! - Ruf bei der 
SP(j ,' Jeder Anwalt macht da8 !) 

Herr Dr. Withalm ! Es ist eine der Arbeiten, 
die wir von unseren Anwälten verlangen. 
Dieser Anwalt ist Ihnen auf Grund seiner 

Gründlichkeit und auf Grund seiner Tüchtig­
keit ein Dorn im Auge, und deshalb möchten 
Sie ihn ja auch sehr gerne wahrscheinlich 
als einen, der sich zur Sozialistischen Partei 
bekennt, aus dem Verfassungsgerichtshof ent­
fernen. Darauf läuft ja Ihre Polemik hinaus. 
(Zustimmung bei der S p(j.) 

Ich möchte aber, sehr geehrte Damen und 
Herren, noch feststellen, daß ich und die 
damit befaßten Funktionäre mit der Auftrags­
erteilung an Herrn Dr. Rosenzweig nichts 
Ungesetzliches getan oder auch nichts Un­
gesetzliches verlangt haben. (Abg. Dr. Gr uber :  
Das hat ja niemand behauptet !) E s  kam bei 
Ihren Gesprächen heraus. Sie haben von un­
qualifizierten Maßnahmen gesprochen. (Rufe 
bei der SP(j ,' Sie haben davon gesproohen ! 
Sie haben es behauptet ! - Weitere Zwischen­
rufe bei der SPO.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Am 
Wort ist der Abgeordnete Benya. Ich bitte, 
den Abgeordneten Benya nicht zu unter­
brechen . 

Abgeordneter Benya (fortsetzend) : Herr Dok­
tor Rosenzweig hat als Anwalt ebenfalls nichts 
Ungesetzliches, Ungebührliches oder Unquali­
fiziertes getan, sondern er hat trotz aller An­
griffe, die in erster Linie aus Ihren Presse­
organen gekommen sind, alles getan, um die 
Interessen des ÖGB als seines Mandanten 
wahrzunehmen. (Abg. Gugge nberger :  Aber 
er hat 'vergessen, daß er zugleich Verfas8ungs­
richter ist !) Aber, lieber Herr ! Es kann doch, 
meine Herren . . . ( Zwi8chenrufe.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Jetzt 
habe ich aber etwas nicht gehört, Kollege 
Moser ! 

Abgeordneter Benya (fortsetzend) : Wo steht 
denn geschrieben, daß ein Mitglied des Ver­
fassungsgerichtshofes nicht auch eine Anwalts­
praxis haben kann � Wollen Sie denn die Dinge 
auf den Kopf stellen � Wir könnten Ihnen, 
wenn die Zeit nicht so kurz wäre, eine Reihe 
von Anwälten nennen, die auch in anderen 
Funktionen und ebenfalls in Gerichtsfunktio­
nen tätig sind. Das ist doch in der Anwalts­
praxis mitinbegriffen, wenn man jemanden 
dorthin delegiert. 

Ich darf sagen : Als wir als Präsidium des 
ÖGB Herrn Dr. Rosenzweig für seine aus­
geübte Tätigkeit trotz der Angriffe von 
verschiedenen Seiten den Dank ausgesprochen 
haben, hat er sich bedankt und gesagt : 

"Ich habe in meiner ganzen beruflichen Kar­
riere keinen Fall erlebt, in dem ich wegen Er­
füllung meiner anwaltschaftlichen Pflichten 
gegenüber meiner Mandantschaft so vielen 
Anfeindungen und persönlichen Angriffen aus­
gesetzt war." 
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Er sagte aber, daß all diese Angriffe - und 
das mögen Sie, sehr geehrte Damen und Herren 
von der Österreichischen Volkspartei, zur 
Kenntnis nehmen - ihn nicht davon abhalten 
werden : Wenn wir einen Auftrag an ihn geben, 
wird er uns genauso vertreten wie bisher, 
auch wenn Sie noch so aus allen Rohren schie­
ßen und glauben, Sie könnten mit Diffamie­
rungsversuchen einen Mann, der als Anwalt 
tätig ist, praktisch in Schwierigkeiten bringen. 
(Beifall bei der S PÖ.) 

Ich stelle noch einmal fest, daß Herr Doktor 
Rosenzweig im Auftrag des ÖGB bei seiner 
in der Anfrage angeführten Tätigkeit ,gehandelt 
hat. 

Ich möchte aber jetzt noch zu einer anderen 
Sache sprechen. Es wurde hier zitiert und 
gesagt : Herr Dr. Wilhelm Rosenzweig hat 
bei seinen Erhebungen auch mit Zeugen 
gesprochen. Ja, meine Herren, wer hat denn 
diese Anfrage verfaßt � Ich möchte fragen : 
Wenn ein Anwalt einen Auftrag bekommt, 
in eine Sache Klarheit zu bringen, darf er 
denn dann nicht Befragungen vornehmen ? 
Ich sage noch einmal : In den Jahren 1964 
und 1965 wurden diese Befragungen durch­
geführt. Ja soll denn der Anwalt - weil hier 
steht : er hat unter anderem mit Benya, 
Klenner, Zak, Hillegeist, Senghofer gespro­
chen - mit mir kein Gespräch führen, wenn 
ich als Vertreter des ÖGB in diese Frage Klar­
heit bringen möchte ? Mit wem soll er 
denn sprechen ? Mit dem Portier ? (Heiterkeit 
bei der SPÖ.) Dann werden Sie sagen : Ja, 
er hat mit dem Portier gesprochen ; der Por­
tier ist ja in einem Dienstverhältnis. Sie schä­
men sich auch hier nicht, dann zu sagen : 
Bemerkenswert erscheint, daß die vernomme­
nen Personen - dazu gehört Generaldirektor 
Klenner, N ovotny oder der Generaldirektor 
Neubauer von der Zentralsparkasse - sämt­
lich in beruflichem und politischem Abhängig­
keitsverhältnis von den genannten Institu­
tionen standen. Sie meinen damit, daß bei 
uns jemand wegen einer Aussage, ob so oder 
so, belangt wird. Ich möchte mich in Ihrem 
Namen schämen ! (Zu8timmung bei der S PÖ.) 
Denn keiner der mit den Problemen Beschäftig­
ten - außer jenen, die betrogen und unter­
schlagen haben - wurde vom Österreichischen 
Gewerkschaftsbund entfernt.  Wir sind eine 
Organisation, die nicht nur die Mitglieder 
gegen Unternehmer schützt, sondern wir sind 
auch für unsere Mitglieder eingetreten, und 
daher sollen Sie sich solche Aussagen bitte 
schenken. (N euerliohe Zustimmung bei der 
SPÖ. - Zwisohenruf des Abg. Dr. Grub e r.) 

Es sei festgestellt : Sie sagen, Dr. Rosenzweig 
habe mit Generaldirektor Dr. Neubauer ge­
sprochen . Jetzt frage ich Sie, meine Herren : 

Ich habe im Jahre 1964 bei einem Besuch 
in der Zentralsparkasse erfahren, daß dort 
Sparbücher in Verwahrung sind. Nun hatte 
der Anwalt den Auftrag, mit den Herren in 
diesem Geldinstitut zu sprechen. Ja mit wem 
soll er denn sprechen, wenn die Geldmittel 
dort veranlagt sind ? Mit wem, meine Herren ? 
Wollen Sie mir das vielleicht sagen ? (Abg. 
Dr. Withalm:  Das hat der Riohter n.icht 
gemeint im Urteil t) Glauben Sie nicht, daß 
man etwas vernünftiger reden kann ? (N euer­
lieh er Zwischenruf des Abg. Dr. W ithalm.) 
Aber bei Ihnen steht es drinnen. Bei Ihnen 
steht es drinnen in der Anfrage, Herr Vize­
kanzler ! (Abg. Dr. Withalm : Aber nein I) 
Lesen Sie es und sagen Sie dem, der das ver­
faßt hat, er soll sich mit den Fragen des prak­
tischen Lebens ein wenig vertraut machen ! 
(Beifall bei der SPÖ. - Neuer'licher Zwischen­
ruf des Abg. Dr. W ithalm.) 

Wir werden die Dinge sehr genau prüfen. 
Wir haben uns bei all den Prozessen zurück­
gehalten. Wenn Dr. Gruber sagt "schwebendes 
Verfahren", so darf ich sagen : Es gibt noch 
schwebende Verfahren in dieser Frage - einige ! 
(Zustimmung des Abg. Dr. Gru b e r.) Ich 
brauche sie Ihnen nicht zu zitieren. Sie haben 
gemeint, es sei kein Eingriff in ein schwebendes 
Verfahren. Es dürfte, da Sie aus der " Wochen­
presse" zitiert haben und die "Wochenpresse" 
von Dr. Rosenzweig in dieser Frage belangt 
worden ist, doch auch ein wenig in dieses Ver­
fahren hineinkommen . Aber das sollen sich 
dann die Gerichte ausmachen. (Zustimmung 
bei der SPÖ.) 

Ich möchte, sehr geehrte Damen und Herren, 
da ja eine juristische Auseinandersetzung mit 
Ihnen, die Sie einem Anwalt eine andere 
Tätigkeit absprechen, nicht zweckmäßig ist, 
nur von hier aus dem Anwalt Dr. Rosenzweig 
und allen Anwälten, die trotz heftigster An­
griffe ihre Aufgabe im Interesse ihrer Mandanten 
erfüllen, den besten Dank aussprechen. (Bei­
fall bei der S PÖ.) 

Ich bringe aber von hier aus gleichzeitig 
zum Ausdruck, daß ich mich für alle die Abge­
ordneten, welche Anwälte als Mitglieder eines 
freien Berufsstandes in Ausübung ihrer Tätig­
keit durch solche Anfragen behindern wollen, 
schäme ! (A nhaltender Beifall bei der S PÖ.) 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Dr. Broda. Ich erteile es ihm. 
(Abg. Baa s :  Wo ist der Fiedler ? - Ruf bei 
der S PÖ : .. Ganz in der letzten Bank 1 - Ruf 
bei der SPO: Fiedler geht in die Außenpolitik 1 -
Weitere Zwischenrufe. - Präsident Dipl.-Ing. 
Wald b ru n n e r übernimmt den Vorsitz.) 

Abgeordneter Dr. Broda (SPÖ) : Herr Prä­
sident ! Hohes Haus ! Sehr geehrte Damen 
und Herren ! (Rufe und Gegenrufe zwischen 
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Dr. Broda 
Abgeordneten der Sp(j und der (j VP. -
Präsident Dz'pl.-Ing. Waldbrunn e r  gibt das 
Glockenzeichen.) Ich sagte beim vorherigen 
Tagesordnungspunkt, daß wir sozialistischen 
Abgeordneten auch diese dringliche Anfrage 
begrüßen, weil sie Gegenstand einer ernsten 
Aussprache bilden wird. 

Meine geehrten Damen und Herren ! Bitte, 
überlegen wir einmal, ob die Richtung der 
Diskussion - das würde ich dem Kollegen 
Gruber sagen, wenn er hier im Saal wäre 
(Ruf bei der SP(j : Er ist hier 1 - Abg. Dok­
tor Gruber, der neben Abg. Dr. Withalm Platz 
genommen hat : Ich bin hier I) , ja, Kollege Gru­
ber - uns nicht etwas nachdenklich stimmen 
sollte. 

Herr Kollege Gruber ! Es ist Ihr gutes Recht, 
als Kollege hier Vorschläge rechtspolitischer 
Art auch in der Richtung auf Adaptionen und 
Änderungen der Verfassung - ich werde 
darauf noch zu sprechen kommen - zu machen. 
Ich glaube, daß es uns nachdenklich stimmen 
sollte, daß wir hier im Hohen Haus eine 
Diskussion über eine Person haben. Wir 
machen . . . (Abg. Dr. Gru b e r :  Das war nur 
der Anlaß I) Kollege Gruber, der Gesetzgeber 
soll keine Individualgesetze schaffen (Abg. 
Dr. Gru b e r :  Darum habe ich gesagt : Keine 
lex Rosenzweig I) - das ist ein sehr wichtiger 
Grundsatz unserer Gesetzgebung -, und wir 
sind nicht dafür qualifiziert, sehr geehrte Da­
men und Herren, in Einzelfragen zu urteilen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren r 
Mich hat bedenklich gestimmt, daß hier schon 
durch die Anfrage und dann durch die Art der 
Fragestellung - Herr Bundeskanzler, auch 
durch die Art Ihrer Antwort - doch der Ein­
druck entstehen könnte, daß auch hier mittel­
bar etwas dem Verfassungsgerichtshof nahe­
gebracht werden soll, was er ausschließlich 
selbst entscheiden soll. (Abg. Dr. W itha l m :  
Das geht aus der Antwort des Herrn Bundes­
kanzlers keineswegs hervor !) 

Herr Kollege Dr. Withalm, zuerst darf ich 
noch Ihre Frage beantworten, weil ich bei der 
Besprechung beim damaligen Herrn Bundes­
minister Olah am 19. 7. 1963 anwesend war. 
Es steht alles in der Anfragebeantwortung 
des Herrn Bundeskanzlers vom Jahre 1966, 
die der Kollege Fiedler aus Zeitgründen nur 
teilweise zitiert hat. Ich war damals als 
Bundesminister für Justiz, Kollege Withalm, 
in sehr guter Gesellschaft, nämlich in Gesell­
schaft des damaligen Herrn Außenministers, 
unseres Kollegen Dr. Kreisky, unseres Zentral­
sekretärs damals wie heute, des Kollegen Gratz, 
und in Anwesenheit des Dr. Rosenzweig beim 
damaligen Bundesminister für Inneres. Das ist 
eine res judicata. (Abg. Dr. Gru b e r :  Ihre 
Anwesenheit habe ich nicht kritisiert 1 - Abg. 
Dr. W i t h alm : Der Verfas8ung8gerichtshof hat 
trotzdem festgestellt, daß die Anwesenheit des 
B errn Dr. Rosenzweig besser unterblieben wäre !) 

Zur Debatte gestellt wurden - ich habe sehr Herr Dr. Withalm, jetzt werde ich Ihnen 
genau zugehört - die Standesvorschriften für sagen, was mich weiter bedenklich stimmt : 
Rechtsanwälte. Diese gehen uns hier gar nichts daß hier mit zweierlei Recht vorgegangen wird 
an ! Sie gehören ausschließlich vor die zu- und zweierlei Maß angewendet wird. Kollege 
ständige Standesorganisation und allenfalls Dr. Pifß, der hier im Hause ist, hat als Bundes­
vor die ordentlichen Gerichte. Dort sind sie minister für Unterricht auf wiederholte An­
zu entscheiden. (Abg. Dr. Gruber : Das hat fragen der Frau Dr. Firnberg und des Kollegen 
auch niemand in Frage gestellt I) Na, ich habe Ströer über den Ausgang des Disziplinarver­
mich sehr knapp zu halten und habe noch eine fahrens in der Causa Borodajkewycz gesagt : 
Menge zu sagen. Ich überlasse das auch dem "Ich bin nach wie vor der Rechtsmeinung, 
Urteil der Öffentlichkeit. Wir sollten hier sehr daß es mir die Gesetzeslage verbietet, das 
nachdenken. Nachdenklich hat mich diese Erkenntnis der Disziplinaroberkommission in 
Diskussion gestimmt, ob das ein guter Weg was immer für einer Weise zu veröffentlichen. 
war. Nach meiner Auffassung müßte die Gesetzge-

Zweitens. Wir haben zur Diskussion gestellt bung die Frage lösen, ob ein Verlautbarungsrecht 
bekommen die geltenden verfassungsrechtlichen beziehungsweise eine parlamentarische Pflicht 
Bestimmungen und die Bestimmungen des auf Grund einer parlamentarischen Anfrage 
Verfassungsgerichtshofgesetzes - § 10 besteht . "  Das galt für Borodajkewycz. Bei 
über die, wenn ich so sagen darf, Standesvor- " Dr. Rosenzweig - das sind genau solche 
schriften für Mitglieder eines unserer Höchst- Disziplinarvorschriften, das ergibt sich aus 
gerichte. Aber wir haben ausschließlich diesem § 10 Verfassungsgerichtshofgesetz - hatte der 
Gerichtshof, dem Verfassungsgerichtshof, die Herr Bundeskanzler zum Unterschied von 
Beurteilung dessen zu überlassen, was er im seinem Unterrichtsminister nicht die geringsten 
Vertreten eines seiner Mitglieder für richtig Bedenken, damals, im Jahre 1966, einen ver­
hält oder nicht für richtig hält. Wir hier sind traulichen Beschluß des Verfassungsgerichts­
kein Supergericht ! (Abg. Dr. Gru b e r :  Habe hofes, der seiner ganzen Natur nach vertrau. 
ich das nicht expressis verbia gesagt ?) Bitte. lieh zu behandeln war, hier in aller Öffentlich. 
Schön. keit mitzuteilen. 
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Dr. Broda 
Wir wenden uns nicht dagegen, wir haben ja 

auch andere Auffassungen als der Herr Unter· 
richtsminister Piffl im Fall Borodajkewycz. 
(Abg. Dr. Pittermann:  Borodajkewyoz ist 
etwas anderes !) Ich sage nur eines : zweierlei 
Maß. Was für Sie im Fall Borodajkewycz 
schutzwürdige Interessen waren, das galt für 
den Verfassungsrichter Dr. Rosenzweig nicht. 
Jahre später ziehen Sie das wieder hervor 
und schleifen es wieder in die Öffentlichkeit, 
obwohl in der Sache - causa finita - der 
Verfassungsgerichtshof gesagt hat : Dem Dok-

. tor Rosenzweig ist überhaupt kein Mangel an 
Vertrauenswürdigkeit - nur darum ist es 
gegangen - vorzuwerfen. (Abg. Dr. Grub e r :  
Woher kennen Sie das ?) Aus Ihrer Anfrage­
beantwortung, Dr. Gruber, lesen Sie es nach ! 
( Heiterkeit und Beifall bei der S p(j.) Der Herr 
Bundeskanzler hat es uns ja geschickt. (Abg. 
Dr. Grub er:  Ja, allgemein !) Gar nichts all­
gemein, lesen Sie es nach ! Das war auch ein 
Teil Ihres Wahlkampfes 1966. (Abg. Dr. W i t­
halm: Lesen Sie es vor I) Herr Dr. Withalm, 
Sie werden mir keine Weisungen geben, was 
ich hier in 20 Minuten vorlese. (Beifall bei der 
SPÖ.) Ich bin Ihnen nicht unterstellt, auch 
wenn Sie noch so nervös sind. (Abg. Dr. Wit· 
halm:  Ich glaube, den nervöseren Eindruck 
machen Sie I) 

Jetzt bleibe ich gleich dabei und sage, 
Herr Bundeskanzler, was ich Ihnen auch noch 
mit auf den Weg geben möchte : In diesem Ver· 
fahren vor dem Verfassungsgerichtshof ist der 
Generalprokurator eingeschaltet, der hat sich 
zu äußern. Herr Bundeskanzler, wir werden 
sehr genau überprüfen und Sie hier fragen, 
ob Sie von Ihrem Weisungsrecht, das Sie gegen­
über dem Generalprokurator beanspruchen -
Sie haben es ja auch 1965/66 beansprucht -, 
Gebrauch machen werden. (Abg. Dr. Pitt er­
mann:  Hören Sie, Herr Dr. Klecatsky I) 
Warten Sie nur ab, Herr Bundeskanzler, wir 
werden da sehr genau parlamentarisch kon­
trollieren, das kann ich Ihnen schon jetzt 
sagen. (Abg. W e ikhart : Der Herr Bundes· 
kanzler sitzt in den Brennesseln !) Erinnern Sie 
sich nur an die Vorgänge bei dem damaligen 
Verfahren vor dem Verfassungsgerichtshof! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
ich werde weiter vorgehen. Zweierlei Maß und 
zweierlei Recht : Der Herr Bundeskanzler hat 
uns heute hier mitgeteilt, er wird diese Anfrage, 
die der Kollege Fiedler an ihn gestellt hat - so 
wie 1965 -, dem Verfassungsgerichtshof weiter­
leiten. Gut und schön. Wir polemisieren da­
gegen nicht, wir erinnern Sie nur daran, daß wir 
ein Gleiches von Ihnen, Herr Justizminister, 
verlangt haben in der Auseinandersetzung, 
die Sie mit dem Kollegen Mondl hatten, weil 
Kollege Mondl gemeint hat, daß Vorgänge im 
Bereich der Landesverteidigung, die hier zur 

Sprache gebracht worden sind, der Staats­
anwaltschaft auf Grund der Protokolle mitzu­
teilen sind. Sie haben sich geweigert, diese 
Protokolle der Staatsanwaltschaft weiterzu­
leiten, und haben einen Streit mit dem Prä­
sidenten des Hauses vom Zaun gebrochen, 
indem Sie sich auf den absurden Rechtsstand­
punkt gestellt haben, daß die Parlaments­
direktion verpflichtet sei, diese Protokolle 
weiterzuleiten, weil Sie damit gar nichts zu 
tun haben wollen. Wenn das nicht zweierlei 
Maß ist ? Der Herr Bundeskanzler leitet schnell 
die Anfragebeantwortung, die er sich heute 
hat stellen lassen, an den Verfassungsgerichtshof 
weiter, weil es sich um Dr. Rosenzweig han­
delt - das aber macht der Justizminister 
nicht, wenn der Abgeordnete Mondl ihn fragt. 
Das ist zweierlei Recht und zweierlei Maß. 

Herr Kollege Gruber, darf ich Sie auf folgen­
des aufmerksam machen. Ich übergehe alle 
Feststellungen des Erstgerichtes im Zusammen· 
hang mit dem Verhalten des Rechtsanwaltes 
Dr. Rosenzweig vor dem Verfahren und im 
Verfahren. Herr Präsident Benya hat so 
schlüssig dazu Stellung genommen, daß ich 
mir jedes Wort ersparen kann. 

Ich sage nur eines - das wollte ich auch dem 
Kollegen Fiedler antworten - :  Natürlich 
sind das schwebende Verfahren. Ich darf 
aufmerksam machen, daß zu den Geschäfts­
zahlen 3 U 189/69 am 18.  6. 1969 die Verhand­
lung in der Causa "Wochenpresse" statt­
finden wird und zur Geschäftszahl 3 U 212/69 
am 2. 6. 1969 gegen die "Presse" . Lassen wir 
die Gerichte entscheiden, lassen wir die Stan­
desorganisationen entscheiden, und dann wer­
den wir sehen, was herauskommt. ( Abg. 
Dr. G r u b e r :  Natürlich I) Aber machen wir 
hier keine Parlamentsjustiz und kein Scherben­
gericht ! Das machen wir nicht. (Abg. Dr. Gru. 
b e r :  So etwas ist ein anderes Mal gemacht 
worden !) 

Ich darf mit großem Nachdruck hier als 
Anwalt folgendes feststellen : Zur Stunde 
findet die Vollversammlung der Wiener Rechts­
anwaltskammer statt, und ich sage : Alle 
Lippenbekenntnisse zum Rechtsstaat taugen 
nichts, wenn man den Anwalt in seinen 
Funktionen behindert, dann, wenn es einem 
unangenehm ist. § 9 der Rechtsanwalts­
ordnung bestimmt : "Der Rechtsanwalt ist 
verpflichtet, die übernommenen Vertretungen 
dem Gesetze gemäß zu führen und 
die Rechte seiner Partei gegen 
jedermann mit Eifer, Treue und Ge. 
wissenhaftigkeit zu vertreten. Er ist befugt, 
alles, was er nach dem Gesetze" - nie bestrit­
ten, daß das alles nach dem Gesetz war -
"zur Vertretung seiner Partei für dienlich 
erachtet, unumwunden vorzubringen, ihre An-
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Dr. Broda 
griffs- und Verteidigungsmittel in jeder Weise 
zu gebrauchen, welche seiner Vollmacht, seinem 
Gewissen und den Gesetzen nicht widerspre­
chen." (Abg. Dr. Geis chläger : Das bestreitet die 
A njrage nicht !) Kollege Geischläger , ich kenne 
Sie als unabhängigen und rechtlich denkenden 
Kollegen. Sie werden mit mir übereinstimmen, 
daß es jetzt genug sein soll der Hetzjagd auf 
einen Anwalt, der mit großer Gewissenhaftig­
keit, dem Gelöbnis seines Standes und seinen 
Standesvorschriften entsprechend, in Jahren 
gehandelt hat. Hören wir auch hier damit auf. 
r Beifall bei der S PÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Ich komme zum Schluß. Im Jahre 1966 ist 
es Ihnen nicht geglückt, einen anerkannten 
österreichischen Juristen und Sozialisten aus 
dem Verfassungsgerichtshof zu eliminieren. 
Es wird Ihnen das auch im Jahre 1969 nicht 
gelingen. 

Kollege Gruber ! Sie sprachen davon, daß 
es eine Gefahr sei, wenn der Verfassungs­
gerichtshof möglicherweise zu sehr verpoliti­
siert werde. Ich darf Sie übrigens daran 
erinnern, Kollege Gruber, daß etwa der uns 
allen wohlbekannte verstorbene Oberlandesge­
richtspräsident von Wien Dr. Malaniuk Mitglied 
des Verfassungsgerichtshofes gewesen ist und 
gleichzeitig führende Vertrauensstellungen in 
Ihrer Partei ausgeübt hat, was wir ihm nie 
vorgeworfen haben (Zwischenruf des Abg. 
Dr. Kreis ky),  darunter, wie sich Kollege 
Kreisky erinnert, das Ehrengerichtsverfahren 
Polcar geführt hat. (Ruf bei der SPÖ : Schon 
vergessen !) Messen wir also aUQh hier nicht 
. mit zweierlei Maß und schaffen wir nicht 
zweierlei Recht ! 

Herr Kollege Gruber ! Nun noch etwas. 
Das böse Schlagwort von der Verpolitisierung 
des Verfassungsgerichtshofes gab es schon ein­
mal. (Zustimmung des Abg. Dr. Kreis ky.) 
Ich spreche nicht von den Jahren 1933/34, 
als der Verfassungsgerichtshofmit einem Feder­
strich lahmgelegt worden ist. Ich sprach 
schon einmal im Hohen Hause davon, wie man 
mit dem Kriegswirtschaftlichen Ermächti­
gungsgesetz, mit einer Notverordnung den 
Verfassungsgerichtshof dadurch stillgelegt hat, 
daß man sich des Rücktrittes der damaligen 
Regierung dienlicher Mitglieder des Verfas­
sungsgerichtshofes bedient hat. 

Denken Sie an 1929. Sie sprachen heute 
davon, Sie wollten keine lex Rosenzweig. 
Kollege Gruber ! Vestigia terrent : die Spuren, 
sie schrecken. Damals hat man eine lex Kelsen 
geschaffen. Das war der Sinn dieser Bestim­
mungen der Verfassungsreform 1929 : Hans 
Kelsen, den Schöpfer der österreichischen Ver­
fassungsgerichtsbarkeit, aus dem Verfassungs­
gerichtshof zu eliminieren. Das ist geglückt. 

Hohes Haus ! Hören Sie in dieser wichtigen 
Stunde, was vor 40 J ahten im "Österreichi­
schen Volkswirt" Nr. 19 am 8. Februar 1930 
Universitätsprofessor Dr. Adolf Merkl, ein 
noch lebender Großer unserer Rechtswissen­
schaft, schrieb. Er sagte in seinem berühmten 
Aufsatz "Der ,entpolitisierte' Verfassungs­
gerichtshof" - er setzte das unter Anführungs­
zeichen - :  Reformvorschläge gut. Aber 
die darüber hinausgehende Änderung in der 
Zusammensetzung des Verfassungsgerichts­
hofes" - das war die Verfassungsreform -
"diente offenbar nicht der Entpolitisierung, son­
dern wohl nur - nach dem ehrlichen Geständ­
nis eines maßgebenden Politikers - der Umpoli­
tisierung des Verfassungsgerichtshofes. " -
Was 1929 gelungen ist, werden wir 1 969 nie­
mals mitmachen. Nehmen Sie das zur Kennt­
nis, Herr Kollege Gruber. (Abg. Herta Win k­
l e r :  Die Schatten sind noch lebendig !) 

"Es blieb einer konservativen Verfassungs­
reform vorbehalten, die von Verfassungs wegen 
auf Lebensdauer verliehenen Richterstellen 
mit einem Federstriche zu kassieren. Wenn ein 
solcher Anschlag auf die richterliche Unab­
hängigkeit von anderer Seite ausgegangen 
wäre, hätte man sich mit Recht über ,bolsche­
wikische Methoden' entrüstet. In unserem 
Falle hat offenbar der Zweck der sogenannten 
,Entpolitisierung' die bedenkliche Auffassung 
von der richterlichen Unabhängigkeit ge­
rechtfertigt. " 

Sehr geehrte Damen und Herren ! Auch der 
Grundsatz der richterlichen und der höchst­
richterlichen Unabhängigkeit ist unteilbar. 
Auch damit darf man vor dem Verfassungs­
gerichtshof nicht haltmachen. Was 1 929 war, 
wird 1969 nicht mehr kommen ! Das sagen 
wir Ihnen in dieser Grundsatzaussprache. 
( Anhaltender Beifall bei der S PÖ.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Zum 
Wort gemeldet hat sich Herr Bundesminister 
für Justiz Dr. Klecatsky. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Justiz Dr. KIecatsky : 
Hohes Haus ! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren ! Gegenüber jenen Ausführungen des 
Herrn Abgeordneten Dr. Broda, die sich 
auf den Wirkungsbereich des Bundesministers 
für Justiz beziehen, habe ich eine Berichtigung 
anzubringen. Herr Abgeordneter Dr. Broda 
hat wahrheitswidrig behauptet, ich hätte 
das stenographische Protokoll über eine Sit­
zung des Nationalrates, in der VorwüIfe gegen 
den Herrn Bundesminister für Landesverteidi­
gung erhoben wurden, nicht dem Staatsan­
walt zugeleitet. Ich darf das Hohe Haus 
darauf aufmerksam machen, daß, abgesehen 
von einer Beantwortung einer Anfrage, auch 
während der Budgetdebatte am 16. Dezember 
1 968 hier im Plenum ausführlich von der 
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Sache die Rede gewesen ist, und zwar heißt 
es auf Seite 10.546 des stenographischen 
Protokolls des Nationalrates der XI. Gesetz­
gebungsperiode wie folgt - es handelt sich 
um eine Ausführung von mir - :  

"Der Herr Abgeordnete Mondl hat hier 
selbst festgestellt, daß ich an die Staats­
anwaltschaft keine Weisung erteilt habe, 
eine Prüfung vorzunehmen, sondern ich habe 
die wesentlichen Auszüge aus den stenographi­
schen Protokollen der Staatsanwaltschaft 
Wien, die zuständig ist, zur Kenntnis ge­
bracht." 

Das hat der Herr Abgeordnete Mondl hier 
festgestellt, und das habe ich in dieser Sitzung 
hier im Plenum festgestellt. Ich habe des 
weiteren gesagt - auch das kann man nach­
lesen - : 

"Diese Anzeige, die nicht ich erstattet habe, 
sondern als solche aufgefaßt worden ist, 
haben geprüft ein Staatsanwalt, der Gruppen­
leiter der Staatsanwaltschaft, der Leit�r der 
Staatsanwaltschaft, die Oberstaatsanwalt­
schaft Wien mit dem Oberstaatsanwalt ; im 
Ministerium ein Referent, ein Abteilungsleiter 
und der Sektionsleiter. Und alle sind zur 
überzeugung gekommen, daß hier kein straf­
barer Tatbestand in diesen Ausführungen zu 
erblicken ist. Wir haben daher alles getan, 
was wir tun konnten. Wir haben alles getan, 
obwohl keine Anzeige eines Mitgliedes des 
Hohen Hauses, keine Amtsanzeige eines par­
lamentarischen Organs erstattet wurde und 
obwohl das Hohe Haus nicht - was es ja 
kann, wenn es meint, dazu genötigt zu sein 
- nach Artikel 143 des Bundes-Verfassungs­
gesetzes eine Anklage gegen den Herrn Bundes­
minister für Landesverteidigung beschlossen 
hat. " 

Das, Hohes Haus, ist die Wahrheit. (Bei­
fall bei der Ö VP.) 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner: Ein zwei­
tes Mal zum Wort gemeldet hat sich der Ab­
geordnete Dr. Broda ; ihm stehen noch vier 
Minuten zu. Ich erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter Dr. Broda (SPÖ) : Hohes 
Haus ! Ich werde die vier Minuten nicht aus­
schöpfen. Mir kam es darauf an, folgendes 
klarzustellen - ich bitte den Herrn J ustiz­
minister, der keiner Zeitbeschränkung unter­
liegt, sich nochmals zum Wort zu melden -, 
daß der Herr Bundeskanzler dem Herrn 
Abgeordneten Dr. Fiedler erklärt hat, daß 
er so wie 1965 die Anfrage, die an ihn gerichtet 
wurde, dem Präsidenten des Verfassungsge­
richtshofes weiterleiten würde. Dagegen haben 
wir keine Einwendung. Ich habe auf die 
Divergenz hingewiesen, daß offenbar der Herr 
Bundesminister für Justiz - damit bezog 

ich mich auf den Anlaßfall Mondl - gleiches 
analog nicht tut. (Abg. Dr. Grub e r :  Sie 
haben gesagt, er hat sich geweigert !) Analog 
nicht tut. (Abg. Dr. Grub er :  Sie haben 
gesagt, er hat sich geweigert !) Ich werde das im 
Protokoll noch prüfen, wie das im einzelnen 
war. In vier Minuten kann ich das nicht ; 
in vier Minuten �ann ich das nicht prüfen. 
( Ruf bei der Ö V P :  Eine gute Ausrede !) 

Kollege Gruber ! Wenn es so gewesen sein 
sollte, werde ich nicht anstehen, klarzustellen, 
daß ich mich geirrt habe. Ich habe als Justiz­
minister einmal dem Kollegen Zeillinger gegen­
über in aller Form in einem Brief an den Prä­
sidenten des Hauses eine solche Richtigstellung 
vorgenommen, weil ich mich in einer Kontro­
verse mit dem Kollegen Zeillinger geirrt 
hatte und Kollege Zeillinger im Recht war. 
Ich werde mir das genau ansehen, .werde es 
durch Kollationierung der Protokolle prüfen 
und werde das dann, Herr Justizminister, im 
Wege eines Briefes an den Präsidenten des 
·Hauses klarstellen ;  gar keine Sorge. 

Aber meine Frage an den Herrn Justiz­
minister und meine Bitte, sich sogleich wieder 
zum Wort zu melden, weil er keiner Zeit be­
schränkung unterliegt, ist, ob er nunmehr 
seine Auffassungsdifferenz - eine der vielen 
Auffassungsdifferenzen, die er mit dem Prä­
sidenten des Hauses hat - wegen der Anzeige­
pflicht und Weiterleitungspflicht der Beamten 
des Stenographenbüros und der Parlaments­
direktion aufrechterhält oder ob er diesbezüg­
lich seine Rechtsauffassung geändert hat und 
bereit ist, sich so zu verhalten wie der Herr 
Bundeskanzler, und zwar wann immer An­
fragen an ihn gerichtet werden, und nicht nur 
Anfragen von der Regierungspartei . Bitte, 
Herr Justizminister, antworten Sie ! (Beifall 
bei der SP().) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Herr 
Bundesminister für Justiz. 

Bundesminister für Justiz Dr. Klecatsky : 
Hohes Haus ! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren ! Obwohl die letzten Ausführungen 
des Herrn Abgeordneten Dr. Broda mit dem 
Gegenstand seiner ursprünglichen Rede und 
mit dem, was ich zu berichtigen hatte, in keinem 
Zusammenhang stehen, darf ich jetzt noch 
etwas aus einer Antwort auf eine schriftliche 
Anfrage verlesen, die von dem Herrn Abge­
ordneten zum Nationalrat Pölz und Genossen 
an mich gerichtet wurde und die ich unter 
anderem in diesem Punkt wie folgt beant­
wortet habe : 

"Da die anfragenden Abgeordneten es offen­
sichtlich als möglich halten, daß der in der 
106. Sitzung des Nationalrates XI. Gesetz­
gebungsperiode behandelte beabsichtigte Lie-
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genschaftsankauf durch den Bund Anlaß 
für eine in den Wirkungsbereich der Staats­
anwaltsohaft fallende Amtshandlung bieten 
könnte, hat das Bundesministerium für Justiz 
gemäß § 84 Abs. 1 Strafprozeßordnung 1960 
die Staatsanwaltsohaft Wien unter übersen­
dung von Fotokopien der maßgeblichen 
Stellen dieses stenographisohen Protokolles 
um Prüfung und Beriohterstattung ersucht, 
ob der in Punkt 1 der Anfrage erwähnte 
beabsichtigte Liegenschaftsankauf Anlaß für 
eine Amtshandlung bieten kann." 

Diese Antwort habe ich am 14. November 
1968 unterschrieben und den anfragenden 
Herren Abgeordneten zugeleitet. Ich habe 
mich zu diesem Thema - ich wiederhole es, 
ioh habe sohon die Seiten des stenographisohen 
Protokolls zitiert - in der 124. Sitzung des 
Nationalrates vom 16. Dezember 1968 breit 
geäußert. 

Wenn der Herr Abgeordnete Dr. Broda ohne 
Zusammenhang mit dem Gegenstand seiner 
Darlegungen nun an mich die Anfrage richtet, 
ob ich die Rechtsmeinung des Herrn Präsi­
denten des Nationalrates in ganz anderer Hin­
sicht zu respektieren bereit bin, dann antworte 
ioh ihm darauf: Selbstverständlioh, und nie­
mand hat Anlaß, daran zu zweifeln. (Beifall 
bei der O VP. - Abg. Dr. Broda : Wenigstens 
ein Ergebnis !) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Zum 
Wort hat sich niemand mehr gemeldet. 
Die Debatte ist geschlossen. 

Dringliche Anfrage der Abgeordneten Dr. Pit­
termann, Sekanina, Frühbauer, Horr und 
Genossen an die Frau Bundesminister für 
soziale Verwaltung, betreffend den vertrags­
losen Zustand in der Krankenversicherung 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Wir ge. 
langen zur Behandlung der dritten dringlichen 
Anfrage, und zwar jener der Abgeordneten 
Dr. Pittermann und Genossen. Ich bitte zu­
nächst den Schriftführer, Frau Abgeordnete 
Herta Winkler, die Anfrage zu verlesen. 

Sohriftführerin Herta Winkler : 

Dringliche Anfrage 
der Abgeordneten Dr. Pittermann, Sekanina, 
Frühbauer, Horr und Genossen an die Frau 
Bundesminister für soziale Verwaltung, be­
treffend den vertragslosen Zustand in der 
Krankenversicherung. 

In der 1 37.  Sitzung am 27. März 1969 hat 
die Frau Bundesminister für soziale Verwaltung 
zu einer Anfrage der unterzeichneten Abge. 
ordneten, nach Aufzählung der vorangegange· 
nen Bemühungen von ihrer Seite als Auf· 
siohtsbehörde der Sozialversichellung sowie des 

Herrn Bundeskanzlers, wieder zu einem Ver­
trag zu kommen, abschließend folgendes er­
klärt : 

, ,Ich richte daher von dieser Stelle aus -
wie vorher schon bei anderen Gelegenheiten ­
an die zuständigen Vertragspartner die Auf. 
forderung, und zwar in meiner Eigenschaft 
als Vertreterin der Aufsichtsbehörde im Bereich 
der Sozialversicherung, den schon jetzt ein· 
getretenen Notstand in der Versorgung der 
Versicherten im Bereich des öffentlichen Dien­
stes und der Eisenbahnen durch einen ehe· 
baldigen Absohluß eines für die Versicherungs. 
träger finanziell tragbaren Vertrages zu been. 
den. Es könnte nämlich auch die Gefahr ent­
stehen, daß über den derzeitigen Konflikt 
hinaus für alle übrigen Versicherten ein ver· 
tragsloser Zustand in der zahnärztlichen Ver­
sorgung eintritt, von dem insbesondere die 
kleineren Einkommensträger hart betroffen 
wären. 

Ich habe noch immer die Hoffnung - ich 
komme aber noch zu einer Schlußfolgerung -, 
daß die Vertragspartner - ich unterstreiche 
das besonders - innerhalb der nächsten 
vier Wochen ein Vertragsergebnis im Sinne 
der Versicherten, aber auch im Sinne der An· 
stalten erreichen. 

Falls auch diese dringliche Aufforderung 
ohne Ergebnis bliebe, müßten die zuständigen 
Interessenorganisationen der Dienstgeber und 
der Dienstnehmer mit den Funktionären des 
Hauptverbandes und der Versicherungsträger 
überlegen, ob ein anderer Weg, allenfalls 
der in der Anfrage vorgeschlagene Weg, ziel· 
führender ist als die bisherigen Versuche, 
in den Verhandlungen zu einem Ergebnis 
zu kommen. "  

Trotzdem über den von der Frau Sozial· 
minister gestellten Abschlußtermin von vier 
Wochen zvtischen Sozialversicherungsträgern 
und Ärztekammer verhandelt wurde, Sind diese 
Verhandlungen in den heutigen Nachtstunden 
ergebnislos abgebrochen worden. Das bedeutet 
das Andauern des totalen Gesundheitsnot. 
standes für die Zahnbehandlung innerhalb 
des öffentlichen Dienstes. Somit haben durch 
das einsichtslose, nur auf Erhöhung der gewiß 
nicht kleinen Einkommen gerichtete Verhalten 
der Zahnbehandlerorganisationen zuerst ein· 
mal die öffentlich Bediensteten die Kosten der 
Zahnbehandlung für sich und ihre Familien· 
mitglieder, das ist für rund 920.000 Versicherte, 
aus Gehältern und Pensionen zu zahlen und 
erhalten dafür nur die tariflichen Ansätze 
nach dem früheren Vertrag. Ab 1 .  Oktober 
wird sogar der vertragslose Zustand für· alle 
anderen Krankenversicherten und ihre Fa.· 
milienmitglieder eintreten. Das Verhalten der 
Zahnbeha.ndlerorganisationen, die zynisch zu-
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geben, daß sie nur an einer Erhöhung der 
Einkommen für sich, ohne Rücksicht auf die 
Verhältnisse der davon Betroffenen, inter­
essiert sind, kann nur als Klassenkampf 
in der brutalsten Form bezeichnet werden. 
Mit Recht verlangen die Krankenversicherten, 
die auch weiterhin ihre Beiträge zu leisten 
haben, von der Aufsichtsbehörde, also vom 
Bundesministerium für soziale Verwaltung, 
auch einen sozialen Schutz gegen Ausbeutung. 

Darüber hinaus aber gibt es auch ein 
eminentes öffentliches Interesse an unverzüg­
lichen Maßnahmen zur Abwehr des Gesund­
heitsnotstandes in der Zahnbehandlung. Wenn 
nämlich durch das Verhalten der Zahnbehand­
lerorganisationen gezeigt wird, daß die Regie­
rung gegenüber einer schonungslosen Aus­
nützung von Machtpositionen zur weiteren 
Erhöhung hoher Einkommen untätig bleibt, 
dann werden auch andere Organisationen 
durch ihre Mitglieder zu einem ähnlichen 
Verhalten gezwungen werden. So wurde bei 
den Verhandlungen zwischen den Gewerk­
schaften des öffentlichen Dienstes und dem 
Finanzminister. in keiner Weise berücksichtigt, 
daß nunmehr die öffentlich Bediensteten die 
vollen Kosten der Zahnbehandlung für sich 
und ihre Familienangehörigen aus ihren Ge­
hältern zu bezahlen haben. 

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen 
daher an die Frau Bundesminister für soziale 
Verwaltung nachstehende 

Anfra ge : 
1 .  Sind Sie bereit, unverzüglich dem Par­

lament eine Novelle zum Allgemeinen Sozial­
versicherungsgesetz zuzuleiten, in der den 
Krankenversicherungsträgern die Zahnbehand­
lung für ihre Versicherten in den kasseneigenen 
Ambulatorien uneingeschränkt und ohne Ein­
spruchsrecht für die Ärztekammer ermöglicht 
wird 1 

2. Sind Sie bereit, in dieser Novelle auch ein­
zelnen Ärzten die Möglichkeit zum Vertrags­
abschluß mit Sozialversicherungsträgern ein­
zuräumen, wie es auch in den Gesetzen für 
andere Standesvertretungen vorgesehen ist 1 

In formeller Hinsicht wird beantragt, dem 
erstunterzeichneten Abgeordneten nach Er­
ledigung der Tagesordnung der laufenden 
Sitzung Gelegenheit zur Begründung dieser 
Anfrage zu geben und hierauf gemäß § 73 
der Geschäftsordnung eine Debatte über den 
Gegenstand abzuführen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Danke. 
Ich erteile nunmehr dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Pittermann als erstem Anfragesteller zur 
Begründung der Anfrage das Wort. 

Abgeordneter DDr. Pittermann (SPÖ) : Hohes 
Haus ! Dieser Gegenstand beschäftigt zum 
-zweitenmal in kurzer Zeit auf Grund einer 

dringlichen Anfrage das Haus und besonders 
diejenigen Frauen und Männer Abgeordneten, 
die im Bereich der Sozialversicherung tätig 
sind. Es ist aber ein Gebiet, das weit über 
den Fachbereich Sozialversicherung hinaus 
eine Angelegenheit der Volksgesundheit zu 
werden droht. 

Frau Bundesminister, Sie hatten auf eine 
schriftliche Anfrage vom 7. Mai sehr prompt 
am 14. Mai schriftlich geantwortet, in dieser 
Antwort noch immer gehofft, daß die Ver­
handlungen zu einem Ergebnis führen, schließ­
lich aber Ihre Anfragebeantwortung mit dem 
Absatz geschlossen : 

"Ich bin der Meinung, daß angesichts der 
gegenwärtigen Situation, die durch allseitige 
Bemühungen, zu einem vertretbaren überein­
kommen zu gelangen, gekennzeichnet ist, 
das Ergebnis der im Flusse befindlichen 
Verhandlungen abgewartet werden sollte, be­
vor ein anderer Weg - allenfalls durch Vor­
bereitung gesetzlicher Maßnahmen - ein­
geschlagen wird." 

Diese Verhandlungen sind heute nacht er­
gebnislos abgebrochen worden, ergebnislos 
deswegen, weil eine Standesorganisation von 
etwa 2000 Angehörigen für sich das Recht 
in Anspruch nimmt, zuerst einem Teil und 
ab 1. Oktober allen in der gesetzlichen 
Krankenversicherung versicherten Personen 
die Tarife für die Zahnbehandlung - sowohl 
was Konservierung wie Prothetik betrifft -
einseitig zu diktieren. Hier wird ein durch 
das Ärztegesetz geschaffenes Monopol in einer 
absolut egoistischen Weise ausgenützt. Wie 
wir in dem verlesenen Teil der Anfrage schon 
festgestellt haben, erwarten die Versicherten 
von der Aufsichtsbehörde, auch über die 
ärztliche Standesvertretung, vom Sozialmini­
sterium eine soziale Abhilfe gegen diese in 
Österreich seit 1945 noch nie dagewesene 
Form de� Ausbeutung. 

Ich sage sehr offen : Ich zweifle, aber ich 
würde mich gerne vom Gegenteil überzeugen 
lassen, daß es Ihnen, Frau Bundesminister, 
noch gelingt, in dieser Frühjahrssession mit 
einem entsprechenden Gesetzentwurf Novellen 
zum Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz ins 
Haus zu bringen. Die in der Präsidialsitzung 
für die Behandlung solcher Regierungsvor­
lagen eingeräumte Frist ist vorüber. Was 
ich von Ihnen erwarte, ist, daß Sie Ihren 
Einfluß mit dahin geltend machen, daß aus 
diesem Hohen Haus, aus den Fraktionen, 
in denen ja auch die Angehörigen der Re­
gierungspartei in einem weiten Bereich der 
Krankenversicherung als Funktionäre tätig 
sind, die notwendigen gesetzlichen Maßnahmen 
zur Abwehr eines solchen Monopols und seiner 
Ausnützung nunmehr in Form eines Initiativ. 
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a.ntrages eingebracht werden, bei dessen For- Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Zum 
mulierung unter Umständen im zuständigen Wort gemeldet hat sich die Frau Bundes­
Ausschuß die Beamten des Sozialministeriums minister für soziale Verwaltung Grete Rehor. 
ihre Dienste leisten könnten. Ich erteile es ihr. 

Hohes Haus ! Wir müssen uns über eines klar 
sein : Für 920.000 Versicherte im Bereich 
der Beamten-Krankenversicherung besteht der 
vertragslose Zustand. Jetzt schon heißt das, 
daß die Versicherten und ihre Familien­
angehörigen jene Tarife zahlen müssen, die 
die Standesvertretung der Zahnbehandler in 
der Ärzte- wie in der Dentistenkammer 
ihnen einseitig diktiert. Wenn dann mit 
1 .  Oktober auch noch der vertragslose Zustand 
für die Gebietskrankenkassen in Kraft tritt, 
müssen wir selbst unter Einbeziehung einer 
Drei·Monate-Wartefrist - durch Einschaltung 
der Schlichtungsstelle - damit rechnen, daß 
allerspätestens mit Jahresende die Zahnbe­
handlung aus dem Bereich der Sozialver­
sicherung ausgeschieden ist. 

Hier tragen wir alle miteinander eine große 
Verantwortung. Wir haben bei der letzten 
dringlichen Anfrage von allen Fraktionen 
des Hauses - ich glaube, die FPÖ war da­
mals nicht beteiligt - das Problem sehr sach­
lich diskutiert, und es scheint mir kein po­
litisches Hindernis, hier jene Gesetzesmaß­
nahmen aus dem Hohen Hause einzuleiten, 
zu beraten und dann zu beschließen, die not­
wendig sind, um diesen Gesundheitsnotstand 
zu beheben, um eine einseitige Ausnützung 
eines Monopols - wie im gegenwärtigen 
Fall - in Zukunft unmöglich zu machen. 

Bundesminister für soziale Verwaltung Grete 
Rehor : Herr Präsident ! Hohes Haus ! Ver­
ehrte Damen und Herren Abgeordnete ! Auf 
die an mich gerichteten Anfragen erlaube 
ich mir wie folgt zu antworten . 

Zunächst zur ersten Anfrage : 

In Zeiten eines vertragslosen Zustandes 
bildet die Satzung des Versicherungsträgers 
die einzige Grenze für den Umfang der in 
den kasseneigenen Ambulatorien zu erbrin­
genden Leistungen. Es bedarf daher meiner 
Meinung nach keiner Novellierung der ein­
schlägigen Sozialversicherungsgesetze, sondern 
vielmehr nur einer Änderung der Satzungen, 
für die die Hauptversammlungen der in Be­
tracht kommenden Versicherungsträger zu­
ständig wären. 

Und nun erlauben Sie mir, daß ich Ihnen 
eine Schilderung über die zurückliegende 
Zeit bis zum 27 . März gebe, als die erste dring­
liehe Anfrage in diesem Gegenstand an mich 
gerichtet wurde. 

Ich habe an dem der Anfrage folgenden 
Tag die zuständigen Vertragspartner - das 
sind einerseits der Hauptverband der Sozial­
versicherungsträger und andererseits die Öster­
reichische Ärztekammer und die Dentisten­
kammer - schriftlich aufgefordert, die Ver­
handlungen zur Beilegung des Zahnbehandler­
konfliktes wiederaufzunehmen, und auf die 
in der Anfragebeantwortung genannte Frist 

Wir appellieren an die Frauen und Männer hingewiesen. 
Abgeordneten in den anderen Fraktionen, 
mit uns gemeinsam einen solchen Gesetzes. Am 21 .  April, ehe die Vierwochenfrist, 

text, über dessen Formulierung man sich die ich gestellt hatte, um Verhandlungen zu 

selbstverständlich zuerst einig sein muß,  mor- führen - bis dahin hatte ich keine Mitteilung 

gen einzubringen, damit er nach Zuweisung erhalten, ob Verhandlungen vom 27. März 

an den Ausschuß am 1 1 .  bereits in der Aus- bis 21 . April stattgefunden haben -, zu Ende 

schußwoche am 16.  Juni in Behandlung war, habe ich die Spitzenfunktionäre der ge· 

gezogen werden kann. Dann sind wir sicher, nannten Körperschaften zu mir gebeten und 

daß noch vor Abschluß der Frühjahrssession auf einen Vertragsabschluß gedrängt. 

des Nationalrates gemeinsam die notwendigen Am 23. und 29. April fanden hierauf Be­
Vorkehrungen getroffen werden, um die Men- sprechungen zwischen den Vertragspartnern 
sehen, deren Gesundheit den Sozialversiche. statt, die leider kein Ergebnis zeitigten. Als 
rungsträgern und im besonderen den KrankEm. mir berichtet wurde, daß kein Termin für 
versicherungsträgern anvertraut ist, wirksam eine Fortsetzung der Gespräche vereinbart 
gegen einseitige Standesinteressen zu schützen. worden war, habe ich am 8. Mai neuerdings 
Hier handelt es sich nicht um einen In- die Spitzenfunktionäre des Hauptverbandes 
teressenkonflikt zwischen einer Standesgruppe der Sozialversicherungsträger und der Ärzte­
und einer anderen. Betroffen sind Arbeiter, und der Dentistenkammer zu mir gebeten 
Angestellte, Beamte, Eisenbahner, Selbstän- und auf Fortführung der Verhandlungen ge­
dige in der gewerblichen Wirtschaft wie drängt. 
in der Landwirtschaft, betroffen sind alle Die Beratungen haben daraufhin im kleinen 
Sozialversicherten, und wir alle sollten unseren Kreis am 14. Mai um 20 Uhr wieder be­
Beitrag leisten, ihre Not zu lindern. (Beifall gonnen und dauerten bis 2 Uhr morgens. 
bei der BPO.) I Sie wurden am 19. Mai fortgesetzt, und dies-
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mal wurden die Verhandlungen die ganze 
N acht geführt ; am 20. Mai wurde weiterver­
handelt, auch bis in die spä.ten Abendstunden. 

Warum ich das sage : deswegen, weil ich, 
verehrte Damen und Herren, auf Grund die­
ser Verhandlungen den Schluß ziehen muß, 
daß doch der ernste Wille zur .Bereinigung 
der umfangreichen und komplexen Materie, 
wie sie der Zahnärztekonflikt darstellt, vor­
handen ist. · 

Ich bedauere sehr - das möchte ich aus­
drücklich unterstreichen -, daß trotz eines 
finanziell beachtlichen Angebotes der Kranken­
versicherungsträger und, wie mir berichtet 
wurde, einer Übereinstimmung in der Haupt­
frage und einigen nicht unwesentlichen Neben­
fragen, sodaß nur noch zwei Punkte affen­
geblieben sind, die aber nicht als Haupt­
punkte bezeichnet werden können, gestern 
am späten Abend doch kein abschließendes 
Ergebnis erzielt werden konnte. 

Ich möchte noch einmal sagen : Mir scheint, 
daß die Standpunkte nicht mehr so weit aus­
einander sind und daß es doch noch möglich 
sein müßte, wenn ein weiteres Gespräch der 
Spitzenfunktionäre, vielleicht auch unter Bei­
ziehung des Präsidenten des Österreichischen 
Gewerkschaftsbundes und meiner Person, unter 
Umständen morgen stattfindet, zu einer Eini­
gung zu kommen. 

Ich möchte das deswegen unterstreichen, 
weil mir trotz der Ausführungen des Herrn 
Vizekanzlers a. D. Dr. Pittermann der Weg, 
am Verhandlungstisch zu einem Ergebnis zu 
kommen, doch der richtigere scheint. Auch 
würde bei einer Gesetzesänderung, selbst 
wenn die Termine, die hier aufgezeigt worden 
sind, eingehalten werden können, nicht für 
alle Versicherten die Möglichkeit einer ent­
sprechenden Zahnversorgung bestehen - ich 
brauche nicht ins Detail einzugehen -, weil 
das Anlaufen von Einrichtungen für ganz 
Österreich sicherlich weit länger dauert als 
die Bemühungen, bei diesen Vertragsver­
handlungen doch noch zu einem Erfolg zu 
kommen. 

Auf die zweite Frage möchte ich mir er­
lauben, folgendes zu antworten : Angesichts 
der gegenwärtigen Situation, die nach wie 
vor durch allseitige Bemühungen, zu einem 
Vertrag zu gelangen, gekennzeichnet ist, bin 
ich der Meinung, daß das Ergebnis dieser Be­
mühungen abgewartet werden sollte, bevor 
der Weg einer Gesetzesänderung, wie er auch 
in der ersten Anfrage angeführt wurde, ein­
geschlagen wird. Ich danke, Herr Präsident. 
(BeifaU bei der Ö V P.) 

Präsident Dipl .-Ing. Waldbrunner : Wir gehen 
in die Debatte ein. Ich bringe Ihnen in Er­
innerung, daß in dieser Debatte gemäß Ge-

schäftsordnungsgesetz kein Redner länger als 
20 Minuten sprechen darf. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Sekanina. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Sekanina (SPÖ) :  Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Nach einem relativ kurzen Zeitraum befaßt 
sich das Parlament neuerlich mit der Konflikt­
situation, die sich im Bereich der Zahnärzte 
und der Dentisten schon vor längerer Zeit 
ergeben hat. Ich darf vorerst einmal fest­
halten, daß am 20. Mai 1 969, soweit es die 
beiden Beamtenkassen betrifft, der vertrags­
lose Zustand auch im Bereich der Dentisten 
eingetreten ist. 

Wir haben uns in den letzten Monaten in 
sehr intensiven Verhandlungen bemüht, die­
sen Konfliktstoff aus der Welt zu schaffen, 
für den Bereich der Zahnärzte und Dentisten 
im gesamten Bundesgebiet zu einer einheit­
lichen Vertragsregelung zu kommen, damit 
wir auf diesem Weg wieder für einen mög­
lichst langen Zeitraum ein wohlausgewogenes 
Vertragsverhältnis vorfinden und damit vor 
allem auch die Möglichkeit gegeben ist, 
eventuell noch schwebende Fragen vorerst 
einmal in internen Gesprächen abzuklären. 

Als wir als Vertreter des Hauptverbandes 
der österreichischen Sozial versicherungsträger 
und als Verhandlungs partner mit den Zahn­
ärzten und Dentisten vorige Woche am 14. Mai 
im kleinen Kreis zusammengekommen sind, 
um diesen Fragenkomplex frei von allen Be­
lastungen zu behandeln und zu diskutieren, 
waren wir am Beginn dieser Aussprache der 
Meinung, daß es mit entsprechender Geduld, 
die die Verhandlungspartner an den Tag zu 
legen haben, doch möglich sein müßte, in 
weitestgehendem Maße den Rahmen abzu­
klären, in welchem man sich bewegen und 
letztlich einen Vertragsabschluß erzielen 
könnte. 

Ich darf aber in diesem Augenblick etwas 
festhalten, was nicht nur für den Kreis des 
Hohen Hauses, sondern auch für die gesamte 
Öffentlichkeit gilt. Ich habe heute erfahren, 
daß Vertreter der Arztekammer und der 
Dentistenkammer in einer Meinungsäußerung 
Ihnen, Frau Bundesminister, denselben Sach­
verhalt dargelegt haben, allerdings in einer 
Art und Weise, die, wie mir scheint, nicht 
ganz zutreffend ist. 

Ich habe schon bei meiner letzten Rede 
zu diesem Problem erklärt, daß wir durchaus 
anerkennen, daß es im Bereiche der Dentisten 
und Zahnärzte Honorarwünsche gibt und diese 
Honorarwünsche nach unserer Vorstellung 
in eiJlem bestimmten Umfang durchaus ihre 
Berechtigung besitzen. In den Verha.ndlungen 
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am vergangenen Mittwoch ist es aber nicht 4.30 Uhr in der Früh in einem Zuge wird 
nur darum gegangen, die Prozentsätze zu sicherlich beweisen, daß wir bereit waren, 
senken und im Bereich der konservierend- auf die Vielfältigkeit der Problematik einzu­
chirurgischen Behandlung und im Bereich der gehen. 
Prothetik zu einer finanziellen Regelung zu Wir haben uns auch gestern bereit erklärt, 
kommen, sondern wir dürfen hier festhalten, die Verhandlungen fortzusetzen, und haben 
daß wir ein gesamtes Verhandlungspaket um 14 Uhr begonnen und zu mitternächt­
sehen müssen. licher Stunde die Verhandlungen mit dem 

Wir sind der Meinung, daß zum Beispiel 
im Zusammenhang mit der Kieferregulierung 
die Leistungen, die bisher außerhalb des 
Vertrages gewesen sind, als Vertragsleistungen 
aufgenommen werden müßten. Ich darf in 
diesem Zusammenhang auch festhalten, daß 
diese Kieferregulierungen durchaus nicht als 
eine Luxusangelegenheit zu betrachten sind, 
und ich wiederhole jene Worte, die ich das 
letztemal bei der Diskussion von dieser Stelle 
ausgesprochen habe : Uns ist aus vielen 
Fällen bekannt, daß gerade die Kieferregu­
lierung für einen heranwachsenden Menschen 
für sein weiteres Leben von entscheidender 
Bedeutung sein kann, und es gibt viele Fälle, 
in denen die Erziehungsberechtigten, also 
die Eltern, nicht die finanziellen Möglichkeiten 
haben, um die auf Grund einer außervertrag­
lichen Situation geforderten Geldbeträge zu 
leisten. Aus diesem Grunde waren wir bei 
den Verhandlungen der Meinung, daß die 
Position Kieferregulierungen auch in den 
Vertrag aufgenommen werden soll. 

Aber wir haben noch eine besondere Situation 
im Zusammenhang mit dem derzeit mit den 
Zahnärzten und Dentisten bestehenden Ver­
trag. Es gibt eine Automatikklausel. Ich 
möchte hier auf Grund der kurzen Redezeit 
nicht die Entwicklungsgeschichte dieser Auto­
matikklausel aufzeigen, ich stelle nur fest, 
daß es sie gibt und daß wir der Meinung sind, 
daß gerade diese Automatikklausel einen 
ständigen Konfliktstoff beinhaltet. Wir haben 
praktische Beispiele, zum Beispiel im Bereich 
der Ärztekammer Wien mit den praktischen 
Ärzten und den Fachärzten, daß das Weg­
fallen einer Automatikklausel durchaus zu 
einer Beruhigung der Situation geführt hat 
und mit termingerechten Vereinbarungen ohne 
Automatikklausel das Auslangen gefunden 
werden konnte. 

Wir haben vorgestern, wie bereits in der 
Anfragebeantwortung seitens der Frau Bundes­
minister festgestellt wurde, um 19.30 Uhr 
diese Verhandlungen begonnen. Wir wurden 
von den Vertretern der Älzteschaft immer 
wieder aufgefordert, wir mögen doch für 
ihre standespolitischen Belange und Fragen 
das notwendige Verständnis haben. Ich darf 
Ihnen versichern, wir haben dieses Verständnis 
durchaus an den Tag gelegt ; denn die Ver­
handlungsdauer von 19.30 Uhr abends bis 

bekannten Resultat be enden müssen. Wir 
haben unser Anbot als Sozialversicherungs­
träger in erheblichem Ausmaße gesteigert. 
Das letzte Anbot war 24 Prozent bei der 
chirurgisch-konservierenden Behandlung und 
32 Prozent bei der prothetischen. Wir haben 
natürlich im Zuge der Verhandlungen Varian­
ten auf den Tisch gelegt, besprochen, darüber 
diskutiert, und es gab schon höhere Prozent­
sätze. Allerdings sind wir der Meinung ge­
wesen, daß auch die Frage der Kieferregulie­
l'ung eine eindeutige und klare Regelung 
finden muß, indem sie als Vertragsleistung 
aufgenommen wird. Wir haben diese Honorar­
erhöhungen in einer Etappenregelung an­
geboten, beginnend mit 1 .  Juli 1969, und die 
letzte Etappe auf den 1 .  Jänner 1972 vor­
verlegt. 

Wenn ich das für den gesamten Bereich 
der Krankenversicherungsträger im gesamten 
Bundesgebiet in Geld ausdrücke, meine Damen 
und Herren, dann haben wir den Vertretern 
der Ärztekammer und der Dentistenkammer 
einen Betrag von 470 Millionen Schilling an­
geboten. Jeder, der einigermaßen mit den 
finanziellen Verhältnissen der Versicherungs­
träger vertraut ist, und jeder, der die finan­
zielle Entwicklung für die nächsten Jahre 
kennt, die wir ja berechnet haben, muß uns 
zustimmen, wenn wir sagen : Wir haben damit 
die Grenze des Möglichen erreicht ! 

Wir wissen schon, daß es auch im Bereich 
der Ärzte noch Wünsche und Forderungen 
gibt. Aber in meiner Funktion als Gewerk­
schaftsfunktionär habe ich vor wenigen Tagen 
einen Vertrag für den großen Bereich der 
Metall- und Bergarbeiter in diesem Lande 
mitverhandelt. Wir haben dort auf der Ist­
Lohn-Seite bei einer Vertragslaufzeit von 
19  Monaten eine Regelung im Ausmaß von 
5,5 Prozent vereinbart. 

Wir erwarten von der Ärzteschaft, daß diese 
standespolitischen überlegungen und Grup­
pierungen, die es dort gibt, nicht unbedingt 
bei allen Verhandlungen das Hauptargument 
sein müssen. Und wenn wir die Stundenzahlen 
zusammenzählen, dann werden Sie, meine 
Damen und Herren, mit uns feststellen können, 
daß es auf unserer Seite keine ungebührliche 
Härte gegeben hat. Aber wir konnten nicht 
mehr anbieten, als wir auf Grund der finanziel­
len Situation bei unseren Versicherungsträgern 
vorfinden. 
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Wir sind nach diesen Gesprächen ausein­
andergegangen und haben keinen neuen Ter­
min vereinbart. Wenn es also morgen noch 
ein Gespräch geben soll, das auf Einladung 
Ihrerseits, Frau Bundesminister, und auch 
unter · Anwesenheit des Herrn Präsidenten 
des ÖGB stattfinden soll, sind wir durchaus 
damit einverstanden. Aber ich möchte jetzt 
mit aller Deutlichkeit zum Ausdruck bringen : 
Wenn dieses Gespräch nicht zu einem Ein­
lenken auf der anderen Seite führt - für 
unsere Seite gibt es im finanziellen Bereich 
keine Bewegungsmöglichkeit mehr, weil wir 
dann unserer Aufgabe und unserer Verant­
wortung nicht mehr gerecht werden würden -, 
wenn dieses Verständnis nicht auf der Seite 
der Ärzteschaft gefunden wird, dann, sind 
wir der Auffassung, müßten jene gesetzlichen 
Maßnahmen wirksam werden, die es uns 
erlauben, im Interesse unserer Versicherten 
auch unserer Aufgabe nachzukommen, jene 
gesetzlichen Maßnahmen, die in der dring­
lichen Anfrage angeführt sind. 

Darf ich daher zum Schluß, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, sagen : Wir sind 
uns bewußt, für welche große Zahl von Staats­
bürgern, Arbeitnehmern, Selbständigen, Be­
amten, wir hier die Verantwortung tragen. 
Wir sind bereit gewesen, als Vertreter des 
Hauptverbandes der österreichischen Sozial­
versicherungsträger jene Initiative auch im 
zeitlichen Ausmaß aufzubringen, die es erlaubt, 
zu einem Vertragsabschluß zu kommen. 

Wenn ich Ihnen ein einziges Detail sagen 
darf: Während der gesamten Verhandlungs­
dauer habe ich immer wieder erklärt, daß 
diese Erhöhungen auf Basis der Honorar­
tarife 1969 wirksam werden müssen, auch die 
jährlich en Steigerungsraten immer auf Basis 
1969 . Als wir aber gestern die letzten Be­
sprechungen geführt haben und vielleicht der 
Meinung sein konnten, daß es doch noch eine 
Chance zu einer Einigung gibt, wurde uns 
von der Ärzteschaft erklärt : Aber die Frage, 
daß auf Basis 1969 immer wieder erhöht wird, 
muß neuerlich Verhandlungsgegenstand wer­
den. - Unter solchen Voraussetzungen, näm­
lich daß ein Fragenkomplex, von dem man 
meint, daß er bereits abgeschlossen ist, dann 
neuerlich in das Gespräch hineingetragen wird, 
werden Resultate kaum zu erwarten sein. 

Ich möchte daher meine letzte Bemerkung 
an das Hohe Haus richten : Wir sind durchaus 
zu Regelungen bereit unter Beachtung der 
Voraussetzungen, die wir haben und die wir 
nicht mehr überschreiten können. Sollten 
diese Voraussetzungen morgen nicht gefunden 
werden, dann darf ich vollinhaltlich das 
unterstützen, was wir in unserer dringlichen 
Anfrage hier zum Ausdruck gebracht haben. 

Dann müßte - dieser Appell ergeht an das 
gesamte Hohe Haus - durch gesetzliche Maß­
nahmen Vorkehrung getroffen werden, daß 
die ärztliche Betreuung der Versicherten in 
dieser Sparte und in diesem Bereich auch für 
die Zukunft gewährleistet ist. (Beifall bei der 
SP(j.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Als näch­
stem Redner erteile ich dem Herrn Abgeordne­
ten Vollmann das Wort. 

Abgeordneter Vollmann (ÖVP) : Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus ! Wir haben heute, glaube 
ich, einen Rekord an dringlichen Anfragen 
zu verzeichnen, weil meines Wissens seit 
1945 noch bei keiner Sitzung drei dringliche 
Anfragen auf einmal zu behandeln waren. 
Das soll aber keine Kritik sein. Es ist natür­
lich das Recht der Abgeordneten, ihnen dring­
lich erscheinende Angelegenheiten hier zur 
Sprache zu bringen ; es ist sogar ihre Pflicht, 
es zu tun. 

Nun zu der jetzt in Verhandlung stehenden 
dringlichen Anfrage. Wir haben uns bereits 
am 27. März sehr ausführlich über dieses 
Problem unterhalten, und wir haben damals 
der Frau Bundesminister recht gegeben, daß 
sie sich bereit erklärt hatte, die Verhandlungen 
wieder in Gang zu bringen, daß sie ihre Ver­
mittlung angeboten hat, damit die beiden 
Vertragsteile sich wieder treffen und die 
Verhandlungen fortführen. Ich glaube, daß 
diese Bemühungen der Frau Bundesminister 
bedankt werden müssen. Sie hat sich in der 
vergangenen Woche sicherlich sehr angestrengt, 
um die Verhandlungen in Fluß zu bringen und 
sie immer wieder in Gang zu setzen, damit 
eben doch eine Vereinbarung erzielt werden 
kann. 

Wenn nun in der vergangenen Nacht die 
Verhandlungen wieder einmal, ohne daß ein 
neuer Termin vereinbart wurde, abgebrochen 
wurden, so ist das sicherlich sehr zu bedauern. 
Der Herr Abgeordnete Sekanina, der ja 
selber mitverhandelt hat, hat sicherlich recht, 
wenn er sagt : Unsere Geduld hat einmal ein 
Ende. - Es geht ja  letzten Endes doch um 
das Wohl und Wehe Hunderttausender Men­
schen, jetzt einmal um das der Beamten 
und Eisenbahner und in absehbarer Zeit 
um das von Millionen, nämlich nicht, wie der 
Herr Abgeordnete Dr. Pittermann geglaubt 
hat, mit Jahresende, sondern schon mit 
L Oktober, da der Vertrag mit 30. Juni 
gekündigt wurde ; wenn die Schiedskommission 
also die drei Monate dazugibt, ist es der 
30. September. Mit L Oktober beginnt also 
auch der vertragslose Zustand für die übrigen 
Versicherten, und dann sind es Millionen 
Menschen in Österreich, die davon betroffen 
werden. 
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Man kann auch wirklich nicht sagen, daß 
das Angebot der Krankenversicherungsträger 
nicht großzügig gewesen ist, denn die Prozent­
sätze, die Beträge, die genannt wurden, sind 
sicherlich so, daß es der äußersten Anstrengung 
der Krankenversicherung bedarf, damit sie 
überhaupt aufgebracht werden können. Es 
ist zu bedauern, daß diese Einsicht auf der 
anderen Seite anscheinend nicht vorhanden 
ist. Wir hören zwar immer wieder von den 
einzelnen Ärzten, daß sie längst zufrieden 
wären und daß sie einen Abschluß begrüßen 
würden, aber die bevollmächtigten Verhandler 
haben bis jetzt eine solche Einsicht vermissen 
lassen. 

Die Krankenversicherungsträger - das habe 
ich das letztemal hier auch schon gesagt -
haben natürlich nur die Möglichkeit, innerhalb 
ihrer finanziellen Gegebenheiten Zusagen zu 
machen. Alles andere würde ja wieder die 
Versicherten belasten, das heißt, wir müßten 
dem Krankenversicherungsträger die Möglich­
keit geben, zu höheren Einnahmen zu kommen, 
oder wir müßten Bundeszuschüsse in Anspruch 
nehmen, lauter Dinge, die sicherlich nicht 
leicht vertreten werden können. 

Wenn man nun aber hört, daß es eigentlich 
nur mehr ganz wenige Punkte sind, daß die 
Möglichkeit bestünde, doch noch ein Über­
einkommen zu erzielen, dann werden Sie 
einsehen, daß ich der Meinung bin, daß man 
der Frau Minister recht geben muß, wenn sie 
noch einmal versucht, die beiden Vertragsteile 
zusammenzubringen, bevor wir die von Herrn 
Dr. Pittermann vorgeschlagenen Schritte un­
ternehmen. Denn eine gesetzliche Regelung 
hilft unseren Versicherten nicht so rasch. 
Auch wenn wir in Form eines Initiativantrages 
jetzt das ASVG. abändern, so wird doch noch 
einige Zeit verstreichen, bis die praktische 
Durchführung möglich wird. 

Vor allem nützt es uns nichts, wenn die 
Ambulatorien die Möglichkeit haben, weiter 
zu behandeln - sie haben sie unserer Meinung 
nach ja jetzt auch -, weil wir nicht in der 
Lage wären, in so kurzer Zeit so viele Ambula­
torien zu schaffen, daß wirklich alle Ver­
sicherten betreut werden könnten. Die 
wenigen Ambulatorien, die jetzt vorhanden 
sind, sind keineswegs in der Lage, wirklich 
alles zu tun, was notwendig ist. (Abg. Doktor 
Pit termann: Sie werden es aber müssen, 
Herr Kollege Vollmann I) Sie werden es aber 
nicht können, denn wir haben Ambulatorien 
nur in den Städten. (Abg. Gertrude Wondrac k: 
Besser als gar nichts I) In Wien geht es viel­
leicht, vielleicht geht es auch noch in Graz, 
in Leoben, in Innsbruck und in Linz, aber das 
wird draußen in den kleinen Orten nicht 
möglich sein, und es wird auch nicht möglich 

sein, daß diese Ambulatorien die Versicherten, 
die vom Land hereinkommen, alle mit betreuen. 
Bis neue Ambulatorien errichtet sind, dauert 
es eine Zeit, und außerdem kostet es viel 
Geld. (Abg. M08er: Einzelverträge l) Einzel­
verträge mit den Ärzten sind die zweite 
Sache. Man darf aber nicht vergessen, daß 
auch die Ärzte nicht so leicht bereit sein 
werden, Einzelverträge abzuschließen. Vor 
allem aber ist zu bedenken, daß sie von ihrer 
Standesorganisation aus sicherlich mit Schwie­
rigkeiten zu rechnen haben. Ich bin nicht 
der Vertreter der Ärzte. Ich sage das nur, 
weil ich der Meinung bin, daß daraus Schwie­
rigkeiten für die Versicherten entstehen könn­
ten, sodaß man diesen Schritt wirklich erst 
als letzten Schritt tun soll. 

Es braucht darüber nicht weiß Gott wieviel 
Zeit verstreichen. Wenn die Frau Minister 
erklärt hat, daß sie bereit ist, morgen noch 
einmal ein solches Gespräch zu führen, und 
wenn dieses Gespräch - das würde ich sehr 
begrüßen - im Beisein des Präsidenten des 
Österreichischen Gewerkschaftsbundes erfolgen 
würde, so ist das ein Versuch, der sicherlich 
zu bejahen und zu begrüßen ist. Wenn es 
trotzdem nicht dazu kommt, haben wir 
natürlich immer noch die Möglichkeit, hier 
die notwendigen Konsequenzen zu ziehen. 
Man muß aber darauf aufmerksam machen, 
daß doch immerhin eine Zeit verstreicht, 
bis das wirksam werden kann. (Abg. Doktor 
Pittermann: Morgen ! Und nächste Woche ! 
Im August, und so weiter ! - Abg. Gertrude 
Wondrac k: Wir haben ja Zeit !) 

Die Sozialversicherung braucht die Ärzte. 
Eine Sozialversicherung ohne Ärzte gibt es 
nicht . (Abg. Gertrude W ondrack: Aber die 
Ärzte ohne Sozialversicherung würden auch 
8chauen !) Die Ärzte brauchen die Sozial­
versicherung heute auch. Das wollte ich 
gerade sagen, Frau Kollegin, Sie sind mir 
mit Ihrem Zwischenruf nur zuvorgekommen. 
Beide brauchen einander. Es müßte doch 
möglich sein, diese Einsicht auf beiden Seiten 
zu erwirken, damit ein Einvernehmen her­
gestellt wird. Denn all das, was unter Druck 
geschieht, ist von Übel. Was im Einvernehmen 
geschehen kann, ist vorteilhafter. 

Deswegen bin ich der Meinung, daß wir der 
Frau Minister danken sollen, daß sie bereit 
ist, noch einmal einen solchen Versuch zu 
unternehmen. Wenn nichts anderes übrig­
bleibt, wenn wir also gar nicht weiterkommen, 
können wir immer noch diese Schritte hier 
beschließen, die wir für notwendig halten, 
um das Interesse unserer Versicherten wahr­
zunehmen. (Beifall bei der Ö VP. - Abg. 
Dr. Pitt erman n :  Wieder einen neuen Termin 
aU8machen ! ) 
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Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Als näch­
stem Redner erteile ich dem Herrn Abge­
ordneten Dr. Scrinzi das Wort. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPÖ) : Herr Präsi­
dent ! Meine Damen und Herren ! Ich begrüße 
es, daß die bisherige Debatte sich eines 
mäßigen und sachlichen Tones befleißigt hat, 
den ich leider zumindest in der schriftlichen 
Begründung zur Anfragestellung vermisse. Die 
Schärfe und das Vokabular, das dort ver­
wendet wurde, ist sicher nicht geeignet, ein 
Problem zu lösen, zu dessen Lösung wir 
alle - die Versicherten, die Ärzte und in 
diesem Zusammenhang auch die jetzt im 
Rahmen der dringlichen Anfrage aufgerufene 
Volksvertretung - berufen sind. 

Aber eines darf ich Ihnen gleich sagen, 
meine Damen und Herren : Es kann nicht 
bei dieser einseitigen Darstellung bleiben , wer 
für die Entwicklung die Verantwortung trägt, 
und jetzt schon melde ich den ausdrücklichen 
Protest gegen die hier vorgebrachten Lösungs­
vorschläge an. 

Meine Damen und Herren ! Noch leben 
wir im freien Westen, und die Ärzteschaft 
des freien Westens hat unter Beweis gestellt, 
daß sie sich gegen solche Methoden zur Wehr 
zu setzen weiß. Ich verweise auf Belgien, 
ich verweise auf die Verhältnisse in Italien. 
Sie können der österreichischen Ärzteschaft 
nicht vorwerfen, daß sie bisher nicht immer 
bereit gewesen wäre, anstehende Probleme im 
Verhandlungswege zu lösen. (Abg. Gertrude 
Wondra ck: Und das Geld ? Erpressung !) Ich 
kann nichts dafür, daß Sie sich von den 
Vorstellungen, daß Geld oder Besitz oder 
Vermögen oder Einkommen von vornherein 
Diebstahl ist, innerlich noch immer nicht 
lösen können, wie ich aus solchen ganz un­
angebrachten Zwischenrufen entnehme. 

Meine Damen und Herren ! Erstens einmal 
ist festzustellen, daß niemand hier klar aus­
gesprochen hat, daß die Verhandlungen zwar 
gestern abgebrochen wurden, weil beide Teile 
sich nicht einigen konnten, daß aber un­
mittelbar im Anschluß daran die ärztlichen 
Verhandler an die Frau Sozialminister ein 
Telegramm geschickt haben, worin sie ihre 
Bereitschaft zum Ausdruck gebracht haben, 
die Verhandlungen sofort und ohne Unter­
brechung wieder fortzusetzen. Es wäre doch 
notwendig gewesen, das hier zu sagen, weil 
Sie es j a  so darstellen , als hätten die Ärzte 
ihrerseits gewissermaßen die letzten Brücken 
abgebrochen und ließen nunmehr die Dinge 
treiben. (Abg. H O r 1': Haben sie auch !) Das 
ist zu widerlegen ; das ist nicht richtig. 

Zweitens haben ja auch Ihre Sprecher hier 
betont, daß in den Dingen - wenn Sie schon 

von Geld reden -, in denen es ums Geld 
gegangen ist, eine weitgehende Annäherung 
der Standpunkte erzielt wurde und daß es 
andere Dinge waren - die hier etwas be­
schönigend so dargestellt wurden, man habe 
eben ein globales Paket zu verhandeln ge­
habt -, die letztlich zum gestrigen, wie ich 
glaube, nur kurzfristigen Scheitern der Ver­
handlungen geführt haben. 

Sie haben gestern einerseits den Verzicht 
auf die Automatik gefordert. Ich habe auch 
20 Jahre mit den Kassenvertretern verhandelt, 
und ich erinnere mich noch sehr wohl an 
jene Zeit, in der uns von den Kassen die 
Schaffung von sogenannten Automatikklauseln 
als d ie  Lösung unserer gegenseitigen Probleme 
empfohlen wurde. Es hat sich herausgestellt, 
daß es nicht die ideale Lösung ist . Gerade der 
Konflikt mit den Zahnbehandlern ist ein 
Beweis dafür. So einfach ist das ja auch 
nicht. Ich erinnere mich, daß es der Haupt­
verband war, der uns immer wieder gesagt 
hat : Beseitigen wir doch letzten Endes das 
ständige Ausbrechen von Konflikten dadurch, 
daß wir den Kaufwertschwund, die steigenden 
Kosten durch eine solche Automatik auszu­
gleichen versuchen, etwas, was wir auch auf 
anderen Gebieten, im Rahmen der Sozial­
politik etwa, mit einem gewissen Erfolg getan 
haben. 

Bei den Zahnärzten hat sich die Automatik­
klausel als nicht ausreichend erwiesen, weil 
sich herausgestellt hat, daß ein Faktor auf 
dem Wege über die Automatikklausel nicht 
gebührend abgegolten werden kann : das er­
hebliche Ansteigen des reinen Kostenfaktors 
auf seiten der Zahnbehandler. (Abg. Doktor 
Pit ter mann: Einschließlich der Ausbildung8-
kosten 1 140.000 S I) Dazu, Herr Dr. Pitter­
mann, darf ich in Erinnerung rufen, daß 
wir schon 1962 - Hauptverband, Österrei­
chische Ärztekammer - unter dem Vorsitz 
des damaligen sozialistischen Sozialministers 
Proksch eine Vereinbarung getroffen hatten, 
daß wir unabhängig von der Automatikklausel 
immer dann neben der automatisch ein­
tretenden Honorarerhöhung in Honorarver­
handlungen eintreten können, wenn der 
Kostenfaktor um mehr als 10 Prozent steigt. 
(Abg. Dr. Pit t ermann: Sie fordern ja die 
Studienkosten ersetzt I) Es ist auch anerkannt 
worden, daß eine solche Steigerung eingetreten 
ist. (Abg. Dr. Pit te rmann: Die haben Sie 
doch schon I) 

Es gibt eine ganze Reihe von Gründen, 
warum die Forderungen relativ spät ange­
meldet wurden. Man kann natürlich auch 
bei der Kostenberechnung wie überall 
(Abg. H orr: Das ist etwas ganz anderes, was 

836 
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Sie da sagen ! Das hat damit überhaupt nichts zu 
tun !) Das hat sehr viel damit zu tun, nur 
wollen Sie hier eine einseitige Darstellung. 
(Abg. H 0 '1' '1': Sie kennen den Vertrag nicht 
einmal !) Ich kenne ihn sehr genau. (Abg. 
Horr: Nein, Sie kennen ihn nioht l Sie waren 
nicht dabei I) Wie kommen Sie dazu, das zu 
behaupten 1 (Abg. Horr: Ich behaupte es, 
weil ich bei den Verhandlungen dabei war und 
Sie nicht I) Dann kommen Sie herunter und 
stellen Sie Ihre Worte unter Beweis ! Ich 
werde Ihnen antworten, wenn es die Zeit 
erlaubt. (Abg. Horr: Der erzählt da Märchen !) 

Über die Höhe dieses Kostenfaktors wird 
man sich zusammenraufen müssen. Kosten­
fragen sind eben relativ komplizierte Fragen. 
(Abg. Dr. Pi t t e rma nn: Aber das Studium 
ist dock abgeschlossen ! Wie kann man das 
als Kosten in Rechnung stellen ?) Das war der 
Grund, warum diese Forderungen gesetzt 
wurden. (Abg. H on': 10.000 S monatlich !) 
Ich betone noch einmal : In bezug auf die 
materielle Seite ·war weitgehende Annäherung 
der Standpunkte erzielt ",·orden. (Abg. Doktor 
Pi t termann:  Bis zum Scheitern !) Das hat 
ja auch Ihr Sprecher Sekal1ina hier zugegeben. 

Das Aufgeben der Automatikklausel können 
Sie angesichts der gegenwärtigen Lage von 
der Ärzte3chaft nicht verlangen. Sie können 
es verlangen, aber nicht erwarten, daß die 
Ärzteschaft nun so ohneweiters diese seinerzeit 
in harten Verhandlungen errungene Position 
aufgibt. Ich möchte nicht sagen, daß man 
sie nicht überhaupt aufgeben kann. Es gab 
einzelne Kammern, die sie aufgegeben haben. 
Es gab Kammern, die auf sie verzichtet 
haben. Aber das liegt eben immer noch bei 
den Verhandlungspartnern, in diesem Fall 
bei der Zahnärzteschaft, daß man sich hier 
einigt. 

Aber Sie haben eine zweite Forderung 
gestellt. Sie haben verlangt, daß im Ver­
handlungswege einer Korrektur des Gesetzes 
zugestimmt wird, das heißt, daß man weiter 
einen gesetzwidrigen Zustand - insbesondere 
die VA in ihren Ambulatorien - in bezug 
auf den § 153 des ASVG. praktiziert ; trotz 
höchstgerichtlicher Entscheidung, trotz Er­
kenntnis des Verwaltungsgerichtshofes, trotz 
einer eindeutig erledigten Aufsichtsbeschwerde 
zuungunsten der Kasse. Und Sie wollten von 
den Zahnbehandlern, daß dieser gesetzwidrige 
Zustand sozusagen im Verhandlungswege von 
den Ärzten stillschweigend toleriert wird. 
Das war ja der Grund, warum es dann letzten 
Endes zum Scheitern der Verhancllungen 
gekommen ist. Das müßte man also auch 
um der Wahrheit willen sagen. 

Wenn Sie hier von brutalem Zynismus 
reden, daß also hier ohne Rücksicht auf 

Verluste gewissermaßen ein Klassenkampf in 
brutalster Form entfacht wird, dann darf 
ich doch auf eines hinweisen : Sie haben diese 
Auseinandersetzungen doch durch eine Kündi­
gung, die der Hauptverband ausgesprochen 
hat und der alle übrigen Kassen umfaßt, 
unerhört verschärft. Wenn Sie heute von 
den . . .  (Abg. H orr: Wer-hat zuerst gekündigt ?) 
Der Hauptverband hat gekündigt. Wenn Sie 
von den 920.000 bedrohten Versicherten reden 
(Abg. H orr: - Sie 'Wi8se1� nicht einmal, wer 
gekündigt hat I) , dann stelle ich dem gegenüber, 
daß Sie, um Druck auf die Zahnbehandler 
auszuüben, die Kündigung - das ist ja 
auch früher gesagt worden - für die übrigen 
Kassen ausgesprochen haben (Abg. H orr: 
Die Bundesangestellten und die Eisenbahner 
wurden von Ihrer Seite gekündigt !) und daß 
nunmehr vielleicht ein Vielfaches der Zahl 
an Versicherten ohne Verträge ist und der 
gleichen Gefährdung ausgesetzt ist . 

Ich betone : Ich persönlich beklage den 
Zustand. Ich habe auch meinerseits hier 
im Hause wiederholt -- auch im Zusammen­
hang mit der Bauernkrankenkasse - der 
Verhandlung und dem Abschluß der Ver­
handlungen das Wort geredet. Solche Maß­
nahmen sind aber nicht geeignet, die Ver­
handlungen zu fördern .  

Dann begründen Sie Ihre Haltung mit 
der Kostenfrage und mit den finanziellen 
Möglichkeiten der Kassen. Das ist Ihr gutes 
Recht. Aber, meine Damen und Herren, 
dann darf doch nicht unterlassen werden, 
auf eines hinzuweisen : 1960 hat der Rech­
nungshof aus Anlaß der Überprüfung der 
Zahnambulatorien festgestellt, daß Sie dort 
ungefähr je Zahnbehandler das Dreifache 
dessen ausgeben, was Sie dem Vertragszahnarzt 
bieteIl . (Abg. H orr: Diese Behauptung beweist, 
daß Sie keine Ahnung haben I) Die Sachlage 
sieht nämlich so aus : Damals - seither hat 
sich die Lage nur geringfügig geändert -
standen 3251 Zahnbehandlern als Vertrags­
zahnärzten 324 Zahnbehandler in kassen­
eigenen Einrichtungen, Ambulatorien gegen­
über. Sie haben für die 3251 Zahnärzte 
270 Millionen Schilling und für die 324 Arzte 
79 Millionen ausgegeben. (Abg. H orr: Weil 
zwei Drittel der Leistungen dort nicht e1'bracht 
werden dürfen, auf Grund Ihrer Verträge ! -
Abg. Dr. Pi t t e rmann: Weil sie doch Leistun­
gen erbringen, die nicht im Vertrag sind I) 
Das sind natürlich gleichfalls Pauschalver­
leumdungen und -verdächtigungen, die zurück­
gewiesen werden müssen ! (Abg. H orr: Sagen 
Sie gleich dazu, warum !) Wo solche Durch­
stechereien vorkommen, sind Sie berechtigt 
und befugt - und da werden Sie auch die 
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Unterstützung der Standesvertretung finden -, 
die notwendigen gesetzlichen Mittel in An­
spruch zu nehmen, um hier nach ÜrdnuDg 
zu sehen. (Abg. Dr. Pi t t e rmann: In den 
Ambulatorien uird Prothetik geleistet I) Aber 
Faktum ist, daß die Krankenkassen damals 
für einen Zahnbehandler in der freien Praxis 
83.051 S ausgegeben haben und für den 
Zahnbehandler im Abulatorium 243.000 S .  
(Abg. Dr. Pi t t e rmann: Weil i n  der freien 
Ordination der Patient das bezahlen muß !) 

Wenn Sie, Herr Abgeordneter Horr, be­
haupten, das hänge dam,it zusammen, daß 
die freien Zahnbehandler in der Praxis die 
Leistungen nicht erbringen, die sie in Rechnung 
stellen, dann werden Sie das . . .  (Abg. Doktor 
Pi t t ermann: Sie las8en sich das zahlen ! -
Abg. H o r r: Sie passen nicht einmal auf, was 
ich 8age I) Na, ich habe schon aufgepaßt. 
Ich kenne Ihre Argumentation. (Abg. Doktor 
Pit t e rmann: Die Ambulatorien machen doch 
andere Dinge !) Die Ambulatorien machen 
natürlich andere Dinge. Aber Sie werden 
doch nicht pauschal behaupten, daß die 
Ambulatorien bessere Leistungen erbringen 
als die freien Zahnbehandler. Das können 
Sie wirklich nicht sagen. (Abg. Dr. Pi t t er­
m a nn: Aber andere, die Sie doch sonst als 
Ka8senpatient bei einem frden Arzt bezahlen 
müssen !) Da bitte ich Sie, doch den Rech­
nungshofbericht des Jahres 1960 diesbezüglich 
nachzulesen ! Ich kann mich jetzt im Detail 
auf alle diese Fragen nicht einlassen. (Abg. 
H on: Ja, da8 müssen Sie dazusagen, wenn 
Sie solche Behaupt�mgen auf8tellen I) 

Schauen Sie, Sie haben ja schon aus anderem 
Anlaß und bei anderer Gelegenheit versucht, 
die Ärzteschaft unter Druck zu setzen. Es 
war aus Anlaß der Ärztegesetznovelle, die 
notwendig geworden war. Sie haben gesehen, 
daß man auf diesem Weg, nämlich mit An­
wendung von Druckmitteln, nicht weiter­
kommt. Sie werden es auch hier nicht können. 
Das sollen Sie zur Kenntnis nehmen ! (Abg. 
H o rr: Drohen können Sie woander8 ! In 
Belgien können Sie drohen, bei un8 nicht !) 
Ich drohe nicht (Heiterkeit bei der F PÖ ) , 
Sie sind es, die gedroht haben. Sie sind es , 
die nach Methoden des Zwanges rufen, so 
wie östlich von uns ; dort kennt man das, 
bei uns nicht. (Abg. Dr. Pi t t ermann: Bei 
Ihnen denkt man an die Ausbeutung I) Vorerst 
regeln wir die Verträge nach dem Gesetz, 
und zwar nach privatrechtlichen Grundsätzen ! 
(Abg. Ho rr: Drohen Sie 'Woanders !) Daran 
werden Sie, Herr Horr, vorerst nichts ändern. 
Das kann ich Ihnen sagen ! (Abg. Horr: 
Sie kennen den Vertrag nic7�t einmal !) Und 
auch die österreichische Ärzteschaft ist bereit, 
unter Umständen, 'wie es der Ihnen politisch 

jn llahostehende Präsident der Kärntner Ärzte­
kammer gesagt hat, die Koffer zu packen 
und zu beweisen, daß sie sich von Ihnen 
nicht unter Druck setzen läßt ! (Abg. H orr: 
Weil Sie immer am v01'letzten Platz waren !) 
'Venn Sie das wollen, setzen Sie in dieser 
Tonart fort ! 

Die Ärzteschaft ist nach 'wie vor verhand­
lungsbereit. Die ÄrzteschaJt ist bereit (Abg. 
Dr. P i t t e rm a n n: . . . den ve1·trag,<llosen Zustand 
Jahre zu belassen, aber immer zu "verhandeln" ! 
- Abg. Ze i l l inger: Drücken Sie sich doch 
nicht von der Verantw01"tung I) , zu zumutbaren 
Bedingungen zu einem Abschluß zu kommen. 
Sie reden immer davon, daß die Versorgung 
der Versicherten nicht sichergestellt ist. Das 
ist unwahr ! N ur ist derzeit die Versorgung 
der Versicherten nicht zu den Bedingungen 
sichergestellt, die die Kasse diktieren wil1 . 
(Abg. Dr. Pit t erma nn: Ja, eben !) Das ist 
ein kleiner Unterschied ! (Abg. Dr. Pi t t e r­
mann: Wer arm ist, muß die Zähne verlieren I) 
Das ist ein kleiner Unterschied ! (Abg. Doktor 
Pit t ennann: Da8 8ind sekr viele Leute !) 
Sorgen Sie dafür, daß die Versicherten, die 
dafür ja beachtliche Beträge leisten, den 
entsprechendel1. Rückersatz bekommen werden. 
(Abg. Dr. P 1: t t e rmann: Dann zahlen sie 
es sich ja 'Wieder 8elbst ! - Zwischenr'uJ des 
Abg. H 0 1'1'.) Es leben ja Millionen und Hun­
derte Millionen von Patienten, die ihre Be­
ziehungen zu den Ärzten auf eine andere 
Weise regeln. (Abg. Gertrude W o ndrack: 
Mit Schmieren ! Ein jeder Arzt hält die Hand 
auf!) Ich glaube nicht, daß dort grundsätzlich 
schlechtere Verhältnisse in bezug auf die 
Verßorgung sind. Wenn heute . . .  (Abg, H orr: 
Die "armen" Ärzte, ein jeder bekommt 10.000 S 
im Monat dazu I) Na ja, ich kenne ja Ihre 
Tour mit dem Neidkomplex. (Abg. H orr: 
Sie haben Neidkomplexe, weil Sie sich nicht 
auskennen !) Ich möchte nicht damit fort­
setzen, daß ich jetzt zu polemisieren anfange 
mit den Einkommen, die gewisse Funktionäre 
etwa aus dem Bereich der Sozialversicherung 
haben. Lassen wir also das , lassen wir es, 
den Neidkomplex hier zu akt.ivieren ! (Abg. 
DT. Pi t t eTmann: Herr Primarius, das können 
S1:e ruhig ! - ZwischenruJ des Abg. H 0 1' 1' .) 

Mit Recht ist hier von Ihrer Seite früher 
betont worden, daß der freie Anwaltstand 
sich seiner Rechte wehren wird. Nehmen 
Sie zur Kenntnis : Auch der freie Ärztestand 
wird das tun ! (Abg. Dr. Pi t t e rma nn: Aber 
dort gibt e8 Armenvertrete1', bei Ihnen nicht !) 
Formulierungen, die Sie hier gewählt haben, 
und Begründungen, die Sie hier vorbringen, 
und eine einseitige Darstellung der gewiß 
schwierigen und komplexen Materie helfen 
uns nicht weiter. 

837 
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Dr. Scrinzi 
Das hier zu sagen, war notwendig. Denn 

ich betone noch einmal : Einseitige Formu­
lierungen vergiften die Atmosphäre, erschweren 
das VerhandlungskJima. Und ich verhehle 
nicht zu sagen, daß ich immer und überall, 
wo ich unmittelbar auf meine Kollegen Einfluß 
nehmen kann, dahin einwirke, daß es not­
wendig ist, diese Dinge zu bereinigen. Ich 
habe das auch in bezug auf unsere Beziehungen 
zur Bauernkrankenkasse immer wieder getan. 
(Zwischenruf des Abg. H orr.  - Abg. Gertrude 
Wondrack: Mit welchem Erfolg haben Sie 
das getan ?) Aber ich muß hier doch appellieren, 
die Dinge etwas objektiver zu sehen, als es 
hier geschieht, und sich doch im Ton nicht 
so zu vergreifen, wie es vor allem die dring­
liche Anfrage in ihrer Begründung tut. Wenn 
das geschieht, dann werden Sie damit rechnen 
können, daß wir im Interesse der Versicherten 
- denn darum geht es ja ; auf dem Rücken 
der Versicherten sollen ja diese zum Teil 
so genannten Prinzipienstreitigkeiten nicht 
ausgetragen werden - die Schwierigkeiten 
bereinigen und in absehbarer Zeit - möglichst 
bald, möchte ich sagen - wiederum geregelte 
Verhältnisse hier haben. (Beifall bei der F PO.) 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner : Ein 
zweites Mal zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Abgeordnete Sekanina. Ihm stehen 
noch acht Minuten zu. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Abgeordneter Sekanina (SPÖ) : Meine 
Damen und Herren ! Hohes Haus ! Herr 
Abgeordneter Primarius Dr. Scrinzi hat am 
Beginn seiner Ausführungen die Schärfe der 
Argumentation im Zusammenhang mit unserer 
dringlichen Anfrage festgestellt. Er hat dies 
einigermaßen erregt vorgetragen. Ich hätte 
Verständnis, Herr Dr. Scrinzi, wenn Sie diese 
Nervosität deswegen an den Tag gelegt hätten, 
weil Sie mit uns diese zwei Nächte oder 
noch länger verhandelt haben. Meine Ver­
handlungspartner sitzen hier oben : Herr 
Präsident Dr. Daume, Dr. Brenner und 
Bucher. Wir haben unmittelbar erlebt, 
um, welche Probleme, Fragen und Einzelheiten 
es geht. Wir haben keineswegs - und das 
haben Sie, Herr Abgeordneter Dr. Scrinzi, 
erklärt - Schärfe in die Diskussion getragen, 
wenn wir in einer dringlichen Anfrage - damit 
verbunden dann auch Gesetzesänderungen -
fragen, ob die, Frau Bundesminister bereit ist, 
dieses und jenes zu tun. (Abg. Dr. Scrinzi: 
"Klassenkampf in der brutal8ten Form" 
ist keine Schärfe ?) 

Ich kann festhalten, Herr Dr. Scrinzi, 
daß Ihre · Argumentation nicht dazu beiträgt, 
den Fragenkomplex in Ordnung zu bringen. 
(Abg. Dr. Scri nzi: Das hat niemand behauptet I) 

Sie haben gesagt : Die Ärzteschaft ist ver­
handlungsbereit ! ,  und ich bestreite nicht, daß 
diese Formulierung ihrerseits gemacht wurde. 
Ich stelle fest : Auf Grund unserer gestrigen 
Verhandlungen haben wir auch als Vertreter 
des Hauptverbandes der österreichischen 
Sozialversicherungsträger erklärt : Wir ver­
handeln. Ist aber ein Verhandlungsstadium 
erreicht, in dem die gegenseitigen Forderungen, 
die gegenseitigen Wünsche und gegenseitigen 
Angebote keine Annäherung erlauben, dann 
stellen wir fest : Trotz Verhandlungsbereitschaft 
konnten wir uns in diesem Fragenkomplex 
nicht einigen. 

Sie haben auf Grund eines Einschauberichtes 
des Rechnungshofes erklärt, daß die Ambu­
latorien die dreifachen Kosten ausgewiesen 
haben. Das ist eine pauschale Erklärung, 
die Sie abgegeben haben. Sie müssen hinzu­
fügen, welche Ambulatorien das sind. Wir 
haben durchaus Ambulatorien, die also . . . 
(Abg. Dr. Scr inzi: Zahnambulatorien l) Nicht 
nur die Zahnambulatorien (Abg. Dr. Scrinzi: 
Der Rechnung8hofbericht bezieht 8ich auf die 
Zahnambulatorien I) , die im Rechnungshof­
bericht ausgewiesen werden. Herr Dr. Scrinzi, 
lassen Sie mich ausreden ! Sie haben sich 
auf einen bestimmten Bereich bezogen. Es 
gab ja zu diesem Zeitpunkt in Österreich 
mehr von den Kassen geführte Zahnambula­
torien als jene, die im Rechnungshofbericht 
behandelt wurden. Deswegen kann man nicht 
pauschal erklären, daß alle Zahnambulatorien 
die dreifachen Kosten verursacht haben. 

Herr Dr. Scrinzi ! Ich verstehe Ihre Argu­
mentation und Ihr Eintreten für einen Berufs­
stand, dem Sie selbst angehören. Wenn Sie 
aber am Beginn Ihrer Ausführungen erklärten, 
daß die Ärzteschaft verhandlungsbereit ist, 
wenn Sie erklärten, daß von uns eine Schärfe, 
die ungebührlich ist, in die Diskussion hinein­
getragen wurde, dann darf ich wohl fest­
stellen : Es hat niemand bestritten, daß Sie 
das Recht haben, Ihre Auffassung hier zu 
vertreten. Bei der Besonderheit, daß Sie 
selbst diesem Berufsstand angehören, werden 
Sie aber mit derartigen Feststellungen, Formu­
lierungen, die Sie vorgebracht haben, nichts 
Wesentliches dazu beitragen, um diese Kon­
fliktsituation zu lösen. 

Die Automatikfrage habe ich im ersten 
Teil meiner Ausführungen behandelt. Ich 
habe ausdrücklich erklärt, daß die Zeit nicht 
ausreicht, um die Entwicklungsgeschichte 
dieser Automatik im Detail zu erklären. 
Ich darf aber feststellen : Wir haben in anderen 
Bereichen auch die Automatik besessen, und 
ihre Abschaffung hat durchaus keine nach­
teilige Wirkung für den gesamten Vertrags-
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Sekanina 

zustand bei den praktischen Ärzten oder 
Fachärzten im Wiener Bereich mit sich 
gebracht . 

Wir haben keinen Neidkomplex. Sie haben 
die Einkommensverhältnisse von Sozialver­
sicherungsfunktionären erwähnt, wissen aber 
selbst ganz genau, wie groß die Funktions­
gebühr eines Obmannes eines Versicherungs­
trägers ist, kennen also diese Größenordnungen. 
Ich habe nicht den Eindruck, daß derartige 
Diskussionen dazu führen könnten, den Kon­
fliktstoff zu lösen. 

Ich möchte abschließend festhalten : Die 
Verhandler haben - soweit es den Haupt­
verband der Sozialversicherungsträger be­
trifft - gestern erklärt und bleiben bei dieser 
Erklärung : Natürlich sind wir verhandlungs­
bereit. Wir können aber eine Regelung nicht 
so akzeptieren, daß die Vorstellungen und 
Wünsche der Ärzteschaft von uns zur Gänze 
zur Kenntnis genommen werden. Wir haben 
deswegen verhandelt, weil uns auch die Ärzte­
schaft erklärt hat : Auch unsere Vorstellungen 
allein können nicht das Maßgebende sein. 

Ich stelle jedoch fest, daß wir vor allem 
auf der finanziellen Seite seit Beginn der 
Verhandlungen doch ein erhebliches Maß an 
Beweglichkeit aufgezeigt haben. Persönlich 
meine ich : Sollte morgen noch ein Gespräch 
stattfinden, dann wären wir - das habe ich 
schon vorhin erklärt - dazu bereit. Wir 
sind aber der Auffassung : Sollte morgen 
keine Lösung zustandekommen, dann müssen 
eben auf gesetzlicher Ebene Maßnahmen ein­
geleitet oder getroffen werden, die dazu führen, 
daß diese Konfliktsituation nicht auf dem 
Rücken der Versicherten ausgetragen wird. 
(Beifall bei der S PÖ.) 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner : Als 
nächstem Redner erteile ich dem Herrn Ab­
geordneten Frühbauer das Wort. 

Abgeordneter Frühbauer (SPÖ) : Herr Prä­
sident ! Sehr geehrte Damen und Herren ! 
Bei den Ausführungen des Herrn Abgeord­
neten Dr. Scrinzi war ich ursprünglich der 
Auffassung, daß er mehr als Standesvertreter 
spricht und nicht die offizielle Meinung der 
FPÖ hier zum Ausdruck bringt. Nach dem 
Applaus zu schließen, dürfte das aber die 
parteioffizielle Meinung der Freiheitlichen sein, 
womit sich, glaube ich, gewisse Komplika­
tionen für die Einhelligkeit ergeben in der 
Sorge um die Volksgesundheit, die bei diesem 
Fragenkomplex anläßlich der letzten dring­
lichen Anfrage in der Debatte zum Ausdruck 
gekommen ist. 

Wenn Kollege Dr. Scrinzi sagt, es wäre 
eine einseitige Darstellung, so möchte ich 

doch richtigstellen, daß es nicht die Sozial­
versicherungsträger waren, die die Ver!räge 
aufkündigten, sondern daß als erste die Arzte 
die Verträge mit den beiden Beamtenkassen 
gekündigt haben. (Abg. H o r r :  Herr Doktor 
Scrinzi 1 Haben Sie das gehört ?) Herr Doktor 
Scrinzi ! Auch die Ausdehnung des Kon­
fliktes ist nicht von den Sozialversicherungs­
trägern her entstanden. Wenn wir uns kurz 
zurückerinnern, so sehen wir, daß der Kon­
flikt auch wieder von der Ärzteschaft aus­
gedehnt worden ist : zuerst Kündigung der 
Zahnärzte, dann Solidaritätskündigung der 
Dentisten bei den Beamtenkassen, dann die 
Erklärung der praktischen Ärzte, ebenfalls 
zu kündigen, wenn es zu keinem Vertrags­
abschluß kommt. Also eine richtige Eska­
lation auf der Seite der Ärzteschaft und nicht 
auf der Seite der Sozialversicherungsträger. 
Das muß man doch, um der Wahrheit die 
Ehre zu geben, klar zum Ausdruck bringen. 
(Abg. H o r r :  Das versteht er nicht 1) 

Wenn Sie gesagt haben, daß man sich gegen 
die Methoden zur Wehr setzen muß, die an­
gewendet werden, so muß man das doch in 
diesem Zusammenhang betrachten. Es freut 
uns, daß die Ärzte in einem Telegramm zum 
Ausdruck gebracht haben, daß eine Ver­
handlungsbereitschaft besteht. Wir hoffen, 
daß es doch noch zu einer Regelung kommt. 
Ist aber die Frage des Geldes nicht mehr 
der Konfliktstoff und bringen Sie zum Aus­
druck, daß es nur darum geht, daß die Ver­
sicherungsträger weitere Leistungen für die 
Ambulatorien wollen, so bin ich nur so weit 
informiert, daß es um eine entscheidende 
Frage geht, nämlich um die Kieferregulierun­
gen, die sehr lange für die Kinder in den 
Ambulatorien gemacht wurden, jetzt aber 
auf Grund eines Gerichtsurteiles nicht mehr 
durchgeführt werden dürfen. (Abg. Doktor 
Sc  r i n z i :  Sonst wäre das gegen das Gesetz 1) 
Das ist nicht bestritten, sehr richtig ! 

Nach den heutigen Ausführungen der Frau 
Bundesminister würden wir nur die Satzung 
zu ändern brauchen, um im gegenwärtigen 
Zeitpunkt das Recht zu haben, diese Kiefer­
regulierungen bei Kindern durchzuführen. Die 
Frau Bundesminister hat es so zum Aus­
druck gebracht, daß zum Zeitpunkt des ver. 
tragslosen Zustandes keine Novelle des Ge. 
setzes notwendig ist, sondern nur eine No· 
velle der Satzungen durch einen Haupt. 
versammlungsbeschluß notwendig wäre. (Abg. 
Me l t e  r :  Gegen das Gesetz 1) Warum gegen 
das Gesetz ? Wenn die Ärztekammer den 
Standpunkt vertritt, daß bei einem ver­
tragslosen Zustand (Abg. Dr. Scri n z i :  Sie 
vertreten selbst nicht den Standpunkt, Herr 
Frühbauer 1) überhaupt keine Leistung im 
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Ambulatorium erbracht werden kann, weil 
nur Leistungen erbracht werden dürfen, die 
im Vertrag enthalten sind, so kann ich genauso 
den Umkehrschluß machen und festhalten, 
daß dann alle Leistungen erbracht werden 
können, weil eben kein Vertrag besteht, 
sondern der Vertrag gekündigt wurde. 

Man könnte sich mit dieser Frage aus­
einandersetzen und auch zu einem Ergebnis 
kommen, das - und das ist entscheidend -
auch den Versicherten Rechnung trägt. Denn 
die Frage der Kieferregulierungen ist eine ent­
scheidende Frage für die j ungen Menschen, 
ihre Zukunft, für ihr ganzes Leben, für ihre 
Berufslaufbahn und für ihre Möglichkeiten, 
die sie im späteren Leben haben werden. 

Denn was sehen wir heute immer wieder ? 
Wenn den Eltern die Möglichkeit finanzieller 
Art fehlt, das durchzuführen ( Abg. 
Dr. Scr in z i :  Kennen Sie d-ie Erfahrungen, 
die man in England mit den kostenlosen K iefer­
regulierungen gemacht hat ? Alles danebenge­
gangen !) Da können nur die Ärzte schuld 
gewesen sein, wenn sie es nicht richtig re­
guliert haben. (Beifall bei der SPO. - Abg. 
Ze i l l ing e1' :  Aber die verstaatlichten Ärzte !) 
Ich kann nur aus Erfahrung sprechen. Denn 
in unseren Ambulatorien der Eisenbahnver­
sicherungsanstalt sind die Leute sehr zu­
frieden gewesen, weil die Regulierungen mit 
einem hundertprozentigen Erfolg durchge­
führt wurden. Es kann daher die Schuld 
nur auf Seite der Ärzteschaft liegen. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang doch 
noch die Frage aufwerfen, inwieweit man 
bei der Beurteilung der Belastung, die man 
den Menschen auferlegt, Zeit hat, wirklich 
noch lange zuzuwarten, bis es zu Lösungen 
kommt. Wir müssen doch außer Zweifel 
festhalten, daß heute der vertragslose Zustand 
für mehr als 900.000 Menschen schon eine 
schwere finanzielle Belastung mit sich bringt. 
Wenn man auch sogenannte soziale Empfeh­
lungstarife herausgegeben hat, so bedeutet 
das doch nicht, daß diese Tarife von allen 
Ärzten angewendet werden, denn in Wirk­
lichkeit sind ja sehr starke . . . (Abg. Doktor 
Scrinz i :  Warum haben Sie zum 31. Juli 
gekündigt und den Streit ausgeweitet ?) Ich 
habe erklärt, Herr Doktor, die Kündigung, 
die Eskalation erfolgte durch die Ärzteschaft. 
Die Sozialversicherungsträger mußten nach 
all diesen Maßnahmen - Zahnärzte, Den­
tisten, praktische Ärzte ; Sie wissen ja selbst, 
wie diese Steigerung vor sich gegangen ist -
nun eine Generallösung anstreben, 
denn wenn es zu keiner General-
lösung kommt, wird es ja immer so weiter­
gehen. Wir müssen offen aussprechen, daß 
unsere Volksgesundheit doch nicht dauernd 

das Streitobjekt beim Ausspielen zwischen 
den einzelnen Versicherungsträgern und der 
Ärzteschaft sein kann. Das muß uns doch 
klar sein. 

Die heutigen Belastungen sind ja sehr 
unterschiedlicher Art, denn einzelne halten 
sich an die sozialen Empfehlungstarife und 
die anderen überhaupt nicht. Es kommt 
dazu, daß bei einfachen Behandlungen, beim 
Plombieren und unter Umständen bei Zahn­
steinreinigungen, für ein Kind zusätzlich 140 
bis 150 S aufgebracht werden müssen. Wir 
sehen, daß bei Prothesen bis zu 1000 S zu­
sätzlich aufgebracht werden müssen. Wir 
müssen feststellen, daß eine Reihe von Men­
schen nicht die Möglichkeit hat, Ambu­
latorien aufzusuchen, oder, wenn es not­
wendig ist, Freizeit braucht und damit zu­
sätzlich Opfer auf sich nehmen muß . In 
einem Krankheitsfall kommt es auch zur Be­
lastung des Arbeitgebers und der Sozialver­
sicherung selbst. 

Ich möchte noch etwas anderes offen aus­
sprechen. Die Meinung derjenigen, die die 
Standesvertretung vertritt, der Zahnärzte und 
Dentisten, ist nicht genau in der Richtung, 
wie sie der Herr Präsident oder Vizepräsident 
zum Ausdruck bringt. (Abg. Dr. Scr inzi :  
Das ist so wie beim A rbeitszeit- Volksbegehren !) 
Sehr viele der Dentisten und Zahnärzte, Herr 
Kollege Scrinzi, wären ja bereit, zu den An­
geboten der Versicherungsträger weiterhin den 
Versicherten gegenüber ihre Leistungen zu er­
bringen. Gar manche tun es j a  auch, aber 
das ist halt sehr gefährlich, weil die Standes­
vertretung j a  Sanktionen, mit Bestrafung 
bis zu 5000 S, verhängt. Es ist zum Bei­
spiel gesagt worden, daß man hier gegen die 
Standesehre verstößt und damit eine Mög­
lichkeit der Disziplinarmaßnahme hat . (Abg. 
Dr. Scr inzi :  Das sagen Sie als Gewerk­
schafter ? - Abg. Ze i l l ing er : Ich werde 
Sie beim nächsten Streik daran erinnern !) 
Ich sage als Gewerkschafter ganz offen etwas : 
Wenn bei uns ein Arbeitswilliger genötigt 
wird, dann kommen Sie mit dem Antiterror­
gesetz, dann wird bei uns jeder verurteilt. 
(Beifall bei det· SpO.) Wenn aber Sie arbeits­
willige Zahnärzte und Dentisten nötigen und 
bis zu deren Existenzgefährdung gehen, dann 
ist das die freie Welt, die Freiheit des Berufs­
standes. Ja wo bleibt da die Freiheit des 
Berufsstandes der Ärzteschaft überhaupt, wenn 
der Arzt nicht mehr frei entscheiden kann, 
ob er zu den bisherigen Bedingungen ar­
beitet ? (Abg. Z e i l l inger :  Auch det· Ar­
beite-, !) Beim Arbeiter ist ja der Schutz durch 
das Antiterrorgesetz vorhanden. (Abg. Ze i l­
l ingu:  Böhm Schani, schau oba auf die 
Streikbrecher I) Aber bei der Ärzteschaft geht 
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es so weit, daß man mit einem Disziplinar­
recht den Betreffenden hindert, zu den bis­
herigen Vertragsbestimmungen zu arbeiten. 

Ich möchte zum Ausdruck bringen, daß 
diese Frage der Arbeistwilligkeit und des 
Einzelvertrages nicht auf der Ebene der Ge­
werkschaften behandelt werden kann. (Abg. 
Dr. S cr inzi :  Sie drohen als kollektivvertrag­
denkender Standesvertreter, als Gewerkschafter I) 
Ja, Herr Kollege Dr. Scrinzi, als Gewerk­
schafter. Schauen Sie das Kollektivvertrags­
recht an, sagen Sie mir irgendeinen Fall, 
daß, wenn ein Kollektivvertrag gekündigt 
wird, ein Arbeiter nicht mehr zu den alten 
Bestimmungen weiterarbeiten darf. Aber bei 
Ihnen, bei der Ärzteschaft, ist das so. Das 
ist doch keine Freiheit des Berufsstandes. 
Das ist die Tatsache, mit der man sich aus­
einandersetzen muß. Ich glaube auch, daß 
hier die Möglichkeit besteht, doch noch 
Änderungen zu erreichen. (Abg. Ing. Häuser :  
24  Prozent werden wir verlangen beim M ussil, 
und dann werden wir sehen, was er sagen 
wird ! - Abg. Weikhar t :  Jetzt hat es dem 
M u8sil die Rede verschlagen !) 

Ich möchte zum Abschluß feststellen : Wenn 
bei einer Verhandlung mit den Zahnärzten, 
wie wir gehört haben, ein Angebot von 
470 Millionen Schilling steht und man trotz­
dem keine Einigung erzielen kann, wenn um­
gekehrt bei Verhandlungen der Gewerkschaf­
ten um Lohnerhöhungen um halbe Prozente 
gestritten wird, wenn wie bei den öffentlich 
Bediensteten bei der Wertsicherungsklausel 
um ein Zehntelprozent mit dem Finanz­
ministerium gerauft wird und in der Mitte 
ein Kompromiß getroffen wird, dann muß 
ich fragen, wo hier die Verhandlungsbereit­
schaft der Ärzteschaft vorhanden ist. ( Bei­
fall bei der SPÖ.) Das muß ich hier zum 
Ausdruck bringen, da man bei so großen 
Differenzbeträgen verbleibt. 

Ich möchte festhalten, daß wir als Gewerk­
schafter offen aussprechen müssen, daß der­
artige Belastungen der Beamtenschaft ohne 
Abgeltung nicht übernommen werden können. 
(Beifall bei der SPÖ.j Daher ist im Interesse 
aller Sorge zu tragen, daß möglichst bald 
ein Vertragsabschluß zustandekommt, weil 
wir alle an einer Entwicklung ruhiger Art 
auf dem Lohnsektor interessiert sind und weil 
wir alle noch mehr an der Sicherung der 
V olksgesundheit, an der Sicherung der Ge­
sundheit unserer jungen Menschen interessiert 
sein müssen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Als näch­
stem Redner erteile ich Herrn Abgeordneten 
Dr. Kohlmaier das Wort. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier (ÖVP) : Herr 
Präsident ! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren ! Die Situation, die angesichts dieses 
bestehenden Konfliktes vor uns liegt, schafft 
uns vor allem deshalb ein gewisses Unbe­
hagen, weil wir alle das Gefühl haben, daß 
hinter den aktuellen Auseinandersetzungen 
irgend etwas anderes steht : eine Kritik am 
System des Allgemeinen Sozialversicherungs­
gesetzes. (Abg. Dr. Scrinz i :  Das Ihre Partei 
mitgeschaffen hat I) Richtig. 

Wir sind - Herr Abgeordneter Dr. Scrinzi, 
ich darf das hier sagen - der Meinung, daß 
das Konzept des Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetzes grundsätzlich richtig ist. (Abg. 
Dr. Scrinz i :  Details sind aber problematisch !) 
Es beruht darauf, daß sich die Interessen­
vertretungen der Ärzte mit der Sozialver­
sicherung in Gesamtverträgen zu einigen haben, 
und es beruht nicht zuletzt darauf, daß in 
der Solidaritätsgemeinschaft der Versicherten 
Wohlhabendere und Ärmere zusammenge­
schlossen sind und daß jeder Versicherte dem 
Arzt als ein Versicherter, als ein nach Mög­
lichkeit gleicher Versicherter gegenübertritt, 
ohne daß seine besondere Einkommenssitua­
tion dabei eine entscheidende Rolle spielt. 
Das ist das Konzept des Allgemeinen Sozial­
versicherungsgesetzes. 

Es wäre sehr schön und sehr richtig, wenn 
es gelingen könnte, in absehbarer Zeit diesen 
Konflikt durch eine neue Vereinbarung zu 
begraben und weiterzuarbeiten. Wenn das 
nicht gelingen sollte, so wäre es tatsächlich 
sehr überlegenswert, gewisse Modifikationen 
im Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz an­
zubringen. 

Ich persönlich verstehe überhaupt nicht, 
was diese Frage etwa mit dem freien Westen 
oder womöglich mit dem Abendland zu tun 
hat . Wenn der Gesamtvertrag nicht existiert, 
Herr Dr. Scrinzi, dann wird der einzelne 
Patient zum Arzt gehen und fragen : Was 
kostet mich das, wenn Sie diese oder jene 
Behandlung durchführen ? Der Arzt wird es 
ihm mitteilen, und der Patient wird sagen : 
Machen Sie es . - Das ist ein Einzelvertrag, 
der zwischen dem Patienten und dem Arzt 
zustande kommt. Da ist das Abendland nicht 
bedroht. Aber wenn die Kasse mit dem 
einzelnen Arzt denselben Vertrag schließt 
und sagt : Meine Leute wirst du zu diesem 
Tarif behandeln ! ,  da geht es auf einmal um 
die Freiheit des Ärztestandes. Das sehe ich 
nicht ein. (Abg. Dr. Scrinzi: Ich empfehle 
Ihnen, das in der Zeitung der Ärztevereinigung 
abzudrucken ! - Rufe bei der SPÖ: Na und ? 
- A bg. Zei l l inger: Der He1"r Abgeordnete 
Kohlmaier geniert sich ohnehin, nicht aber 
seine Parteifreunde I) 
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Dr. Kohlmaier 
Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 

Mit der Bitte, diese Frage wirklich sachlich 
zu sehen, möchte ich zurückkommen auf den 
Gegenstand der Anfrage an die Frau Bundes­
minister, aber auch auf das, was der Herr 
Abgeordnete Dr. Pittermann gesagt hat. 

In der Anfrage wird offenbar auf eine Re­
gierungsvorlage Bezug genommen, die die 
Frau Bundesminister vorlegen soll. Ich glaube, 
daß die letzte Anfragebeantwortung der Frau 
Bundesminister zu einer sehr ähnlichen Frage 
sicher auf irgendeine Weise befruchtend auf 
die Verhandlungen gewirkt hat. Wir wollen 
vielleicht jetzt noch ein wenig zuwarten und 
hoffen, daß die letzte Entwicklung etwas 
weitergeht. Ich habe über die gestrigen Ver­
handlungen so wie sicher viele von uns gehört, 
daß man doch nicht von einer hoffnungslosen 
Situation sprechen kann. Wenn man eine 
Regierungsvorlage einbringen wollte, so würde 
das sicher eine etwas längere Zeit in Anspruch 
nehmen. (Abg. Ing. Häuser: Es gibt auch 
gemeinsame Initiativanträge ! Mit denen geht 
es geschwinder !) Ja, ja. Ich sage das nur 
deswegen, weil die Anfrage wegen einer Re­
gierungsvorlage an die Frau Minister gerichtet 
ist . Aber es ist richtig, das wäre dann sicher 
zielführender . Gerade eine solche Regierungs­
vorlage müßte sehr gründlich beraten werden. 
Die Frau Bundesminister hat hier ausdrück­
lich gesagt, daß sie eine solche Vorlage mit 
allen beteiligten Kreisen sehr gründlich be­
ra ten würde. 

Wir wollen hoffen, daß die Ent"yjcklung, 
die sich in der allerletzten Zeit doch wieder 
etwas günstiger zeigt, gut weitergeht und daß 
es zu einem Vertrag kommt. 

Ich möchte aber nicht abschließen, ohne 
noch etwas zu sagen, wobei ich glaube, nicht 
nur im Namen meiner eigenen Fraktion spre­
chen zu können : Wir alle wissen, wie schwierig 

1 .  Bericht des Handelsausschusses über die 
Regierungsvorlage (879 der Beilagen) : Bundes­
gesetz, mit dem die Straßenverkehrsordnung 
1960 neuerlich abgeändert und ergänzt wird 
(3 . Straßenverkehrsordnungsnovelle) (1283 der 
Beilagen) ; 

2. Bericht des Handelsausschusses über die 
Regierungsvorlage (1219 der Beilagen) : Bun­
desgesetz betreffend die Abänderung des 
Handelskammergesetzes (4. Handelskammer­
gesetznovelle) (1284 der Beilagen) ; 

3. Bericht des Justizausschusses über die 
Regierungsvorlage (1 172 der Beilagen) : Bun­
desgesetz über die Bestimmung der Kosten, 
die einem durch die Bezirksverwaltungs­
behörde vertretenen Minderjährigen in gericht­
lichen Verfahren zu ersetzen sind (1292 der 
Beilagen) ; 

4. Bericht des Justizausschusses über die 
Regierungsvorlage (1 175 der Beilagen) : Bun­
desgesetz über den Rechtsanwaltstarif (1293 der 
Beilagen) ; 

5 .  Bericht des Justizausschusses über die 
Regierungsvorlage (1215 der Beilagen) : Bun­
desgesetz, mit dem das Bundesgesetz über die 
Zahlung einer Pauschalvergütung für die 
Tätigkeit von Rechtsanwälten als Armen­
vertretern in gerichtlichen Verfahren geändert 
wird (1294 der Beilagen) ; 

6 .  Bericht des Unterrichtsausschusses über 
die Regierungsvorlage (1236 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
über vorübergehende Maßnahmen betreffend 
die Abhaltung von Rigorosen an den Rechts­
und staatswissenschaftlichen Fakultäten der 
Universitäten und an der Sozial-, wirtschafts­
und rechtswissenschaftlichen Fakultät der 
Hochschule für Sozial- und Wirtschaftswissen­
schaften in Linz neuerlich abgeändert wird 
(1286 der Beilagen) ; 

die Verhandlungen sind, die derzeit geführt 7. Bericht des Unterrichtsausschusses über 
werden. Wir wissen, wie mühselig es ist und die Regierungsvorlage (1266 der Beilagen) : 
was für eine nervliche und physische Bean- Bundesgesetz, mit dem die Pharmazeutische 
spruchung diese Verhandlungen für alle jene Studien- und Prüfungsordnung abgeändert 
darstellen, die oft bis spät in der Nacht bei- wird (1287 der Beilagen) ; 
sammensitzen müssen. Ich glaube, es wäre 8. Bericht des Ausschusses für Land- und 
auch angezeigt, allen denen zu danken, die Forstwirtschaft über die Regierungsvorlage 
sich in der letzten Zeit

. 
so !ntensiv und unter (1217 der Beilagen) : Bundesgesetz, womit das 

solchen Anstrengungen m dIese Verhandlu�gen Wasserrechtsgesetz 1959 abgeändert wird einges�haltet haben. (Beifa,ll bei der Ö V P (1295 der Beilagen) ; 
und be� Abgeordneten der SPÖ.j 

9 B . ht d A h f" . I V 
Präsident Dipl. -Ing. 

Wort hat sich niemand 
Debatte ist geschlossen. 

. erIC es ussc usses ur SOZla e er-
Waldbrunner : Zum waltung über die Regierungsvorlage (1248 der 
mehr gemeldet. Die Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das Kriegs­

opferversorgungsgesetz 1957 neuerlich abge­
Die n ä c h s t e  Sitzung des Nationalrates ändert und ergänzt wird (1288 der Beilagen) ; 

berufe ich für morgen, Donnerstag, den 10. Bericht des Ausschusses für · soziale 
22. Mai, um 9 Uhr mit folgender Tagesordnung Verwaltung über die Regierungsvorlage 
ein : (1249 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem 
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Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner 

das Heeresversorgungsgesetz neuerlich abge- und ergänzt wird (20. Opferfürsorgegesetz. 
ändert und ergänzt wird (8 .  Novelle zum Novelle) (1290 der Beilagen) ; 
HeeresversorgungGgesetz) (1289 der Beilagen) ; 12. Erste Lesung des Antrages 97/A der 

Abgeordneten Skritek und Genossen betreffend 
1 1 .  Bericht des Ausschusses für soziale 20. Opferfürsorgegesetz-Novelle. 

Verwaltung über die Regierungsvorlage 
(1250 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem 
das Opferfürsorgegesetz neuerlich abgeändert 

Diese Sitzung beginnt mit einer Fragestunde. 

Die heutige Sitzung ist g e s c h l o s s e n. 

SchIu' der Sitzung: 20 Uhr 50 Minnten 

österreichische Staatsdruckerei L0023409 
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